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Vorrede 



Die vergleichende Darstellung der schweizerischen 
Strafrechte, von welcher hier der erste Band vorliegt, ist 
im Auftrage des schweizerischen Bundesrathes 
als Vorarbeit für ein einheitliches Strafrecht 
unternommen worden. Der Vorsteher des eidgenössischen 
Justizdepartementes, Herr Bundesrath Dr. L. Rtwhonnet. 
Hess dem Bearbeiter in Bezug auf den Plan und die Aus- 
fuhrung der Arbeit vollständige Freiheit. Die in der Dar- 
stellung aufgestellten ^Vnsic^ten und Urtheile sind daher 
lediglich der Ausdruck der wissenschaftlichen reber- 
zeugung des Verfassers. 

Für die Anlage des Werkes war die gesetzgeberische 
Zweckbestimmung überall massgebend und leitend. 

Es soll zunächst dem Bundesrath und der Bundes- 
versammlung über den Stand der schweizerischen Straf- 
gesetzgebung in der Art Rechenschaft gegeben werden, dass 
diese hohen Behörden ohne die Mühsal fachlicher Forschung 
zu erkennen vermögen, worin die schweizerischen 
Strafrechte übereinstimmen und worin sie von 
einander abweichen. Es soll überdies versucht wer- 
den, die geltende Strafgesetzgebung vom ge- 
setzgeberischen Standpunkte aus zu würdigen. 

Es steht zu hotten, dass auch weitere Kreise, insbeson- 
dere die Vertreter des Straf- und (JefUngnisswcsens, der 
Darlegung Aufmerksamkeit schenken werden. 
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Die Schwierigkeit der Aufgabe und die Verantwortlich- 
keit, welche- sie dem Bearbeiter auferlegt, erforderten eine 
ausserordentlich sorgsame Vorbereitung. Daher erschien 
als Vorarbeit der Vorarbeit zunächst eine systematische 
Zusammenstellung der geltenden (iosetzostexte der .Straf- 
gesetzbücher. Auf Hrund derselben war es möglich, die 
Darstellung des ( iosotzesinhaltes kurz zu fassen und den 
Nachdruck auf die systematische Verarbeitung des ( Jo- 
se tzesstotfes zu legen. Dabei wurde in Betracht gezogen, 
dass es sich nicht darum handelt, das Strafrecht einzelner 
Kantone so vorzuführen, dass daraus dem Rechtssuchenden 
unmittelbare Förderung erwächst, vielmehr soll der Bun- 
desgesetzgeber über den gesetzgeberischen Gedanken- 
inhalt der kantonalen Strafrechte unterrichtet werden. Dem 
Bundesgesetzgeber kommt es nicht darauf an, die kanto- 
nalen Strafrechte in allen Einzelheiten kennen zu lernen: 
er will die (irundzüge des schweizerischen Straf- 
rechts erfassen und sie an dem Strafzwecke auf ihren 
gesetzgeberischen Werth prüfen. Die kantonalen Straf- 
rechte durften daher nicht als für sich abgeschlossene 
(iesetzeswerke betrachtet werden, sondern in ihrer Be- 
deutung als eine Vielheit gesetzgeberischer Erscheinungen, 
die bestimmt sind, sich zu einer Einheit zu- 
sammen zu sc Ii Messen. 

Die kantonalen Strafrechte sind das wichtige und werth- 
volle Material, aus dem ein eidgenössisches Straf- 
gesetzbuch erstehen wird. In einem ähnlichen Sinne 
bezeichnete ein schweizerischer Forscher die kantonalen 
Rechte als . dogmengesch i eh tl ich es Material u . 

Wer eine Darstellung der geschichtlichen Ent- 
wicklung erwartet, wird sich getauscht finden. An der 
Lust zu strafrechtsgeschichtlicher Forschung fehlte es 
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nicht; allein die Sichtung und Durcharbeitung des reichen 
Stoffes würde ein so grosses Opfer an Zeit erfordert haben, 
dass dem Wunsch, die Darstellung auf geschichtlicher 
Grundlage aufzubauen, nicht nachgegeben werden durfte. 

Ob es gelungen ist. die Grundzüge des schweize- 
rischen Strafrechts in einfacher Klarheit herauszustellen, 
wird die Kritik entscheiden, jedenfalls wurde alle Kraft 
angespannt, um dieses Ziel zu erreichen. Vielleicht würde 
die Darstellung ohne die Quellenzitate lesbarer geworden 
sein: allein ich überzeugte mich, dass vollständige Genauig- 
keit nur bei Anführung der Gesetzosstcllon zu erreichen ist. 
indem diese allein eine sichere Nachprüfung gestattet. Wenn 
die Darstellung nicht überall gleichmassig ist. so erklärt 
sich auch dieses aus der gesetzgeberischen Zweckbestim- 
mung. Die Fragen, welche für den Gesetzgeber besonderes 
Interesse bieten, mussten eingehender besprochen werden, 
als Gegenstande, über welche Uebereinstinunuiig besteht. 

Die grösste Aufmerksamkeit verdient das G ef ang- 
in sswe so n. Dank der Unterstützung meiner verehrten 
Freunde, der Herren Dr. L. dn'iUaumr. Direktor des eid- 
genössischen statistischen Bürcau in Bern, und .I.Y. Harbin. 
Direktor der Strafanstalt Lenzburg, konnte das Gefäng- 
nisswesen der Schweiz genauer dargestellt werden, als es 
bisher geschehen ist. Direktor Harbin zog bei seinen 
Kollegen über die Gesetzgebung und über das System des 
Strafvollzuges Berichte ein. während Dr. Guillaumo werth- 
, volle statistische Erhebungen veranstaltete, deren Ergch- 
niss in mehreren Tafeln zusammengestellt ist. 

Die interessanten Angaben über die Anwendung 
der Todesstrafe beruhen auf amtlichen Mittheilungen 
der kantonalen Justizdirektionen und Staatskanzleien, denen 
ich für die Bereitwilligkeit, mit der sie meinen Gesuchen 
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um Auskunft jederzeit entsprachen, ehrerbietigen Dank 
ausspreche. 

Es erschien wünschenswerth, der Darstellung eine 
Uebersicht der Literatur und eine staatsrecht- 
liche Erörterung vorangehen zulassen. Die Bundes- 
behörden mögen aus dem Literaturverzeichnis» ersehen, 
dass die wissenschaftliche Vorarbeit für die Verein- 
heitlichung des Strafrechts vor Jahren begonnen hat und 
uns die politische That des < iesetzgebers nicht unvorbereitet 
findet. Wenn die Literatur des vergleichenden schweize- 
rischen Strafrechtes annähernd vollständig ist, so danke 
ich dies zumeist der freundschaftlichen Hülfe des Herrn 
Bundesrichter Charles Sohlait in Lausanne. Für den 
staatsrechtlichen Theil der Einleitung bethütigte Kollege 
L. Ii. ron S«fh* in Basel das Interesse des Kenners. 

Herr Dr. jur. Leo Weber, Sekretär für Gesetzgebung 
im eidgenössischen Justizdepartement, stand mir überall 
mit Rath und That zur Seite. 

Die Freunde und Kollegen, deren Namen ich in dem 
Vorbericht zu der systematischen Zusammenstellung her- 
vorhob, unterstützten mich grösstenteils auch bei der neuen 
Arbeit. 

Ihnen allen sei aufrichtiger Dank dargebracht. 

Endlich sei auch der deutschen und französischen 
Wissenschaft gedacht. Die Lehrbücher des Strafrechts 
von Hemer. Uarnuul, Iliihchner, ron Li*zt, Merkel, Ihujo 
Meyer und die Handbücher von Bindiug und von ffolfzetK/or//' 
sind mannigfach benutzt worden. Angeführt wurden sie 
nur da, wo sich die Darstellung unmittelbar auf ihre An- 
gaben stützt. 

Hirn, den 17. Januar \#\)'2. 

Carl Stooss. 
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Mittheilungen. 



1. Das Quellenbuch: „Die schweizerischen Strafgesetzbücher zur Yer- 
gleichung zusammengestellt und im Auftrage des Bundesrat hos herausgegeben 
von Carl Stooss 1H90" wird zitirt als: „Systemutmche Zusammenstellung*. 

2. Die Bestimmungen, welche bei „Seuenhurg* angeführt wenlen, be- 
ziebeu sich auf das Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1855, in Kraft ge- 
treten den 1. Januar 1862. »Neuenbürg 1891" bezeichnet das am 1. Juli 
1891 in Kraft getreten«' neue Strafgesetzbuch. Der in der Systematischen 
Zusammenstellung abgedruckte Entwurf von Neuenburg stimmt mit dem 
(iesetze nicht durchaus überein, namentlich auch nicht in Bezug auf die 
Artikelzahlen. 

Wo „Appenzell* in der vergleichenden Darstellung genannt ist, wird 
damit stets Appenzell Ausser- Rhoden bezeichnet. 

4. Die statistischen Angaben sind von Herrn Direktor Dr. Huillaume 
nachgeprüft worden. Soweit diese Angaben von denjenigen des statistischen 
Jahrbuches abweichen, hat eine Berichtigung stattgefunden. 

5. Die Periode der Kindheit erstrecken Wnadt und Wallis bis zum 
14. Altersjahr, nicht bis zum zurückgelegten 14. Jahre, wie Seite 177 
niitgetbeilt wird. 

G. Das Bundesgesetz über Jagd- uud Vogelschutz vom 17. September 
1875 wird zufolge Beschlusses des Nationalrathes vom 20. Januar 1892 nicht 
revidirt. Siehe S. 4(>, Note 1. 

7. Das Bundesgesetz betreffend die Auslieferung gegenüber dem Aus- 
Jaude ist am 20/21. Januar 1892 von dem Ständern the uud dem National- 
mthe angenommen worden. Siehe S. 50. 
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Einleitung. 



L Die schweizerischen Strafgesetzbücher 

seit der Helvetik. 

Literatur. Pfenninger, Das Strafrecht der Schwebe, S. 142—679. 



Johann Ka#par Fä*i schrieb in seinem Versuch eines 
Handbuchs der schweizerischen Staatskunde, welcher im 
Jahre 1796 im Selbstverlage des Verfassers erschien, S. 243 : 
,,Mir ist kein einziges schweizerisches Land bekannt, wel- 
ches einen ausführlichen und bestimmten Kriminal-Codex 
habe, indem die Caroline in der Schweiz niemals gesetz- 
liche Kraft erhielt. — Die gesunde Vernunft, die Mensch- 
lichkeit und nach und nach zu Gesezen erwachsene, durch 
mehrere Beyspiele bewährte Uebungen, sind daher in den 
meisten Fällen die Vorschriften der Richter." 

Diese Angabe darf allerdings nicht ganz buchstäblich 
verstanden werden, denn wenn auch keine Strafgesetz- 
bücher mit allgemeinem und besonderem Theile bestan- 
den, so enthielten doch die Stadtgerichtssatzungen und 
die Landbücher eine reiche Fülle strafrechtlicher Bestim- 
mungen. 

Stoo*», Orumlcttge des »ehweh. Strafrecht». 1 
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I. Das helvetische Strafgesetzbuch. 

Das erste schweizerische Strafgesetzbuch war eine 
eidgenössische, das ganze Gebiet der Schweiz um- 
fassende Rechtsquelle. 

Es ist dies das peinliche Gesetzbuch der helve- 
tischen Republik, welches, nachdem die Dringlichkeit er- 
klärt worden war, von dem Grossen Rathe am 1. April 
1799 beschlossen und von dem Senate am 4. Mai 1799 
angenommen worden war. Das helvetische Strafgesetzbuch 
stimmt beinahe wörtlich mit dem französischen Strafgesetz- 
buche vom 25. September 1791 überein und thcilte seine Vor- 
züge und seine Schwächen. Dabei ist zu beachten, dass 
der französische Code pönal sich nur auf Verbrechen 
im engern Sinne (crimes) bezog, das korrektioneile 
französische Strafgesetz war das Decrot sur la police 
municipale et correctionnellc vom 19. Juli 1791. Das hel- 
vetische Strafgesetzbuch stellt sich daher als ein pein- 
liches Strafgesetzbuch im prägnanten Sinne des Wortes 
dar. So erklärt es sich, dass es nur eine verhältnissmässig 
kleine Zahl von Thatbeständen umfasst. 

Das helvetische Strafgesetzbuch zerfallt in einen all- 
gemeinen und besondern Theil. 

Als Strafen werden vorgesehen: Todesstrafe, Ketten- 
strafe, Zuchthaus, Stockhaus, Einsperrung, Landesverwei- 
sung, Entsetzung vom Bürgerrecht und der Pranger. 

I i Die Todesstrafe wird nicht geschärft. 

2» Die Freiheitsstrafen sind nicht lebenslänglich. 
Die Kettenstrafe findet gegen weibliche Personen nicht 
Anwendung. Kettenstrafe und Zuchthaus ist mit Zwangs- 
arbeit verbunden, dagegen steht den zu Stockhaus und 
Einsperrung Verurtheilten die Wahl der Beschäftigung in 
beschränktem Masse zu. 

Stockhaus wird in Einzelhaft vollzogen, aber in einem 
hellen Raum; bei Einsperrung steht dem Verurtheilten die 
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Wahl zu, ob er mit Andorn oder einzeln arbeiten will. Die 
/.u Stockhaus und zu Einsperrung Verurtheilten erhalten 
einen Drittel des Arbeitsertrages nach Erstehung der Strafe. 

Mit allen Freiheitsstrafen sind Ausstellung und weit- 
gehende Ehren folgen verbunden; bei guter Führung 
tritt aber nach Ablauf von 10 Jahren seit Erstehung der 
Strafe, bezw. seit Begehung des Verbrechens, Rehabili- 
tation ein. 

3> Die Aberkennung des Bürgerrechts wird durch 
eine gesetzliche Formel ausgesprochen, hierauf soll der 
Verurtheilte am Pranger dem Volk zur Schau gestellt 
werden, (regen Frauen und Fremde wird auf Pranger 
allein erkannt. 

Andere Strafen schliesst das Gesetz aus. Es ver- 
meidet also namentlich die grausamen körperlichen Strafen 
des Mittelalters; bei den Freiheitsstrafen zeigt sich das 
Bestreben, den Verurtheilten der Gesellschaft wieder zu- 
zuführen. 

Hohes Alter findet humane Berücksichtigung. Der 
Sträfling, der das 7f>. Altersjahr erreicht hat, wird milder 
behandelt; das 80. Altersjahr entbindet von Strafe. 

Folgende a 1 1 g e m eine Grundsätze sind hervorzu- 
heben : 

Mit dem Code pönal führte das helvetische Gesetzbuch 
die Frage nach der rnterscheidungskraft bei Jugend- 
lichen ein und ordnete die mildere Behandlung des unter- 
scheid ungsfahigen Jugendlichen an. Dieser gesetzgeberische 
Gedanke sollte die Gesetzgebung wahrend eines Jahrhun- 
derts beherrschen. 

Thilter und Theilnohmer trifft die nämliche Strafe. 

Rückfall zieht in schworen Füllen Landesverweisung 
nach sich. 

Die Verjährung in Kriminalsnchen soll nicht nur 
bei Strafverfolgung (Frist :\ und (i Jahre. Anwendung fin- 
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den, sondern sie ist auch bei Strafvollstreckung neu 
eingeführt worden (Frist 20 Jahre). 

Begnadigung ist nicht vorgesehen. 

Von edlemGerechtigkeitssinn zeugen die Bestimmungen 
über die Gleichheit der Strafen. Rang und Stand der 
Person fallt nicht in Betracht. Die Familie des Schuldigen 
soll unter dem Verbrechen ihres Angehörigen nicht leiden. 
Konfiskation des Vermögens darf nicht ausgesprochen wer- 
den. Der Leichnam des Hingerichteten wird der Familie 
übergeben. Die Todesart wird nicht angemerkt. 

In dem besondern Theil treten die Delikte gegen 
den Staat in den Vordergrund, wie sich aus folgender Ein- 
theilung ergibt: 

I. Verbrechen und Verschwörung gegen das 

gemeine Wesen. 

1) Verbrechen gegen die äussere Sicherheit des Staates 

2) Verbrechen gegen die innere Sicherheit des Staates. 

3) Verbrechen und Unternehmen gegen die Staatsverfassung. 

4) Vergehen von Privatpersonen gegen die dem Oesetz schuldige 
Achtung und Gehorsam, und gegen das Ansehen der zu ihrer 
Vollziehung konstituirten Gewalten. 

5) Verbrechen der öffentlichen Beamten in Ausübung der ihnen 
anvertrauten Gewalt. 

6) Verbrechen gegen Staatseigenthum. 

II. Verbrechen gegen Privatpersonen. 

1) Verbrechen und Vergehen gegen Personen. 

2) Verbrechen und Vergehen gegen das Eigenthum. 

3) Von den Mitschuldigen des Verbrechens. 

Die Verbrechen gegen die äussere und innere Sicher- 
heit des Staates werden mit dem Tode bestraft, ebenso 
manche Verbrechen gegen die Verfassung. Als Freiheits- 
strafe kommt bei politischen Delikten häufiger Einzelhaft 
i'genei vor; die gemeinen Verbrechen werden dagegen 
regelmässig mit Ketten strafe bedroht. 

Die Strafe ist überall absolut bestimmt. 
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Wie das französische Strafgesetzbuch vom 2f>. Sep- 
tember 1791, so ist auch das peinliche Gesetzbuch der 
helvetischen Republik, abgesehen von der mangelhaften 
deutschen Uebersetzung , ein sehr bedeutendes gesetz- 
geberisches Werk ! ). 

Die hehren Gedanken der französischen Revolution, 
Freiheit, Gleichheit und Menschlichkeit, leuchten 
selbst aus den Vorschriften dieses Gesetzes heraus. 

Die französische Fassung des Gesetzes zeichnet sich 
durch Klarheit und Eleganz aus. 

Mehr als ein gesetzgeberischer Gedanke ist eine 
bleibende Errungenschaft des europäischen Strafrechtes 
geworden. 

Als Mängel des Gesetzes treten hervor die Ver- 
knüpfung sä mm tl icher Freiheitsstrafen mit Ehren - 
folgen, das absolut Bestimmte der Strafe, der Aus- 
schluss der Begnadigung. Endlich zeigt sich namentlich 
bei der Aberkennung des Bürgerrechtes und der 
Rehabilitation ein theatralischer Zug. Diese Mängel 
stellen aber den bleibenden Werth des französisch-helve- 
tischen Strafgesetzbuches nicht in Frage. 

An der Gesetzesarbeit betheiligte sich die Schweiz 
nicht. Die helvetischen Räthe eigneten sich das Werk 
der französischen Revolution kurzer Hand an und reci- 
pirten es in complexu, wahrscheinlich um sich einen wirk- 
samen strafrechtlichen Schutz für die staatlichen Institu- 
tionen und ihre Organe zu sichern. Die politische Be- 
deutung springt in die Augen. Und es darf mit Stolz 
darauf hingewiesen werden, dass die Schweiz im Jahre 
1799 ein der Form nach musterhaftes und dem Inhalt 
nach vorzügliches, gemeines Strafrecht besass. 



V) Für die Würdigung den helvetischen Strafgesetzbuches, bezw. des 
Code penal von 1791 vorgleich«» '•. Bar, Geschichte des deutschen Straf- 
rechts und der Strafrechtstheorien, Berlin 1SS2. S. HiO ff. 
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Mehrere Mangel des Gesetzbuches sind durch Novellen 
gehoben oder verringert worden. Die wichtigsten Ergän- 
zungen sind folgende: 

1) Das Dekret vom 21. Januar 1800, welches die in dem 
peinlichen Gesetzbuch bestimmten Strafen blos als ein 
Minimum erklärt und dem Richter die Befugniss 
ertheilt, bei Milderungsgründen die Todesstrafe bis 
auf 11jährige Kettenstrafe herabzusetzen. 

2) Das Gesetz vom b\ Mai 1800 beschränkte die öffent- 
liche Schaustellung auf schwere V erbrecher 
männlichen Geschlechtes und zog der Anwendung 
des Prangers engere Grenzen. 

3) Das Gesetz vom 11. Brachmonat 1801 erhöhte die 
Strafe des Diebstahls im dritten Rückfall und 
bei Mordanschlag tritt Todesstrafe ein 1 ). 

II. Die kantonalen Strafgesetzbücher. 

Durch die Verniittlungs-Akte des ersten Konsuls der 
Fränkischen Republik vom 30. Pluviose des Jahres XI, 
19. Februar 1803, wurde der Einheitsstaat aufgehoben und 
es trat die kantonale Strafgesetzgebungsgcwalt wieder in 
ihr Recht. 

Von diesem Zeitpunkte an beginnt die Kodifikation 
auf kantonalem Gebiete. Die Entstehungsgeschichte der 
schweizerischen Strafgesetzbücher ist von Pfenninger *\ ein- 
lässlich und, wie mehrere Kenner des kantonalen Straf- 
rechtes, so Präsident Dr. Thunieyxen für Basel und Ober- 
richter Dr. Plazid Meyer ron Sehauensee für Luzern, be- 
zeugen, gewissenhaft und erschöpfend dargestellt worden. 
Eine nochmalige Bearbeitung des nämlichen Gegenstandes 



') Vgl. helvetisches peinliches Gesetzbuch. 1839, C. Langlois, Burgdorf. 
*) Pfi nninijtr, Das Strafrecht der Schweiz, S. 16;*- (579. 
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erscheint um so eher entbehrlich, als der Versuch Pfen- 
ninger*, ein eigenartiges schweizerisches Straf- 
reeht des 19. Jahrhunderts nachzuweisen, geschei- 
tert ist. Wie Zürcher festgestellt hat, lehrt die Entstehungs- 
geschichte der schweizerischen Strafgesetzbücher, „dass 
die Verschiedenheiten der kantonalen Gesetzbücher in der 
Hauptsache keine nationalen oder auch nur lokalen 
Eigentümlichkeiten vertreten und dass es in der Schweiz 
recht leicht ist, neue Strafgesetzbücher einzuführen u \i. 
Dabei darf zugegeben werden, dass die Mehrzahl der schwei- 
zerischen Strafgesetzbücher sich durch Einfachheit und 
Kürze auszeichnet, allein dieser gemeinsame (irundzug 
bezieht sich doch zunächst auf die Form, für den Inhalt 
ist er nur insofern bedeutsam, als damit der Wegfall schul- 
massiger Definitionen und Unterscheidungen gegeben ist. 
Der positive Inhalt der Vorschriften wird dadurch nicht 
bestimmt. Dass die Freistaaten der Schweiz das politische 
Delikt anders gestalten und behandeln als Monarchien, 
erklärt sich aus der Verschiedenheit der Staatsform und 
des Staatsgedankens von selbst. Die g r u n d s ä t z 1 i c h e n 
Unterschiede, welche in der gesetzgeberischen Behandlung 
der gemeinen Delikte zu Tage treten, beruhen nicht 
auf kantonaler oder schweizerischer Eigenart, 
vielmehr wirkt hier die durch Abstammung, Sprache und 
Sitte bedingte Nationalität bestimmend ein, und es 
stehen sich namentlich germanische und romanische An- 
schauungen gegenüber. Die G r u n d 1 a g e n des Strafrechts 
sind durchaus kosmopolitisch 2 !. 

Zur Orientirung mag eine Ucbersicht der in die- 
sem Jahrhundert in Kraft getretenen Strafgesetze 
genügen. Im Uebrigen wird auf die Darstellung Pfenningers 
verwiesen. 

*) Zeitschrift für schweizerisches Recht, X. M. n. F., S. 352 n. E. 
*) Vgl. Zürcher, Die nationalen und kosmopolitischen Grundlagen des 
Strafrechts. Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, IV, 1. 
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UeberaLcht über die schweizerischen 





Schweizerische Strafgesetzbücher des 19. Jahrhunderts. 


1804 


Aargau. Kriminalstrafgesetz und Gerichtsordnung . . . 


1807 


St. Gallen. Gesetzbuch über Verbrechen 


1 ÖUÖ 




1816 


Tessin. Codice penale della republica e cantone del Ticino 


1819 


St. Gallen. Kanton 8t. Gallisches Strafgesetzbuch. Erster 


1821 


Basel. Kriminalgesetzbuch für den Kanton Basel. Erster 

r 1 1 \\ ai t TTaKam \Taii|\iia nliAn as m A /4atmoaII*.a»ti ÜAaf ma fw% n A> 

l neu. ueoer veioiecnen und derselben liebtiaiung 


1 824. 


Dasei. Lipseiz uoer die KorreKtioneiie uericntsoai keit iur 


1 Ö4 1 


Luzern. Kriminalstrat^esetz tllr die Stadt und hepublik 


1 «97 


1 1 ■ ^ A _ «A I ) 1 I H a« A 4 M A A^A*. A A A Am Al., .1 ! a CT A ^ .Ii » % J D JVHIllvlk L T * * M A MM 

Luzern. rolizeistratgesetz für die Stadt und KepubliK Luzern 


1834 




1835 


Basel-Stadt. Kriminalgesetzbuch für den Kanton Basel- 
otauttneil. ueber verbrechen und derselben öesstiatung 


1ÖOO 


Furien, otratgesetzbiich tur den ivanton Furien, rarster 
Theil. Von den Verbrechen und deren Bestrafung . . 


1836 


Luzern. Strafgesetzbuch. Erste Abtheilung. Kriminalstraf- 


1836 


Luzern. Polizeistrafgesetz flir den Kanton Luzern . . 


1841 


Thurgau. Strafgesetz für den Kanton Thurgau .... 


1842 


Schaffhausen. Zuchtpolizeigesetz filr den Kanton Schaffhausen 


1843 


Ii Dieses Gesetz enthült die Bestimmungen über die Vorgehen und 
regelt zugleich das Verfahren hei Vergehen. 
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Strafgesetzbücher des 19. Jahrhunderts. 



Beschluss der 
gesetzgebenden Behörde 

vom 


vom 


In Kraft getreten 

am 


19. Christmonat 1804 




1. März 1805 


14. Mai 1807 






10. Dezember 1808 




o. Hornung loOy 


1. Juli 1816 




l. Januar 1817 


25. Juni 1819 





1. Weinmonat 1819 


i 

3. April 1821 — 

1 
■ 


1. August 1821 


6. Weinmonat 1824 




— 


18. Hornung 1827 




1. Heumonat 1827 j 


18. Hornung 1827 




4 TT _ a « O C\ ^ 

1. Heumonat 1827 


Ohne Datum 




22. Februar 1834 


18. Mai 1835 


— 


1. August 1835 


24. Herbstmonat 1835 


I 


1. Januar 1836 


12. März 1836 




16. März 1836 


23. März 1836 






15. Juni 1841 


| 


1. Oktober 1841 


21. Januar 1842 


l 


1. Mai 1842 


18. Februar 1843 


_ 


1. Januar 1844 

i 
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Schweizerische Strafgesetzbücher des 19. Jahrhunderts. 


I 

j 1846 


j 

Basel. Kriminalgesetzbuch für den Ranton Basel-Stadttheil. 
Erster Theil. Ueber Verbrechen und derselben Bestrafung 


1846 


Basel. Korrektionelles Gesetz für den Kanton Basel-Stadttheil 


1849 


Freiburg. Code penal du Canton de Fribourg .... 


1851 


GraubUnden. Strafgesetzbuch für den Kanton OraubUnden 


1855 


Neuenburg. Code penal de la Republique et Canton de 


1857 


Aargau. Peinliches Strafgesetz für den Kanton Aargau nebst 


1857 


St. Gallen. Strafgesetzbuch über Verbrechen und Vergehen 


1858 




1859 


Schaffhausen. Strafgesetz fltr den Kanton Schaffhausen 


1859 




1859 




1860 


Luzem. Kviminalstrafgesetz für den Kanton Luzern . . 


1861 




[ 1864 


Unterwaiden ob dem Wald. Kriminalstrafgesetz für den 


1870 


Unterwaiden ob dem Wald. Polizeistrafgesetz .... 


1866 




1867 




! 1868 


Aargau. Zuchtpolizeigesetz flir den Kanton Aargau . . . 
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Beschluu der 


VolksbeschlMM 


In Kraft getreten 


gesetzgebenden Behörde 

vom 


rom 


am 






1 

1. August 1846 


— 


— 


1. August 1846 


Mai 1849 


— 


1. Oktober 1849 


17. Oktober 1850 




8. Juli 1851 


21. Dezember 1855 




1. Januar 1862 


11. Hönning 1857 


— 


1. Mai 1857 ( 


4. April 1857 




11. Juni 1857 


26 Mai 1858 




1 Januar 1H59 


22. Dezember 1858 
und 23. März 1859 




3. April 1859 


3. Juni 1859 




1. August 1859 


— 


Landsgemeinde 
16. Oktober 1859 


— 


29. Wintermonat 1860 


— 


28. Januar 1861 


6. Brachmonat 1861 


— 


11. August 1861 


20. Weinmonat 1864 




1. Januar 1805 


20. April 1870 


I 


1. Mai 1870 


30. Januar 1866 




1. Januar 1867 




Landsgemeinde 1867 




19. Hornung 1868 




9. April 1868 
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Schweizerische Strafgesetzbücher des 19. Jahrhunderts. 


1868 


Thurgau. Strafgesetz flir den Kanton Thurgau. Revidirte 


1868 


Freiburg. Code penal du Canton de Fribourg .... 


1869 




1870 


Unterwaiden ob dem Wald. Polizeistrafgesetz .... 


: 1871 


Zürich. Strafgesetzbuch für den Kanton Zürich .... 


1872 


Basel-Stadt. Strafgesetz für den Kanton Basel-Stadt . . 


! 1872 


Basel-Stadt. Polizeistrafgesetz für den Kanton Basel-Stadt 


1873 


Basel-Land. Strafgesetz für den Kanton Basel-Landschaft 


1873 


Tessin. Codice penale per il cantone del Ticino . . . 


1873 


GraubUnden. Polizeigesetz des Kantons Graubünden . . 


1874 


Solothurn. Strafgesetzbuch für den Kanton Solothiirn . . 


1874 




1876 




1878 


Appenzell A.-Rh. Strafgesetzbuch für den Kanton Appenzell ! 


1881 


Schwyz. Kriminalstrafgesetz für den Kanton Schwyz . . 


1885 


Solothurn. Strafgesetz für den Kanton Solothurn . . . 


1885 


St. Gallen. Strafgesetz Uber Verbrechen und Vergehen 


1887 




1891 
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Beschlutt der 
gesetzgebenden Behörde 

vom 


Volksbeschluss 

vom 


In Kraft getreten 

am 




1U. reoruar looo 


- 


Id. Mai 1808 




rebmar unu Mai lobo 




1 Tanna» 1 Ö7/t 

1. Januar 1874 




4. uezemoer iöoö 


oi. Janner 180» 


lo. April lcfou 




zu. Apni io<u 




1. Mai loiU 




O/l rtWtnl.n. 1 Q7/"i 

^4. Uktoher Iöiu 


8. Januar 1871 


t C^K.... .... 1UT1 

1. Februar 1871 [ 




1 7 Tunt 1 Q70 

1 1 . Juni 18 1 & 




1. Januar leid 




«co. ocptemuer iö(J 




1. Januar 187,5 




o. feoruar 18 /o 


11 Mai 1873 


1 1..^: 1 07Q 

1. Juni 1873 




OR t ann ,, 1 Ö7Q 

aJO. Januar ltiio 




i \f . : 1 ü7Q 
1. Mai 18 (o 








1. Juli 1873 




21. Mai 1873 


12. Juli 1874 


18. Juli 1874 < 




21. Oktober 1874 




30. Oktober 1874 




20. Wintermonat 1876 


— 


21. Februar 1877 




10. januar 1001 


Landsgemeinde 
28. April 1878 

Q Mai 1 QO 1 

0. mai j.001 


1. AUgllbl 1881 




29. August 1885 


25. Oktober 1885 


1. Juli 1886 




2f> Nnve-mhpr I8ft^ 




1 Mni Ififlfi 

X. Wlal lOCU 






Landsgemeinde 1887 


1887 




12. Februar 1891 




1. Juli 1891 
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Das unter dem Titel „die schweizerischen Strafgesetz- 
bücher im Jahre 1890 erschienene systematisch angeord- 
nete Quellenbuch enthält eine Ueb ersieht über die 
geltenden schweizerischen Strafgesetzbücher 
und die Erlasse, welche dieselben abändern 
o d e r e r g ä n z e n 1 >. Die seitherigen Abänderungen sind in 
den Berichten über „die Strafgesetzgebung des 
Hundes und der Kantone" zusammengestellt, weiche 
die Zeitschrift für Schweizer Strafrecht alljährlich ver- 
öffentlicht a i. 

Die bedeutendste neue Erscheinung auf dein Gebiete 
der schweizerischen Strafgesetzgebung ist das Strafgesetz- 
buch für den Kanton Neuenburg vom 12. Februar 1891, 
das am 1. Juli 1891 in Kraft trat 8 ). 

Dasselbe ist mit Motiven und Materialien in schöner 
Ausstattung in den Verhandlungen des Grossen Rathes 
von Neuenbürg erschienen unter dem Titel: 

Räpnblique et canton de Neuchätel. Bulletin concernant le 
eotle penal. Cinqaante et unieme volume. Soci&e" d'imprimerie de 
Ceinier, 1890. 

Der Grosse Rath von Neuenburg sprach dem Gesetzes- 
redaktor, Herrn Staatsrath und Stauderath Angurte Cornaz, 
für seine Arbeit Dank aus und lud ihn ein, seinen Namen 
in das geschriebene Gesetzbuch einzutragen. Die Anerken- 
nung ist eine berechtigte, denn das neue Strafgesetzbuch 
bedeutet einen wichtigen Fortsehritt. 

Der in der Uebersieht über die Strafgesetzbücher er- 
wähnte Entwurf für Sc ha ff hausen wurde in Form 
einer „ Strafgesetznovelle vom 9. November 1891" 



1 ) Systematische Zusammenstellung S. XXI ff. 

2 ) Den Bericht für 18HO s. Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, IV, 
S. 401 ff. 

') Die Hestimnmngen des Gesetzbuches entsprechen dem Entwurf, 
welcher in der systematischen Zusammenstellung abgedruckt ist. 
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am 18. November 1891 veröffentlicht. Das Gesetz tritt am 
1. Januar 1892 in Kraft, wenn nicht bis zum 18. Dezember 
1891 eine Volksabstimmung anbegehrt werden wird. 

Von dem Erlass eines neuen Strafgesetzbuches wurde 
im Hinblick auf die zu erwartende Vereinheitlichung ab- 
gesehen l ). Die Novelle enthalt ausser den von Bundes- 
wegen gebotenen strafrechtlichen Bestimmungen über 
betrügerischen Konkurs, Pfandbetrug, Pfand- 
unterschlagung, widerrechtliche Begünstigung 
von Gläubigern, leichtsinnigen Konkurs und 
leichtsinniges Schuldenmachen eine Reihe neuer 
Bestimmungen. Der zweite Titel von der Zurechnung, 
§§ 29-37, ist vollständig umgearbeitet. Fähigkeit der 
Selbstbestimmung und die zur Erkenntniss der Strafbar- 
keit erforderliche Urtheilskraft werden als Merkmale der 
Z u r e c h n u n g s f ä h i g k e i t bestimmt ( § 30 l Die Definition 
des dolus wird fallen gelassen. Das Recht der Noth- 
w e h r ist erweitert (§ 3ö). Der Nothstand, welcher im 
geltenden Gesetz übergangen wurde, wird als Strafbefrei- 
ungsgrund anerkannt ('§ 33). 

Sehr wichtig ist die Vorschrift des § 16 a: 

Bei arbeitsscheuen Individuen, welche schon bestraft 
worden sind, kann der Richter neben der GefHngnissstrafe die Ver- 
bringang in eine Zwangsarbeitsanstalt auf eine durch Urtheil 
zu bestimmende Zeitdauer aussprechen. 

Bei jugendlichen Verbrechern kann die Erstehung 
einer zuerkannten Freiheitsstrafe in einer Besserungsanstalt 
angeordnet werden. 

Wenn der Thäter den Umfang der Gefährlich- 
keit und der Straf Würdigkeit sein erHandlung 
nicht eingesehen hat, namentlich wegen Minder- 
jährig k e i t , V e r s t a n d e s s c h w ä c h e oder verw a h r- 
loster Erziehung, ist Strafmilderung statthaft, 

') Vgl. Botschaft des Grossen Rathes zu der Strafgesctznovelle vom 
9. November 1891, S. 20. 
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während bisher nur bei der Strafzumessung darauf Rück- 
sicht genommen werden konnte. 

Bei mehreren Thatbestanden, so bei Brandstiftung 
und Körperverletzung, ist das Minimum der Strafe 
herabgesetzt. 

Dagegen sollen Körperverletzungen von Amtes- 
wegen verfolgt werden, wenn eine Arbeitsunfähigkeit von 
8 Tagen die Folge ist, während bisher Verfolgung von 
Amteswegen erst bei einer Arbeitsunfähigkeit von 30 Ta- 
gen eintrat. Bei Unterschlagung befreit Ersatz den 
Thätcr nicht mehr von Strafe, selbst wenn dieser vor Er- 
hebung der Anzeige geleistet würde. 

Diese Neuerungen stellen sich ohne Ausnahme als 
Verbesserungen dar. 
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II. Literatur des schweizerischen Strafrechts. 



Ein Verzcichniss der gesamtnteu Literatur des schweizerischen Straf- 
rechts wird hier uicht geboteu. Ein solches liegt bis zum Jahre 1885 vor 
iu der „Bibliographie pcnitenüaire pour les differents puys depuis le com- 
uieucemeut du siecle^, actes du Congres penitciitiaire international de Rouie, 
toine secon J, Korne ISii. Die Literatur der Schweiz ist von dem Vorstand 
des schweizerischen Vereins für Straf- und Gelangnisswesen (Präsident Hur- 
bin, Sekretär GniHumn-) S. 127 — 1(57 zusammengestellt worden. Eine Er- 
gänzung dieses Verzeichnisses wird vorbereitet. Eür die vergleichende 
Darstellung des schweizerischeu S t ra f r cc h t s Helen namentlich 
die Untersuchungen auf diesem Gebiete in Betracht. Es schien aber ange- 
zeigt, auch die Geschichte des schweizerischen Strafrechts zu berück- 
sichtigen, indem das Verständnis« des geltenden Hechts vielfach die Kennt- 
nis* des früheren Rechts voraussetzt. Da die vergleichende Darstellung eine 
Vorarbeit für die Vereinheitlichung des Strafrechts bildet, so durfte 
die Literatur des geltenden Bundesstrafrechts und die Literatur, 
welche die Frage der Vereinheitlichung behandelt, nicht übergangen 
werden. Der Gedanke, auch die Literatur des kantonalen Strafrechts 
zusammenzustellen, wurde aufgegeben, da die Abhandlungen über kantonales 
Strafrecht mit weuigeu Ausuahinen für die Vorbereitung eines einheitlichen 
Strafrechts ohne grosse Bedeutung sind. Es mag genügen, die Zeitschrif - 
ten anzuführen, welche solche Arbüiteu veröffentlicht haben, und die nicht 
zahlreichen Kommentare und Textausgabeu von Strafgesetzbüchern der 
Schweiz zu ueuneu. Für die Quellen wird auf die Zeitschrift für schwei- 
zerisches Recht verwiesen, welche sich durch Herausgabe schweizerischer 
Reehtsquelleu ein grosses und bleibendes Verdienst erworben hat. Die 
Materialien zu den kantonalen Gesetzbüchern führt Pfmninjer iu dem 
Werke „Das Strafrecht der Schweiz" an. 

* 

I. Geschichte des schweizerischen 8t rat rechts. 
1. Wissenschaftliche Bearbeitungen des Strafrechts früherer Zeit. 

Quiaurd, Pierre. Le Cotninentaire coustiuuier ou soyt les frauchiseti r 
previlleges et libertez du paya de Vuaud es Helueties, jadis ea 
Seigneurs de Sauoye, et de present reduict soubz la presidence 

ütoo$s, ürundzüg« des Schweiz. Strafreoht«. - 
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de liaultz et lionorez les seigneurs de Berne et de Fribourg. 
1562. In Zeitschrift für schweizerisches Recht, Band 13, 14, 15. 
1860 und 1867. Herausgegeben von .1. Schnell und A. Heusler 
mit werthvollen Mittheilungen. 
Olivier G. Cours ou explication du coustuuiier du pays de Vaud, 
oü on raporte lee loix de Lausanne. Lausanne 17U8. — 2. Auf- 
lage 1796. 

Mutach, Samuel. Substantzlicher Undericht von Gerichts- und 
Rechts-Sachen. Bern 1709, S. 133—173. Ein Lehrbuch. 

Boyve, J. Francois. Remarques sur les loix et Statuts du Pays de 
Vaud. Neuchätel 1756, S. 127— 201; 2. Auflage 1776'). 

Pillichodg. Essai contcnant les ordonnanees et l'usage qui ont de- 
rog6 au coütuinier du paTs de Vaud. Neuchätel 1756. 

Seigneux. Systeme abrdg6 de jurisprudence criminelle accomode 
anx lois et ä la Constitution du pays. Lausanne 1756, 2. Auf- 
lage 1796. 

2. Allgemeine rechtsgeschichtliche Werke. 

Dreger, J. C. //. Versuch eines Versuches zur Kenntniss der Gesetz- 
bücher Helvetiens. In Dreyers Beiträgen zur Literatur und Ge- 
schichte des deutsehen Rechts. Lübeck 1783. 

Bhmtschli, J. C. Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und Land- 
schaft Zürich. Zürich, I 1838, II 1839. 2. Auflage 1856. 

Steltier, Friedrich. Staats- und Rechtsgeschichte des Kantons Bern. 
Bern und St. »allen 1845. 

Blumer, J. J. Staats- und Reehtsgeschichtc der schweizerischen 
Demokratien oder der Kantone Uri, Schwyz, Unterwaiden, Gla- 
rus, Zug und Appenzell. St. Gallen, 1. Theil 1850; 2. Theil 
I.Band 1858, 2. Theil 2. Band 1859. 

i'on Segesser, A. Ph. Rechtegeschichte der Stadt und Republik 
Luzeru. 4 Bünde. 1850—1858. 

Leuenberger, J. Studien Uber herrische Rechtsgeschichte. Bern, 
Jent & Reinert, 1873. Enthält wenig über Strafrecht.) 

Quiquerez. Ilistoire de* institutions de l'Evechc de Bale. Delemont 
1876, p. 171 et s. 



' ) Di* zwei Hände der 1 . Autlage, die eine fortlaufende l'aginirung 
haben, sind 175<i erschienen, die 2., weniger zu empfehlende Auflage 1770. 
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3. Strafrechtsgeschichte. 

Siegwart- Müller, Constantm. Das Strafrecht der Kantone Uri, 
8chwyz, Unterwaiden, Glarus, Zug und Appenzell. 8t. Gallen 

1833. 

Matile. De l'autorite du droit romain, de la coütume de Bour- 
gogne et de la Caroline dans la principautö de Neuchätel. 1838. 

Krapf. Die Strafrechtspflege in der Landvogtei Thurgau. Zeitschrift 
für schweizerisches Recht, 1. Bd. a. F., 1855, 8. 3 ff. 
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lande. Jahrbuch des historischen Vereins des Kantons Glarus. 
Zürich und Glarus, Meyer & Zeller, 1875, S. 27—66. 
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1886. 1. Theil, historische Darstellung, 8. 3—124. 
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Muheim, G. Rede bei Eröffnung der Hauptversammlung des Vereins 
für Straf- und Gefängnisswesen zu Altdorf am 17. September 

1889. (Geschichte des Urner Strafrechts.) Verhandlungen des 
Schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängnisswesen. XVI. 
Versammlung. Aarau 1890, S. 13 ff. 

Türler, H. Strafrechtliche Gutachten des geistlichen Konventes der 
Stadt Hern. Zeitschrift flir Schweizer Strafrecht, III, 1890, 
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Dunant, Albert. Notice historique sur la legislation penale du 
canton de Geneve. Zeitschrift fllr Schweizer Strafrecht, III, 

1890, S. 178. 

Meyer von Schauensee. Luzerns Strafgesetzgebung. Geschichtliche 
und kritische Bemerkungen. Zeitschrift fUr Schweizer Strafrecht, 
III, 1890, S. 195 ff. 
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TL Vergleichendes schweizerisches Strafrecht. 

1. Allgemeine vergleichende Darstellungen. 

Werke. 

Temme, J. D. Ii. Lehrbuch des schweizerischen Strafrechts nach 
den Strafgesetzbüchern der Schweiz. Aarau, II. R. Sauerläuder, 
1855. 

Pfenninger, Heinrich. Das Strafrecht der Schweiz. Berlin, Putt- 
kammer und Mühlbrecht, 1890. 

• 

Aufsätze. 

Osenbrüggen. Die Strafgesetzgebung der Schweiz. Gerichtssaal, 
XXII. Erlangen, Ferdinand Enke, 1870, 8. 456. 

von Holtzendorff, F. Handbuch des deutschen Strafrechts in Einzel- 
heit ritgen. Erster Band. Berlin, Karl Habel, 1871, S. 145 — 152. 
(Ueber die Strafgesetzgebung der Schweiz.) 

von Jagemann. Das ausserdeutsche Gefängnisswesen in Europa seit 
1830, Kapitel Schweiz. Handbuch des Gefängnisswesens in 
Einzelbeiträgen von v. Holtzendorff und v. Jagemann. I. Band. 
Hamburg, J. F. Richter, 1888, S. 206—213. 



Digitized by Google 



Literatur des schweizerischen Strafreeht.s. 



21 



Wolf, G. Die gerichtlichen Strafen. Separatabdruck aus „Der Ge- 
richtssaal", S. 32—50. Zürich 1888 '). 

Berichte. 

Guillaume, L. Rapport sur les progres realises en 
Suiase d a n s la legislatiou pönale et le regime 
penitenti ai r e. Unter diesem Titel veröffentlicht Dr. Guil- 
lavnir in den Verhandlungen des Schweizerischen Vereins fUr 
Straf- und Gefängnisswesen Berichte Uber die Entwicklung des 
Straf- und Gefängnisswesens der Schweiz, und zwar: 



fllr 1871 bis 1874 VI. Versammlung, Zürich 1874, S. 18 ff. 





1875 






VIIJ. 


r> 


Luzern 1877, S. 115 ff. 8 ). 


•• 


1876 und 1877 


IX. 


r 


Lausanne 187«.», S. 106 ff. 




1879 


n 


1880 


XI. 




Liestal 1881, S 43. 




1880 


n 


1881 


XII. 


n 


Frauenfeld 1882, S. 41 ff. 


- 


1881 


bis 


1883 XIII. 


V 


Aarau, S. 108. 


*• 


1883 


n 


1885 


XIV. 


n 


„ S. 43. 




1885 


und 


1886 


XV. 


- 


„ S. 107. 




1887 


bis 


1889 


XVI. 




^ S. 83. 



Heuser, A. Schweizerische Rechtsgesetzgebung. Zeitschrift für 
Schweizerisches Recht. Stilndige Jahrestibersicht Uber die ge- 
summte schweizerische Gesetzgebung. Von Band I, n. F., an. 
Basel 1882. 

Jahresberichte betreffend die Strafgesetzgebung des Bundes uud der 
Kantone. Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 1, S. 72, 174; 
II, S 265; III, S. 274; IV. S. 401. 

2. Systematische Zusammenstellung von Gesetzestexten. 

Stooss, C. Die schweizerischen Strafgesetzbücher, zur Vergleichung 
zusammengestellt. Basel und Genf, H. Georg, 189u. 

') Ausser diesem Aufsatze finden sich in dem Separatahdruck kurze 
recbtgvergleichende Erörterungen desselben Verfassers über Antragsver- 
brechen (S. 72), Versuch im Strafrecht (S. 75), Rückfall im Strafrecht (S. 76), 
die Verbrechcnskonkurrenz (S. 78), jugendliche Verbrecher (S. 79), die straf- 
rechtliche Verjährung (S. 81 ). 

*) Dieser Hcricht ist in deutscher Sprache von l'fr. A. Wys* verfasst. 



22 



Literatur des schweizerischen Strafruclit*. 
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Allgemeiner Theil. 

Bäumliches Geltungsgebiet. 

Schauberg, liudolf. Das interkantonale Strafrecht der Schweiz. 

Zeitschrift für schweizerisches Recht, Band 16. Basel, Bahn- 

inaier (C. Detloffj, 1869, S. 107. 
Fervers, A. Das sogenannte internationale Strafrecht in der Schweiz. 

Zeitschrift fUr Schweizer Strafrecht, IV, S. 271 ff. 1891. 

Versuch. 

Picot, E. La tentative dans les codes penaux suisses. Etüde de 
legislation comparee. Zeitschrift fUr Schweizer Strafrecht, I, 
1888, S. 111. 

Nothstand. 

Moriaud, Paul. Du delit necessaire et de l'etat de neceasite. 
Geneve, R. Burkhardt; Paris, L. Larose & Forcel. 1889. 

Antragsdelikt. 

Brodbeck, G. Die Antragsdelikte der schweizerischen Kantonal- 
gesetze. Rechtsvergleichende Studie. Zeitschrift für Schweizer 
Strafrecht, 1, 1888, S. 475. 

Wolf, G. Antragsverbrechen. Separatabdruck aus „Der Gerichts- 
saal", S. 72. 

Todesstrafe. 

Pfotenhauer, C. Eduard. Aphorismen Uber die Todesstrafe. Mit 

besonderer Rücksicht auf die dermaligen ZustHnde in der Schweiz. 

Bern, B. F. Haller, 1879. 
Guillaume. Etat actuel de la question de la peine de mort en 

Suisse. Zeitschrift fUr schweizerische Statistik, XXI. Jahrgang. 

Bern, Schinid, Francke ä Co., 1886. 

Freiheitsstrafe. 

ßurkhardt. Bericht Uber die Strafanstalten in der Schweiz. 1827. 
Cunningham, Francis. Notes sur les prisons de la Suisse et sur 

quelques-unes du continent de I'Europe. 2. Auflage. Geneve et 

Paris 1828. 
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Vaucher-Cremieux. Rapport sur l'organisation et l'application du 
Systeme irlaudais dans les prisons en Suisse. Verhandlungen 
des schweizerischen Vereins f!lr Straf- und Gefangnisswesen. 
Luxem 1869, S. 27 ff. 

Ouillaume. Etat actuel des prisous et de la reforine penitentiaire 
en 8uisRe (extrait du Journal statistique suisse). Berne, C.-J. Wyss, 
1872. 

von Jagemann. Das ausserdeutsche Gefängnisswcsen in Europa seit 
1830. 1. Kapitel: Schweiz. In Handbuch des GefUngnisswesens 
in Einzelbciträgen, herausgegeben von v. Holtzcudorff und v. Jage- 
inann. Hamburg, J. F. Richter, 1888. Erster Hand, besonders 
S. 212—222. 

Hürbin, J. V. Der Strafvollzug in der Schweiz. Berichte der Herren 
Direktoren der schweizerischen Strafanstalten an Herrn Direktor 
J. V. Hürbin in Lenzburg. Zeitschrift fllr Schweizer Strafrecht, 
Heft 6. Bern 1891. 

Arbeitsanstalten für Liederliche. 

Hürbin, J. V. Zwangsarbeit und Zwangsarbeitsanstalten. Verhand- 
lungen des schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängniss- 
wesen, XVI. Versammlung. Aarau, H. R. Sauerländer, 1890, 
S. 126 ff. 

Goldstrafe. 

Zürcher, E. Ist Zwangsarbeit ohne Einsperrung geeignet, für ge- 
wisse Fälle an die Stelle der kurzzeitigen Freiheitsstrafe zu 
treten? Mittheilungen der internationalen kriminalistischen Ver- 
einigung, II. Berlin, J. Guttentag, 1891, S. 76 ff. 

Zürcher, E. Die Regelung der Geldstrafe. Referat. Zeitschrift fllr 
Schweizer Strafrecht, IV, 1891, S. 232 ff. und S. 268. 

fiosenfeld, Ernst. Die Regelung der Geldstrafe. Mittheilungen 
der internationalen kriminalistischen Vereinigung, III. Jahrgang, 
S. 135 ff. Berlin, J. Guttentag, 1891. 

Ehrenstrafen. 

Mentha, F.-H. De la privation des droits civiques selon les codes 
penaux de la plupart des cantons suisses. Dissertation. Neu- 
chätel, H. Wolfrath & Metzner, 1880. 
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Schnell, Heinrich Gustav. Kritische Betrachtung der neueren Dok- 
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sertation. Schaff hausen, Brodtmann, 1860. 
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Besonderer Theü. 
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Detloff, 1890, S. M46ff. 

Eidesdelikte. 
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Unerlaubte Selbsthülfe. 
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Friedrich, Ch. De la legislation penale f6d6rale dans »es rapports 
avec la legislation penale du canton de Geneve. Geneve, Carey, 
1852. 
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Digitized by Google 



Literatur des schweizerischen Strafrechts. 



29 



Berney, J. De la procedure suivie en Suisae pour l'extradition des 
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Basel, XVII. Versammlung, 1. Heft. Aarau, H. R. Sauerländer, 
1891, S. 66 und 86. 
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treffend die Strafrechtspflege vom 7. Juli 1886, mit dem Gesetz 
Uber Abänderung des peinlichen Strafgesetzes vom 19. Februar 
1868 und mit dem Dekret zur Ausfuhrung des Art. 65 der 
Bundesverfassung betreffend die Todesstrafe vom 13. Winter- 
monat 1876. Aarau, H. R. Sauerländer, 1887. 

Luzern. 

Pfyffcr, Kasimir. Das Kriminal-Strafgesetzbuch des Kantons Luzern 
vom Jahr 1861 mit erläuternden Bemerkungen. Luzern, Frz. Jos. 
Schiffmann, 1861. 

Pfyffer, Kasimir. Das Polizei-Strafgesetzbuch des Kantons Luzern 
vom Jahre 1861 mit erläuternden Bemerkungen. Luzern, Frz. 
Jos. Schiffmann, 1862. 

Gebhardt, C. Sammlung der Luzerner Straf- und Strafprozess- 
gesetze mit den einschlägigen Verordnungen des Regierungs- 
rathes. Luzern, .1. Burkhardt, 1891. 

Bern. 

Stooss, C. Strafgesetzbuch für den Kanton Bern, vom 30. Januar 
1866. Textausgabe mit Anmerkungen. Bern, Max Fiala (Otto 
Käser), 1885. 

Köhler, J. Sammlung von kantonal-bernischcn und eidgenössischen 
strafrechtlichen Bestimmungen und verwandten Materien. Bern, 
Stampfli, Lack, Scheira & Comp., 1886. 

Zürich. 

Aeppli, G. Das Strafgesetzbuch filr den Kanton Zürich vom 8. Ja- 
nuar 1871, inklusive das Gesetz betreffend den Wucher, vom 
27. Mai 1883, nebst dem Gesetz betreffend den Vollzug der 
Freiheitsstrafen, vom 8. Januar 1871, mit Entscheidungen der 
Gerichte und Anklagebehörden und Anmerkungen. Wintcrthur, 
Selbstverlag, 1881. 

Zürcher, E. Das Strafgesetzbuch für den Kanton ZUrich, nebst 
dem Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen und dem 
Gesetz betreffend den Wucher. Zweite, mit Berücksichtigung 
der Gerichtspraxis vollständig umgearbeitete Auflage. (Erste 
Auflage von Rudolf Benz, Redaktor des Gesetzes.) ZUrich, 
Friedrich Schulthess, 1886. 

Stoo«*, Ornndzllgc de» schwel*. Strufnchts • 3 
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Oonf. 

Flamm«!', Antonie. Im\* pönalen, d'inatruction criminelle et de police 
du iiiiiton de Oeiiuve. Gene.ve 1H62. (Textausgabe mit geschicht- 
licher Klnloituug.) 

Ilret nt Kort. Repertoire des röglementa adoptes par le Conscil 
d'Ktut de la ^publique et canton do Gen6ve de 187<> ä 1887. 
Ueneve, Ciucy, 188H. 

VI. Zeitschriften. 
1. Schweizerische Zeitschriften. 

Zritvchrift für srhwrizerischrs Hecht, herausgegeben von Andreas 
Heusirr unter Mitwirkung von II. Hafner, E. Huber, L. R. von 
Salin, A. Schneider und P.Speiser. o2.Band. Neue Folge. lO.Band. 
Hanoi, R Reich, vormals (\ Oetloff, 1891. Begründet wurde die 
Zeitschrift IS'vj durch Fr. Ott, David Rahn, J. Sehneil und Fr. 
von Wys*. 

Zeitschrift für schweizerische Gesetzgebung und liechtspflege. 
Herausgegeben von U. Vogt, l\ Hilty, S. Kaiser, H. Hafner, 
Kd. Heusler, V. Kappeler und R. Schauberg. 5 Hände. Zürich, 
Orell Fitssli ,v lUe.. IST:» - 1SS2. 

Ue> Gericl>ts>-'al. Zeitschrift für schweizerische Zivil- und Straf- 
icchtsi.th-e. Zürich. S it ISs;». Herausgeber G. Wolf. Strebt die 
tVpularisirun- des Rechtes au. 

Zrtf\Jii><t fnr Schweizer $tr>j f recht. Schweizerisches Zentralorgan 
für St ran echt. Strnfpro^essreehr. Geriehtsonranisation, Straf- 
vollzug, Ki-itiiiiialov'lizei, ^erielitliehe Meduiu and 1'syeü.iatrte, 
Kt iiniii.tUtati>t'iv und Kriimr:;i!*u/.i'M<.>.:i>\ in V^rbitiduTii mit deo 
Professoren des >ti ;if'i eefus der seh wei^erischen Hochschulen 
und anderen Faehiiiäii it-'i ii henris-e^'h,,"» von 4. Jahr- 

gang, t'.eni, Kxpeditiou der Baehdnekerei Karl Stauiptii vi He. 
Basti, II. •;.>..)••_> Verla.:. I ^ 1 • 

2. Kantonale und inrerkantonaJe Zettschriften. 

Waadt. 

/..- ih->:(. [\! cuei! ie ; itLT- iiieii^ tnidaat \ 'tvr ':t :un>;>rudenee daoi» 
ie -anOMi 'ie \ i,id. : ! - riii^re^e. vu - > ■ r t Viv-krtt i' . ' . ■« • jnard. 
.•a.uviiue l S.U>- :<U'. I Üait.Je. l.aUxinu»« l-.V.' L<4o. 
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Journal de jurisprudence et des tribunaux vaudois, par plusieurs 
jurisconsultes. Jahrgänge 1843 — 1845 (1845 ist der Titel: 
Journ. de jur. et revue des trib. vaud.). Lausanne, 3 Bünde, 
1843—1846. 

Journal des tribunaux. Herausgegeben von Advokat Jules Koch. 
Umfasst die Jahre 184« (April) bis August 1852, 4 Bande. 
Lausanne 1846—1852. 

Journal des tribunaux et de jurisprudmee, publie par L. Pellis, 
docteur en droit et avocat (bis zu dessen Tode, 1866), seit 1867 
von einem Komite weitergeführt, seit 1868 unter dem Titel 
Journal des tribunaux vaudois, revue. de jurisprudence de 
la Suisse romande bis Ende 1874. Bände 1—22. Lausanne 
1853—1874. — In den Jahren 1875 und 187« erschien die 
Zeitschrift nicht, sondern wurde ersetzt durch die Gazette des 
Tribunaux suisses /Schweizerische Gerichtszeitung) in Quart- 
Format, Redaktor Advokat //. de Cerenville, später Notar 
Ol. Doven. 2 Bände. Lausanne 1875—76. — Die Präjudizien 
des Kantonsgerichts erschienen 1875 als Supplement ä la 
Gazette des Tribunaux suisses, 1876 als besonderer Hecueil 
des arrets vaudois. — Seit 1877 erscheint wiederum im frUhern 
Oktav-Format das Journal des Tribunaux, revue de juris- 
prudence (federale et cantonale bis 1882), herausgegeben von 
Notar Ch. Boven bis 1888, und seither von Ch. Solda)t. Bände 
25—30 (die Bände 23 und 24 sind als durch die Gaz. des 
Trib. suisses ersetzt anzusehen). Lausanne 1877 — 91. 

Revue judiciaire, journ al des tribunaux suisses et de legislation. 
(Herausgeber nicht genannt.) Seit 1884. Bände 1 — 8. Lausanne 
1884—91. Enthält wenig Strafrechtliches. 

Luzern. 

Zeitschrift der juristischen Gesellschaft des Kantons Luzern. 
Luzern, R. Bertschinger, 1856, 1858 und 1860. 3 Hefte. 

Bern. 

Zeitschrift für vaterländisches Recht, herausgegeben vom berni- 
schen Advokaten -Verein. 1. Jahrgang 1837 bis 1«. Jahrgang 
1859. Bern, Haller'sche Buchdruckerei. 
Den Uebergang bildete die 

Zeitschrift für vaterländisches Recht, neue Folge, herausgegeben 
vom bernischen Advokaten Verein. 2 Jahrgänge, 1861 — 1863. 
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Seit 1864 65 erscheint: 
Zeitschrift des bernischen Juristenvereins 7 Organ für Rechtepflege 
und Gesetzgebung der Kantone Bern, Aargau, Solothurn und 
Luxer n. 27 Jahrgänge. Bern, Haller'sche Bachdruckerei, 1891. 
Herausgeber G. Vogt bis 1871, K. G. König bis 1880, seither 
A. Zeerleder. 

Monatblatt für bernische Rechtssprechung. Bern, Buchdruckerei 
Michel & BUchler, 1891. 8 Jahrgänge. Herausgeber C. Jahn. 

Zürich. 

Monatschronik der zürcherischen Rechtspflege, oder Mittheilung 
der wichtigeren Urtheile und Beschlüsse des Obergerichts und 
anderer Gerichte des Kantons Zürich und der von denselben 
angewandten Grundsätze, saninit einer Uebersicht ihrer sämmt- 
lichen behandelten Geschäfte. 12 Bände. Zürich 1833—1838. 

Beiträge zur Kunde und Fortbildung der zürcherischen Rechts- 
pflege. Herausgegeben unter Mitwirkung eines Vereins prak- 
tischer Kechtsgelehrtcn von Dr. Joseph Schauberg. 19 Bände. 
Zürich 1811—1854. 

Zeitschrift für Kunde und Fortbildung der zürcherischen Rechts- 
pflege. Herausgegeben unter Mitwirkung eines Vereins prak- 
tischer Rcchtsgelehrten von Dr. Joseph Schauberg. Seit Bd. IX 
von Oberrichter Gwalter. 23 Bände. Zürich 1855—1872. 

Zürcherische Zeitschrift für Gerichtspraxis und Rechtswissen- 
schaft. Herausgegeben von Dr. Rudolf Schauberg. 2 Bände. 
Zürich 1874—75. (Der Zeitschrift für Kunde und Fortbildung 
der zürcherischen Rechtspflege 24. und 25. Band.) 

Tessin. 

Repertorio di Giurisprudenza patria. 11. Jahrgang. Bellinzona, 
Carlo Colorabi, 1891. 

Genf. 

Semaine judiciaire, Journal des Tribunaux, jurisprudence suisse 
et etrangere. Geneve, imprimerie Fick; rSdactiou chez M« 
Henri Patry, avocat, Fusterie 11: begründet 1879. 

3. Vereinsschriften. 

Die Verhandlungen des schweizerischen Juristen -Vereins seit 
1862. Dieselben sind abgedruckt in der Zeitschrift für Schwei- 
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zerisches Recht, 1862 — 1868 und von 1883 an; in der Zeit- 
schrift des bernischen Juristen- Vereins, 1871—1873, 1879 und 
1880; in der Zeitschrift für schweizerische Gesetzgebung und 
Rechtspflege, 1881. Register bei Zeerleder, Der schweizerische 
Juristen verein. Basel 1887. 

Eine Fülle kriminalistischer Arbeiten enthalten: 

Die Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und 
Gefängnisswesen. 1867 — 1891. 17 Versammlungen. 
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III. Bundesrecht und Kantonalrecht. 



1. Das Gebiet des Bundesstrafrechts. 

Die staatsrechtlichen Grundlagen des Bundesstrafrechts. 

Auf dein Gebiete des Strafrechts bildet zur Zeit die Zu- 
ständigkeit der Kantone die Regel, die Zuständigkeit des 
Bundes die Ausnahme. Ein Antrag der Gesandtschaft von 
Solothurn, in der Bundesverfassung von 1848 die Gesetz- 
gebung über Verbrechen und ihre Bestrafung, sowie über 
das Verfahren in Strafsachen, als Bundessache zu erklären, 
blieb in Minderheit, weil man in der Vereinheitlichung 
einen Eingriff' in die verfassungsmässig anerkannte Sou- 
veränetät der Kantone erblickte. 

Doch sah sich der Bundesstaat genöthigt, zum Schutze 
seiner bundesstaatlichen Interessen eine Strafgesetz- 
ge b u n gsge w a 1 1 in Anspruch zu nehmen. Es geschah 
dies freilich nur mittelbar, durch das Medium der Bundes- 
st r a f g e r i <• h t s b a r k e i t. 

Art. 104 der Bundesverfassung von 1848 bestimmte 
nämlich : 

Das Assisengericht, mit Zuziehung von Geschwornen, welche 
Uber die Thatfrage absprechen, urtheilt: 

a. in Fällen, wo von einer Bundesbehörde die von ihr ernannten 
Beamten zur strafrechtlichen Beurtheilung Uberwiesen werden ; 

b. Uber Fälle von Hochverrath gegen die Eidgenossenschaft, von 
Aufruhr und Gewaltthat gegen die Bundesbehörden ; 



Digitized by Google 



Bundesrecht und Kantonalrecht. 



31» 



c Uber Verbrechen und Vergehen gegen das Völkerrecht ; 
d. Uber politische Verbrechen und Vergehen, die Ursache oder 
Folge derjenigen Unruhen sind, durch welche eine bewaffnete 
eidgenössische Intervention veranlasst worden ist. 
Der Bundesversammlung steht das Recht zu, hinsichtlich solcher 
Verbrechen und Vergehen Amnestie oder Begnadigung auszusprechen. 

Und Art. 10T> fügte die Genoralvollmacht bei: 

Es bleibt der Bundesgesetzgebung Überlassen, ausser den in 
den Art. 101 1 ), 104 und 105 1 ) bezeichneten Gegenständen auch 
noch andere Fälle in die Kompetenz des Bundes- 
gerichtes zu legen. 

Art. 107 endlieh bezog sieh theihveise auf das mate- 
rielle Strafrecht ; er beauftragte die Bundesgesotzgebung. 
das Nähere zu bestimmen: 

b. Uber die Verbrechen und Vergehen, welche in die Kompetenz 
des Bundesgerichtes fallen, und Uber die Strafgesetze, 
welche anzuwenden sind. 

Es tritt also überall die Bundesstrafgerichts- 
barkeit in den Vordergrund. Diese wird geregelt, und 
zwar fallen die in Art. 104 genannten Thatbestände aus- 
schliesslich in die Kompetenz des Bundesgeriehts. 
andere Falle können dem Bundesgoricht durch die Bundes- 
gesetzgebung übertragen werden. 

Die B u n d e s s t r a f g e s e t z g e b u n g s g e w a 1 1 ers< h ei n t 
lediglich als eine Folge der Bundesstrafgerichts- 
barkeit. Die Verfassung scheint von der Auffassung 
ausgegangen zu sein, die Zuweisung eines Falles an das 
Bundesgericht bedinge die Anwendung eidgenössischen 
materiellen Rechtes. In Art. 107 b gelangt dieser Gedanke 
zu klarem Ausdruck. 

Allein es entspricht dies der Natur der Sache nicht. 
Gerichtsbarkeit und Gesetzgebungsgewalt bedingen sich 
keineswegs gegenseitig: insbesondere darf die Entscheidung 

') 101 bezieht sieh auf die Ziviige! ichtsbarkeit, 105 auf die Zuständig- 
keit des Hmtdesgerichteä als Stiiatsgcrichtshof. 
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darüber, ob eidgenössisches oder kantonales materielles 
Strafrecht Anwendung finden soll, nicht davon abhangig 
gemacht werden, ob ein Fall den eidgenössischen oder 
den kantonalen Gerichten überwiesen wird; vielmehr kann 
das Bedürfnis* des Rechtslebens eidgenössische Nonn und 
kantonale Gerichtsbarkeit erfordern oder auch Bundes- 
strafgerichtsbarkeit und kantonales Strafrecht. 

Die Richtigkeit dieser Erwägung trat schon bei Erlass 
des Bundesgesetzes über das Bundesstrafrecht der schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft vom 4. Mornung 1803 unver- 
kennbar zu Tage. Die Kompetenzbestimmungen, welche 
nach der Bundesverfassung die Grundlage der Bundes- 
strafgesetzgebungsgewalt bilden sollten, wurden in den 
Anhang verwiesen. Um dem Bunde die Strafgesetz- 
gebungsgewalt zu sichern, wurde für eine Mehrheit von 
Fällen die Bundesstrafgerichtsbarkeit wenigstens als Aus- 
nahme zugelassen; in der Regel sollen diese Fälle aber 
den Kantonalbehörden zugewiesen werden 1 !. Dabei wurde 
in den Motiven zu dem Bundesstrafrecht bedauert, dass 
der Art. 104 der Bundesverfassung es nicht gestatte, den 
Grundsatz folgerichtig durchzuführen, .dass alle Verbrechen 
gegen den Bund sowohl durch die Kantonalgerichte, als 
durch die Bundesassisen beurtheilt werden können- 2 ). 

Bezüglich der Bundesamtsdelikte wurde die ausschliess- 
liche Bundesstrafgerichtsbarkeit so UUstig empfunden, dass 
der Bundesrath dieselben trotz der entgegenstehenden Vor- 
schrift des Art. 104 der Bundesverfassung nun den kan- 
t o n a 1 e n Gerichten überweist. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass das Gesetzgebungs- 
recht des Bundes in Strafsachen dadurch, dass es von der 
Bundesstrafgerichtsbarkeit abhängig gestellt wurde, in sei- 
ner normalen Entwicklung gehemmt worden ist. Hätte die 

') Bundesstrafrecht Art. 71. 

*) Bundesblatt der schweizerischen Eidgenossenschaft, Jahrgang 1852, 
II. Band, S. 5iU unten. 



Digitized by 



Bundesrecht und Kantonalrecht. 



41 



Bundesverfassung von 1848 in Art. 107 den Satz aufge- 
stellt: ,,Dio Bundesgesetzgebung wird Strafbestimmungen 
gegen folgende Verbrechen und Vergehen erlassen-, so 
wären alle diese Verwicklungen und Missstande nicht ein- 
getreten. 

Allein noch unbefriedigender gestaltete sich der staats- 
rechtliche Zustand nach der Hundesverfassung vom 29. Mai 
1874. Die Art. 104 und 10b gingen zwar im Wesentlichen 
als Art. 112 und 114 in die neue Verfassung (Iber, aber 
die Vorschrift des Art. 107, welche die Bundcsgosotzgebung 
ermächtigt, das Nähere zu bestimmen über die Straf- 
gesetze, welche auf die band esst rafgeric h ts- 
baren Delikte anzuwenden s i n d . fand in der neuen 
Verfassung nicht Aufnahme; man ging dabei wohl von der 
Annahme aus, der Art. 107 habe in dem Gesetze (Iber das 
Bundesstrafrecht seine Erfüllung gefunden. Die Bundes- 
verfassung von 1874 sieht nun die Uebertragung weiterer 
Straffälle an das Bundesgericht vor, aber nicht die Er- 
gänzung des Bundesstrafgesetzes. 

Es kann allerdings geltend gemacht werden, es liege 
im Geiste der Bundesverfassung, dass dem Bunde Uber 
die Fülle, welche dem Bundesgerichte zur Beurtheilung 
übertragen werden, das Strafgesetzgebungsrecht zustehe; 
allein um so weniger lässt es sich rechtfertigen, dass die 
Bundesverfassung von 1874 die Vorschrift, welche dies aus- 
drücklich bestimmte, beseitigte. Diese Auslassung kann 
nur durch ein Versehen erklärt werden. 

Das Bundesstrafrecht. Den Hauptinhalt des Rundes- 
gesetzes über das Bundesstrafrecht der schweizerischen 
Eidgenossenschaft vom 4. Hönning 18f>:J bilden die Be- 
stimmungen über Verbrechen und deren Bestrafung. Der 
Form nach erscheint das Gesetz nicht als ein Nebengesetz, 
sondern als eine strafrechtliche Hauptquelle. Es ent- 
hält einen allgemeinen und einen besondern Theil und 
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/••iKt die HVNlrimMiH< ln> (Jlioderung eines Strafgesetzbuches. 
Im 1*1 iiIku ein llundosslrnfgosetzbuch, dessen Umfang auf 
rln lM<Hilmmles (iehiei. nämlich auf den strafreell fliehen 
Sehnlz der hundesslaalliehon Interessen, beschrankt ist. 
I>le einzelnen Tilel umfassen folgende ThatbestUnde : 

Tllel I : Verbrechen gegen die Äussere Sicherheit und 
Hube der Kidgeuossensehaft: militärischen und diploma- 
tischen Landesverrat!» Art. öS . völkerrechtswidrige 
Handlungen gegen die Schweiz Art. :W . 

Tilel •„»: Verbrechen gegen fremde Staaten: völker- 
rechtswidrige Handlungen gegen das Ausland Art. 41 , 
otVoui liehe Beschimpfung eines fremden Volkes, seines 
Souveräns, einer fremden Regierung «Hier Beschimpfung 
»»der MUshaudlimg ilnvs Vertivteis Art. 4*_» und 4-*> . 

Titel o: Verbrochen gegen die verfassimgsmä^igt? 
Ordnung und innere Sieherheil der Kidgeuv>>so!i>ehaft : 
lbvh\orra»h Vit. V> . VurVuhr Arr. 4'> . Wi-i^rsetzung 

Vi t 17, orVcKi'.u ho Varrel "g-'g /a \l\ hverru'h "-i-T Aui- 
rti'-t V". l< . Wal-'. lc':xv An. 4'» . IV : ' g v..»: »ie- 
'.« -gc-v W".\ •:" el'V* Iui' v? > '-'M- Art. .V» . 

■ \i ' .< : • % •• "s V' . : : < r . — • ; i. 

o'd *.« t, VS*M.*U .4'/ tCf V esi •-:•••'■>■ .-. -s. V"'. ' 4 ' ''" V-7 • 

- ,w ^ \ •.•»•• : < •-' • * '•/->.' \ » ' ;«*•-» ' ^ •.:..> .-.•♦Vs- 

v . . . , •. . ->i. .-»• ' • .. . : i >g- - : > 1 ' •. ••: v ■ • s« ; T. 

*U ■ :> , . ■ i \ • i • ■ j : «: s g» ••.!;» V 

'uv. ■ ? '-f. •. - :< '>.: ,- , ; \ 

f. » ■> s . > , Vits. iUl . • -ii'.i» J»' 

i««"* . -.• »<:!«,*,! »t*^ tun • -» ui < <i ■ i' ;■>«» ~ '^s±mm~ 

'„ . '. • ' \. > *»." * » > •» ' »• • .g 
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Von den fernem Titeln beziehen sich Titel 5 auf Ver- 
brechen gegen Bundesbeanite : öffentliche Beschimpfung 
oder Verleumdung der Bundesversammlung, einer Abthei- 
lung derselben, des Bundesrathos, des Bundesgerichts, eines 
Mitgliedes dieser Behörden oder eines eidgenössischen Re- 
präsentanten oder Kommissars. 

Titel ti: Auf verschiedene Vergehen, nämlich: Delikte 
an Bundesurkunden (Art. 61), falsches Zeugniss vor einer 
Bundesbohörde {Art. <>2), Ucbertretung einer durch eine 
Bundesbehörde verfügten Landesverweisung (Art. 
Werbung ('Art. 05'). (an die Stelle dieser Bestimmung ist 
jedoch ein besonderes Bundesgesetz getreten), Verletzung 
und Gefährdung des Telegraphenbetriebes ( Art. 00), Be- 
schädigung und Gefährdung von Post- und Eisenbahn- 
zügen Art. 07 und 08i. 

Titel 7 endlich stellt besondere Bestimmungen über 
das Verschulden bei Pressdelikten auf. Im LIebrigen hat 
der Bund das ihm in der Bundesverfassung » Art. 45, neu 55) 
eingeräumte Hecht. Strafbestimmungen gegen den Miss- 
brauch der Presse zu erlassen, der gegen die Eidgenossen- 
schaft und ihre Behörden gerichtet ist, nicht ausgeübt. 

Eine Ergänzung des Bundesstrafrechtes ist seither 
öfters in Aussicht genommen worden, insbesondere durch 
den Stabio- Artikel. 

Die Bundesversammlung beschloss nämlich am l.*>. De- 
zember 1H83 folgende Ergänzung des Bundesstrafrechts: 

Art. 74 bis. Wenn in Folge politischer Aufregung das Vertrauen 
in die Unabhängigkeit oder Unbefangenheit kantonaler Gerichte in 
Bezug auf eine ihrer Beurtheilung unterstellte, auf ein Verbrechen 
gerichtete Strafklage als beeinträchtigt angesehen werden muss, so 
ist der Bundesrath berechtigt, die Untersuchung und Erledigung einer 
solchen Klage an das Bundesgericht zu Uberweisen, auch wenn das 
Verbrechen in dem gegenwärtigen Gesetze nicht vorgesehen ist. Das 
Bundesgericht urtheilt in dem letztern Falle nach der Gesetzgebung 
des Kantons, in welchem das Verbrechen begangen wurde. 
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Allein der Beschluss der Bundesversammlung wurde 
in der Volksabstimmung nicht genehmigt und fiel damit 
dahin. 

Eine umfassende Ergänzung des Bundesstraf- 
rechts wurde im Jahre 1889 von dem eidgenössischen 
Justizdepartement vorbereitet und einer Expertenkommis- 
sion zur Begutachtung vorgelegt. Die Novelle l ) sieht 
namentlich folgende Neuerungen vor: 

Allgemeiner Theil: 

1 ) Aufhebung der obligatorischen Verbindung von 
Gefangniss- und Geldstrafen. Der Richter wird 
ermächtigt, neben Gefangniss auf Geldstrafe zu er- 
kennen ; 

2) Bestrafung des erfolglosen Versuches der Anstiftung; 

Besonderer Theil: Bestrafung 

1) der öffentlichen Aufreizung zu Widersetzung; 

2) der Aufforderung zu anarchistischen Verbrechen; 

„Wer mit Beziehung auf einen gewaltsamen Umsturz der 
gesellschaftlichen Ordnung zur Begehung von Verbrechen auf- 
fordert, aufreizt oder Anleitung gibt." 

3) der Aufforderung zum Klassenkampf; 

„Wer in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise 
zur gewalttätigen Verfolgung ganzer Bevölkerungsklassen auf- 
fordert oder aufreizt." 

4) der Aufreizung von Polizeispionen; 

„Wer, im Dienste oder Solde einer fremden Polizei ste- 
hend, zu Handlungen aufreizt, welche die öffentliche Ordnung 
oder den öffentlichen Frieden gefährden, oder durch falsche 
Berichte die öffentliche Meinung aufregt." 

5) der Anstiftung von Mitgliedern des Bundesheeres zu 
schwerer Verletzung der Dienstpflicht. 



') Sfnoss, Die NnvHle zum Hundesstrafrecht, in Zeitschrift für Schweizer 
Strafrecht, III, S. Hü. 
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Ueberdies enthalt die Novelle organisatorische 
Bestimmungen, und es wird namentlich die Kompetenz- 
bestimmung des Bundesstrafrechts Art. T.'J durch Streichung 
des Zitates von Art. 52 dahin abgeändert, dass nicht bloss 
die in Art. 45 — 50 genannten Thatbestände im Falle eid- 
genössischer Intervention, auch wenn sie sich gegen kan- 
tonale staatliche Interessen richten, als politische Delikte 
der Bundesstrafgerichtsbarkeit unterstellt werden, sondern 
alle politischen Delikte im weitem Sinne. 

Als politische Delikte in diesem Sinne werden aus- 
drücklich erklärt alle im Bundesstrafrecht und den kan- 
tonalen Strafgesetzen vorgesehenen rechtswidrigen Hand- 
lungen , welche zu einem politischen Zweck begangen 
worden sind oder mit politischen Verhältnissen im Zu- 
sammenhang stehen. 

Bei Beurtheilung dieser Verbrechen und Vergehen 
findet das Bundesstrafrecht analoge Anwendung, und nur 
soweit die strafbaren Handlungen im Bundesstrafrecht 
nicht vorgesehen sind , findet das kantonale Strafrecht 
Anwendung. Endlich wurde der Gedanke des „Stabio- 
artikels u wieder aufgenommen, jedoch in neuer Form. Ks 
erschien namentlich angezeigt, die Begründung eidgenös- 
sischer Gerichtsbarkeit nicht von einem mangelnden Ver- 
trauen in die Unabhängigkeit und Unbefangenheit kan- 
tonaler Gerichte abhängig zu machen, und es empfahl sich, 
nicht einer politischen, sondern einer gerichtlichen Behörde 
die Entscheidung zu tibertragen, ob die Voraussetzungen 
für die ausnahmsweise Begründung der Bundesstrafgerichts- 
barkeit vorliegen. Demgemäss erhielt die Bestimmung 
folgende Fassung: 

Art. 73 bis. Ausnahmsweise hat das Bundesgericht auf Antrag 
des Bundesraths die Untersuchung nnd Entscheidung eines Falles 
den Bundesstrafgcrichtsbehürden zu Ubertragen, wenn von der Ver- 
handlung vor dem an sieh zuständigen kantonalen Gerichte eine 
Gefährdung des öffentlichen Friedens zu besorgen steht. 
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Die Bundesstrafgerichtsbehördc beurthcüt den Fall nach kan- 
tonalem Strafrecht. 

Die Vorlage ist über seither dem Bundesrathe nicht 
vorgelegt worden, und es darf angenommen werden, es 
eraehte das eidgenössische Justizdepartement eine Ergän- 
zung des Bundesstrafrechts bei dem gegenwartigen Stande 
der Vereinheitlichung nicht mehr für geboten. 

Die bundesstrafrechtlichen Nebengesetze. ' Polizeiliche 
und fiskalische Bundesstrafgesetze. » Neben dem Bundes- 
strafgesetz stellte der Bund in folgenden Bundesgesetzen 
Straf bestimniungen auf: 

1819, 5. Mai. Bundesgesetz Uber das Schiesspulverregal. 

184i), 4. Juni. Bundesgesetz Uber das Postregal. 

1850, 1. Mai. Bundesgesetz betreffend die Verbindlichkeit zur Ab- 
tretung von Privatrechten. 

1850, 3. Dezember. Bundesgesetz die Heimatlosigkeit betreffend. 

1852, 24. Juli. Bundesgesetz Uber die Auslieferung von Verbrechern 
oder Angeschuldigten. 

18511, 30. Juli. Bundesgesetz betreffend die Werbung und den Ein- 
tritt in den fremden Kriegsdienst. 

1867, 24. Juli. Bundesgesetz betreffend Abänderung des Aus- 
lieferungagesetzes vom 24. Juli 1852. 

1872, 2. Februar. Bundesgesetz betreffend Ergänzuug des Aus- 
lieferungsgesetzes vom 24. Juli 1852. 

1872, 8. Februar. Bundesgesetz Uber polizeiliche Massregeln gegen 
Viehseuchen. 

1873, Ii). Juli. Bundesgesetz betreffend Zusatzbestimmungen zum 
Bundesgesetz Uber polizeiliehe Massregeln gegen Viehseuchen. 

1874, 24. Dezember. Bundesgesetz betreffend Feststellung und Be- 
urkundung des Zivilstandes und die Ehe. 

1875, 3. Juli. Bundesgesetz Uber Mass und Gewicht. 

1875, 17. September. Bundesgesetz Uber Jagd und Vogelschutz 1 ). 
1871», 21. Miliz. Bundesgesetz betreffend die eidgenössische Ober- 
aufsieht Uber die Forstpolizei im Hochgebirge. 
1877, 23. März. Bundesgesetz betreffend die Arbeit in den Fabriken. 

') Das (M'setz wird lwiilirt. Vgl. Entwurf d»"s Dumlt'sratheä vom l'l. 

April 
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1877, 22. Juni. Bundesgesetz über den telegraphischen Verkehr 
im Innern der Schweiz. 

1877, 22. Juni. Bundesgesetz betreffend die Wasserbaupolizei im 
Hochgebirge. 

1878, 18. Februar. Bundesgesetz betreffend Handhabung der Bahn- 
polizei. 

1871), 29. Dezember. Bundesgesetz betreffend Kontrolirung und 
Garantie des Feingehaltes der Gold- und Silberpaaren. 

1881, 8. MHrz. Bundesgesetz betreffend Ausgabe und Einlösung 
von Banknoten. 

1881, 14. Brachmonat. Bundesgesetz Uber das Obligationenrecht. 

1881, 25. Brachmonat. Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht aus 
Fabrikbetrieb. 

1882, 22. Juni. Bundesgesetz betreffend die Fabrikation und den 
Verkauf von Zündhölzchen. 

1882, 17. Oktober. Reglement Uber die Fabrikation und den Ver- 
kauf von Zündhölzchen mit Abänderung vom 1. Juni 1883. 

1883, 23. April. Bundesgesetz betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und Kunst. 

1884, 26. Juni. Bundesgesetz betreffend die Posttaxen 

1885, 25. Juni. Bundesgesetz betreffend Beaufsichtigung von Pri- 
vatunternehmungen im Gebiete des Versicherungswesens. 

1886, 29. Januar. Vollziehungsreglement betreffend Vorkehrungen 
gegen die Reblaus. 

1886, 17. Juni. Bundesgesetz betreffend den Handel mit Goid- 
und Silbcrabfällen. 

1886, 1. Juli. Bundesgesetz betreffend eine Aenderung des Bundes- 
gesetzes vom 8. Februar 1872 Uber polizeiliche Massregeln 
gegen Viehseuchen. 

1886, 2. Juli. Bundesgesetz betreffend Massnahmen gegen gemein- 
gefährliche Epidemien. 

1886, 21. Dezember. Bundesgesetz betreffend Zusätze zum Bundes- 
gesetz betreffend Kontrolirung und Garantie des Feingehalts 
der Gold- und Silberwaaren vom 29. Dezember 1879. 

1886, 23. Dezember. Bundesgesetz betreffend gebrannte Wasser. 



') Dazu: Niulitra^K'-x-ty. vom >\. Juni 1-SÜO und Hiindes^esety. hn- 
trerteud die Revision dn*»lncr ltcstimiiiun<rt>n dos ltundc*<rc*<'t/cs ItotivlVcnd 
die l'tfettaxcn vom 17. Juni IH'.M. 
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1887, 26. April. Bundesgesetz betreffend die Ausdehnung der Haft- 
pflicht und die Ergänzung des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1881. 

1887, 14. Oktober. Vollziehungsverordnung zu den Bundes- 
gesetzen Uber polizeiliche Massregeln gegen Viehseuchen 
vom 8. Februar 1872, 19. Juli 187:5 und 1. Juli 1886. 

1888, 22. März. Bundesgesetz betreffend den Geschäftsbetrieb von 
Auswanderungsagenturen. 

1888, 22. März. Bundesgesetz betreffend die Erfindungspatente. 
1888, 21. Dezember. Bundesgesetz betreffend die gewerblichen 
Muster und Modelle. 

1888, 21. Dezember. Bundesgesetz Uber die Fischerei. 

1889, 11. April. Bundesgesetz Uber Schuldbetreibung und Konkurs. 

1890, 26. September. Bundesgesetz betreffend den Schutz der Fabrik- 
und Handelsmarken, der Herkunftsbezeichnungen von Waaren 
und der gewerblichen Auszeichnungen. 

Die Befugniss zum Erlass dieser Nebengesetze leitet 
der Bundesgesetzgeber nicht aus der ihm ertheilten Ge- 
neralvollmacht ab, „auch noch andere Fälle in die Kom- 
petenz des Bundesgerichtes zu legen u . sondern er stutzt 
sich, wie dies aus dem Eingang der einzelnen Gesetze 
hervorgeht, auf die Verfassungs Vorschriften, welche ihm 
i m A 1 1 g e m e i n e n ein Gesctzgebungsreeht über die Ma- 
terie geben. So leitet der Bund aus der Bestimmung des 
Art. 24 der Bundesverfassung: r Der Bund hat das Recht 
der Oberaufsicht über die Wasserbau- und Forstpolizei im 
Hochgebirge 41 , die Befugniss ab. nicht nur polizeiliche Vor- 
schriften, sondern auch Strafbestimmungen aufzustellen. 
Die Verfassungsmässigkeit dieser Grundlage scheint niemals 
in Zweifel gezogen worden zu sein und gewiss mit Recht, 
denn das Gesetzgebungsrecht über einen Gegenstand ist 
ein unvollkommenes und mangelhaftes, wenn es sich nicht 
auch auf den strafrechtlichen Schutz erstreckt. Aber nur 
insoweit, als dem Bund das Gesetzgebungsrecht überhaupt 
zustelu, reicht seine Strafgesetzgebungsgewalt, weiter nicht. 

Die strafrechtlichen Bestimmungen der Nebenstraf- 
gesetze reichen nicht überall aus. denn die Bundespolizei- 
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Strafgesetze regeln nur vereinzelt Verhältnisse des allgemei- 
nen Theils. Soweit in dieser Beziehung in dem besondern 
Gesetze eine Regelung getroffen ist. gilt diese. Welche Vor- 
schriften kommen aber im rehrigen zur Anwendung V Die 
kantonalen (Jeriehte, denen diese Falle meistens zur Be- 
urtheilung vorliegen, dürften versucht sein, die allgemeinen 
(irundsütze ihres kantonalen Strafrechts anzuwenden. Es 
liegt aber auf der Hand, dass es nicht angeht. Lücken eines 
Bundesgesetzes aus dem kantonalen Rechte zu erganzen, 
wenn das Bundesrecht selbst die in Frage stehenden Ver- 
haltnisse geregelt hat. Dies Ist aber in dem allgemeinen 
Theile des Bundesstrafrechts geschehen. Ks finden daher die 
allgemeinen Grundsätze des Bundesstrafrechts 
auf die Delikte Anwendung, welche in bundesstrafrechtlichen 
Nebengesetzen mit Strafe bedroht werden, sofern diese letz- 
tern nicht selbst eine bezügliche Vorschrift enthalten 1 1. 

') Im Weseutlicheu übereinstimmend .1/r/V/, Das Markenstrafreeht auf 
Grund des eidgenossischen Marken>cbutz^eseizes, sowie der von der Schweiz 
»beschlossenen Staatsverträge und der internal ionalen Konvention von IHS.i. 
Bern 1888, S. Ad. Doch nimmt Meili nur auf das eidgenössische Marken- 
schutzgesetz Bezug und behauptet für dieses, es habe sich vollständig von 
den kantonalen Strafgesetzbüchern emanzipirt und es können die Bestim- 
mungen der Kantonalgesetze Uber Theilnahmc und ahnliche Liest iniinutigen 
des kantonalen Hechts auf das Markcnstrafrecht wohl nicht ausgedehnt 
werden. Meili hält aber an dieser Auflassung nicht grundsätzlich fest. 
Vergleiche Meifi, Die Prinzipien des schweizerischen l'atentgesetzes, Zürich 
1890, wo sich 8. 09 folgende Stelle findet: „Betreffend die Verjährung der 
I'atentanmassung fehlt es an einer eidgenössischen Nonn: es kommt also 
das kantonale Hecht zur Anwendung. Bezuglich der Strafen ist aber nur 
das Bundesgesetz anzuwenden". 

Auch Aloy.t v. Orrlli entscheidet sieh für die Anwendung des kanto- 
nalen Strafrechts. In der Schrift: Das schweizerische Bundesgesetz betreffend 
das Urheberrecht an Werken der Literatur und Kunst unter Berücksichti- 
gung der bezüglichen Staatsvertrage. Zürich lss», bemerkt er S. 98 zu 
Art. 13: „Tbeiluahme und Versuchshandlungen. Das Gesetz druckt sich 
hier sehr kurz aus, versteht aber unter Thcilnehmein nur die Gehülfcu 
und Begünstiger, nicht auch die Miturheber. Es wird hier (wie im 
deutschen Gesetz von lsjo, § 20. Absatz M) auf die allgemeinen Grundsätze 
verwiesen, welche in den kantonalen Strafgesetzbüchern enthalten sind." 

Stoo**, Orundxflia' iles »ehweix. stnifn-cht*. 1 
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Bundessache ist endlich das Militärstrafreeht, das 
besonders behandelt wird, und die Auslieferung - von 
Verbrechern. Der Abschluss von Verträgen mit dem 
Auslande, also auch der Auslieferungsverträge, fällt in 
den (fcschäftskrcis der eidgenössischen Käthe Bundes- 
verfassung Art. Mi">. Zitf. öi. 

Die Grundsätze, welche für den Abschluss von Aus- 
lieferungsverträgen massgebend sein sollen, sind neuer- 
dings in einem Gosetzesent würfe betrettend die Ausliefe- 
rung gegenüber dem Auslande gestellt worden *). und es 
steht die definitive Annahme dieses Entwurfes bevor. Die 
interkantonale Auslieferung regelt das Bundesgesetz über 
die Auslieferung von Verbrechern und Angeschuldigten 
vom 24. Juli 18r>2. 

Die Ausscheidung des Gebiets. Die Ausscheidung des 
Bundes- und des kantonalen Strafrechtes lässt sich im All- 
gemeinen folgendcrmassen bestimmen : 

Der Hund gewährt seinen strafrechtlichen Schutz den 
unter seine besondere Hut gestellten Kechtsgütern. den 
B u u d e s i n t e r e s s e n. 

Als solche erscheinen: 

1. Der B u n d e s s t a a t selbst als staatliches Einzelwesen 
und als völkerrechtliches Gebilde, mittelbar der fremde 
Staat. 

Bundesstrafrecht Art. 36—45. 

II. Die Bundesgewalt und ihre Organe. 
Bundesstrafrecht Art. 15 — öl, 59, 60. 

III. Die Bundesverwaltung. 

Im A 1 1 g e m e i n e n. Bundesstrafrecht Art. öü— 58. 

') Vgl. Hntsttein, Un projet de loi federalt' sur I'extradition, in Zeit- 
schrift fur Schweizer Strafrecht, III. S. Ii:? ff. Pfhtnintßer. Der Entwurf 
eines schweizerischen lhiudesge>etzes betreffend die Auslieferung gegenüber 
tlem Auslände, in Archiv für öffentliches Recht, Ihl. VI, S. r ,">6. 
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In ihren einzelnen Verwaltung zweiten. Als 
solche fallen namentlich in Betracht: 

I i Die Bundesrechtspflege. Fälschung von Bundeaurkuuden 
Bundesstrafrecht Art. 61. Falsche Auslage vor Bundesbehörden 
Art. 62. Landesverweisungsbruch Art. 63. 

2i üas Kriegswesen. Werbung. 

:Vi Verkehrswegen. Eisenbahn-, Telegraphengefährdung. Bundes- 
strafrecht Art. 66—68. Eisenbahnpolizei. 

4i Finanzwesen. Zoll-, Post- und Pulverregal. Alkoholmonopol. 

f>< Oesundheitspolizei. Epidemien. Tbierseucheu. Pflanzen- 
seuchen (Reblaus). 

b\i Oberaufsicht über die Forst- und Wasserbaupolizei 

im Hochgebirge. 

7» Jagd. Vogelschutz und Fischerei. 

Hl Oewerbepolizei. Fabrikarbeit. Haftpflicht. Zündhölzchen. 
Feingehalt von Gold- und Silberwaaren. Handel mit Gold- und 
Silberabfallen. Auswanderungsageuturen. Versicherungsagenturen. 
Ausgabe von Banknoten. 

9> Mass- und (iewichtspolizei. 

10» Zivilstand und Heimatlosigkeit. 

IV. Ausserdem stehen mehrere persönliche Rechts- 
güter unter Bundesstrafschutz, welche ihrer Natur 
nach internationalen Charakter tragen, nämlich: 

I i Kechtsgüter des Industrierechts. Markenschutz, Patent- 
recht. Muster und Modelle. 

2) Urheberrecht an Erzeugnissen der Literatur und 

Kunst. 

Soweit der Bund sein Gesotzgobungsrocht auf straf- 
rechtlichem Gebiete ausgeübt hat, tritt das kantonale 
Recht von selbst ausser Kraft, und es bedarf keines Aktes 
der kantonalen (Jesetzgobungsgewalt zur Aufhebung des 
dem Bundesrecht entgegenstehenden kantonalen Rechts- 
satzes. Ebenso wenig bedarf es eines solchen Aktes, 
um dem Bundesrechtssatz in den einzelnen Kantonen 
Wirksamkeit zu verleihen. Es ist daher nicht, korrekt, 
wenn einzelne Kantone bundesrechtlich aufgehobene Rechts- 
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sätze noch förmlich ausser Kraft setzen wollen, oder wenn 
sie Hundesrecht als kantonales Recht in die kantonale 
Gesetzgebung einfügen. 

Nicht überall ist die Grenze zwischen dem Gebiete 
des Bundes- und kantonalen Strafrechts in ganz sicherer 
Weise gezogen, vielmehr erhebt sich zuweilen die Frage, 
ob der Bund, indem er eine Strafbestimmung aufstellte, 
damit die Materie vollständig und abschliessend regelte, 
so dass für einen kantonalen Strafrechtssatz kein Raum 
blieb, oder ob er nur eine Seite des Verhältnisses seiner 
Regelung unterwarf und im üebrigen den Kantonen freie 
Hand Hess. 

2. Das Militärstrafrecht. 

Das Militarstrafreeht ist Bundessache. Das Bundes- 
gesetz über die Strafrechtspttege für die eidgenössischen 
Truppen vom 17. August 1851 enthielt drei Bücher, 
nämlich : 

Erstes Buch. Strafgesetze für die eidgenössischen 
Truppen. 

Zweites Buch. Organisation der Rechtspflege in 
Strafsachen bei der eidgenössischen Armee. 
Drittes Buch. Von dem Verfahren. 

Wie aus einem Beschluss der Bundesversammlung 
vom 9. August 1852 hervorgeht, leitete sie die sachliche 
Zuständigkeit des Bundes für das Militärstrafrecht aus 
dem Art. 102 der Militärorganisation vom 8. Mai 1850 
und aus Art. 20 der Bundesverfassung von 1848 her, 
der dem Bunde die Organisation des Bundesheeres über- 
trug 1 ). Eine noch sicherere Grundlage bietet Art. 20 der 



M UUnur. Die staatsrechtliche Praxis der Schweizerischen Buudes- 
hehörcleu aus den Jahren 1848- -18«0, Zürich 18(52, S. 417. Nr. 52t». 
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Bundcsverfassung von 1874, in dem Satze: Die Gesetz- 
gebung über das Heerwesen ist Sache des Bundes. 

Die „ Strafgesetze für die eidgenössischen Truppen* 
stellen sich als ein vollständiges Strafgesetzbuch dar, das 
nicht nur Bestimmungen über militärische Vergehen, son- 
dern auch über gemeine Verbrechen aufstellt. 

Die Reform der gesaniniten Militarstrafgesetzgebung 
wurde im Jahre 1876 in Angriff genommen. Herr Professor 
Dr. Hütt/ erstattete dem eidgenössischen Militärdepartement 
einen Bericht über die Grundzüge eines Militärstrafgesetz- 
buehes für die schweizerische Eidgenossenschaft 1 >. 

Den Bundesrath leitete der Gedanke, an die Stelle 
des bisherigen ein Gesetz zu setzen, das vermöge seiner 
Kürze in dem Dienstbüchlein des Soldaten hatte abgedruckt 
werden können und daher lediglich die notwendigsten 
Bestimmungen in sehr gedrängter Zusammenfassung und 
unter Weglassung eines ausführlichen allgemeinen Theiles 
enthalten dürfte. Diesem Gedanken entsprach ein von Herrn 
Professor Dr. IHlty in Bern im Jahre 1878 ausgearbeiteter 
Entwurf, welcher allerdings nur 80 Artikel enthielt. Allein 
eine Kommission von Fachmännern, welcher der Bundes- 
rath den Entwurf im Jahre 1871) unterbreitete, sprach sich 
in ihrer Mehrheit für ein Gesetzbuch nach bisheriger Art 
und Weise, wiewohl in möglichst knapper und praktischer 
Fassung, aus. 

Ein weiterer, ebenfalls von Professor Dr. Hilft/ ver- 
fasster Entwurf vom ;K). Mai 1884 versuchte eine Ver- 
mittlung zwischen zwei Systemen, dem System einer sum- 
marischen , möglichst volkstümlichen Behandlung des 
Stoffes und demjenigen einer streng geordneten, jede Einzel- 
heit wohl beachtenden Bearbeitung desselben. Der Bundes- 
rath und viele Sachkundige erblickten damals in dem 
Entwürfe die glückliche Lösung dieses Problems. 



J ) Bulach 1876. 
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Der Gang der Berathungon im Ständerathc und in 
der nationalräthliehen Kommission und seither erschienene 
öffentliche Kritiken überzeugten den Bundesrath jedoch, 
dass die Absicht, welche dem Entwürfe vom 30. Mai 1884 
zu Grunde lag, in der Praxis sich nicht verwirklichen lasst. 

Die nationalräthliche Kommission ertheilte daher am 
29. Juni 188(i, im Einverständnis* mit dem Vorsteher des 
eidgen. Jusrizdepartemonts. dem Herrn Oberst Ed. Müller 
den Auftrag, über die Militärgerichtsorganisation und das 
Militärstrafverfahren einen Entwurf auf Grund seines 
schema tisirten Antrages einzureichen. Herr Müller kam 
diesem Auftrage am Hl. .Juli 1880 nach. Eine von dem 
Bundesrat!» ernannte Kommission von Fachmannern sprach 
sieh zu Gunsten der Antrüge des Herrn Müller aus. er- 
klärte aber, es bedinge die Annahme derselben eine Um- 
arbeitung auch des materiellen Strafrechts. 

Das Justizdepartement nahm diese Umarbeitung unter 
Mitwirkung der Expertenkommission an die Hand, allein 
es zeigte sich, dass die Fertigstellung eines Gesetzes, 
welches die gesummte Militärstrafroehtsptlege umfassen 
würde, noch eine beträchtliche Zeit in Anspruch genommen 
hätte. Das Justizdepartement unterbreitete daher dem 
Bundesrathe zunächst den Entwurf eines Bundesgesetzes 
über die Militärstrafgerichtsordnung. Der Bundesrath zog 
in Folge dessen den Entwurf vom .'50. Mai 1884 zurück 
und legte der Bundesversammlung mit Botschaft vom 
10. April 1888 den Entwurf einer Militäi^trafgerichtsord- 
nung vor 1 ). Dieser Entwurf ist am 28. Juni 1889 mit einigen 
Abänderungen von dem Xationalrathe und dem Ständerathe 
angenommen worden und als Bundesgesetz über die 
Militärstrafgerichtsordnung vom 28. Juni 1889 am 1. Januar 
1890 in Kraft getreten. 

V) l>ie Angaben über «Ii«* Keforni der Militürstratgesetzgebung sind im 
Wesentlichen der Hot schuft des Bundesrathes vom 10. April 1S88 entnotntneu. 
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Die MUitärstrafgorichtsordnung hob das zweite und 
dritte Buch des Bundesgesetzes über die Strafrechtspticge 
für die eidgenössischen Truppen vom 27. August IHM auf. 
Dagegen blieb das erste Buch: Strafgesetze für die eid- 
genössischen Truppen, mit Ausnahme der Art. 1. 2, 36 
und .'J7, in Kraft. 

Der Bundesrath gedenkt, der Bundesversammlung nach- 
einander noch vorzulegen : 

1> ein Gesetz über die Disziplinarstrafordnung; 
2 t ein Oesetz über das Mili türstraf recht: 
3) ein Gesotz über die Kriegsartikel. 

Ein von Oberst Ed. Müller ausgearbeiteter Entwurf 
eines Gesetzes über die Disziplinarstrafordnung liegt dem 
schweizerischen Militärdepnrtemente vor. 

Die Ausarbeitung eines Gesetzes Uber das Militarstraf- 
recht dürfte am besten bis nach Inkrafttreten eines einheit- 
lichen bürgerlichen Strafgesetzes verschoben werden, da 
es dann möglich wHre. nicht nur die allgemeinen Bestim- 
mungen des bürgerlichen Bundesstrafgesetzbuehes. sondern 
auch die Vorschriften über die gemeinen Verbrechen in der 
Hauptsache auch auf Militärpersonen anzuwenden, so dass 
das Militärstrafgesetz nur Bestimmungen über militärische 
Verbrechen aufzustellen hätte. Die Vereinheitlichung des 
Strafrechts in der Schweiz wird daher die Aufgabe der 
Militärstrafgesetzgebung ausserordentlich vereinfachen und 
erleichtern. 

3. Die strafrechtlichen Bundesverbote. 

Soweit der Bund eine Strafgcsetzgebungsgcwalt nicht 
bethätigt hat. greift das k a n t o n a 1 e Strafrecht Platz. Da 
die Bundesstraf bestimmungen fast ausschliesslich den Schutz 
von Bundeseinrichtungen und Hundesverwaltungszwei- 
gen zum Gegenstande haben, so erstreckt sich das Gebiet 
des kantonalen Strafrechts auf die G e sa m m t Ii e i t der go- 
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meinen Vorbrechen. Doch hat die Bundesverfassung der 
kantonalen Strafgesetzgebungsgewalt nach mehreren Rich- 
tungen hin Schranken gezogen. 

i. Hinsichtlich der Strafen. Von Bundoswegen ver- 
boten sind: 

a. Die Todesstrafe für politische Vergehen. 
Art. 05 der B. V. 

b. Körperliche Strafen, Art. 05 der B. V. 

c. Die Verweisung von Schweizerbürgern, Art. 44 
und 00 der B. V. 

Die Vorschrift des Art. 00 der Bundesverfassung: 
„Die Bundesgesetzgebung bestimmt die Schran- 
ken, i n n e r h a I b w elcher ein S c h w e i z e r b ü r g c r 
seiner politischen Rechte verlustig werden 
kann", ermächtigt die Bundesgesetzgebung, der kanto- 
nalen Strafgesetzgebung Schranken bezuglich der Ehren- 
strafen zu ziehen, allein die Rundesgesetzgebung machte 
von dieser Vollmacht bisher nicht Gebrauch. 

a. Hinsichtlich des strafbaren Unrechts. In Betracht 
fitllt Art. 40, Abs. 2, der Bundesverfassung: „Niemand 
darf wegen <J laubensansiohten mit Strafen 
irgend welcher Art belegt werden". 

4. Das Verbot der Todesstrafe. 

Literatur. Pfotenhaurr, Aphorismen über die Todesstrafe, 1879. WHy, Ueber 
die Wiedereinführung der Todesstrafe, 1879. Dazu: ron Salis, Schweize- 
risches Bnndesreeht, I, Nr. 2-H», 1. 

Die Bundesverfassung von 184* stellte in Art. 54 den 
Satz auf: r Wegen politischer Vergehen darf 
kein Tod esurt heil gefällt werden"; die Bundes- 
verfassung von 1*74 dehnte dieses Verbot auf gemeine 
Delikte aus und bestimmte in Art. 0f>: 
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n Die Todesstrafe ist abgeschafft. 

„Die Bestimmungen des Militürstrafgesetzcs 
bleiben jedoch in Kriegszeiten vor beb a 1 te n.- 

AIs jedoch Ende der 7()er Jahre eine Reihe von 
Mordthatcn die Gemüther erschreckte, gab sich eine grosse 
Unzufriedenheit über das Verbot der Todesstrafe kund, 
und in Petitionen aus den Kantonen Waadt 12.8(X), Frei- 
burg 7186 , St. Gallen f><>;>2, Bern 3*49, Schaffhausen 217H. 
Appenzell mit der beigesetzten Zahl der Unter- 

schriften, wurde die Aufhebung des Bmiriesverbotes ge- 
fordert. 

Am 2. Dezember 1878 brachte Standerath Frmhr aus 
Schaffhausen die Motion ein. den Art. H"> der Bundesver- 
fassung aufzuheben und das Verbot der Todesstrafe nur für 
politische Verbrechen und Vergehen beizubehalten. Diese 
Motion wurde am 17. Dezember 1*78 von beiden Rathen 
erheblich erklart und dem Bundesrathe zur Begutachtung 
zugewiesen. In seiner Botschaft vom 7. Marz 1870 stellte 
der Bundesrath den Antrag: Es sei auf die Motion des 
Herrn Ständernth Ereuler und auf die Petitionen von 
Schweizerbürgern, betreffend Revision der Bundesverfas- 
sung und die Wiedereinführung der Todesstrafe, nicht 
einzutreten. Die Bundesversammlung beschloss jedoch 
die Revision der Verfassung 1 !. 



') Materialien: 

1. Botschaft dos Bundesruthes an die hohe Bundesversammlung be- 
treffend Art. oo der Bundesverfassung (vom 7. Mär/. 1879). 

2. Bericht einer Fraktion der nutionalräthlichcn Kommission zur Vor- 
berathung der Uevision des Art. <>."> der Bundesverfassung betreffend die 
Todesstrafe vom 2 t. Mär/. 1*79. 

3. Bericht der Minderheit der stündet nthliehen Kommission zur Vor- 
berat hu ng der Bevisiou des Art. Hö der Bundesverfassung (vom IS. Mar/. ls79>. 

4. Bericht der Mehrheit der ständeräthlichen Kommission zur Vor- 
berathung der Revision des Art. (>ö der Bundesverfassung (vom 18. Marz 
1879). 
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Für die Annnlnne des im Sinne der Motion Freuler 
revidirten Art. (>5: 

„Wegen pol i r ist* Ii er Vergehen darf kein 
Tode.su rt heil gefällt werden. 

-Körperliehe Straten sind untersagte 

sprachen sieh 2(X>,485 stimmberechtigte Bürger aus. da- 
gegen 181,588. Einer Kleinheit von l.'i Stünden und 4 
halben Standen stand eine Minderheit von ö Ständen und 
2 halben Standen gegenüber. Infolge dieser Abänderung 
der Verfassung führten die Kantone Appenzell I.-Rh.. Ob- 
walden. Tri, Wallis, Zug, St. (fallen. Schwyz, Luzern die 
Todesstrafe wieder ein'i. 

5. Das Verbot der körperlichen Strafen. 

Auf Antrag von Xationalrath Kt/tel wurden dem Art. ö5 
der Hundesverfassung von 1874 die Worte beigefügt: 
Körperliche Strafen sind untersagt. Dieses Ver- 
bot wurde durch die Abänderung des Art. f>5 nicht be- 
rührt. Veranlassung zu demselben gab wohl der Ryniker- 
Handel. Schriftsetzer Ryniker h atte nämlich in einer im 
.Talire 18i>5 erschienenen Broschüre, „Garantien des allge- 
meinen Wohles oder die Harmonie des Wirkens". Gott 
und Unsterblichkeit geleugnet und war desshalb von den" 
T!erichten des Kantons Tri wegen Gotteslästerung und 
Religionsboschimpfung zu 20 Ruthenstreiehen verurt hei lt 
worden. Dieses Urtheil erregte peinliches Aufsehen in 
der Schweiz und im Auslande. 

Wenn es keinem Zweifel unterliegen kann, dass die 
körperliche Züchtigung als Strafmittel buudesreehtlieh 
unstatthaft ist, so scheinen dagegen die Ansichten darüber 
getheilt. ob die körperliche Züchtigung als Disziplinar- 

') Systematische Zusammenstellung, S. 108—111. 



Digitized by Google 



Buiulesrecht uud Kantonal recht. 



r><i 



strafe in den .Strafanstalten noch zur Anwendung kom- 
men darf. 

Im Marz 1888 entschied sich der CJ rosse Rath von 
Thurgau für die Zulassigkeit der Prügelstrafe in den Straf- 
anstalten. Man stützte sich hiebei auch auf Erkundigungen 
bei Vorständen von Strafanstalten anderer Kantone, welche 
die Prügelstrafe als unentbehrlich erklärten. Die kanto- 
nalen Regierungen und Justizdepartemente, welchen die 
Fragen ebenfalls vorgelegt worden waren, äusserten sich 
dagegen übereinstimmend in dem Sinne, körperliche Strafen 
seien au ch a ls Disziplinarmittel verboten. Diese Auffassung 
ist gewiss richtig. Denn die Bundesverfassung unter- 
scheidet in keiner Weise zwischen richterlicher und Dis- 
ciplinarstrafe. und die (iründe. welche gegen eine von 
Rechtes wegen auferlegte Prügelstrafe sprechen, treffen 
in gleichem , ja in noch höherem Masse für die diszipli- 
nare Prügelstrafe zu: denn das richterliche Titheil bietet 
doch in der Regel die tiewähr einer gewissenhaften Prü- 
fung der Schuld, wahrend bei Disziplinarstrafen leicht 
Willkür walten kann 1 >. 

Bin nur -Morel 2 ) zahlen zu den körperlichen Strafen 
auch Staupbesen, Pranger und Brandmarkung; allein die 
Ausstellung am Pranger und das Brandmarken sind ihrem 
Wesen nach Ehrenstrnfen. Weder die eine noch die lin- 
dere dieser Strafen findet in der Schweiz Anwendung. 
Dagegen kommt die Kettenstrafe in einzelnen (iesetzen 
vor {Graubünden § t). Wallis Art. 2f>, Obwalden Art. f>j. in 
einem Falle auch nach Neuenbürg 1801 Art. lb\ und es 
ist die Meinung geäussert worden, es sei die Kettenstrafe 

* 

als körperliche Strafe zu betrachten, da das Tragen von 
Ketten dem Sträfling einen körperlichen Schmerz zu- 
füge. Allein wenn die Anlegung der Kette lediglich den 

') Zeitschrift für Schweizer Strafrecht. 1. Jahrgang IS88, S. 15s. 
*) Handbuch des schweizerischen HuudesstaMsrechtes. 1. Daud, X Auf- 
lage. Hasel 1SHI, S. 575 
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Zweck hat, die Entweichung eines Sträflings zu verhindern, 
so bildet sie keine körperliche Strafe; wenn dagegen die 
Kette als Zuchtmittel verwendet wird, so wird die Frei- 
heitsstrafe mit einer Körperstrafe verbunden, und es findet 
das Verbot des Art. b'. r > Anwendung. 

Für die Zulitssigkeit der Kettenstrafe kann ein 
äusserer Grund angeführt werden. Hei den Verhand- 
lungen über die Revision der Bundesverfassung im Jahre 
1871 unterlag nämlich Nationalrath Zangger mit seinem 
Antrage, ein Verbot der Kettenstrafe aufzustellen, während 
in derselben Abstimmung der Antrag von Nationalrath 
Eytel < körperliche Strafen zu untersagen, angenommen 
wurde. Es lässt dies den Schluss zu, dass der National- 
rath die Kettenstrafe nicht als eine körperliche Strafe 
ansah. Allein der Verfassungsentwurf der Jahre 1871/72 
wurde verworfen, und wenn sich auch die Bundesver- 
fassung von 1874 in diesen wie in andern Materien auf 
den Entwurf von 1871/72 stützte, so wird dadurch die 
Auslegung des Ausdrucks „körperliche Strafen u nicht 
gebunden. 

6. Das Verbot der Ausweisung von Schweizer- 
bürgern. 

Systematisehe Zusammenstellung S. /5f> — 159. 

Literatur. Hiltg, Ueber die Landesverweisung nach eidgenössischem Recht. 
Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängniss- 
wesen in Luzern den 4. und 5. Juni 1876, VIII. Versammlung, Luzern 
1877, S. G8 fT., und Zeitschrift für schweizerische Rechtspflege, II, Seite 
605 ff. Bl ii mer- Morel, Haudbuch des schweizerischen Bundesstaatsrechts, 
I. Rand, 1891, S. 575 fl". iMnghard, Das Recht der politischen Fremden- 
ausweisung mit besonderer Berücksichtigung der Schweiz, Leipzig 1891, 
S. 49 ff'. Alfred Chantre, Du sejour et de l'expulsion des et ränge rs, 
(Jeneve 1891, S. 7—16. r. Salix, Schweizerisches Buudesrecht, I, Nr. 345, 
S. 195, II, Nr. 687, S. 325. 

Art. 44 der Bundesverfassung bestimmt : n Kein Kan- 
ton darf einen Kantonsbürger aus seinem Ge- 
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biete verbannen (verweisen» oder ihn des Bür- 
ger reehtes verlustig erkläre n u . Das letztere Ver- 
bot beruht auf einem alten eidgenössischen Grundsätze 1 .*. 
Neu war dagegen das Verbot der Landesverweisung. Es 
wurde als ungerecht und unmoralisch augesehen, dass 
sich die Schweiz durch Ausweisung ihrer verbrecherischen 
Bürger entledige, und auf die Belästigung hingewiesen, 
welche anderen Staaten aus solcher Ausweisung erwachse 2 !. 

Hiltif erklärt die Verbannung eines Bürgers aus dem 
eigenen Staate des Staates unwürdig, der sich so seiner 
Pflicht, für das Wohl aller seiner Bürger zu sorgen, auf sehr 
billige Weise entledige 3 Staatsrechtlich wurde ge- 
radezu ein Recht des Bürgers behauptet, sich «lauernd 
und unter allen Unistünden in dem heimatlichen Gebiete 
aufzuhalten. Die Massregel streitet aber, wie IHlty betont, 
auch gegen das Völkerrecht. „Kein anderer Staat 
braucht einen Menschen zu dulden, den sein eigenes Land 
für zu gefahrlich oder zu unwürdig halt 4 ». 1 * 

Die beiden Gesichtspunkte vereinigt auch Chantre. 
welcher in der Einleitung zu seiner Dissertation über den 
Aufenthalt und die Ausweisung Fremder das Aufenthalts- 
und Auswanderungsrecht der Einheimischen untersucht. 
Chantre spricht dem Staate das Recht ab. seine Bürger aus- 
zuweisen und sie zu hindern, den heimatlichen Boden zu 
betreten, denn jeder Mensch müsse ein Vaterland haben, 
das ihm in allen Fallen eine Zuflucht bietet ; diesem Recht 



') Itluntxchli, Geschichte des schweizerischen Bundesrechts. Bd. I. 
2. Auflage, 1875, 8. 52b\ 

'-') So Sahli, als Berichterstatter der Kommission des Ständeiathes, 
und Kstop^y, Mitglied der Kommission. Bulletin der schweizerischen Bundes- 
versammlung über die Revision der Bundesverfassung. Ständerath 1872, 
S. 228. 

3 ) Hilty a. a. 0., S. 92. 

•) lltlly prophezeit, es werden allmalig alle Staaten sehr entschieden 
gegen solche Massrcgeln demonstriren, wie es /. B. Amerika in dem Gesetz 
vom März 1875 energisch getban habe. Bundesblatt 1875. II, 8. (»98. 
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der Zuflucht stehen die Pflichten gegenüber, die das Vater- 
land seinem Bürger auferlegt. Hnd wie könnte man einen 
andern Staat anhalten, den ausgewiesenen Angehörigen 
aufzunehmen? Wenn aber alle Staaten ihn wegweisen, 
wo soll er sich aufhalten dürfen 1 j? 

Der IT in fang des Verbotes gibt zu einer Erör- 
terung Anlass. Nach der Fassung des Art. 44 darf ein 
Kanton einen Kantonsbürger nicht aus seinem Gebiete 
verbannen. Es scheint in diesen Worten um so eher eine 
Beschrankung zu liegen, als der Ständerath im Jahre 
1H72 ursprünglich beschlossen hatte, die Verbannung von 
Schweizerbürgern zu verbieten, wahrend der National- 
rath auf der nun geltenden Fassung bestand. Allein die 
beabsichtigte Beschrankung wurde durch eine andere Be- 
stimmung der Bundesverfassung hinfällig. Art. (>0 der 
Bundesverfassung verpflichtet nämlich säinmtliche Kantone, 
. . alle Sc h w e iz e r b ü r ge r in der Gesetzgebung 
s (i w o h 1 a ls i m g e r i c h 1 1 i c h e n V e r f a h r e n de n 
Bürgern des eigenen Kantons gleich zu hal- 
ten-. Es hat daher das Bundesgericht 2 i mit vollem Hecht 
entschieden, es seien die Kantone verpflichtet, alle Schwei- 
zerbürger in der Strafgesetzgebung sowohl als auch be- 
züglich der Strafe der Landesverweisung gleichzustellen. 
Diese Gleichstellung schrieb schon Art. 48 der Bundes- 
verfassung von 1*4* vor, und der Bundesrath erklärte 
mehrmals kantonale Bestimmungen dieser Vorschrift wider- 
sprechend, welche die Verweisung zwar gegen Bürger 
anderer Kantone, aber nicht gegen Kantonsbürger als 

•l Dir Kritik, welche Chautre gegen die kautonalen St rat rechte richtet, 
weh-lie (icn Schweizerbftrger mit Verweisung bestrafen, ist mit Kacksicht 
auf das Hundesverbot gegenstandslos. Sie beweist aber, wie bedenklich es 
i>t, dass iu den kantonalen (iesetzesausgaben eine grosse Zahl aufgehobener 
<>rM-tzesstellen stehen geblieben sind. 

') Senteuza del ~> novcinbre 1S75 nella causa Heruascoui, A. S.. Hd. I. 
> •>«:$. und Urtheil vom «J. Oktober l*s.; iu Sachen Loosli, A. S.. Bd. XII, 
s. 
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Strafe androhten. So wurde namentlich Art. 1(> des Lu- 
zerner Kriminalstrafgosotzos dem Art. 48 der Hundesver- 
fassung nicht entsprechend gefunden 1 1. Dagegen stand es 
damals einer kantonalen Gesetzgebung frei, gegen die 
Bürger des eigenen Kantons und die Bürger anderer Kan- 
tone auf Ausweisung zu erkennen. Da heute die Strafe 
der Ausweisung gegen Kantonsbürgor unzulässig ist, so 
führt die Gleichstellung zu dem Satz: Kein Kanton 
darfeinen Schweizerbürger aus seinem Gebiete ver- 
weisen, und zwar ohne Einschränkung. $ Dl des Straf- 
gesetzbuches von Sclnoyz, welcher die Landesverweisung 
der Bürger anderer Kantone statthaft erklart, «in den 
Fallen, wo der Art. 45 der Bundesverfassung den Entzug 
der Niederlassung gestattet", ist daher gewiss bundes- 
verfassungswidrig. Die Gründe, welche die Verweigerung 
oder die Entziehung der Niederlassung rechtfertigen, ma- 
chen eine Ausweisung nicht zulassig. 

Aus seinem Gebiete darf kein Kanton einen 
Schweizerbürger verweisen. Dadurch wird nicht nur die 
Verweisung eines Schweizers aus dem Kantonsgebiete, 
sondern auch aus einzelnen Bezirken des Kantons unter- 
sagt. Eine andere Auslegung würde das Verbot offenbar 
wirkungslos machen 2 ». 

Kein Kn nt o n darf einen Seh weizerbiirger aus seinem 
Gebiete verweisen. Das Verbot scheint also für die Eid- 
genossenschaft nicht zu gelten, während doch der (irund 
des Verbotes auch hier zutrifft. Der administrativen 



') VUmer. Die staatsrechtliche Praxis der schweizerischen Munde»- 
beliörden aus den Jahren 18lrf bis 1H«»:; t II. Bd., S. 1 lo ff., Nr. S ts — sfK). 
Art. 16 des Lutsrntr Kriininalgesetzes : n L)ie Landesverweisung besteht ent- 
weder in Verweisung aus dein Kanton oder aus der ganzen Eidgenossen- 
schaft. Die Verweisung darf nur gegen Kantonsfremde ausgesprochen wer- 
den. Verbrecher, die keine Schwei/er siud, sollen nicht anders als aus der 
ganzen Eidgenossenschaft ausgewiesen werden." 

-) l'rtheil des Buudesgei iehts vom 2t!. Februar ls7. r > in der Sache 
des .fean (Jutniann. A. S. I. 1S7<>, Seite 7ö ff. 
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Verweisung unterliegen allerdings Schweizer nicht: denn 
nach Art. TO der Bundesverfassung steht dein Bunde nur 
das Recht zu. Fremde, welche die innere oder äussere 
Sicherheit der Eidgenossenschaft gefährden, aus dem 
schweizerischen Gebiete wegzuweisen. Art. ö des Bundes- 
gesetzes ober das Bundesstrafrecht der schweizerischen 
Eidgenossenschaft sieht dagegen die Strafe der Landes- 
verweisung auch gegen Schweizerbürger vor; nur darf 
sie gegen Schweizerbiirger nie langer als auf 10 Jahre 
ausgesprochen werden. Ihre Anwendung wird aber durch 
Art. 5 ganz bedeutend eingeschränkt: denn es soll bei 
Ausfüllung dieser Strafe Wahrscheinlichkeit vorhanden sein, 
dass der zu Verurtheilende im Stande sei. sich ausser 
Landes auf eine rechtliche Weise durchzubringen. Gegen- 
über von rückfalligen oder gefährlichen Verbrechern ist 
sie überhaupt ausgeschlossen. Dessenungeachtet bleibt die 
auffallende Thatsache bestehen, dass die Verweisungsstrafe 
nach dem Bundesgesetz über das Bundesstrafrecht noch 
gegen Schweizer verhangt werden kann 1 ). 

Zu weit geht ///////* i. wenn er annimmt, Art. 44 der 
Bundesverfassung beziehe sich „ohne Zweifel indirekt auch 
auf alle vergegenrechteten Ausländer-, und meint, esheisse 
dieser Artikel im Grunde nichts Anderes als: Verbannung 
als Kriminalstrafe ist überhaupt ausgeschlossen ; er über- 
sieht, dass der von ihm selbst angeführte Grund der Nieht- 
ausweisung nur für die Bürger des eigenen Landes zutrifft, 
und es ist denn auch der Art. 44 nie in einem so weiten 
Sinne ausgelegt worden. So hat z. B. die Kriminalkammer 
des Bundesgerichtes den Franzosen Paul Brousse am Ki. April 

') f.aufjhanl, a.a.O. 8. 49; auch Morel, Handbuch, I. Bd., 3. Autlage, 
S. .'.HO, erachtet den Art. '» des Bundesstrafrechtes als noch geltend und 
findet den Unterschied zu der den Kjintonen verbotenen Ausweisung darin, 
dass sich die Verbannung in solchen Fällen auf das ganze Gebiet der 
Eidgenossenschaft erstrec kt, allein dieser Unterschied ist doch nur ein 
äusserlicher. 

-) A. a. O. s. 9ö. 
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1879 zu zehnjähriger Verbannung verurtheilt obwohl der 1 
Niederlassungsvertrag die Franzosen den Schweizern in 
Bezug auf Person und Eigenthum gleichstellt*). i 

Einige kantonale Strafgesetzgebungen enthalten noch 
heute Bestimmungen, welche die Ausweisung von Schweizer- 
btlrgern vorsehen. Diese Bestimmungen sind freilich durch 
die Bundesverfassung ohne Weiteres aufgehoben worden 
und gelten daher nicht mehr. Allein es kann dies von 
einem weniger erfahrenen, zumal nicht rechtsgelehrten 
Richter leicht übersehen werden, was zu Rechtsunsicher- 
heit führt. So findet sich z. B. die Verweisung von Schweizer- 
bürgern noch angeführt in den Strafgesetzbüchern von 
Thurgau § 8, Graubünden § 11, Neuenburg Art. 21, Schaff - 
hausen § 22, Luzern § 16, Freibnrg Art. 21, Zürich § 18, 
Schwyz § 13. 

Luzem änderte den § 16 seines Kriminalgesetzes un- 
geachtet ausdrücklicher „Einladung" des Bundcsrathes 
vom 6. November 1861 nicht ab»). 

7. Das Bundesverbot der Bestrafung wegen 
Glaubensansichten. 

Systematische Zusammenstellung S. 3— ff. 

Literatur. J. Ixtnghard, Die (Jlaubens- und Kultunfreiheitnach schweizerischem 
Bandesrecht. Bern 1888. S. 55 ff. von Sali*. Schweizerisches Bundes - 
recht, Nr. 682, 726. 

Die Vorschrift des Art. 49, Abs. 2 : 
„Niemand darf. . .wegen Glaubensansichten 
mit Strafen irgend welcher Art belegt werden", 

') Bericht des eidgenösnischen Justiz- und I'olizeidepartements über 
seine Geschäftsführung im Jahre 1879, S. 72. 

*) So entschied auch der Bundesrath im Jahr 1878. Vgl. i\ Sali», 
Schweizerisches Bundesrecht, I, Nr. 345, S. 495. 

■) Ullmer, Die staatsrechtliche Praxis der schweizerischen Bundes- 
tehörden, Bd. II, S. 149, Nr. 850 a. E. 

&oo«#, Grundsügc des schwnz. Strmfrcchts. 5 
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richtete sich, wie aus den Berathuugen der Kommissionen 
des Xationalrathes und des Ständerathes hervorgeht, haupt- 
sächlich gegen die Kirchen strafen, Exkommunikation, 
Suspension und Interdikt, welche zu jener Zeit von der 
katholischen Kirche häutiger angewendet wurden. Gewiss 
ist aber auch die staatliche Bestrafung von Glaubens- 
ansichten verfassungswidrig, und es darf die kantonale 
.Strafgesetzgebung keine Handlung mit Strafe bedrohen, 
die sich als bundesrechtlich • erlaubte Aeusserung einer 
Glaubensansicht darstellt. 

Von diesem Gesichtspunkte aus erklärte die Bundes- 
versammlung am 17. Lferbstmonat 1S75 den An. 340 des 
Freiburger Strafgesetzbuches als bundesverfassungswidrig 1 u 
indem sie den Rekurs des Pfarreipräsidenten Anton Dupre 
aus Pont-eu-Ogoz, Kantons Freiburg, guthiess. Dupr£ hatte 
zwei Frauenspersonen, die sich auf dem Weg zur Kirche 
befanden, die silbernen Denkzeichen mit dem Bilde der 
Jungfrau Maria vom Halse gerissen und sich Uber diese 
religiösen Sinnbilder verächtlich geäussert; er war wegen 
Dieb stahl. Beleidigung und des in Art. 346 vorgesehenen 
Deliktes zu Freiheits- und Ehrenstrafe verurtheilt worden. 

Der Art. 340 des freiburgischen Strafgesetzbuches 
lautete: 

Sera puni d'un emprisonnement de 15 jours ou moins celui 
pui pnbliquement profere des blasphenies, celui qui publiquemeot 
par des paroles, des eorits ou des tigures tourne en ridicule l'une 
des eglises chretiennes garanties par l'Etat, les objets du culte de 
ces eglises, leurs dogmes, institittions ou usages, ou represente 
d'une maniere qui les exposera A la haine ou au lnepris. 

Der Bundesrath hatte den Rekurs am lö. Februar 1875 
abgewiesen, weil die Strafgesetzgebung den Kantonen zu- 
stehe und die Handlungen des Duprö nicht als Aeusse- 
rungen einer religiösen Ansicht anzusehen seien*). Allein 

') Bundesl.latt, Jahrgang 1S75. IV. Band, S. M5. 
') Hmulositlatt, Jahrgang 1*7;., I. Bd., S. 3«M fl". 
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in der Rekurssache des Felix Python, Herausgeber der Zei- 
tung „Confedere" in Freiburg, führte der Bundesrath in 
den Erwägungen seines Beschlusses vom 30. Dezember aus : 
„Die Vorschrift des freiburgischen Strafgesetzbuches, 
wonach mit Strafe bedroht ist, wer öffentlich Gott lästert 
oder wer öffentlich durch Wort, Schrift oder bildliche Dar- 
stellungen die durch den Staat anerkannten christlichen 
Konfessionen oder die Gegenstände der Verehrung dieser 
Konfessionen, ihre Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche 
verspottet oder in einer Weise darstellt, welche dieselben 
dem Hasse oder der Verachtung aussetzt ist aber in der 
Ausdehnung, welche die freiburgische Gesetzgebung ihr 
gegeben hat, mit der in Art. 49 der Bundesverfassung 
garantirten Gewissens- und Glaubensfreiheit nicht verein- 
bar, wie auch die Bundesversammlung bereits in ihrem i 
Beschlüsse vom 17. September 187ö über den Rekurs Dupre | 
entschieden hat- l ). Auch der Staatsrath des Kantons Frei- 
burg erachtete es übrigens für zweifelhaft, ob der Art. 343 
des Strafgesetzbuches auf Diskussionen an öffentlichen 
Orten oder in der Presse in Anwendung kommen solle *>. 
Um den Art. 343 mit der Vorschrift des Art. 49 der Bundes- 
verfassung in Einklang zu setzen, gab ihm der freiburgische 
Gesetzgeber durch Gesetz vom 15. November 1875 folgende 
Fassung : 

Sera puni d'un emprisonnement qui ne poiirra d&passer deux 
mois ou d une amende de 80 fra. au plus, celui qui, publiquement, 
par des actes, paroles, ecrits, figures ou autres representations 
quelconques, outrage les eglises, eorporations et associations reli- 
gieuses, leurs manifestations exte>ieures, les objets de leur vene- 
ration, institutions ou usages. 

In dem Beschlüsse vom 20. Januar 1886 in der Rekurs- 
sache des Dr. J. G. Wackernagel erklärte der Bundesrath 
die Aeusserung jeder Meinung in Religionssachen als er- 

l ) Bundesblatt, Jahrgang I87ti, II. Bd., S. 279 und 280. 
■) Bundesblatt, Jahrgang 1875, I. Bd., 8. Mi oben. 
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laubt, durch welche nicht die Ordnung und der öffentliche 
Frieden unter den Angehörigen von Religionsgenossen- 
schaften gestört werde, zu deren Handhabung Art. 50 der 
Bundesverfassung den Kantonen, sowie dem Bund die ge- 
eigneten Massnahmen zu treffen gestattet 1 ). Dabei stützte 
sich der Bundesrath auf Art. 49, Abs. 1, der Bundesverfas- 
sung: „Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist unver- 
letzlich", und nicht auf Abs. 2. 

Baselstadt änderte in Folge dieser Entscheidung den 
Art. 84 des Strafgesetzbuches ab a ). 

Damit wird aber die Schranke für die kantonale und 
die Bundesstrafgesetzgebung zu eng gezogen 8 ). Nicht nur 
der religiöse Frieden einer Gemeinschaft, sondern auch 
das religiöse Gefühl des Einzelnen verdient strafrechtlichen 
Schutz gegen böswillige Verletzungen ; es darf aber die 
Gesetzgebung nicht Glaubens- bezw. Unglaubensansichten 
als solche unter Strafe stellen und bestrafen. Dies geschieht 
durch Androhung von Strafen gegen Gotteslästerung und 
ähnliche Handlungen. t ? t % - . ( ^ . . ^ . ' ^ ^ ^ 

M Bandesblatt, Jahrgang 1886, I. Bd., S. 63 ff. 
») Grosarathsbeschluss vom 8. November 1886. Systematische Zu- 
sammenstellung S. 417. 

') Die staatsrechtliche Begründung dieses Saüses gehört nicht hieher. 
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Die Darstellung des schweizerischen Strafrechts würde 
unvollständig sein, wenn sie sich nicht auch auf das Straf- 
recht der drei Kantone erstrecken würde, welche gegen- 
wärtig noch kein Strafgesetzbuch besitzen. Es musste aber 
davon abgesehen werden, das Strafrecht dieser Stände in 
die vergleichende Darstellung einzufügen ; denn es unter- 
scheidet sich dieses Strafrecht nicht nur der Form, son- 
dern auch dem Inhalte nach wesentlich von dem Straf- 
rechte der Strafgesetzbücher. Demnach erschien es als 
noth wendig, das nicht kodifizirte Strafrecht der Schweiz 
gesondert zu behandeln. Es konnte aber auch nicht daran 
gedacht werden, die drei kleinen Staatsgebiete in eine 
Darstellung zusammenzufassen, denn wenn auch ihr Straf- 
recht manches Gemeinsame aufweist, so ist doch der 
Stand der Gesetzgebung und der Rechtsprechung überall 
ein eigenartiger. Es musste daher jedes dieser Rechts- 
gebiete einzeln bearbeitet werden. 

Mit Rücksicht auf den Charakter dieser Darstellung, 
als einer Vorarbeit für eine bevorstehende Vereinheit- 
lichung des Strafrechts, kam es wesentlich darauf an. den 
gegenwärtigen Zustand der Strafgesetzgebung und 
der Strafrechtspfiege zu ermitteln, das Geschichtliche Hei 
nur insoweit in Betracht, als es zum Verständnisse des 
gegenwärtigen Zustande* erforderlich ist. 



Digitized by Google 



72 



Einleitende Bemerkungen. 



Ueber den gegenwärtigen Zustand bot nun die Litera- 
tur keinen sicheren Aufschluss. 

Konstantin Sigwart- Müllers Schrift über „Das Strafrecht 
der Kantone Uri, Schwyz, Unterwaiden, Glarus, Zug und 
Appenzell" konnte schon deshalb nicht mit Vortheil be 
nützt werden, weil sie vor mehr als fünfzig Jahren (1833) 
erschienen ist. Blumers Meisterwerk : „Staats- und Rechts- 
geschich tc der Schweizerischen Demokratien", reicht zwar 
nach der Zeit des Erscheinens bedeutend näher an die 
Gegenwart heran, allein Blumer führt seine Darstellung 
nur bis zur helvetischen Staatsumwälzung vom Jahre 
1798. 

In seinem Werke: „Das Strafrecht der Schweiz", be- 
handelt nun Ifenninger „Das alte Recht in der Neuzeit", 
aber er gibt nicht eine Darstellung des alten Strafrechtes, 
wie es gegenwärtig noch gilt, sondern er begnügt sich 
damit, die Fortdauer des alten Rechts in der Neuzeit all- 
gemein zu charakterisiren, ohne den Gegenstand zeitlich 
scharf abzugrenzen. So zieht er das nicht mehr geltende 
Landbuch von Glarus in den Kreis seiner Betrachtung" 
und stellt es neben das Landbuch von Uri, während die 
Landbücher von Appenzell I.-Rh. und Unterwaiden nid 
dem Wald nur gelegentlich berücksichtigt werden. Da- 
durch wurde die Schilderung des alten Rechts in der Neu- 
zeit verschwommen und unbestimmt. Wer die Verhältnisse 
nicht selbst genau kennt, wird zu der Annahme verleitet, 
Manches, was als geschichtliche Mittheilung anzusehen 
ist, beziehe sich auf die Gegenwart. 

Genaue literarische Auskunft war nur für Uri erhält- 
lich, indem Herr Landammann und Ständerath G. Muheim 
in Altdorf in der Rede, mit welcher er die Verhandlungen 
des Vereins für Straf- und Gefängnisswesen im September 
1889 zu Altdorf eröffnete, die Entwicklung des Straf- und 
Gefangnisswesens von Uri bis auf die Gegenwart eingehend 
und anziehend schilderte, und Herr Dr. Franz Muheim in 
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der Zeitschrift für Schweizer Strafrecht das Urner Straf- 
verfahren an einem Rechtsfalle darstellte. 

Es erschien daher eine Untersuchung des Strafrechts- 
zustandes der drei Kantone an Ort und Stelle rathsam. 
Das Ergebniss dieser Nachforschungen und Erkundigungen 
ist in den folgenden Einzeldarstellungen kurz zusammen- 
gefasst. Wenn es gelungen ist, ein vollkommen treues 
und wenigstens in den Hauptsachen vollständiges Bild 
des strafrechtlichen Zustandes der drei interessanten Rechts- 
gebiete zu geben, so ist dies der liebenswürdigen und sach- 
kundigen Unterstützung der zustandigen Behörden zu ver- 
danken, welche mir nicht nur jede Frage mit freundlicher 
Bereitwilligkeit beantworteten, sondern mir auch die Ge- 
richtsprotokolle auf längere Zeit zur Einsicht anvertrauten. 

Mit besonderem Danke nenne ich die Herren : 

Landammann und Ständerath G. Muheim, 
Nationalrath und Staatsanwalt Dr. F. Schmid, 
Verhörrichter Dr. Franz Muheim in Altdorf, 
Gerichtsschreiber Ifuber in Altdorf, 

Regierungsrath und Polizeidirektor Flüekr, Redaktor des 
Gesetzbuches von Unterwaiden nid dem Wald, in Stans, 
Gerichtsschreiber Louis Wyrsch in Buochs, 
Fürsprech Lussi in Stans. 

Landammann und Nationalrath Dähler in Appenzell, 
Gerichtsschreiber J. B. Neff in Appenzell. 

Diese Herren unterwarfen die Darstellung ihres Kan- 
tons vor dem Druck einer genauen Durchsicht und theilten 
mir ihre Ergänzungen und Berichtigungen freundlichst mit. 
Ich darf mich daher für die Richtigkeit der folgenden 
Darstellung auf ihr Zeugniss berufen. 
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Das Strafrecht von Appenzell I.-Rh. 

Die ältesten Quellen des Strafrechts von Appenzell 
I.-Rh. sind: 

1. Das Landbuch von 1409. Dr. ,/. B. ttmch fand die Hand- 

schrift hei Ordnung des reichhaltigen Appenzellischen 
Landesarchivs im Frühjahr 1867 und gab sie im Jahre 
1869 mit werthvollen Beigaben heraus 1 ): mit Stolz 
nannte es der begeisterte Freund urwüchsigen Rechtes: 
Aeltestes Landbuch der schweizerischen Demokratien 
und widmete die Schrift „seinen Mitlandleuten". 

2. Das Landbuch von 1585, nach seinem Einband das silberne 

Buch genannt. Es erschien 1828 mit einem Anhang 
im Druck"). 

3. Die Mandatenbllcher vom Jahre 1547. 

Die Landbücher enthalten eine grössere Zahl straf- 
rechtlicher Bestimmungen, während die Mandatenbücher 
polizeiliche, insbesondere sittenpolizeiliche Vorschriften auf- 
stellen. 

Aus dem strafrechtlichen Inhalte sind hervorzuheben 
die Bestimmungen betrettend: 

1 F r e v e n 1 1 i c h e A ngri f f c mit bewaffneter Hand 
Zucken, Schlagen und Todtschlag. 



') Appenzellisihes Lnndbuch vom Jahre 1409. Aeltestes Landbuch 
der schweizerischen Demokratien. Mit Erläuterungen herausgegeben von 
,/. Ii. Rusch. Zürich, Üchulthess, 1869. Die Schrift enthält ausser dem 
Gesetzestext eine l'ebersicht der Appenzell-iunerrhodischen Rechtsquellcn 
und Gesetzgebung, die lirundzüge des Appenzellischeu Erbrechte», eine 
Synopsis der appeuzellischen Landbüeher von 1409 und 1585, ein sorg- 
fältiges Glossar. 

*) Landhuch des Kautons Appenzell l.-Ilh. nach der ältesten und 
letzten Erneuerung im Jahre 15B5. Mit einem Anhange. St. Gallen, Zollikofer 
& Znblin, 1828. 

s ) Landbuch 1409, Art. 4 und 5. 19. Landbuch 1585, Art. .1 und 4, 28. 
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2» Ehrverletzungen »). 

X) Friedbrüche. Sowohl Thätlielikeiten als Ehrver- 
letzungen, die Uber Fried begangen werden, stehen 
unter schwererer Strafe. Besonders wird der Todt- 
schlag über Fried, als Mord bestraft. Das Friedens- 
recht ist eingehend und streng geordnet, insbesondere 
auch das Frieden geben und Frieden nachlassen *). 

Der Versuch, die Strafgesetzgebung des Kantons Ap- 
penzell I.-Rh. nach moderner Form zu gestalten, scheiterte. 

Der Entwurf eines Strafgesetzes Uber Un- 
zuchtsvergehen wurde den 28. April 1861 von der 
Landsgemeinde verworfen. 

Ein Strafgesetz-Entwurf für den Kanton 
Appenzell I.-Rh. 8 ) wurde zwar am 1. Juni 1876 von dem 
Grossen Rathe beschlossen, allein die Landsgemeinde lehnte 
ihn am 29. April 1877 auf Antrag von Landammann Rusch 
ab. Die Abweisung galt wohl weniger dem Inhalt der Vor- 
lage als der modernen Kodifikation als solcher, obwohl der 
Entwurf dem richterlichen Ermessen in der Schlussbestim- 
mung ziemlich weiten Spielraum eröffnete 4 ). 

Dagegen besitzt Appenzell I.-Rh. ein geschriebenes 
Polizeistrafrecht. Die Polizeiverordnung für den Kanton 



») Landbuch 140», Art. 7, 10, 15. 88, 00, 10."). Landbuch 1685. 
Art. 32- 37. Art. 7, „vor frid haisscnn Lügenn" bezieht sich auf den Vor- 
wurf der Lltgc und nicht auf Verleitung zu Lügen, wie liusrh S. «1 an- 
nimmt. 

>) Landbuch von 140«, 11-14 und 99, 117: Landbuch von 1585, 
13, 15 — 20, 22, 25, 38—46. Nicht auf Nöthigung zu Lugen und 
ehrverletzende Zulagen nach dem Friedgebote beziehen sieh die Art. 12 
(1409) und 39 (1585), wie Jiuttch augibt, sondern auf Lügenvorwurf und 
Ehrverletzung über Fried. 

■) Appenzell 1876, Bnchdrnckerei des „Appenzeller Yolksfreundes". 

A ) Art. 115 des Entwurfes: Vergehen, welche zu keiner der in diesem 
Gesetze benannten Arten gehören und ihrer Natur nach auch nicht unter 
die Bestimmungen der Polizeiverordnung fallen, sollen mit der Strafe der- 
jenigen Art belegt werden, mit der sie nach «lern Ermessen des Richters 
am meisten verwandt sind. 
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Appenzell I.-Rh. vom 26. Wintermonat 1874 l ) enthält Be- 
stimmungen über 1) öffentliche Ruhe, Ordnung und Sitt- 
lichkeit, 2) Niederlassung und Aufenthalt, 3) Markt-, 
Gesundheits- und Sicherheitspolizei, 4) Strassenpolizei, 
5) das Wirthschaftswesen, 6) den Tanz, 7) Spiel, 8) Lotterie, 
9) Thierquälerei, Fischerei, Jagd. Eine Strafbestimraung 
enthält auch das „Fallimentsrecht des Kantons Inner- 
rhoden 11 vom 27. April 1856 Art. 15—17. 

Was gilt nun im Uebrigen als Grundlage der richter- 
lichen Rechtssprechung in Strafsachen? v. Holizendorff 
bezeichnet das Landbuch von 1409 als Grundlage. Die 
Praxis wurzle theilweise in der Karolina. Das Strafrecht 
von Appenzell I.-Rh. charakterisirt er als „grössten- 
teils mittelalterlich! ua ) Wie Pfenninger berichtet, 
wird als Quelle „das Strafgesetzbuch von Appen- 
zell A.- Rh." mit subsidiärer Geltung des Landbuchs 
benutzt 8 ). 

Es kommen aber heute weder das L a n d b u c h, noch 
die Karolina, noch auch das Strafgesetz des Kantons 
Appenzell A.-Rh. zur Anwendung. Es liegt auch keines 
dieser Rechtsbticher auf dem Gerichtstisch 4 ), in den Ur- 
theilen findet sich nirgends ein Hinweis auf diese Rechts- 
quellen. 

Die strafrechtlichen Anschauungen des Landbuchs 
sind in dem Volke und den Richtern nicht mehr lebendig. 
Insbesondere ist das reich gestaltete Institut des gebotenen 
Friedens „veraltet" 5 ). Von dem alten Rechte haben sich 
nur noCh wenige Spuren erhalten, so namentlich das amt- 



M Appenzell, W. Kellenberger-Fuchs, 18S7. 

') Handbuch de» deutschen Straf rechts, erster Bd. Berlin 1871, S. 149. 

•) Pfenninger, Das Strafrecht der Schweiz, S. 106. Pfenninger beruft 
sich auf eine Mittheilung des Herrn Standerath Husch. Dass die einhei- 
mische Quelle subsidiär gelten soll, ist an sich auffallend. 

*) Mittheilung des Herrn Gerichtsschreibers /. B. Neff. 

a ) So Rusch, Appenzellisches Landbuch, S. 6. 
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liehe Friedgebot 1 ). Wer von dem Nachbar durch 
Ehrverletzung, Drohung oder sonstwie in seiner häuslichen 
Ruhe gestört wird, kann dem Friedensstörer den Frieden 
ansagen lassen. Er erwirkt bei dem Landammann 
einen Amtsbefehl gegen den Fehlbaren, dass er sich ruhig 
verhalte, ansonst der Richter angerufen werde. Dieses 
Friedgebot eröffnet ihm der Weibel mündlich. In Ver- 
letzung dieses Friedgebotes begangene Vergehen würden 
schärfer bestraft. Doch erweist sich die landesväterliche 
Mahnung des Landammanns, welche dieser zur Abwendung 
von Selbsthülfe erlässt, regelmässig als wirksam*). 

Auch in Gerichtsurtheilen kommen noch Friedens- 
gebote vor. So zog das Kantonsgericht in der Ehrver- 
letzungssache zwischen Räss und Küster am 15. Januar 
1874 in Erwägung, 

„dass den Parteien, hauptsächlich der Partei Räss, schon von 
frühem Gerichtsinstanzen unter Anlegung von Geldstrafen der amt- 
liche Friede mit der Bemerkung, dass es im Wiederholungsfall mit 
Geldbusse nicht ablaufen würde, angesagt worden und desswegen 
der von Räss neuerdings provozirte Fall als ein sehr erschwerender 
anzusehen sei u , 

und es wurde den Parteien in dem Urtheil „wiederum 
mit allem Ernste der amtliche Friede angesagt" 3 ). 

Das Bezirksgericht erkannte in einer Ehrverletzungs- 
sache am 14. April 1891 „es seien die gegenseitigen Be- 
leidigungen aufgehoben und die Parteien zum Frieden 
ermahn t u . 

\) Nach Art. 39 des Entwurfs von 187G ist bis auf 50 Fr. zu bussen, 
wer bei entstehenden Streitigkeiten von einer Amtsperson, dem Landesweibel, 
oder von einem Polizeiangestellten zum Ablassen vom Streite gemahnt wird 
und diesem Friedgebote keine Folge leistet. 

*) Mittheilung des Herrn Landammann und Nationalrath Jkihler zu 
Appenzell. 

*) Johann Anton Raas wurde zu 200 Fr. Busse und 8 Tagen Barger- 
arrest verurtheilt. Die Freiheitsstrafe wurde ihm aber am folgenden Tage 
nachgelassen, da es sich herausstellte, dass die frühere richterliche An- 
drohung sich nicht auf Johann Anton Räss bezogen hatte. 
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In weiterem Umfange hat sich das Friedensrecht in 
Appenzell I.-Rh. nicht erhalten. Gestützt auf Mittheilungen 
des Herrn Ständerath Rusch behauptet Pfenninger es 
bestehe in Appenzell I.-Rh. „das Institut des Friedbietens 
noch bei Raufereien und namentlich bei tiefer Feindschaft 
das Friedensgelöbniss vor dem Richter 11 : allein .dieses 
Institut besteht seit einer Reihe von Jahren nicht mehr*) u . 

Die Gerichte sprechen Strafen für die Handlungen aus, 
welche sie als strafwürdig erachten, und lassen sich dabei 
von einer bestimmter oder unbestimmter ausgebildeten 
allgemeinen Rechtsüberzeugung leiten. In diesem Sinne 
besteht ein Gewohnheitsrecht. AVie die Aufgabe der Straf- 
gerechtigkeit aufgefasst wird, darüber gibt eine standig 
gewordene Formel Auskunft, die das Kantonsgericht in 
einem Urtheil vom 16. Wintermonat 1890 betreffend Noth- 
zucht so gefasst hat: 

Dass bei Aburtheilung solcher Falle sowohl die Besserung 
des Verbrechers als auch in finanzieller Beziehung die Interessen 
des Landes nicht ausser Acht gelassen werden dürfen; 

anderseits aber N. fUr seine Begangenschaft mit einer gewiss 
wohl verdienten Strafe belegt werden muss, indem das lebhafte 
Rechtsbewusstsein des Volkes eine sichtbare Ver- 
geltung des Verbrechens erheischt; 

dass aber die frühere Strafweise (öffentliche Ausübung der 
Körperstrafen) weder nach Gewissensliberzeugung noch einer gesun- 
den Kechtspolitik mehr in Anwendung gebracht werden kann 3 ); 

in Erwägung, dass N. eine schlechte Erziehung genossen hat, 
ferner in Betreff seines jugendlichen Alters und in der besten 

') Pfennhnjrr, Das Strafrecht der Schweiz. S. 117. Da Husch (nicht 
Kue&ch, wie l'fnnmujer überall schreibt) tla9 Institut des gebotenen Frie- 
dens in der Einleitung zu der Ausgabe der Appenzeller Landbücher, S. H, 
also im .lahre als „veraltet" bezeichnete, so durfte bei Pfenningrr 

eine Verwechslung (vielleicht mit Vv\) vorliegen. 

*) Mittheiluu.tr des Herrn Landammarin Ddhhr in Appenzell. 

r ) Tud auch nach der Bundesverfassung Art. t>5 nicht mehr in An- 
wendung gebracht werden darf. 
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Abflicht, denselben nochmals auf den Weg der Er- 
kenntniss nnd Besserung zurückzuführen. 

n Die bestimmte Absicht des Gerichts), neben der 
Strafe auch die Besserung anzustreben u , wird in Urtheilen 
immer wieder hervorgehoben. 

Die Rechtsprechung nimmt daher auf die Person des 
Verurtheilten und seine Gesinnung die weitgehendste Rück- 
sicht, und die Entscheidung beruht ebenso sehr auf Gründen 
der Moral als des Rechtes. Feste allgemeine Grundsätze, 
wie sie in dem allgemeinen Theile eines Gesetzbuches 
aufgestellt werden, lassen sich in dem Gewohnheitsrechte 
von Appenzell I.-Rh. nicht nachweisen: doch werden nicht 
selten Falle, welche dein Kriminalisten Schwierigkeiten 
bereiten würden, sicher und richtig entschieden. So be- 
handelt z. B. eine Entscheidung des Kantonsgerichts vom 
14. August 187.'S den Trrthum bei Ehebruch: 

In Betracht, das« Magdalena M., ohne etwas Bestimmtes von 
dem Tode ihres Ehemannes wissen zu können, mit D. unter fal- 
schen Angaben ein neues Verhältniss angeknüpft; 

D. hingegen sich des steten Bewusstseins Uber den Tod des 
Ehemanne» gefühlt habe, und dieses für ihn wirklich als ein Mil- 
derungsgrund angesehen werden müsse. 

Aus diesen Gründen wurde 1). wegen einfacher Un- 
zucht zu 20 Fr. Busse, Wittwe F. dagegen wegen doppel 
ten Ehebruches zu 210 Fr. verurtheilt. 

Das Strafensystem ist ziemlich fest gegliedert. Fol- 
gende Strafen werden angewendet : 

1 1 T o d e s s t r a f e. Die Landsgemeinde erklärte nach 
Aufhebung des Bundesverbotes die Todesstrafe am 25. April 
1880 neuerdings in Kraft für Falle erwiesenen Mordes und 
von Brandstiftung, wobei ein Menschenleben verloren ge- 
gangen Ist. Ein Todesurtheil wurde seither nicht ausgefällt. 

2) Freiheitsstrafen. Es wird zwischen Zucht- 
haus, Korrektionshaus und Bürgerarrest unter- 
schieden. 
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Die Zuchthausstrafe ist bisher auf eine Dauer 
von höchstens 8 Jahren erkannt worden. Die geringste 
Dauer beträgt 1 Jahr. Die Kor rektionshau s strafe 
wird von 8 Tagen bis auf 2 Jahre, der Bürger arr est 
bis auf 14 Tage ausgesprochen. 

Die Zuchthausstrafe wird in eiuer ausserkantonalen 
Anstalt (früher in Lenzburg, nun in St. Gallen) vollzogen, 
die Korrektionshausstrafe in dem Armenhause (Spital;, 
der Bürgerarrest auf dem Rathhause. 

3) Ehren strafen. Mit Zuchthaus ist der Verlust 
des Aktivbürgerrechtes verbunden, mit Korrektionshaus 
meistens Einstellung im Aktivbürgerrecht auf 2 — 4 Jahre, 
der Bürgerarrest berührt die Ehre nicht. Das Aktiv- 
bürgerrecht umfasst namentlich das Stimm- und das Wahl- 
recht und die Fähigkeit zu eidlichem Zeugniss. 

4) Geldstrafe. Die Geldstrafe wird in der Regel 
im Betrage bis zu 200 bezw. 210 Fr. erkannt, doch steht 
auf Lotteriespiel eine Busse von 20 — 1000 Fr. Das Gericht 
erkennt die Frist, innerhalb welcher die Busse zu bezahlen 
ist, nicht selten auf 8 Tage, im Uebrigen findet der Bezug 
der Bussen 4 Wochen nach dem Urtheil statt. Unerhält- 
liche Bussen werden in Freiheitestrafe umgewandelt, je 
ein Tag für 3 Fr. Busse. 

Der Grosse Rath übt nach einem Todesurtheile das 
Begnadigungsrecht aus und entscheidet über Straf- 
nachlas s und Rehabilitation auf Bericht der Gerichte, 
welche das Entsetzungsurthe.il ausgesprochen haben. 

Für die Strafbarkeit der einzelnen Verbrechen ist es von 
entscheidender Bedeutung, an welches Gericht der Fall 
überwiesen wird. Das Kantonsgericht erlässt nämlich erst- 
und letztinstanzlich alle Urtheile in Polizei- und Straffallen, 
die eine Geldstrafe von über 50 Franken, eine Freiheits- 
strafe von über einem halben Jahre oder das Leben be- 
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treffen; das Bezirksgericht ist zuständig für die übrigen 
Fälle und insbesondere auch für Injuriensachen Leichtere 
Fälle überweist nun die Polizeidirektion kurzer Hand dem 
Bezirksgericht, die übrigen prüft die Verhörkonnnission 
als Ueberweisungsbehörde. So liegt es in dem Ermessen 
der Polizeidirektion und der Verhörkonnnission. die Straf- 
barkeit einer Handlung durch Ueberweisung an das Be- 
zirksgericht auf t> Monate Freiheitsstrafe und 00 Franken 
Busse zu begrenzen. 

Es ist nicht möglich, den Kreis der strafbaren Hand- 
lungen fest zu bestimmen und abzusehliesscn. und es muss 
auch davon abgesehen werden, die bisher zur Bestrafung 
gelangten Handlungen systematisch darzustellen. Zur 
Charakterisirung der Rechtsprechung der Gerichte des 
Kantons Appenzell I.-Rh. in Strafsachen mag es genügen, 
einzelne typische oder besonders merkwürdige Fälle mit- 
zuteilen. 

1 1 M i s s h a n d 1 u n g u n d K ö r p e r v e r 1 e t z u n g wird 
mit (reldbusse. in schweren Fällen mit Freiheitsstrafe ge- 
ahndet. Hierüber orientirt ein Fnlieil des Kantonsgerichis 
vom 11. September 1S74. 

In Betracht, 

dass in der Ziegelhütte ein nicht unbedeutender Skandal vor 
sich ging, bei welchem sich Alder, wenn auch noch angenommen 
werde, das« Widmer in seinem betrunkenen Zustande als Anfänger 
figurirte, eines nicht geringen Vergehens durch Benutzung eines 
künstlichen Werkzeugs (Messer.) und daherige Verletzungen zu 
Schulden habe kommen lassen, und auch in Krwägung zu ziehen 
sei, dass er sich durch den entstand des Nachlaufens der Doktoren 
einer theilweisen Schuld bewusst gewesen, welch letzteres ihm zwar 
als Milderungsgrund zukommt, 

in Betracht, dass Steiger durch seine Arbeitsunfähigkeit 7 
Wochen) in bedeutenden Schaden gekommen und auch Überhaupt 



') Verfassung Art. :SS und 11. 

Stnoot. (iruiidzli^c tk-. soIimuz. >tr.iirnhts. 0 
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ihm da» Recht zustehe, in diesem Falle Schmerzensgeld und Ent- 
schädigung zu fordern, und schliesslich in Erwägung, dass sich 
Widmer durch die Provozirung resp. durch das Beschimpfen Alders 
ebenfalls schuldig gemacht hat, 

wurde Alder zu einer Busse von 100 Fr. in den Land- 
säckel und zu einer Entschädigung von 100 Fr. an Alder. 
sowie zur Bezahlung der Arztkosten verurtheilt. Widmer 
dagegen zu einer Busse von 10 Fr. 

In einem andern Falle wurde der Arbeitsherr, welcher 
seinen Knecht ohne Grund beschimpft und misshandelt 
hatte, indem er ihm mit einer Zange einen Zahn ausschlug, 
zu einer Busse von 50 Fr. und überdies zu Bezahlung einer 
Entschädigung verurtheilt. 

2) Ehr verl et zu ngen bestraft das Bezirksgericht 
mit Busse von 20 bis ;">0 Franken. Die Amtsehrverletzung 
wird nicht ausgezeichnet, „Abreden" kommt nicht vor. 
Das Gericht hebt die Ehrverletzung auf und ertheilt dem 
Kläger Genugthuung. 

Am 11. September 1874 wurde ein Mädchen, welches 
einen Mann unwahrer Weise als Schwangerer angegeben 
hatte . . . in Betrachtung. 

dass durch diese falsche Angabe die Ehre und der gute Name 
eineB Mannes in empfindlichster Weise auf das «Spiel gesetzt worden 
und dieselbe auch vor Verhörkommission ihr Lllgennetz ausgesponnen, 
dass auch eine Ahndung in Beziehung auf diesen Umstand als ge- 
boten erscheint, 

zu 50 Fr. Busse und zwei Monaten Freiheitsstrafe im sog. 
Spital verurtheilt. 

Die Busse ist zu bezahlen, ehe diese Freiheitsstrafe durchge- 
macht wird, ansonst dieselbe ebenfalls im Spital abzuverdieneu ist. 

Auf inständiges Bitten der Verurthcilten wurde aber das Urtheil 
dabin abgeändert, dass sie zu einer Busse von 100 Fr. verfällt sei, 
welche innert 8 Tagen zu bezahlen oder gemäss Urtheil der Spital 
sofort angetreten werden mllsse. 
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3) Diebstahl, Betrug und Unterschlagung 
und andere Vermögensdelikte werden in leichteren Fällen 
in der Regel mit Bürgerarrest von X 14 Tagen bestraft, 
schwerere Fälle mit Korrektionshaus oder Zuchthaus. 

So verurtheilte das Kantonsgericht am 1«». Januar 1874 
die Mitglieder einer Diebsbande zu fJ, ö und 2 Jahren Straf- 
anstalt. Auch in diesem Falle wird auf die persönlichen 
Verhältnisse der Angeklagten bedeutendes Gewicht gelegt ; 
so wird in Bezug auf den zu H Jahren Strafanstalt ver- 
urtheilten zwanzigjährigen llersche ausgeführt: 

In Betracht, das« sich derselbe viele Diebstähle unter meistens 
sehr erschwerenden Umstunden habe zu Schulden kommen lassen, 
eingestandenermassen vorliegt, dass sich derselbe mit J. B. Mauaer 
besprochen, einen Raubanfall zu begehen, und derselbe nur durch 
Unterlassung eines verabredeten Zeichens seitens Mansers vereitelt 
werden konnte, 

in Ansehung, weil llersche früher schon wegen Diebstahls 
abgestraft worden und demnach ein Wiederholungsfall vorliegt, weil 
llersche während dem ganzen Untersuch nicht im Geringsten Spuren 
von besonderer Reue zeigte, 

in Betracht seines Benehmens in Schranken einerseits, in Er 
wägung aber, dass Herrsche eine schlechte Erziehung genossen, und 
in Ansehung seiner Jugend, seiner erstandenen Haft und um densel 
ben nochmals auf den Weg zur Besserung und Erkenntnis» zu fuhren. 

In Bezug auf Nett', 24 Jahre alt, wurde in Erwägung 
gezogen : 

In Betracht, dass mehrere Diebstahle, die fast alle unter er- 
schwerenden Umstünden stattgefunden haben, da sie an Gegen- 
ständen geschehen sind, die in hohem Grade das öffentliche Ver- 
trauen beanspruchen, anderseits des rcumUthigcn Geständnisses NefTs 
bei den Verhöraufnahraen, der seitens der Verhörkommission ge- 
schehenen Anempfehlung und der in den Schranken vorgetragenen 
reumilthigen Bitte Neils selbst, des besondern Umstände*, dass Neff 
bei den begangenen Vergehen meistens die verleitete Person war, 
der eingelegten, mehrere Jahre günstigen Zeugnisse von früheren 
Arbeitgebern NefTs; der bestimmten Absicht, neben der Strafe 
auch die Besserung anzustreben. 



Digitized by Google 



*4 



Das Strafrecht von Appenzell I.-Kh. 



Die Frau des einen Angeklagten war wegen Hehlerei 
in Untersuchung gezogen und aus folgenden Gründen frei- 
gesprochen worden : 

In Hinsicht, dass dieselbe Wissen gehabt habe von den Dieb- 
stählen, die von ihrem Manne und Konsorten ausgeführt wurden, 
ohne gehörige Anzeige gemacht zu haben; in Betracht, dass es 
derselben gewiss hätte schwer fallen müssen, ihren eigenen Ehe- 
mann den Händen des Gerichtes zu Überliefern; weil laut Akten 
ersichtlich ist, dass dieselbe ihren Mann stets abgehalten, und nach 
der dringlichen Bitte, dass er doch von der Gesellschaft, in welche 
er sich verirrte, lassen möchte, indem er sich sonst ein grosses 
Unglück zuziehen würde, und dann derselben gröbliche Drohungen 
gemacht wurden, falls sie nur im Geringsten darüber ein Wort ver- 
lauten lasse; in Ansehung ihrer erstandenen Haft, ohne selbst per- 
sönlich ein Verbrechen gemacht zu haben ; die Mitwissenschaft der 
von ihrem Manne begangenen Diebstähle und Vergehen aber ge- 
ständig sein müsse, so sei in Anwendung aller dieser Milderungs- 
gründe derselben die schon erstandene Haft anzurechnen, und wurde 
daher von einer weitem Bestrafung Umgang genommen, da die- 
selbe durch das vieljährige Getrenntleben von ihrem Ehemanne 
und der Erhaltung eines Kindes, ohne Hülfe von» Manne erhalten 
zu können, gewiss genügende Bestrafung zu erstehen habe. 

4 Sitriirhkeitsdeliktc. Der halbe Khehruch wird 
mit Kr. 10f> bestraft, der ganze mit Kr. 210. Als halb gilt 
der Ehebruch, wenn nur ein Tlieil verehelicht ist, als ganz, 
wenn beide Eheleute sind. 

Für a ussere h el ic hen Heischlaf ist die Busse 
Fr. 21 . insbesondere wenn Schwangerung erfolgt '). Die 
Busse trifft beide. Im Rückfall tritt die doppelte Busse 
ein. und es wird bei Ehebruch Einstellung im Aktivbürger- 
recht auf J 4 Jahre, hei ausserehelichem Beischlaf auf 
1 '2 Jahre verhäng! 

') 1 »as CiviUtundsinnt vrr/eim unelielirhe (ieburten der Yerhör- 
korumUsion. 

*l I t l.cr d.-is iilte liecht v«t«1. L.mdlm. Ii von i:.s5. Art. ILM vom 
Khlinidi. 12ö von Ilonri M-ry l,odi<_"T lVr«.»lmen. Auf dem dritten Khelmu-h 
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Wie streng Patern itätsfnlle behandelt werden, 
zeigt ein Urtheil vom 14. Januar 1874. Ein Mädchen 
nannte ihren Vetter als Schwangerer, von der Verhör- 
kommission wurde dann für beide eine Haft von \) 
Tagen angeordnet, sie blieben aber bei ihren Angaben. 
Schliesslich wurde die Matter zum Eide zugelassen und 
sodann beide zu der Hasse von Fr. 21 verurtheilt. 

(ianz ausserordentlich streng wird widernatürliche 
Unzucht mit Thieren bestraft. In einem Urtheil vom 
27. Januar lH7b* wurde ausgeführt: 

dass Manser sieh durch die Begangenheit der Bestialität eines 
Verbrechens schuldig machte, welches mau glauben solle . dass 
ein solches unter der Christgemeinde nicht vorkommen könnte, 
ein Verbrechen, welches in früheren Zeiten nicht blos mit dem 
gewöhnlichen, sondern mit dem peinlichsten Feuertode bestraft 
wurde 

dieses Verbrechen von Manser in wiederholten Fullen vorliegt 
und selbst in dem letzten Falle bei Neff, trotz erstmaliger Ab- 
mahnung er sich noch nicht abschrecken Hess, gegentheils das 
gleiche Verbrechen in hereits gleichem Moment wiederholt wurde; 

nebst der verdienten Strafe Mansers immerhin noch die Besse- 
rung desselben ins Auge zu fassen sei, welch letztere bei Manser 
eher heute als erst morgen zu erwarten sein dürfte. 



stand Todesstrafe. Ks «Tging aber wohl nicht selten (inade für Rech«, 
wie folgender zu Art. 124 berichteter Kall vennutheu Iässt: 

„H>58. Den 21. Tag Brachmonat ist eine des X. und des N. Seel. Hinder- 
laasen Wittih für den zweifachen Laudtrath gesielt und umb /wey lluorerey 
und drei EhBrüeh latith ihrer willigen Bekantnuss wegen grosser vorhit nit 
zum Hochgrieht verurtheilt sonder umb /wey Hundert und viertzig I'fundt 
wegen Huorerey und EhBruch, und weil sie «lcu EhBruch zum dritten Mahl 
Begangen ist erkent, dass sie drey Sontag durch zwey Wächter mit einer 
Keten am Halss, Kertzen und ruthen für die grosse Kirchen Thür und er 
der Kirchenzeit soll gesteh werden . . .** 

') C. C. C. Art. llf>. Item so eyn meusch mit eyueui vihe, mann mit 
mann, weib mit weih, unke tisch treiben, die haben auch das leben ver- 
würckt, und man soll «-ie der gemeynen gewohnheyt nach mit dem fewer 
vom leben zum todt riebt, n. Wrgl. auch Osenbhoff/ett, Alamannisehes 
Straf recht, S. 289. 
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Das Crtheil lautete auf 8 Jahre Zuchthausstrafe, 
welche in einem ausserkantonalen Straf- oder Zuchthaus 
zu vollstrecken sei. 

Nicht mit der nämlichen Strenge werden Unsitt- 
lich keiten mit Kindern geahndet. Der früher er- 
wähnte Nobel , welcher ein achtjähriges Mädchen miss- 
brauchte, erhielt durch Urtheil vom lß. Wintermonat 1890 
eine Zuchthausstrafe von 2 Jahren. 

Die Strafe erscheint in Appenzell I.-Rh. vorwiegend 
als Ausdruck der sittlichen Missbilligung: der sittliche 
Werth der Handlung bestimmt Art und Mass der Strafe, 
und zwar je nach den Umständen des einzelnen Falles. 
Dabei wird auf die geschlechtliche Sittlichkeit be- 
sonders hoher Werth gelegt. Das schrankenlose Ermessen 
des Gerichts seheint bisher nicht als Willkür empfunden 
worden zu sein. 



Das Strafrecht von Interwalden nid dem Wald. 

Die erste ausgedehntere Sammlung von Gesetzen ent- 
hält das alte Landbuch, dessen Anlage zu Anlang des 1(>. Jahr- 
hunderts begann. Diese wichtige Quelle ist in der Zeit- 
schrift für schweizerisches Recht. Bd. b\ 18.">7 von Fürsprech 
C. Ih'sehmiuth.H herausgegeben worden. Der Veröffent- 
lichung geht eine Aufzählung und die äussere Geschichte 
der Quellen des Xidwaldner Landrechts voran. 

Das Landbuch wurde revidirt in den Jahren ltfctfl, 
1 7:t1 und 1 7S2. Diese letztere Revision weicht in Form 
und Inhalt von den frühem Landbüehorn bedeutend ab. 
An die Stelle der alphabetischen Lintheilung tritt eine 
systematische. Die ."> Thoile des Buches behandeln: 
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1. Theil. Die Eyden und andere Schuldigkeiten. 

2. Theil betrifft die hochobrigkeitlichen Einkünfte und 

ordinary Ausgaben. 

3. Theil belanget das Malefiz und was dahin 

einschlagt, auch die Verbrechen, auf welche 
die Konfiskation geschlagen. 

4. Theil behandlet die Kriminal oder buss fühl ige 

Artikel. 

5. Theil berühret die Civil oder bürgerliche Artikel. 

Die Revision von 180b" schliesst sich nach Form und 
Inhalt eng an diejenige von 1782 an 1 ). 

Da die Revision von 1*06 thcils nicht mit genügender 
Vollständigkeit fortgeführt worden, theils mit der Bundes- 
verfassung von 1848 und der Kantonsverfassung von 1850 
in Widerspruch gekommen war, so gebot die Kantons- 
verfassung eine Revision des Landbuches. Xach Aus- 
scheidung des nicht mehr geltenden ( iesetzcsstottes brachte 
die Gesetzeskommission die erforderlichen Ergänzungen 
und Berichtigungen an; den bereinigten Text veröffent- 
lichte der Landrath gemäss der ihm durch die Verfassung 
erthoilten Vollmacht als „Allgemeines Gesetzbuch für den 
Kanton Unterwaiden nid dem Wald- 2 1. Feberdies beschloss 
der Landrath am 25. Wintermonat 1857: 

„Mit gegenwärtiger Erklärung der vorliegenden Ge- 
setzes-Sammlung als offizielles Gesetzbuch hört das Land- 
buch von 180ti auf, als prak tisch -ge 1 te n de Ge- 
setz es- Sammlung zu bestehen, soweit es nicht zur 
Beurtheilung früherer Rechtsverhältnisse als damals mass- 
gebend gewesene Nonn in Betracht fällt. - 



J ) Diese Angaben beruhen auf den Mittheiluugeu von J)es< lue luden 
in der angeführten Quellengeschichte. 

*) 1 Band, 1857, Luzcrn, S. 2S9 rt'. und das Vorwort. 
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Das Strafrecht des Gesetzbuches von 1857 l ) zerfallt 
in zwei Theile und diese sind wieder in mehrere Absätze 
abgetheilt. 

I. Malefiz-Verbreehen (Kriminal- und höhere Polizei- 
vergehen), auch Vergehen, auf welche die Konfiskation 
festgesetzt ist (Landbuch von 1806, ULTheiL: 

Absatz 1: Von dem Malefiz überhaupt: 

Absatz 2: Von den Malefizverbrechen. mit Vorbehalt 
derjenigen, so laut gemeinen Rechten an Lei!) und 
Leben gestraft werden; 

Absatz 3: Verbrechen, auf welche die Konfiskation ge- 
schlagen. 

II. Kriminalsachen überhaupt oder bussfallige 
Artikel ' Polizeivergehen i i Landbuch IV. Theih: 

Absatz 1 : Vom Kriminal überhaupt ; 

Absatz 2: Enthaltet die Artikel, auf welche eine Oeld- 
buss gesetzt ist. 

Im .Jahr 18t>7 wurde das „Gesetzbuch für den Kanton 
Unterwaiden nid dem Wald*' neu aufgelegt Staus 1807 -. Das 
Strafrecht ist in den eilften Titel i Seite f>79— VA'2> einge- 
ordnet, die oben angeführte Systematik ist aber fallen 
gelassen worden, was in der Vorbemerkung mit den Worten 
gerechtfertigt wird: „Da diese Eintheilung unpraktisch 
geworden, so werden hier einfach in alphabetischer 
Ordnung die vorhandenen Straf- und Kussartikel auf- 
geführt, wobei gemäss den allen Landbüchern wiederholt 
werden mag, dass jene Verbrechen und Vergehen vor- 
behalten seien, deren hier nicht Erwähnung geschieht, 
welche aber nach gemeinen Rechten an Leib und Leben. 
Freiheit. Ehre und <Jut bestraft werden. - 



') S. 289—328. 
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Die Landsgemeinde bcsehloss am 2(5. April 188:")'): 

„Der hohe Landrath erhalt Auftrag, die Xeuanlage 
des Gesetzbuches und zwar im Sinne der Erwägung 3 an- 
zuordnen und nach erfolgter Prüfung hinsichtlieh dieser 
Erwägung alle jene Erlasse in Gesetzeskraft zu erklären, 
welche in die Kompetenz der Landsgemeinde fallen." 

Erwägung 3 ist so gofasst: dass es bei dieser Arbeit 
angezeigt erscheint, veraltete Bestimmungen wegzulassen, 
altere, noch Geltung habende Vorschriften, so weit möglich, 
in jetziger Schriftsprache wiederzugeben und unpassende 
Redaktionen zu verbessern. 

Von dieser neuen Ausgabe ist der erste Hand 'Staus 
1890» erschienen, der zweite Band, der das Strafrecht ent- 
halt, wird nächstens erscheinen. 

Die einzelnen Bestimmungen sind nicht in systema- 
tischer Ordnung zusammengestellt. Der Weisung des 
Landrathes, ältere Vorschriften so weit möglich in jetziger 
Schriftsprache wiederzugeben und unpassende Redaktionen 
zu verbessern, suchte der Gesetzesredaktor bestmöglich 
nachzukommen; ob es ihm gelungen ist, die Vorzüge der 
alten Rechtssprache überall in einer passenden neuen 
Redaktion wiederzugeben, mag dahingestellt bleiben. Die 
Befürchtung, es möchte durch eine derartige Umschreibung 
der Gesetzesinhalt unbeabsichtigte Veränderungen erleiden, 
bestätigt sich bei genauer Untersuchung. Die als geltend 
angeführten Bestimmungen sind vorwiegend polizeilichen 
Inhaltes; auf das kriminelle Unrecht beziehen sich nament- 
lich die Vorschriften über: Waldbestechung und Wahl- 
betrug; falsche Anschuldigung; Ehrverletzung; Zwei- 
kampf; Fried versagen und sich partheien; Herausforde- 
rung; Unfug; Unterschlagung; Abschluss von unsittlichen 
Verträgen; Doppelverpfändung: auch über Unzucht. Thier- 



l ) Gesetzbuch de« Kantons Linterwaiden nid dem Wald. Erster Band. 
SUn* 1890. S. VI. 
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quülcrei, Spiel und Vagantitat sind besondere (besetze er- 
lassen worden. 

Die Antragsdelikte werden in der Strafprozessordnung 
behandelt. 

Wie die Neugestaltung des alten (iesetzesstoftes durch- 
geführt worden ist, ergibt sich aus folgender Uebersicht der 
wichtigsten Bestimmungen in alter und neuer Fassung: 



Gesetzbuch von 1891. 

Von der Bewerbung um Landes- 
beamtungen. 

Das Bewerben um Landesämter 
durch unerlaubte Trülereien, Ver- 
sprechen oder Gaben ist verboten 
und zwar bei Verlurat des Amtes 
und je nach Umständen fernerer 
angemessener Bestrafung. 



Gesetzbuch von 1867. 



Wer unter dem Stimmfähig- 
keitsaltcr an Gemeinden mit- 
stimmt, ist mit einer Busse von 
Fr. 20 zu belegen, wovon die 
Hälfte dem Kläger gehört. 

Von der Ehrverletzung. 

Wer eine Injurie begeht und 
am folgenden Tage vor dem Land- 
amraann dem Beleidigten gehörige 
Genugthuung leistet oder wer in- 
jurirt wird, dem Unrecht geschieht 
und der dann mit einer Injurie 
antwortet, kann nicht weiter ver- 
folgt werden. 



Das Bewerben um Landesämter 
durch unerlaubte Trölereien, Ver- 
sprechungen oder Gaben ist bey 
Verlurat des Amtes und je nach 
Umständen fernerer angemesse- 
ner Bestrafung verbothen. 

Mindern und Mehren unter dem gesetz- 



Wer unter dem von der Ver- 
fassung festgesetzten Alter ist, 
der soll nicht helfen minderen noch 
mehren bei Kranken 20 Buss, wo- 
von halbe dem Kläger. 

Von den Ehrenhändeln. 

SutisfrtktioH geben nm nnvhstett Tag 
vor regierendem Ixindatninann. 
Welcher dem andern zu seinen 
Ehren redte und den nächst an- 
dern Tag bereuet vor Herrn Land- 
amman dem Verletzten gebüh- 
rende Satisfaktion zu geben be- 
gehret und solches wirklich er- 
stattet, selber ohne weitere Kosten 
dabey geschützt werden solle, wi- 
drigenfalls der Handel vor ein 
ehrsames Gericht gehören solle. 
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Wer eine Injurie begeht und 
sich darauf berufen will, selbe 
von einer andern Person gehört 
zu haben, kann nicht weiter ver- 
folgt werden, wenn die Aussage 
von einein um Ehr und Gut statt- 
haften Kantonseinwohner herrlihrt 
und sie von dieser Person schrift- 
lich anerkannt ist. 

Wer die Ehre eines Andern 
verletzt und den Beweis für die 
Wahrheit seiner Aussagen nicht 
leistet, soll, wenn der Streitfall 
vor Gericht kommt, mit einer 
Busse von Fr. 20—40 und wenn 
derselbe mit Urtheil zu Hecht 
gesprochen worden, mit einer 
Busse von Fr. 4o — 80 belegt 
werden. Von dieser Busse gehört 
die Hälfte dem Kläger. 



Wer zum dritten Male gericht- 
lich zur Abrede verurtheilt wird, 



Von Gegenscheltung. 

Wann einer geschulten wurde 
i und ihme unrecht geschähe, hin- 
gegen zur Kettung seiner Ehre 
darummen auch wieder mit Fllr- 
worten eine Gegenscheltung setzte, 
: solle er derentwegen geantwortet 
haben. 

Von An Kager stellen. 
Wann einer dem andern sagen 
würde, er wäre gescholten, oder 
auch demselben selbst zu Ehren 
redte und ihme den Ansager kund - 
bar machte, soll er geantwortet 
habeu, sofern solcher Ansager in 
unserm Land gesessen, um Ehr 
und Gut statthaft, auch um die 
Scheltung bekannt seyn würde. 

Ehren zu reden unrecht. 

W T elcher, es seye Frau oder 
Mann, dem andern zu seinen Eh- 
ren redte und solches nit erwei- 
sen möchte und der Handel vor 
Gericht kommt, so soll der, so 
hinter sich stehen muss und dem 
andern zu Unrecht geredt hat, 
Mgghhr. 10 bis 20 Fr. und dem 
Secher 10 bis 20 Fr. verfallen 
seyn. Und wann dann der Han- 
del mit Urthal und Recht ausge- 
sprochen werden mitsste, so soll 
der, so unrecht hat, Mgghhr. 2<> 
bis 4< > Fr. und dem .Secher 2o 
bis 4<> Fr. Bus» verfallen seyn. 

Abreden cum tlnttm Mole. 
Welcher zum .'iten Mal hätte 
abreden müssen, solle solcher bis 



Digitized by Google 



92 



Das Strafrecht von Unterwaiden nid dem Wald. 



ist mit Einstellung im Aktiv btirger- 
recht bis zur Rehabilitation zu be- 
strafen. 

Von unrechter Klage. 

Wer Jemanden unrecht ver- 
klagt, soll in die gleiche Strafe 
verfällt werden, mit welcher 
das eingeklagte Vergehen belegt 
wtirde. 



Vom Duell. 

Wer in unserm Lande Jeman- 
den zum Duell fordert und wer 
die Forderung annimmt, ist straf- 
richterlich zu verfolgen. 



Sich partheien. 

Wer in einem Streite Partei 
nimmt, ist, wenn Uebels daraus 
erfolgt, nach Verdienen zu be- 
strafen. 

Vom Friedenbieten. 

Derjenige, dem zum dritten 
Male Friede geboten wird und 
der nicht gehorcht, verfallt in 
eine Busse von Fr. 20, wovon 
die Hälfte dem Klllgcr gehört. 

Von der Herausforderung aus einem 
Hause. 

Wer einen andern aus dem 
eigenen oder einem andern Hause 



auf wieder Begnadigung eines ge- 
sessenen Landraths Ehr- und Ge- 
wehrlos seyn. 

Klagen unrecht. 

Welcher einen unrecht leidete 
oder verklagte , der soll in des 
Verklagten Fussstapfen treten, um 
Ehr und Gut und die Buss be- 
zahlen,darneben, welcher geley det 
oder verklagt wird, soll nit mehr 
schwören, sondern mit Kundschaft 
bewiesen werden. 

i 
i 

Duelliren. 

Wann einer in unserm Land sich 
erfrechen wurde, einen andern auf 
den Duell zu laden, ein solcher, 
wie auch derjenige, so sich unter- 
stehen wurde, mit dem Heraus- 
forderenden zu gehen und zu er- 
: scheinen, um Ehr und Gut ver- 
fallen seyn solle. 

Parthelen sich. 

Welcher sich in einem Gespann 
partheiete und Übels daraus er- 
folgte, werden Mghuobern einen 
solchen nach Verdienen strafen. 

Friedensgebot Ubertreten. 

Wann einer zum dritten mal 
Friedens ermahnt wurde und sol- 
chen nit giebt, der kommt jedes- 
mal in Fr. 20 Buss, wovon halbe 
dem Kläger. 

Laden oder Rufen aus dem Haus. 

Wann einer so unbehutsain 
wäre und einen aus dem eigenen 
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zum Streite herausfordert, ver- 
fallt, wenn es bei Tagszeit ge- 
schieht, in eine Busse von Fr. 20, 
wenn es bei Nachtszeit geschieht, 
in eine solche von Fr. 40, wovon 
die Hälfte dem Klüger gehört. 
Bei erschwerenden Umständen 

oder entstandenem »Schaden darf 1 

i 

der Straf-Richter diese Strafe an- I 

i 

gemessen verschärfen. 



Von den nächtlichen Melsterlosigkeiten. 

Die nächtlichen Meisterlosig- 
keiten, das Redeverkehren, Pol- 
tern, Herumjagen und andere 
dergleichen Handlungen sind bei 
einer Busse von Fr. 20— 4<> ver- 
boten, wovon die HiMfte dem 
Kläger gehört. 



Von anvertrauter Waare. 

Zum Gebrauch und zur Ver 

4 

i 

arbeitung anvertraute Waaren 
dürfen zum Naehtheil de* Eigen- 
thüroers weder veruntreut, noch 
abverwandelt werden, sondern es 
ist der Eigentümer berechtigt, 
solche Waaren jeder Zeit wieder 
an sieh zu bringen und der Be- 
sitzer verpflichtet, dieselben dem 
Eigenthüiner zurückzugehen und 
verursachte Kosten und Sehaden 
abzutragen. 



oder andern Haus, oder wo er 
wäre, herausladete, der ist, wann 
es bei Tag geschiehet, Fr. 20, bei 
der Nacht- aber Fr. 40 ohne Gnad 
verfallen, wovon halber Theil dem 
Klüger. 

Es mag auch üherdiess ein sol- 
cher vermessener Fehler nach Ge- 
stalt der beschwerenden Umstän- 
den oder Schadens, so aus diesem 
Herausladen erfolgt wäre, noch 
schärfer bestraft werden. 

Nachtliche Metsterlosigkeiten. 

Die nttchtlichen Meisterlosig- 
keiten, das liedverkehren, Pol- 
dern, Herumjagen und anderes 
dergleichen solle gänzlichen ver- 
boten seyu unter Fr. 2n bis 4m 
Buss, wovon halbes dem Kläger 
und falls riesswegen über die eint 
oder andere geschehene Warnung 
jemand an Leib oder Leben be- 
schädiget wurde, solle der Be- 
Schädiger dem Beschädigten ge- 
antwortet halten. 

Anvertraute Waaren abverwandeln. 

Die zum Gebrauch oder zur 
Verarbeitung anvertraute Waaren. 
was Namen selbe haben mögen, 
sollen mit keinem Arrest belegt, 
viel w eniger zum Naehtheil des 
Eigenthümers .veruntreuet oder 
abverwandlet werden , sondern 
soll der EigenthUmer solche Waa- 
ren jeder Zeit wieder an sich zu 
bringen das Recht haben und 
solche, nebst denen verursachten 
Kosten und Sehaden w ieder von 
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Nebenbei ist dem Regierungs- 
rath in solchen Fullen straf/richter- 
liche Verfolgung Überlassen. 



dem Besitzer zurückgegeben und 
vergütet werden. Uebrigens wird 
üghrb. überlassen, die Ueber- 
treter nach befindenden Dingen 
annoch zu bestrafen. 

Auch soll auf solche Waaren 
kein Verbot, noch Schatz gelegt 
werden mögen. 



Brief auf Brief machen. 

Wer Glllten oder Verschrei- 
bungen mit unrichtiger Angabe 
des Vorganges errichten lässt 
und Jemand dadurch betrogen 
wird, ist nach Verdienen an 
Leib und Gut zu bestrafen. 



Brief auf Brief machen. 

Welcher Brief auf Brief ma- 
chen Hesse und jemand darrait 
betrogen wurde, der soll von der 
Obrigkeit an Leib und Gut nach 
Verdienen gestraft werden. 



Ausserdem kommt dem § 2$ des Gesetzes über die 
unehelichen Kinder vom ti. März 1 8S(> eine jrrosse straf- 
rechtliche Redcutimg zu: 

Unzuchtsvergehen, wodurch eine Schwangerschaft entstanden, 
werden, abgesehen von moralischen Erschwerungsgrllnden und mit 
Bezugnahme auf § 7 mit Rücksicht auf Vermögen und Erwerbs- 
fähigkeit, bei ledigen Personen mit einer Geldbusse von Fr. 30 
bis (30 und bei Verheirathcten mit einer Gcldbusse von Fr. 100 bis 
150 gebüsst. Im Rück- oder Wiederholungsfalle wird die Geldbusse 
verdoppelt oder Korrektionshausstrafe erkennt. 

Die Geldbussen fallen, wenn eine Schwangerschaft erfolgt und 
die Klägerin eine hiesige Armengenössige ist, zur Hälfte der Staats- 
kasse und zur Hälfte der Armenkasse der Klägerin, und wenn keine 
Schwangerschaft erfolgt ist, zur Hälfte der Staatskasse und zur 
Hälfte den Annenkassen der beiden Fehlenden zu, sofern dieselben 
hiesige Armengenössige sind, sonst aber ebenfalls der Staatskasse zu. 

Im Falle der Unverinögendhcit für Entrichtung der Geldbusse 
tritt eine korrektionelle Strafe ein, mit Berechnung von 1 Tag 
Korrektionshausstrafe für Fr. 3 Busse. 

Geringere Unzuchtsvergehen werden an das Kantonsgericht, 
schwerere Unzuchtsfälle je nach Umständen an das Kriminalgericht 
zu angemessener Bestrafung Uberwiesen. 
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Personen, die sich durch zu frlihen Beischlaf verfehlt haben, 
jedoch vor der Geburt des Kindes sich verehelichen, haben zu Hän- 
den der Staatskasse zusammen eine Geldbusse von 2<> Fr. auf der 
Standeskanzlei zu erlegen. 

Die frieden sichtlichen Bestimmungen werden 
längst nicht mehr angewendet, du das Friedensrecht in 
Xidwaldon untergegangen und dem Rochtsbewusstsein ent- 
schwunden ist. Sie durften also weggelassen werden. 

Auch bezüglich der Eh r vor le t zu n g scheint die 
neue Fassung der durch langjährige Uebung berhätigten 
RechtsUberzeugung nicht vollkommen zu entsprechen, ins- 
besondere findet eine Verurtheilung zu « Abrede- < Wider- 
ruf) nicht mehr statt. An Stelle der «gelehrten- Abrede 
tritt die Erklärung des (Jerichts, welche die Ehrverletzung 
aufhebt und die Ehre des Klägers wahrt. Daher ist auch 
die Strafbestimmung betrettend dreimalige» Abrede hinfällig. 
Dagegen kann sich der Ehrverletzer noch heute von Strafe 
befreien : 

1 ) Wenn er am folgenden Tage die Zurede bei dem 
Landammann wieder abredet und dem Verletzten 
(ienugthuung leistet ; 

2) wenn er den Ansager stellt, sofern dieser habhaft 
und im Kanton wohnhaft ist. Der bisherigen Rechts- 
übung entspricht die neuerdings geforderte schrift- 
liche Anerkennung des Ansagers nicht, es genügt, 
dass das Ansagen bekannt, also bewiesen ist; 

3i durch den Beweis der Wahrheit. 

Ehrverletzungen werden von den Zivilgerichten be- 
urtheilt. welche Bussen von 20 40 Fr. aussprechen, für 
Amtsehrverletzung ist dagegen das Strafgericht zuständig. 
Busse 40 — HO Fr. 

In den Vorbemerkungen der Ausgabe von \H\)\ wird 
„gemäss den alten Landbiichern wiederholt": -dass jene 
Verbrechen und Vergehen vorbehalten seien, deren hier 
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nicht Erwähnung geschieht, welche aber nach gemeinen 
Rechten an Leib und Leben Freiheit, Ehre und Out be- 
straft werden" 

Der Hinweis auf die gemeinen Rechte findet sich in 
der That schon in den altern Quellen, jedoch in anderer 
Form. Es werden nämlich in den Landbüchern und noch 
in dem Gesetzbuche von 18f>7 nur die Malefiz ver- 
brechen vorbehalten, so laut gemeinen Rechten an 
Leib und Leben gestraft werden, im Gegensatze zu den 
geringem Straflallen, welche in Nidwaiden nicht Frevel, 
sondern durchaus singulär Krim i na lsa eben genannt 
wurden - Es sollten also nach diesen altern Bestimmungen 
die gemeinrechtlich als Malefiz angesehenen Verbrechen 
auch von den Nidwald ner Strafgerichten als Malefiz be- 
straft werden. Unter dem gemeinen Rechte» wird nicht 
sowohl die Karolina, als die in deutschen Landen geltende 
Gewohnheit zu verstehen sein, welche allerdings in der 
Karolina einen Ausdruck erhalten hat. 

Die Gesetzbücher von 1W>7 und 1 Hl ♦ 1 schliessen sich 
anscheinend an diesen Vorbehalt an und betonen den 
Zusammenhang mit der frühem Bestimmung sogar nach- 
drücklich mit den Worten: „wobei gemäss den alten 
Landbüchern wiederholt werden in ag- 4 : allein in 
Wirklichkeit wird nicht eine Vorschrift gemäss den alten 
Landbüchern wiederholt, sondern eine wesentlich andere 
Bestimmung aufgestellt; denn es wird nicht nur die Be- 
strafung der gemeinrechtlichen, an Leib und Leben 
zu strafenden M a l e f i z verbrechen vorbehalten, sondern 
die Bestrafung aller Verbrochen, auch der nicht male- 
Hzischcu. die nach gemeinen Rechten an Leib und Leben. 
Freiheit. Ehre und (int bestraft worden: damit 

') Im'm'IzIhu'Ii von ls»»7, ltd. I. S. 571». «ii'si-tzlmrh von ISiM. IUI. 11, 
S. 211». 

■) V.irl. Ihs, liirnmh,, a. ;i. <>.. S.W», und (h,„hnut, f in. Alamannisrlirs 
Strafivcht. s. U»*v 
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Mird der Vorbehalt ganz allgemein auf alle nach ge- 
meinen Rechten strafbaren Handlungen erweitert; 
denn andere Strafen, als die hier angeführten, gab es 
nicht. Der Strafrichter von Xidwalden sollte also dieser 
Vorschrift zufolge teststellen, welche Handlungen nach 
gemeinen Rechten strafbar sind, beziehungsweise da 
ein gemeines Recht in dem frühern Sinne nicht mehr 
besteht, strafbar waren und die als strafbar erfundenen 
Handlungen auch heute noch strafen. Allein in diesem 
Sinne wird der Vorbehalt nicht ausgelegt: vielmehr wer- 
den die allgemein als strafwürdig erachteten, rechts- 
widrigen Handlungen auch in Nidwaiden als strafbar er- 
achtet. An die Stelle der gemeinen Rechte ist also die 
moderne Rechtsanschauung im Allgemeinen getreten, wie 
sie in den neuern Gesetzgebungen zum Ausdruck gelangt. 
Der Hinweis auf die gemeinen Rechte ist daher zu einer 
bedeutungslosen Formel geworden, und es ist an die Stelle 
gewohnheitsrechtlicher Quellen ein nur durch den 
Geriehtsbrauch einigermassen eingeschränktes richter- 
liches Kr messen getreten. 

Das Luzirner Strafrecht wird von den Gerichten eben- 
sowenig angewendet, als ein anderes kantonales Strafrecht. 
Demgeniäss sind die abweichenden Angaben Pfenningerx 
zu berichtigen 1 !. Richtig ist nur, dass sich Staatsanwalt 
und Vertheidiger gelegentlich auf die Bestimmungen kan- 
tonaler Strafrechte beziehen. 

Aus der Praxis lasst sich folgendes Strafensystem ab- 
leiten : 

I i F r e i h e i t s s t r a f e n 2 ... 
Die Gerichte erkennen auf Zuchtha us, Korrektions- 
liaus und auf S p i t a 1 h a f t. Feste Rahmen bestehen für 
diese Strafen nicht. 

') Pf'eunhufer, Das St ra frech t der Schwei/, S. 112 und 11:5 oben. 
*) Die Todesstrafe führte Nidwaiden nicht ein. 

Sti>p**. Grundzligv d.s Schweiz. Strafrxhts. 7 
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Die Dauer der Zuchthausstrafe erstreckt sich in 
der Regel auf 8 Tage bis 1 Jahr, ausnahmsweise auf 
mehrere Jahre. 

Die Korrektionshausstrafe wird nicht unter 
8 Tagen und nicht auf mehr als 1 Jahr, meist nur auf 
Monate ausgesprochen. 

Die Spitalhaft dauert in der Regel 8 — 14 Tage. 

Mit Zuchthaus ist Einstellung im Aktivbürgerrecht 
verbunden; die Freiheitsstrafe kann durch schmale Kost 
geschärft werden. 

Die Zuchthaus- und die Korrektionshausstrafe werden 
in der kantonalen Strafanstalt zu Stans vollstreckt. 

2) Geldstrafe. 

Die Geldstrafe wird sehr häufig angewendet, gewöhn- 
lich im Betrage von 10—100 Fr., ausnahmsweise kommen 
Bussen von mehreren hundert Franken (400) vor. Bei 
Nichtbezahlung der Geldbusse werden je 3 Fr. Busse in 
einen Tag Korrektionshaus umgewandelt. 

3) L a n d e s v e r w e i s u n g. 

4) Polizeiaufsicht. 
f>) Tri ii k verbot. 

Gi Einstellung iii der bürgerlichen Ehren- 
fähigkeit. 

Andere Strafen kommen nach dem Zeugniss des Herrn 
Gerichtsschreibers L. Wyr*ch nicht mehr vor. 

In der Rechtssprechung treten folgende Delikte und 
Deliktsgruppen besonders häufig hervor. 

Ii Diebstahl. Betrug und Unterschlagung. 

Der Diebstahl wird nicht selten mit Busse betraft. 
So wurde Frau V.. die im Gasthof Sonnenberg zu Engel- 
berg, wo sie angestellt war. eine Anzahl Gegenstände, 
namentlich Weisszeug und einen silbernen Löffel, gestohlen 
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hatte, am 10. Januar 1878 zu einer Busse von 4f> Fr. vcr- 
urtheilt, und ihr Ehemann, der die Saehen nach Hause 
brachte, zu einer Busse von 10 Fr. 

In Bezug auf Fridolin Z. zog das Kantonsgericht am 
13. August 1879 in Betracht: 

1) dass Beklagter geständigermassen am 1. August 187«.), als 
er zur Ausführung eines Auftrages sieh nach Ennetmoos hegeben 
rausste, in's Haus des alt-Rathsherrn Alois Villiger in der Lehmatt 
trat, wie er bemerkte, dass Niemand anwesend sei, in die Stube 
und Kammer ging und aus einer offenen Kommodendrucke aus 
einem Portemonnaie Geld, er wisse nicht wie viel, entwendete, doch 
zugibt, dass der Betrag gemäss Behauptung des Beschädigten Fr. 
gewesen sein möge: 

2) dass derselbe laut Gestiindniss schon früher in Luxem 
wegen nächtlicher Rauferei mit Fr. lo und gemäss Bescheinigung 
des Statthalteramts Luzern wegen Unzucht den 28. Dezember 18««* 
mit Fr. 20 und den Januar 1874 wegen Diebstahl mit 8 Tagen 
Gefängniss und 2 Jahren Einstellung im Aktivbürgerrerht bestraft 
wurde, dagegen Uber seinen Aufenthalt in Hergiswyl grite Leumunds- 
zeugnisse vorliegen. 

Der Angeklagte wurde zu 2f> Fr. Busse an die 
Staatskasse verurtheilt, die bei Nichtzahlung innerhalb 
Monatsfrist in 8 Tage Korrektionshaus umgewandelt wer- 
den sollten. 

Kaspar ()., geb. 18b"!?, stahl ein Schaf im Wcrthe 
von bO Fr. und verkaufte dasselbe an einen Händler. Er 
war nicht vorbestraft. Strafe: Busse von JH) Fr., inner- 
halb 3 Monaten zu bezahlen, bei Nichtzahlung 30 Tag«- 
Korrektionshaus. 

In der Strafsache des Maria Ch. betreffend Entwen- 
dung wurde in Erwägung gezogen: 

1) dass Beklagter geständigerraassen diesen Herbst gewalt- 
thätig in die Hütte der Alp Grossächerli eingedrungen und dort 
im StUbli und in der Laube 1 sturzenen Kaffeekrug. 1 sturzene 
Kaffeebüchsen, 1 sturzenes Halbmassgefäss, 1 Schllsseli, 1 Oelflasche 
mit etwas Öel, 1 neue und 2 alte Klemmzangen, 1 Schellwnage, 
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1 Dcgel, 3 Piicktli Drahtstiften, 2 Kaffcepäektli, 1 paar alte Brenten- 
gefäss und 1 Sack, deren Werth auf 13 Fr. geschätzt wurde, ent- 
wendete und verkaufte . . . 

3) dass Beklagter schon wiederholt betreffend Diebstahl be- 
straft wurde. 

Der Angeklagte wurde zu e i n in o n a 1 1 i e h e r K o r - 
rektionsh ausstrafe verurtheilt, auf 1 Jahr im Aktiv- 
bürgorreeht eingestellt und auf unbekannte Zeit unter 
Polizeiaufsicht gestellt. 

.1 u g o n d 1 i e h e s A 1 1 e r begründet w eitgehende Straf- 
milderung. 

Am 10. Oktober 1877 wurde Kaspar X., geb. 1HH0. 
wegen Diebstahl mit E i n b r u e h zu 40 Fr. Busse, 
eventuell V\ Tagen Korrektionshaus verurtheilt, auf (iruud 
folgender riehteiiicher Feststellung: 

In Betracht, 1) dass Beklagter gestUndigermassen am Sonntag 
den 22. Juli d. J., von Engclbcrg herkommend, im untern Theil 
TrUbensee den Schlüssel zur Hütte des Viktor Niederberger auf- 
gesucht und ira Schlafzimmer benannter Hütte ein verschlossenes 
Alpkiistlein des Knechts Kaspar Scheuber gewaltthiitig aufgebrochen, 
daraus 2 Hemden und 3 Fr. an Baar, welche dem Knechte, und 
Fr. IG, die dem Viktor Niederberger gehörten, entwendet und im 
Schlafzimmer einen Felladen geöffnet und die Angel ausgerissen hat; 

2) derselbe angibt, dass Genuas- und Spielsucht ihn zu dieser 
That verleitet ; 

3) in Berücksichtigung, dass Beklagter ein offenes GestKndniss 
ablegte, das 1H. Alter«jain- noch nicht zurückgelegt hat und die 
Beschädigten zum Theil bereits entschädigt wurden. 

Das höchste Strafmass, welches das Kantonsgoricht 
vom Juni 1H70 bis Dezember issi\ soweit ersichtlich, aus- 
füllte, betraf die Crescentia Waser. geb. 1 S;~>7. 

Die Beklagte hatte am 7. Juni 1S7S das Zuchthaus 
um die Mittagszeit unter dem Vorgeben verlassen, in die 
Beeren zu gehen, wozu sie vom Strafhausaufseher die Er- 
laubniss erhalten halte, und kehrte nicht zurück. Als sie 
die Strafanstalt verliess. (Mit wendete sie einer Mitgefan- 
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genen „aus einem (ieldsack- Fr. 17; in Stansstad stahl 
sie aus einem offenen Zimmer Kleider, in Wolfonsehiessen 
brach sie in ein im zweiten Stock gelegenes Zimmer ein. 
n Sie drückte die Thürfalle, öffnete dasselbe < Zimmer i und 
begab sich zu einem Sekretär, suchte den Schlüssel, der 
sich in einem andern Sekretär befand, und ötfnote den 
erstem. u In einer Truhe fand sie eine Holle von (iold- 
stücken im Betrage von 3b0 Fr., die sie behändigte. Die 
Angeklagte war dreimal wegen Prellerei. Diebstahl. Va- 
gantitüt und Entweichung aus der Strafanstalt bestraft 
worden. 

Das Kantonsgericht erkannte am \ >. August 1878: 

1 i Es sei der Beklagten die Zuchthausstrafe auf 2 7« 
Jahre verlängert. 

2) Sei Beklagte nach vollendeter Strafzeit wieder in 
die Waisenanstalt Wo Ifen schiessen zurückzuführen. 

Von welcher Dauer die erste Strafe war. ergibt sich 
aus dem (jerichtsprotokoll nicht. 

Ein Vormund, der 488 Fr. ;">7 Rp. Mündelgelder unter- 
schlug, aber 202 Fr. 00 Rp. zurückerstattete, wurde am 
lb. Mai 1878 zu drei Monaten Korrektionshaus vcrurtheilt. 

Gegen Rudolf A. und .loset* L. erkannte das Kantons- 
gericht am lb. März 1881 wegen betrügerischen Kaufs- 
abschlusses zu je 100 Fr. und 70 Fr. Busse : 

in Betracht, 1) dass gestündigermassen Amstaad den 4. August 
1880 das sogen. Hirzen Felixen Haus dem Lottenbaeh verkaufte 
und beide Kontrahenten im kanzleiisch verschriebenen Kaufveitrage 
den Kaufpreis statt auf Fr. 4300, welcher Betrag die wahre Kauf- 
summe ist, zum Zwecke, die Zugsberechtigten zu betrügen, um 
Fr. 700 höher, nilmlich um Fr. 5ooO, angaben; 

... 3) aus dem Prozessuntersuche hervorgeht, dass Lottenbach 
an dieser betrügerischen Kaufpreisangabe ein grösseres Interesse 
als der Verkäufer gehabt hätte: 

dass der betreffende Kaufakt in Hinsicht auf die betrügerische 
Kaufpreisangabe als ein falsches Aktenstück betrachtet werden muss. 
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2t Körperverletzung und M issh an d 1 u n g. 

Körperverletzungen werden in der Regel mit Busse 
bestraft. So wurde dem Robert B. eine Busse von Fr. ö() 
auferlegt, weil er den X. D. mit dem Messer in die Brust 
gestochen hatte, obwohl er wegen Ruhestörung und nächt- 
lichen Meisterlosigkeifen schon bestraft worden war. Der 
Verlauf der Wunde gestaltete sich günstig. Mildernd fiel 
in Betracht, dass 1). mit den Thätlichkeiten begonnen 
hatte, freilich erst nachdem B. der Aufforderung, sich ruhig 
zu verhalten, nicht Folge geleistet hatte. Als strafmildernd 
wurde auch die Auswanderung des Angeklagten nach 
Amerika angesehen, die mit Genehmigung des Regierungs- 
rathes erfolgt war, nachdem der Vater des Angeklagten 
(lutspraehe geleistet hatte. 

Zwei junge Leute von '20 Jahren wurden am 11. Ok- 
tober \*H'> wegen Misshandlung zu 40 Fr. und itt) Fr. Busse 
verurtheilt. auf Grund der Feststellung: 

dass beide Beklagten unterm 1U. .Juni a. c. Uber den Franz 
O., der aus einein Sod herauf ein Seil holte, Wasser hinab pumpten, 
nachher ihn ohne Grund bei den Haaren nahmen, ihn überschössen, 
ihm Streiche an den Kopf versetzten, drohten, ihn in den Abtritt- 
kasten hinein zu werfen, sich hiezu anschickten, und als 0. sich 
am Haage festhielt, ihn Uber den Haag hinaus auf die Strasse 
stürzten ; 

dass laut ärztlichem Bericht 0. a. eine sogen. Infraktur einer 
der untersten Kippen linkerseits und b. Kontusionen am Brustkorbe, 
vorzüglich in der Gegend des Schulterblattes, erlitten hat, womit 
eine ziemlich schwere Körperverletzung konstatirt ist; 

dass Joseph 0. in der Person des Franz 0. seinen eigenen Pathen 
in solcher Weise misshandelte, was mit Bezug auf die schuldige 
Pietät als Erschwerungsgi und anzusehen ist; 

dass jedoch laut Bescheinigung des Franz 0. die Beklagten 
sich mit ihm abgefunden, indem sie ihm 2<>n Franken Entschädigung 
und den Arztkonto bezahlten. 

Dagegen lautete das l'rtheil des Kantonsgeriehts vom 
10. Dezember ixui gegen einen wiederholt vorbestraften. 
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trunksüchtigen, im Waisenhaus untergebrachten Ange- 
klagten, welcher den Wirth, der ihm wegen Bezahlung 
der Zeche nachging, mit einem Stilct verwundete, auf 9 
Monate Korrektionshaus und Trinkverbot auf unbestimmte 
Zeit. 

3) 8 i 1 1 1 i c h k e i t s d e 1 i k t e. 

Sittlichkeitsdelikte werden strenger bestraft. 

In dem Urtheil betreffend Karl K. und Josefa E. vom 
t>. Juni 1880 wird ausgeführt, 

dass Karl K. geständig ist, 4 Nächte mit Josefa E. im gleichen 
Bett gelegen und mit ihr den Beischlaf ausgeübt zu haben; 

dass Josefa E. gleichfalls gestundig ist, mit Karl K. 3 Nächte 
zusammengelebt zu haben; 

dass jedoch d esshalb Karl K. 35 Tage und Josefa 
E. 10 Tage Haft erstanden haben. 

Die ausgestandene Haft wurde den Angeklagten als 
Strafe angerechnet; überdies erkannte das Kantonsgericht: 
Karl K. sei polizeilich über die Kantonsgrenze zu führen 
und auf 3 Jahre aus hiesigem Kanton verwiesen. Josefa E. 
sei auf unbestimmte Zeit unter polizeiliehe Aufsicht gestellt. 
Angewendet wurde $ 13 des Gesetzes aber die unehelichen 
Kinder. 

Am 13. Juni 1870 zog das Kantonsgericht in Betracht: 

2) dass beide Beklagten geständigermaasen längere Zeit 1876 
zusammen auf Reisen waren und dann öfters den fleischlichen 
l'mgang gepflogen, woraus die Schwangerschaft entstund; 

3) dass beide bei ihrem Herumvagiren ein Kind mit sich 
führten, was als eine Gefährdung desselben angesehen werden iuuss. 

Sie wurde zu 120 Fr. Busse, er zu 140 Kr. Busse ver- 
urtheilt; die Zahlungsfrist winde auf 0 Monate bestimmt. 

Die Anklage gegen Viktor A. und Marie St. betreffend 
„unsittliches Verhältnisse führt«' zu der Keststellung. dass 
beide Beklagte den I». Dezember 1**0 beim Ochsen in 
Wolfenschiessen zu übernachten verlangten, St. dabei 
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angab, dass sie zusammen gehörten, deshalb ein Zimmer 
bezogen und sich in ein und dasselbe Bett legten. 

Er wurde zu 15 Fr. Busse und Trinkverbot auf un- 
bestimmte Zeit, sie zu 1 Monat Korrektionsbaus verurtheilt 
< 13. Januar 1*81 ). 

Eine Magd, welche mit ihrem verehelichten Dienst- 
herrn sich verging, wurde vom 1 1. Januar bis Mitte Februar 
in Haft gehalten, was ihr als Strafe angerechnet wurde; 
er wurde verurtheilt, sofort nach Vollzug des Urtheils eine 
Busse von SO Fr. zu bezahlen <0. Februar 1881 j. 

Die Frau eines seit Jahren Landes Abwesenden wurde 
zum zweiten Mal ausserchelich schwanger; es wurde ihr 
eine Busse von 200 Fr., eventuell 0ü Tage Korrektionshaus 
auferlegt und gemeindepolizeilic he Aufsicht Uber sie an- 
geordnet i9. Februar 1881). 

Arn 12. September 1877 erkannte das Kantonsgericht 
gegen Katharina B. auf IOC) Fr. Busse und Polizeiaufsicht 
während 2 Jahren, gegen Kiemenz auf 125 Fr. Busse: 

in Betracht, dass die Beklagten zugegebener- und theils er- 
wiesenerinassen am 11*. Juli Abends in der Wirtschaft zum Schlüssel 
in Stans mit einander tranken, dann ungefähr Nachts 12 l'hr bei 
einiger Dunkelheit auf der Strasse in Stans fleischlichen Umgang 
hatten und eine Weile im Dorfe herumvagirten, die Beklagte B. bei 
diesem Anlasse zweimal in den Dorfbach fiel und Beklagter wieder- 
holt mit ihr fleischlichen Umgang pflegen wollte. 

Wegen widernatürlicher Unzucht verurtheilte das Kan- 
tonsgericht am U». Marz 1881 zwei Männer »Schweizer) zu 
je ;t Monaten Korrektionshaus und Kantonsverweisung von 
10 Jahren, 

in Betracht, dass die Beklagten laut amtlichem Zeugniss in der 
Gemeinde Beggenried im Momente angetroffen wurden, als sie sich 
gegenseitig einer unzüchtigen Handlung schuldig machten und 
Husserten, dass sie sich in einen Gaden begeben wollten, um wider- 
natürliche Unzucht zu treiben; — dass die Beklagten angeben, sie 
seien damals in hohem Grade betrunken gewesen; — dass dieselben 
*ich dem Bettel hingeben und A. zudem trinke. 
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Wegen unsittlicher Handlungen mit Kindern i Heruhren 
der Genitalien i und weil er 2 Nachte .bei seiner H> Jahre 
alten Tochter Pauline gelegen ist u , wurde Joseph N. am 
8. August 1877 zu 8 .Monaten Korrektionshaus verurtheilt. 

Diese Urtheile dürften zur Charakterisirung der Straf- 
rechtspflege von rnterwalden nid dem Wald ausreichen. 

Die Rechtsprechung zeichnet sich durch ausser- 
ge wohn liehe Milde aus 1 », Geldstrafen überwiegen bei 
Weitem die Freiheitsstrafen. Wie in Appenzell wird ge- 
schlechtliche rnsirtlichkeit schwer geahndet; Nidwaiden 
bestraft sogar den außerehelichen Beischlaf strenger als 
manchen nicht unbedeutenden Diebstahl. Ob die Sicher- 
heit des Kigenthums unter der Milde der Strafgerichte 
leidet, könnte nur auf Grund statistischer Erhebungen 
entschieden werden. 



Das Strafrcoht von Uri. 

Literatur. Muhehn, G., Eröffnungsrede au der Hauptversammlung des Vereins 
für Straf- und Gefäugnissweseu, in Verhandlungen des Schweizerischen 
Vereins für Straf- und <ielangnissweseu, XVI. Versammlung. Aarau, 
H. R. Saucrlander, 1ÖU0. Als Broschüre unter dem Titel „Uebersicht 
der Entwicklung des Strafrechtes uud Gefangnisswesens im Kanton Uri u . 
Altdorf, Gebr. Gisler, 1881». — Muheim, Franz, Das l'rner Strafverfahren 
an einem Ilechtsfalle dargestellt. Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 
III. S. 362 ff. Bern 18'JO. 

Die älteste Rechtssammlung bildet das Landbuch von Uri. 

Als Entstehungszeit gibt Ithnttcr-i das Jahr 1007 oder 1008 



') Die Nidwaldner erwähnen die Milde der Strafgerichte mit Stolz 
und beneiden 0?>u>,iirfen um seine bedeutend strengere Rechtsprechung in 
Strafsachen nicht. 

2 ) Staats- und Hechtsgesclüehte der schweizerischen Demokratien 
St. Gallen 1858. Zweiter Theil. Erster Band, S. 373. 
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an und <>tt x \ stimmt ihm bei: auf Grund urkundlicher 
Beweise verlegt aber Bibliothekar Frz. Jos. Schiffmann in 
Luzern die Entstehung des Landbuches hinter das Jahr lö2f> 
zurück 51 ». Das Original ist nicht erhalten. Das Landbuch 
ist in der Zeitschritt für schweizerisches Recht nach einer 
Abschrift aus dem Jahre 1612 abgedruckt worden. Der 
Veröffentlichung geht eine von Herrn Regierungsrath Otf 
bearbeitete rebersieht der Rechtsquellcn voraus 1 !. Die 
strafrechtlichen Bestimmungen sind sehr zahlreich und es 
nimmt das Friedensrecht eine bedeutende Stelle ein ( Art. 2 
bis 20, 2ö0, 20- 20 1. Ausserdem finden sich Bestimmungen 
über Herausladung i'Art. 27 >, thatlichen Angriff - Art. 28», 
Waffen tragen 'Art. 29 und :$0». Tödtung Art. 1'» und Körper- 
verletzung i Art. 31 >. Praktiziren > Art. :\:\ . FJiebruch < Art. 34). 
Verkuppeln von Kindern Art. .Ti>, Ehrverletzung Art. 84, 
8öi, Pfandvergehen .Art. 8b* ff.., Fälschung von Mass und 
Gewicht (Art. 23">» u. A. 

Die M a lefiz verbrechen werden in Art. :V> zusammen- 
gestellt : 

„Wyll dann in lnalefitzBachenn nit glyche meinugenn gehaltenn 
werdent, sonder vnderwyllen das maletitz in dz Criminal 3 ) oldt 



') Zeitschrift für schweizerisches Recht. Elfter Band lt*i4. Rechta- 
quellen S. b\ 

*) Frz. Jos. S:hiffmann, Hin Reitrag zur Altersbestimmung der Land- 
bücher von Uri. Der Gesehichtsfreund. Mittheilnngen des historischen Vereins 
der fünf Ort«- Luzern, Uri. Schwyz, Unterwaiden und Zug. Rand XXXIII, 
Eiusiedeln, New- York, Cincinnati uud St. Louis 1S7S, Nikolaus Benziger, 
S. 314. Dazu Rand XXXI X, S. 272, Auni. I. In deu von Sh<f)mann wört- 
lich initgetheilten Urkunden - die älteste ist eine Schrift Zwingiis gegen 
den Urner Landschreiber Valentin Couipar. „vom 27 tag aprilis l*i25 u — 
werden das „gesehriben Landbnch" oder be>timmte Artikel eines solchen 
angeführt. Weitere Forschungen sind aussichtsvoll. Herr Bibliothekar 
SchiffiHattn macht in einer gütijreu brieflichen Mittheilung namentlich auf 
die seither im Gesehichtsfreund Band -11 herausgegebenen „Urkunden aus 
Uri* aufmerksam. Er erachtet die Auffindung des alten Landbuches nicht 
als unmöglich. 

3 ) Ks scheint also auch in Uri das Criminal dem Mulefiz gegenüber- 
gestellt worden zu >ciu. 
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Civile gezogen, so ist erlflterung beachchen, dz die nachvolgennde 
laster vnnd Btuck alle malefitzisch ein vnnd darfür gerechnet söllendt 
werden ..." 

Auch einzelne allgemeine Bestimmungen kommen vor, 
so über Bussen (Art. TOft'j, Verjährung u. A. 

Sehr bemerkenswerth ist die Vorschrift des Art. f>8, 
„das man vff dass lanndtbuch riohtenn soll u . Die Richter 
sollen zu Anfang der Gerichtssitzung ermahnt werden, 
nach dem Landbuch zu richten. Das geschriebene 
Recht bildete also die Grundlage der Rechtsprechung. 

Von dem Landbnch erschien im Jahr 182:1 eine amt- 
liche Ausgabe, betitelt: 

Das Landbuch oder offizielle Sammlung der Gesetze, Beschlüsse und 
Verordnungen des Eidgenössischen Kantons Ury. Erster Band, 
Flüelen 182;$. 

In Art. 279 werden .alle altern, geschriebenen und ge- 
druckten Gesetze, Beschlüsse und Verordnungen, in so weit 
sie mit gegenwartigen im Widerspruch stehen oder davon 
abweichen, aufgehoben'*. 

Damit ist diese gedruckte Sammluug, aus welcher 
veraltete Vorschriften ausgemerzt worden sind, die nun 
massgebende Rechtsquelle geworden. 

Ein zweiter Band folgte 182;"). zweite AuHage 18f>{). 
Der dritte Hand tragt die Ueberschrift : Ergänzung des 
Landbuchs durch Xachtragung aller seit 182:"> bis Ende des 
Jahrs 1H41 erlassenen Gesetze, Beschlüsse und Verord- 
nungen des Kantons Ury. Altdorf 1*42. 

Die letzten drei Bande enthalten die Gesetze und Ver- 
ordnungen aus den Jahren 1842- --W4. Seither werden 
die gesetzgeberischen Erlasse im Anitsblatte veröffentlicht. 

Die Versuche, das l'rnor Strafrecht zu kodifiziren, 
scheiterten bisher. Ein erster Entwurf gelangte im Jahr 
IHM vor die Landsgemeinde. Derselbe wurde aber zu- 
nächst an den Landrath zurückgewiesen und im folgenden 
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Jahre nach „hitziger und spitziger Debatte- von der 
Landsgemeinde verworfen, was nieht zu bedauern ist, denn 
dieser hochnothpeinliche Entwurf, wie ihn Landammann 
Muheim nennt, sah nieht nur die Todesstrafe in sehr weitem 
Umfange vor, sondern er behielt auch körperliehe Strafen 
Ausstäupung, Ruthenstreiche i und beschämende Ehren- 
strafen (Ausstellung auf dem Lasterstein; bei. 

Im Jahre 18(>f> lag dem Landrathe neuerdings ein 
^Entwurf eines Kriminal-Strafgesetzes für den Kanton Uri u 
i Altdorf 1865) vor, dem das Luzerner Kriminalstrafgesetz 
als Vorbild gedient hatte. Obwohl diese Arbeit durchaus 
Beachtung verdiente, so zog sie doch der Landrath nie- 
mals in Berathung x \. 

Im Jahre 18<M) beauftragte der Landrath den Regie- 
rungsrath, neuerdings den Entwurf eines Strafgesetzbuches 
auszuarbeiten und zwar auf Grundlage desjenigen von 
18oT) s i. Die Arbeit wird jedoch einen ganz selbständigen 
Charakter tragen und sich nicht an den nun veralteten 
Entwurf anlehnen. 

Eine grössere Anzahl pol izeist ra free h 1 1 ic h er. 
insbesondere si 1 1 eu pol izei 1 ich er Bestimmungen sind 
in dem Sitten-M andat vom 2 ( J. Dezember 18f>V> zu- 
sammengestellt, dessen Ursprung bis in das Jahr löTO 
zurückreicht. Dieses Mandat wurde bis auf die neueste 
Zeit alljährlich in den Pfarrkirchen und Filialkapellen 
verlesen und wird von Mtiheim treffend als ein ergänztes 
und erläutertes Besinne der Urner Strafgesetzgebung nebst 
einer landesvätcrlichen Mahnung zu Sittsamkeit. Religio- 
sität. Friedfertigkeit, Nächstenliebe und Redlichkeit unter 
Bussandrohung charakterisirt. 

Die Strafbestimmungen gegen Unzucht enthält das 
Paternitätsgesetz vom Mai infn in jjjj 20 ff. nebst 

') Muh, im, a. a. ()., S. tl und 12. 

*) Hr. SvhiiiM. Nationalrath, in Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 
IV, S. 410. 
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dem Gesetz betreffend Abänderung des Pnternitätsgosetzes 
vom ;">. Mai 1*72. 

Der Mangel eines den gegenwärtigen Anforderungen 
entsprechenden Strafgesetzbuches wird lebhaft empfunden. 
Die früheren Bestimmungen sind wohl auf uns gekommen, 
berichtet Landannnann (i. Muheim l i. aber die meisten 
haben sieh überlebt und sind unhaltbar geworden; wir 
stellen sie thatsächlich bei Seite, ersetzen sie aber leider 
nicht. Unsere Richter, erklärt derselbe 2 *, sind in schwelen 
»Straffällen mehr denn je in der Lage, nach ihrem eigenen 
Ermessen zu handeln, ja sie können nicht einmal auf ein 
Gewohnheitsrecht sich stützen, das den Anschauungen der 
(regen wart entspräche. 

„Am übelsten steht bei derartigen Mangeln in der 
Gesetzgebung sicherlich der Bürger selbst da, der keinen 
zuverlässigen und dauernden Massstab des schlimmsten 
Unrechts besitzt, und die Würdigung der höchsten Güter 
des Menschen der Eine und Freiheit den wandel- 
baren Ansichten und dem manchmal unzulänglich aus- 
gebildeten Verständnisse einiger weniger Männer über- 
lassen muss. u Doch stellt Landammann Muheim der 
Gewissenhaftigkeit der Urner Strafrichter ein sehr gün- 
stiges Zeugniss aus. 

Immerhin hat sich das Recht der Landbücher in Uri 
in viel weiterem Umfange erhalten als in Appenzell I.-Rh. 
und Unterwaldeu nid dem Wald. Die Gerichte nehmen 
regelmässig auf Artikel des Landbuches Bezug, dagegen 
findet weder das Strafgesetzbuch von Luzeru. noch der 
Entwurf von lHo'f» ergänzende Anwendung, wie J'/'e mii in/er 
anzunehmen scheint :I : doch bezogen sich Staatsanwalt 



') Mu/wh», a. a. (>., s. in. 
? ) Muheim, u. a. 0.. S. 12. 

s ) Pfenninger. Pas Strafrecht der Schweiz. S. lor» bei (JiiHIpii iiml 
Srit»' 113. 
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und Yerthcidiger früher öfters auf den Entwurf 1 -. Auf 
dem Oerichtstisch liegt einzig das Landbnch auf. 

In Tri kommen folgende Strafen zur Anwendung: 

I i Die Todesstrafe. Sie wurde am ± Mai 1880 für 
Mord und Brandstiftung, sofern bei derselben ein Menschen- 
leben verloren ging, wieder eingeführt, kam aber bisher 
niemals zur Anwendung. 

>i Freiheitsstrafen: 

a. Zuchthaus, Dauer b" Monate bis lö Jahre. 

b. Arbeitshaus. Diese Strafe wird auf Wochen und 
auf Monate erkannt. 

c. Haft. Dauer 1 — 8 Tage. 

.Ti Geldstrafen: Russe, Strafgeld. 

4i Wirthsh aus verbot: Bei Wirthshausauftritten. 

f» L a ndes v e r weis u n g. 

ti> Ehren folgen. Mit Zuchthaus ist Entziehung des 
Aktivbürgerrechtes von Rechtes wegen verbunden, die 
Dauer bestimmt das (Jericht: mit Arbeitshausstrafe kann 
Einstellung verbunden werden. Es steht somit Art. 'JMi 
des Landbuches noch in Geltung: 

Jedes als Malefiz bestrafte Vergehen macht den Schuldigen 
ehrlos, bey andern Strafurtheilen über CriminalftÜle solle allemal 
erkennt und beygesetzt werden, ob der Bestrafte der Ehre entsetzt 
seyn solle und für wie lange, oder aber nicht. 

Doch ist Rehabilitation statthaft. 

Haft zieht keine Ehrenfolgen nach sich, dagegen wird 
ausnahmsweise auch neben (ieldbusse auf Einstellung im 
Aktivbnrgerrecht erkannt*', namentlich in wenigerschweren 
Betrugsfällen. 



') Mittheilung dos Herrn Staatsanwalt und Natioualrath Dr. Schwul. 

s ) Dr. Franz Mitheim, Das Urner Strafverfahren in Zeitschrift für 
Schweizer Strafrerht. III. Band, S. 3«7. 
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Zuchthaus und Arbeitshaus werden in der im Jahr 
1H7;"> mit einem Kostenaufwand von 70.000 Fr. erhauten, 
mit 32 Zellen ausgestatteten Strafanstalt vollstreckt, als 
Haftlokal dient die sog. Ankenwaage. 

TnerhAltliche (leldhussen werden in Arbeitshaus um- 
gewandelt, nach dem Massstab von 1 Fr. für Miinner und 
nO Rp. für Weiber, so dass z. R ein Mädchen, das wegen 
ausserehelicher Niederkunft zu :K) Fr. Busse verurtheilt 
wird und nicht bezahlen kann, zwei Monate in der Straf- 
anstalt abdienen muss 1 !. Auch die Kosten werden abver- 
dient: -Strafgeldforderungen des Staates verjähren wie 
andere Ansprüche gemäss Landbuch Art. (u) nach Ablauf 
von 10 Jahreir -\ 

Von grosser praktischer Bedeutung ist die Kinthei- 
lung der strafbaren Handlungen. Wahrend das 
Landbuch Malefiz und Frevel unterschied <Art. IVJ 
und 77). wobei auch der Ausdruck Kriminal vorkommt, 
beschloss die liier Kommission am 2\. Braehmonat 1 80:5. 
„Kriminal verbrechen von geringerer ( Jattung- wie ehemals 
an den Bezirksrath zu überweisen, infamirende Verbrechen 
aber dem Malefiz- Landrath 3 ; diese! 1 ist nun aufgehoben. 
Die Verfassung von ISSN überweist Verbrechen und 
schwere Vergehen dem Kriminalgericht, leichte 

*) Ein Entwurf zu ciuein (Jesetz betreffend den Einzug und die Um- 
wandlung von Geldbusseu liegt vor und es ist an der Annahme dieser 
Vorlage der Justizdirektion nicht zu zweifeln. Der Verurtheilte wird auf- 
gefordert, innerhalb Monatsfrist zu bezahlen. Bezahlt er nicht, so wird er 
betrieben. Der nicht beizutreibende Betrag wird nach dem Massstabe von 
3 Fr. für den Tag in Arbeitshausstrafe umgewandelt. Bei Arbeitsunfähigkeit 
oder grosser Armuth kann der Regierungsrath von Umwandlung absehen und 
die Busse erlassen. Die Bussschulduer tragen im Arbeitshaus bürgerliche Klei- 
dung und sie sollen von den Zuchthaussträflingen möglichst abgesondert werden. 

y ) Unheil des Kreisgerichte^ Uri vom *J. August lsss, bestätigt vom 
Obergericht deu 10. Januar 18Öi>. Vgl. Rechenschaftsbericht Uber die Staats- 
verwaltung und Rechtspflege des Kautons Uri in den Jahren ls88 und 18*!». 
Altdorf 1890, S. 175. Nach dem Entwurf verjähren Bussen nicht. 

") Uandbuch, II. Band, 2. Auflage. S. H. 
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Vorteilen und Polizci-Uebertretungen den Be- 
zirksgerichten. Das Kriminalgericht erkennt stets auf Frei- 
heitsstrafe und vorwiegend auf Zuchthaus, während das 
Bezirksgericht nur Arbeitshaus von höchstens einem Jahr, 
nicht Zuchthaus aussprechen darf 1 ). 

Wenn Landannnann Muheim -) bezüglich des Katalogs 
von Landbuch Art. 2")4 bemerkt: mit der Aufzählung dieser 
Verbrechen, welche allzeit schwankende Begriffe gewesen 
sein werden, gab sich unser Krhninalrecht von jeher zu- 
frieden, so gilt dies noch in höherem Masse für den gegen- 
wärtigen Rechtszustand: eine feste Abgrenzung zwischen 
schweren und leichteren Vergehen fehlt, und man wäre 
daher versucht, diejenigen Verbrechen als Kriminalver- 
brechen zu bezeichen, welche an das Kriminalgericht über- 
wiesen werden. 

Als Krinünalsachen gelten jedenfalls die in Art. 1^)4 
als Malefiz bezeichneten Handlungen, soweit sie über- 
haupt noch als strafbar angesehen werden. Art. 2.">4 be- 
stimmt nämlich: 

Als Malefiz »olle angesehen und gehalten werden: Ketzerey 
in Glaubenssachen, Unholderey, schwere Gotteslästerung, voisetz- 
lieher Mord und Todschlag, Vergehungen wider das hoheitliehe 
Ansehen, Aufruhr und aller Eingriff in Landesherrliche Hechte, 
Yerrätherey, Mordbrennen, Kinder verderben, abtreiben oder ge- 
fahrlich aussetzen, Straßenraub, Falsehmlinzen, Sodomie, Nothzwang, 
Blutschand und überhaupt alle schwere fleischliche Vergehungen, 
Diebstahl mit' erschwerenden Umständen, z. B. Einbruch, Kirchen- 
raub, ab Allmenden, Landstrassen, Kaufmannsgflter u. d. gl. — 
auch Rllckfall, Meineid und falsche Zeugnis«, falsche Kapitalbrief 
oder Brief auf Brief machen, Marksteine oder andere Marken ver- 
rücken oder verändern, Allmend oder Alpen einschlagen, schwerer 
Friedbruch oder Partheyen von wichtigern Folgen und überhaupt 
was Lebens- oder schwere Leib-Strafe zur Folge hat. 

') Anhang /um .In^tizre-rl.-mcnt vom öl. M;iry. lssi;. Art. !». 
-) Muh im a. ;i. < >.. S. 27. 
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Es ist jeder Landmann und ßeysass beym Eid schuldig solche 
ihm bekannte Falle dem Richter des Lands, oder einem Rathsglied 
anzuzeigen, vorbehalten die, so dem Thäter im Grad der Verwandt- 
schaft nach der Regel des Ausstand» zngethan sind. 

Das Kriminalgericht nimmt auch auf den Art. 254 
noch Bezug. In einer Strafsache vom 11. Januar 1887 er- 
klärte sich das Kriminalgericht als nicht zustandig. in 
Erwägung, 

dass gemäss Landbuch Art. 254 als Malefiz angesehen werden 
soll, Diebstahl mit erschwerenden Umständen, Einbruch u. 8. w. ; 

dass vorliegenden Falles mehrere mildernde r instünde in Be- 
tracht zu ziehen sind, indem 

(i. die entwendeten Gegenstände, welche mit Fr. 120 eher hoch 
als zu niedrig gewerthet sind, alle zurückerstattet sind ; 

b. die Zwyssig für ihre Dienste, welche sie dein Aufdermauer 
als Haushälterin während zirka zehn Jahren geleistet, noch 
nicht bezahlt ist, daher sich mehr einer widerrechtlichen 
Selbatbezahluug, denn einos kriminellen Diebstahl« schuldig 
gemacht ... 

Neuestens sind die Gebrüder Asciiwanden wegen Be- 
trügereien. Unredlichkeiten und Entwendungen vom Re- 
.gierungsrath entgegen dem Antrage der Justizdirektion 
.an das Kreisgericht und nicht an das Kriminalgericht 
überwiesen worden, obwohl der Betrug bedeutend war 1 !. 

Wichtig ist die Eintheilung auch bezüglich der Ver- 
jährung, welche Art. 267 regelt: 

Jeder solle ihm bekannte Fehler und Vergebungen wider Satz 
und Ordnung an Behörde anzeigen, und solle aber die Klag innert 
Jahresfrist vom Fehler an eingegeben werden, und so einer erst 
nach einem Jahr klagte, solle er in die Fnssstapfen des Beklagten 
gestellt werden. Bey Kriminal-Vergehen aber hat diese Verführung 
nicht statt. 

Wenn ein Kläger ohne Grund, falsch, oder ohne den Beweis 
machen zu können, klagt, soll er ebenfalls in die Fussatapfen des 



l ) Vgl. Dr. Franz Muheim. Das Urner Strafverfahren, S. WK um! 3fi7. 
.Stttctt, UriUKlsItfrc d«» «chwefx. Strafrecht«. M 
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Beklagten gestellt, and so behandelt werden, doch ohne seinen 
Namen offenbar zu inachen. 

Kriminalverbrechen verjähren nicht, die übrigen straf- 
baren Handlungen in einem Jahr. Dass der Kläger, welcher 
den Beweis schuldig bleibt oder der erst nach Ablauf 
oines Jahres klagt, mit der Strafe belegt wird, welche 
auf das verzeigte Verbrechen angedroht ist. wurzelt noch 
heute in der Rechtsüberzeugung des Volkes. Die Vorschritt 
wird von den Gerichten, aber keineswegs in ihrer vollen 
Strenge, angewendet 1 !. Kriminal verbrechen werden von 
Amtes wegen verfolgt, geringere Vergehen nur auf Klage 
hin. Doch darf eine einmal angehobene Klage nicht mehr 
zurückgezogen werden. 

Landbuch Art. L><>8 : 

Eine beyra Richter des Lands oder dem Hin. Seckelmeister 
förmlich eingegebene Klage mag nicht mehr zurückgenommen 
werden; sondern solle gerechtfertigt und nach Satz und Ordnung 
ftirgefahren werden. 

Dieser Artikel kommt noch gegenwartig zur Anwen- 
dung 2 . 

Es ist nicht möglich, den Umfang der Geltung des 
Landbuches im Einzelnen festzustellen und nachzuweisen. 
Es soll aber versucht werden, die Gesetzesanwendung für 
einige Ilauprfitlle zu ermitteln und die Rechtsprechung in 
Strafsachen in den Hauptziigen darzustellen. 

') Die Praxis gestaltete sich nath dem gütigen Berichte des Herrn 
Staatsanwalt und Xatioualrath Dr. Schmid in den letzten 25 Jahren folgen- 
derroassen : In geringem, blos korrektionellen f allen wurde der Kläger, 
welcher den Heweis nicht erbringen konnte, zu Bezahlung der ünter- 
»uchungtkosten, des Gerichtsgeld^s und zu einer gewöhnlich bescheiden 
bemessenen Entschädigung an die Beklagten verurtheilt, zuweilen auch zu 
einer kleinen (rHdbussc: in k r i m i n e 1 1 en Fällen zu etwas empfindlicherer 
(»eidstrafe. Kosten und Satisfaktion. Die Angaben von Dr. Franz Muhen» 
a. a. <>., s. 'M>2, bedürfen in diesem Sinne einer Berichtigung. 

*) Dr. Fnm; Muhet m a. a. 0., S. :-MJ2. 



Digitized by 



Das Stratrecbt von Uri. 



115 



Ii Verbrechen gegen Leib und Leben. 

Das Kriminalgericht verurtheilte am 17. Mai 1881 den 
Josef Imholz zu einer Zuchthausstrafe von 15 Jahren und 
zu Einstellung in Ehre auf 25 Jahre, in Erwägung, 

1) dass J. Imholz Uberwiesen und geständig ist, in der Nacht 
vom 6. April auf der Landstrasse in Schattdorf den Walker, Johann, 
des Johann, Pfisters, von ebendort, anlässlich einer Rauferei mit 
einem Messerstich in den Unterleib tödtlich verwundet zu haben : 

2) dass Johann Walker noch in derselben Nacht an dieser 
Wunde in Folge Verblutung trotz Hrztlichen Beistandes starb; 

3) dass Inkulpat noch zirka vier andere Körperverletzungen und 
auch einige unwichtige Entwendungen, worunter zwei an Märkten, 
sich zu Schulden kommen Hess; 

4) dass aber als Milderungsgrllnde fUr den lnquisit eintreten 
die Jugend, die schlechte Erziehung von Seite seiner Eltern, sowohl 
in physischer und moralischer Beziehung, dass er in angetrunkenem 
Zustande sich befand und dass von Seite des Gettidteten eine geringe 
Provokation vorlag. 

Am 8. Juni 1881 wurde Annanelli in eine Zuchthaus- 
strafe von 10 Jahren verfallt, auf 12 Jahre der Ehren 
entsetzt und zu lebenslänglicher Landesverweisung ver- 
urtheilt, sowie zu 250 Fr. Geldbusse, weil er einen Lands- 
mann auf seinem Heimwege mit Holzstöcken überfiel und 
zu Boden schlug, so dass er an den Wunden erlag. 

Ebenso wurde am 2(5. Mai 1888 Andermatt, der einen 
Andern auf Provokation hin im Zorn erstochen hatte, zu 
Zuchthaus von 10 Jahren und Ehrenentsetzung von IT» 
Jahren verurtheilt. 

Am 15. September 1885 wurde Walker, ein Jüngling 
von 19 Jahren, der Ueberschreitung der Nothwehr 
schuldig befunden und zu 1 Jahr Zuchthaus, 187 Fr. Busse 
und 5 Jahren Ehrenentsetzung verurtheilt auf Grund fol- 
gender Feststellung: 

Walker hatte einen Italiener, der ihm die Miethe 
schuldig blieb, durch einen Schlag mit einem Knüttel auf 
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den Kopf tödtlich vorletzt, er berief sich aber auf Noth- 
welir: der Italiener habe ihn. als er sich verfolgt sah. 
mit einem Knüttel angegriffen. Das (Terieht zog in Er- 
wägung. 

dass die Behauptung, Walker sei der angegriffene Theil ge- 
wesen, nur auf dessen selbsteigener Aussage beruhe: 

dass die Untersuchungsakten zwar keineswegs die Unrichtig- 
keit der Nehauptungen Walkers ergeben, jedoch die nahem Ver- 
nmständungen darauf sehliessen lassen, dass dieselben nur zum 
Theil richtig siud; 

dass vorab der Umstand, dass erwiesenermasnen Walker stärker 
war als Capponi, den Verdacht wachruft, Walker hätte sich nicht 
in der Weise vertheidigen müssen; 

dass der Angeklagte ferner unterlieft*, einer AmtsHtelle von dem 
Vorfalle Kenntnis* zu geben; 

dass das ärztliche Gutachten darauf schliessen lässt, dass der 
Schlag, von Walker an Capponi versetzt, ein starker war, während 
Walker behauptete, nur einen schwachen Streich gefuhrt zu haben, 
und somit die Unrichtigkeit letzterer Behauptung als erwiesen be- 
trachtet werden muss; 

dass jedoch, gestutzt auf die Verhörakten, nicht angenommen 
werden darf, dass Walker die Absicht hatte, den Capponi zu tödten : 

dass der bisherige gute Leumund Walkers, sowie dessen Jugend 
als Milderungsgrund zu seinen Gunsten in die Waagschale fällt. 

Das Kantonsgericht erhöhte die Strafe in Folge Ap- 
pellation auf 1 Jahr »i Monate Zuchthaus. 

Das Kreisgericht Uri verurtheilte am I.Oktober und 
15. Oktober 1888 Inningcr und Zimmermann, welch« am 
20. September, Nachmittags zirka 3 Uhr. den Knaben Joh. 
Zurtluh in Flüelen gröblich misshandelten, indem 
a. Zimmermann den Knaben mit einer Haselruthe tüchtig 
durchblaute und blutig schlug, so dass Hlutunterlaufungen 
an der rechten Seite des Halses und am rechten Schenkel, 
herrührend von Schlagen, arztlich konstatirt wurden. 
h. Irminger den Zurtluh im Büreau oder Zimmer dabei 
an den Ohren festhielt und dem Zimmermann durch 
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Festhalten des Knaben auf einein Tisch oder einer Bank 
Mithülfe leistete, in Anwendung von Landbueh Art. 201. 
4. 5 und 12, zu 30 und 10 Fr. Busse. 
Art. 261, $g 4. T> und 12, lautet : 

4. §. Wenn einer in Streithändeln oder Aufruhr sich partheyte, 
»oll er in Fällen ohne Folgen Gl. 15 gestraft werden, in wichtigem 
Fallen aber und so Sehaden erfolgte, soll ein solcher nebst Ersatz 
des Schadens noch ferner nach Massgab des Fehlers und der Folgen 
auch an Leib und Ehre bestraft werden. 

5. §. Wer mit Waffen, Stein, Glas, Ringen oder Uberhaupt mit 
bewaffneter Hand auf einen schlagen, stossen oder werfen, oder 
sonst gefährliche Streiche versetzen würde, soll nebst Abtrag alles 
Schadens Gl. 20 bestraft werden mit Beysatz, dass, wenn einer zu 
gefährlich handelte, er noch, wie oben, nach Gebühr bestraft werden 
soll. 

12. §. Wer einen Menschen, über den ihm nach den Gesetzen 
keine Gewalt zusteht, und welchen er weder als Verbrecher zu 
erkennen, noch als einen schädlichen oder gefährlichen Menschen 
mit Grund anzusehen Anlass hat, eigenmächtig verschlossen hält, 
oder auf was immer für Art an seiner persönlichen Freiheit hindert, 
oder ihn gewaltthätig zu etwas anhaltet, der soll im geringsten 
Fall Gl. 50, in schwerem Fällen aber an Ehre, Leib und Gut 
bestraft werden, und soll das allenfalls von einem solchen Erpresste 
null und ungültig seyn. 

Körperverletzungen werden gemäss dem Landhuehe 
regelmässig mit Geldbusse bestraft, sofern nicht der Tod 
des Verletzten eintritt. 

2j Vergehen gegen das Vermögen. 

Wie oben erwähnt wurde, werden nur Diebstähle mit 
erschwerenden Umständen kriminell bestraft. 

Am 27. August 1880 verurtheilte das Kriminal gericht 
mehrere Angeklagte zu 0 Monaten Zuchthaus und 2 Jahren 
Ehrenentsetzung, welche Nachts aus einem unverschlos- 
senen Keller Holz und Lebensmittel und sodann mittelst 
Einbruch Speckriemen im Werthe von 50 Fr. entwendet 
hatten. 
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Jos. Zimmermann, der seinem frühern Meister zur 
Nachtzeit mittelst Einsteigen und Einbruch eine Handtasche 
mit Fr. 238. sowie einige andere Gegenstände entwendete, 
die zurückerstattet wurden, wurde zu 1 Jahr Zuchthaus 
und 3 Jahren Ehrenentsetzung verurtheilt. 23. Mai 1885. 

Franz Zgraggen wurde zu 2 Jahren Zuchthaus und 
4 Jahren Ehrenentsetzung verurtheilt, in Betracht: 

dass Zgraggen wegen Entwendung bereits zweimal korrek- 
tionell bestraft worden ist; 

dass der Angeklagte überwiesen und geständig ist, innert zwei 
Jahren nicht weniger als 13 Diebstähle im Betrag von Fr. 200 
begangen zu haben; 

dass mehrere dieser Diebstähle vermittelst Einbruch oder zur 
Nachtzeit oder während dem Gottesdienst geschehen und sich somit 
als qualifizirte herausstellen; 

dass jedoch die verwahrloste Erziehung und der Umstand, 
dass ein Theil der gestohlenen Gegenstände theils wieder zurück- 
erstattet, theils begutet werden konnten, als Milderungsgrund au- 
gesehen werden mag. 

Weniger schwere Diebstahle werden mit Arbeitshaus, 
ausnahmsweise mit Busse bestraft. 

Betrug gilt nur in schweren Fallen als Maletiz'i. 

3) Sittlichkeitsdelikte. 

Die nicht ganz selten vorkommende widernatür- 
liche Unzucht, meist mit Kindern begangen, wird von 
dem Kriminalgerichte schwer bestraft, wie folgende TJr- 
theile zeigen: 

Urtheil vom 11. Heumouat 1888 auf 4 Jahre Zucht 
haus und 8 Jahre Ehrenentsetzung mit der Begründung: 

dass Angeklagter geständig ist, schon seit 20 — 25 Jahren mit 
verschiedenen jUngern und ältern, noch im Knabenalter stehenden 



l ) Mit Rücksicht auf die Pflicht des Bürgers, die Augeu aufzuthun. 
nach dem Sprichwort: „Dem Lappi g'hört es Käppi" oder „Lappi thu 
d'Auge uf oder der Gäldseckel". 
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und halberwachsenen Mannspersonen Unsittlichkeiten, unzüchtige 
Handlungen und eigentliche Päderastie getrieben zu haben; 

iu Berücksichtigung des vorgerückten Alters (65 Jahre), der 
Kränklichkeit und des raschen Geständnisses des Vorständers. 

(Trtheil vom 17. Juli 1886 auf 3 Jahre Zuchthaus und 
3 Jahre Ehrenentsetzung: 

1) Der Angeklagte, geb. 1858, sei geständig, drei Mädchen im 
Alter von 9 — 11 Jahren fleischlich missbraucht, ferner an vier 
weiteren Mädchen, Schülerinnen der ersten bis vierten Abtheilung 
an der Primarschule, und zwei Knaben im gleichen Alter durch 
unzüchtige Handlungen sich vergangen zu haben; 

... 4) es sei die Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten nicht 
in Zweifel zu ziehen, wenn auch dessen geistige Entwicklung nicht 
als eine vollkommen reife bezeichnet werden könnte; 

... 6) als mildernder Umstand in Betracht kommt, dass die 
Erziehung des Angeklagten im Elternhause nicht eine gute gewesen, 
derselbe noch nie bestraft worden und im Uebrigen bis anhin gut 
beleumdet war. 

Wegen „naturwidriger unzüchtiger Hand- 
lungen* erkannte das Kriminalgericht am 16. April 1886 
auf Arbeitshausstrafe von 9 Monaten und Ehrenentsetzung 
von 2 Jahren auf Grund der Feststellung : 

dass Schleiss einen 1( »jährigen Knaben im Kantonsspitale mit 
>ich auf den Abtritt nahm, um den Koth und den Urin desselben 
zu geniesaen, indem er dies als Heilmittel gegen verschiedene 
Krankheiten ansah ; 

2) dass er diese Handlungen während 10 Abenden wiederholte; 
S) dass er sich bereit« im dritten Rückfalle befindet. 

Betreffend einen Fall von Kuppelei zog das Kri- 
minalgericht am 10. Januar 1887 in Erwägung: 

es seien die Angeklagten Uberwiesen und geständig, erstere, 
dass sie im Hause resp. Wohnung ihres Mannes in BUrglen eine 
eigentliche Dirnenwirthschaft eingeführt, verbunden mit Saufgelagen, 
und hierdurch verschiedenen Weibs- und Mannspersonen Gelegenheit 
zur Unzucht und Unsittlichkeiten verschafft, dass sie selber wieder- 
holt von fremden Mannspersonen sich habe missbrauchen lassen, 
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alles dies unter den Augen ihres eigenen erst 5 — 6jährigen Kinde» 
— die Fedier, dass sie die Unsittlichkeiten in PUnteners Wohnung 
ziemlich alle mitgemacht, wiederholt verschiedenen Mannspersonen 
zur Unzucht und Unsittlichkeiten sich hingegeben und als feile 
Dirne sich aufgeführt habe; 

dass beide Angeklagte sehr schlecht beleumdet und Frau 
PUntener ausserdem ihren Ehemann mit bewaffneter Hand auf den 
Kopf blutig geschlagen habe. 

Urtheil: Frau Püntener zwei und ein halbes Jahr 
Zuchthaus, 5 Jahre Ehrenentsetzung, 57 Fr. Geldbusse; die 
Fedier 10 Monate Zuchthaus. Fr. 52. 50 Oeldbusse und 
2 Jahre Ehrenentsetzung. 

A usse r e h e 1 i c Ii e r B e i s c h 1 a f, E h e b r u c h , Ver- 
heimlichung der Niederkunft werden nach Titel -III des 
Paternitiltsgesetzes von 1857 bestraft. Wichtig sind nament- 
lich folgende Paragraphen: 

§ 20. 

«. Wenn eine ledige Mannsperson und eine ledige Weibsperson 
sich in Unzucht vergehen; so soll jeder Theil durch das 
Bezirksgericht, vor welchem sie sich persönlich zu stellen 
haben, im ersten und einfachen Fall, um Fr. 30 nebst einem 
Zuspruch durch das Präsidium bestraft werden. Ueberdies» 
kann das Gericht die Fchlbaren auf eine bestimmte Zeit in 
ihre Gemeinde eingrenzen, welche Strafe bei Nichtkantons- 
btlrgem in Landesverweisung umzuwandeln ist. 

b. Im Wiederholungsfall, oder wenn die Weibsperson durch den 
Umgang mit verschiedenen Mannspersonen und die vorhandener» 
Umstände, nach der Ansicht des Gerichts, sich als eine lieder- 
liche Dirne qualifizirt, wird die obige Geldstrafe verdoppelt 
und Überdies« mit viertägiger Gefangenschaft verbunden; im 
Übrigen tritt auch noch die Straf bestiramung der Gemeinde- 
cingrenzung, oder Landesverweisung, wie bei Litt, a gemeldet 
ist, ein. 

c. Im dritten Falle der Hurerei, sowie bei erschwerenden Um- 
ständen wie Verfuhrung, Betrug, absichtlicher Berauschung, 
Unzucht mit Minderjährigen, wenn dieselbe nicht zur eigent- 
lichen Schändung sich qualifizirt, soll die betreffende Person 
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mit Fr. 120—200, nebet zwei- bis achtwöchentlicher Ge- 
fangenschaft oder Zuchtbaustrafe belegt, und von 1 bis 4 
Jahr im Aktivbürgerrecht eingestellt werden, während welcher 
Zeit in der Regel Eingrenzung in die Gemeinde und bei 
Nichtkantonsbürgern Landesverweisung zu verhängen ist. 
d. Das vierte und weitere Unzuchtvergehen soll als kriminell 
betrachtet und bestraft werden, doch mag das Gericht, sofern 
weitere ErschwerungsgrUnde dabei nicht vorkommen, die Fehl- 
baren mit einer Geldbusse von Fr. 200 bis 400 und ein- 
bis zweimonatlicher Gefangenschaft, nebst vier- bis achtjähriger 
Einstellung im Aktivbllrgerrecht bestrafen, sonst aber hat 
angemessene Zuchthansstrafe oder körperliche Züchtigung ein- 
zutreten, womit obige Strafarten nach Umstunden verbunden 
werden mögen. 

Wenn bei einem Fehltritte Eheversprechen stattgefunden haben 
und es gehörig bewiesen wird, soll der fehlbare Theil zur Erfüllung 
seines Versprechens, wenn nicht gesetzliche Hindernisse vorhanden 
sind, angehalten, oder desswegen Fr. 100 bestraft werden, wovon 
der betreffenden Pereon die Hälfte zukommen soll. 

S 21. 

Der Ehebruch zwischen einer verehelichten und ledigen Person 
ist, wenn keine erschwerende Umstände dabei vorkommen, an jedem 
Theil nach § 20, Litt, o, wie das zweite Unzuchtvergehen, zu 
bestrafen; der Ehebruch zwischen zwei verehelichten Personen ebenso, 
ausser dass die Geldbusse auf Fr. 100 festzusetzen ist. 

Der zweite Ehebruch, sowie Ehebruch mit erschwerenden Um- 
ständen, ist, wie der zweite Rückfall in das Unzuchtvergehen, laut 
§ 20, Litt, c, zu bestrafen. 

Der dritte Ehebruch u. s. w. soll als Kriminalfall gehalten 
und als solcher strenge bestraft werden. 

Kinderabtreiben, Nothzucht, Schändung, Blutschande, Bigamie 
(Doppelehe) und andere schändliche Verbrechen sind laut Gesetz 
Malefiz und sollen als solche an Thäter und Mithelfer bestraft 
werden. 

Da in diesen Fällen genügsame Beweise oft mangeln; so wird 
der Richter auf die Umstände und mehr oder minder begründete 
Anzeigen und Vermuthungen Rllcksieht nehmen und nach selben 
gehörig zu verfahren wissen. 
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§ 22. 

Wenn einer mit seiner Mündel, Magd oder Untergebenen sich 
verfehlte, soll die auf den Fall gesetzte Strafe dem Fehlbaren 
doppelt auferlegt, die Person aber auf die erste Anzeige aus dem 
Hause entfernt und ihr der Eintritt nie mehr gestattet werden. 

Ebenso sind jene mit der doppelten auf den Fall gesetzten 
ßusse zu bestrafen, welche entgegen dem bestehenden Ehegesetz 
nach, durch betreffende Behörde, verweigerter Verehelichung sich 
miteinander Heischlich verfehlen. 

Sehr lehrreich ist eine Entscheidung des Kriminal- 
gerichtes vom 13. Juli 1885, welche eine Verbindung von 
Unzucht und Meineid zum Gegenstände hat. 

Aus den Untersuchungsakten ergab sich: 

a. dass der verheirathete Jakob Bissig mit der Josefa Gnos 
ein uneheliches Kind erzeugte; 

b. dass Beklagter laut eigenem Geständniss die Josefa Gnos 
öfters aufforderte und bestimmte, ihn als Vater des Kindes nicht 
anzugeben, sondern zu verschweigen ; 

c. dass derselbe wohl wissen musste, dass eine Person bei 
der unehelichen Niederkunft beeidigt werde; 

J. dass folgerichtig aus der Verschweigung des Thäters Bissig 
Seitens der Josefa Gnos der von ihr geleistete Eid sich zum Meineid 
gestaltete ; 

r. dass Josefa Gnos im Präliminarverhör als Verursacher ihrer 
ausserehelichen Schwangerschaft einen unbekannten Schirmhändler 
angab und auch im Gerichtsverhör denselben eidlich als Vater be- 
stätigte ; 

f. dass dieselbe dann später vor dem Bezirksgerichte und in 
den nachher mit ihr vorgenommenen Verhören diese Aussage wider- 
rief und als unwahr darstellte, indem sie den Jakob Bissig als 
richtigen Vater des Kindes angab; 

g. dass fUr die Josefa Gnos als Milderungsgrund namentlich 
ihre schlechte Erziehung und Bildung in Betracht gezogen wird. 

Das Kriminalgericht hat gefunden: 

Jakob Bissig habe sich des Ehebruches und der Verleitung 
zum Meineid schuldig gemacht; 

Josefa Gnos sei des Vergehens des Ehebruches und des fal- 
schen Eides schuldig, 
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uud demnach in Anwendung von Landbuch Art. 254 und 
S 20, lit. b, und $ 22 des Paternitätsgesetzes erkannt und 
geurtheilt : 

I. 1) Jakob Bissig habe eine Zuchthausstrafe von 9 Monaten 
zu erstehen unter Abrechnung der ausgestandenen Haft; 

•J) er habe eine Geldbusse von Fr. 120 zu bezahlen, nebst 
Fr. 69. 50 an die Untersuchungs- und Atzungskosten; 

3) derselbe sei auf 5 Jahre der Ehren entsetzt. 

II. 1) Josefa Gnos erhalte eine Zuchthausstrafe von 15 Mo- 
naten unter Abrechnung der ausgestandenen Haft; 

*> dieselbe habe eine Geldbusse von Fr. 60 zu bezahlen, nebst 
Fr. 69. 50 Untersuchungs- und Atzungskosten; 

3 dieselbe sei auf 7 Jahre der Ehren entsetzt. 

Das in Erwägung e berührte Präliniinarverhör und 
(rcnicssverhör wird im Paternitätsgcsetz vorgesehen. Der 
Bezirksgeriehtsprasident vernimmt die Schwangere über 
die Vaterschaft und über Zeit und Umstünde der Schwan- 
gerung ein i$ Ii. §3 bestimmt sodann: 

In jedem Fall soll das bisher Übliche Verhör während den 
Gehurtsschmerzen, oder so dies nicht möglich, so bald möglich 
darnach, unter Eidesverbindlichkeit, vor sich gehen und die Person 
nicht nur um den Vater des Kindes, sondern auch Uber allfällige 
dabei stattgehabte Eheversprcehen, oder andere erschwerende Um- 
stände befragt werden. 

4 t K h r \ e r I e t z u n g. 

lieber Ehrverletzung bestimmt Landbuch Art. 201, 10: 

Wer wider einen andern Scheltworte ausstösst, oder ihn 
auf immer eine Art bey Ehren angreift, soll Gl. 10 Buss dem 
Land verfallen seyn, und so es bey öffentlichen Versammlungen 
oder sonst mit Übertriebener Ungebühr geschieht, soll er noch 
ferner nach Massgab bestraft werden, und so er seiner Worte 
beharret, und es nicht erweisen kann, soll er nach Erkanntnisw 
eines Gerichts dem Beleidigten die Ehre erstatten. 

Auch sollen solche Fülle U. G. Hrn. angezeigt werden laut 
Art. 62. 
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Amtesehrbolcidigung wird durch amtliche Straf klage 1 ! 
verfolgt, gewöhnliche Fhrverletzung durch Zivilklage. 

Amtsehrvorletzungcn werden ungemein mild bestraft. 
So wurde ein Harber, der die Regierung als Schelmon- 
regierung bezeichnete, unter Verwahrung der Khre des 
Rathes ohne Strafe entlassen. Zwei Frauenspersonen, die 
den Ptlegrath ßürglen eine Mördorregierung genannt hatten, 
wurden mit einer Busse von 10 Fr. belegt. 

Gewöhnliche Ehrverletzungen werden eher strenger 
bestraft, und es wird der Ehrvei letzer verurtheilt. «durch 
tTnterschreibung einer Abrede die Scheltung vor versam- 
meltem Gericht zu widerrufen". I rtheil des Kreisgerichtes 
Tri vom 2. April 188<>. 

Bei Drohungen findet noch gegenwärtig Landbueh 
Art. 261. £ 11. Anwendung: 

Wenn einer einen andern bedroht, ihm an Leib, Leben, 
Habe und Gut, auf was immer für eine Art, zu schaden, so soll 
er in Gl. 10 Straf zu Händen des Landseckels verfällt werden, und 
so der Bedrohte dem Richter des Lands oder einem w. w. Rath 
es anzeigt und Sicherheit fordert, «oll der Bedroher vorgerufen und 
angehalten werden, dem Richter des Lands anzuloben, dem andern 
auf keine Art einiges Leid zuzufügen; so er dann aber auf diese 
Anlobung hin den andern beschädigen oder ihm Leids zufügen 
würde, soll er als Meyncidig angesehen und dafür bestraft werden. 

So erkannte das Kantonsgericht am 2b. VVintermonat 
1884 in der Polizeistrafsache des Franz Zurfluh, Sohn. 
Platti. Attinghausen, betreffend lebensgefahrliche Drohun- 
gen i gegen Uathsherrn Karl Furier und Herrn Pfarrer . 
in Abänderung des erstinstanzlichen rrtheils: 



') Vgl. Rechenschaftsbericht S. 17f>: Ein beeidigter Amtsmann (Land- 
jäger), welcher bei Ausübung amtlicher Verrichtungen oder mit Beziehung 
auf eine Amtshandlung gescholten wird, ist berechtigt, statt deu gewöhn- 
lichen Injuricnnrozess anzuheben, eine amtliche Strafklage auf Amts - 
ohrverletzung zu stellen. Urtheile des Obergerichts vom 14. April und 
23. Oktober 18ö9. Einer solchen Anzeige kommt volle Beweiskraft zu. ein 
Oegenbeweis orfordert "> Zeugen. 



Digitized by Google 



Das Stnttrecht von l'ri. 



es sei Fr. Zurfluh gemäss Landbuch Art. 261, § 11, %m einer 
Geldstrafe von Fr. 17. 50 und in ein Urtelgeld von Fr. 10 ver- 
fällt und habe derselbe beim Tit. Landammamiamt das Gelöbnis 
abzulegen, dass er seinen Drohungen keine Folge geben werde. 

Ein Verbal des Landaniinanns (S. Muheint vom 18. Ja- 
nuar 188') besagt: 

Franz Zurfluh, Sohn, Platti, Attinghausen, wurde beute vor- 
gerufen und wurde ihm das Versprechen nach erfolgter Verlesung 
und Erläuterung des Art. 261, 11, abgenommen. 

Dies«* Fri edeusn ugcl oh ti ng kommt nur in ganz 
schweren Fallen fortgesetzter Drohung zur Anwendung, 
gewöhn lieh begnügt sich der Lnudammaun. der Richter 
des Landes, wie er noch heute heisst. mit einer väterlichen 
Krmahnuug. Die Bürger sind pHichtig. dem Rufe des Land- 
aniinanns zu folgen, und diese Stell«» wird noch allgemein 
so geachtet, dass ihre Malmuiigcii in der Regel auf guten 
Boden fallen. 

Der Bruch des Fried«'nsgelöbniss«'s wird mit der Straf«* 
«tes Meineides bedroht 1 !. Doch würde Inuite kein Richter 
diesen strengen Buchstaben d«'s <;«'s« i tz«*s zur Ausführung 
bringen * >. 

Leber den gebotenen Frie«len berichtet Land- 
ammann (1. Muheini: -Das Friedenbieten war bis vor Kur- 
zem noch stark in rebung, jetzt kommt es ab. Bei aus- 
gebrochenem Streite bediente sich der erste beste Zuschauer 
der Formel : Ich biete Luch «1<mi Frieden ! Lin Bruch dieses 
Friedens müsste jetzt noch bestraft werden, da Art. 201. 
S 2. 11. Sittenmandat Art. 11 zweifellos in Kraft bestellt. 
Die Leute hörten übrigens auf d«»n Ruf und würden es 

') Mit Rücksicht auf diese schwere Osetsesfolge lehnte ein Lund- 
.uainaua es ah, eine von dem Siehneigerichte verfugte Friedensangelobung 
entgegenzunehmen, und der Regieruiigsrath billigte diese Weigerung. Mit- 
theilung des Herrn Staatsanwalt Dr. Svhmtd. 

*) Landammann G. Muhen» n. a. 0., S. 2«». sowie giltige briefliche Mit- 
theilung desselben. 
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jetzt noch thun, denn die Forniel ist populär geblieben.-* 
Nationalrath Dr. Schmid betrachtet das Friedenbieten als 
obsolet, sehliesst aber die Möglichkeit eines Friedens- 
gebotes nicht ganz aus, indem er annimmt, n dass die 
Nichtbeachtung des Friedensgebotes als ein Erschwerungs- 
grund bei vorkommenden Thätliehkeiten vom Richter 
würde angesehen werden." Zweifelhaft ist daher nur, ob 
das Institut heute schon vollständig untergegangen 
ist oder ob sich noch schwache Spuren desselben nach- 
weisen lassen. 

.So darf Uri als der Kanton bezeichnet werden, in dem 
im Wesentlichen dieselbe Rechtsquelle wie vor drei Jahr- 
hunderten in Geltung und Anwendung steht, freilich nur 
in Bruchstücken. 

Das Urner Landbuch ist einer mittelalterlichen Burg 
vergleichbar, welche noch einige bewohnbare Gelasse ent- 
halt, aber dem ganzlichen Verfall entgegengeht, Es sind 
nicht nur einzelne Vorschriften durch Bundesrecht auf- 
gehoben worden oder in Folge Nichtanwendung in Vergessen- 
heit gerathen ; die H e e h t s g e d a n k e n , die den Inhalt 
seiner Quellen bildeten, gehören einer vergangenen 
Zeit an. Doch verdient die Rechtsprechung der Urner 
Strafgerichte mit Rücksicht auf den ungemein schwierigen 
und unsicheren Gesetzeszustand hohe Anerkennung; es Ist 
aber ihr Wunsch begreiflich, es möchte an Stelle von alten 
Gesetzesfragmenten ein den Anforderungen der Gegenwart 
entsprechendes Strafgesetzbuch treten 

') Vgl. Rechenschaftsbericht über die Staatsverwaltung und Rechts- 
pflege des Kantons Uri in den Jahren 1888 und 1889, S. 156, in ihrer Art 
«•ine musterhafte Arbeit. Herr Landamniann G. Mtiheim, Justizdirektor des 
Kantons Uri, strebt daher mit allem Nachdruck den Erlass eines kanto- 
nalen Strafgesetzbuches an; sein Entwurf wird voraussichtlich im Jahr 1892 
in Berathung gezogen werden. 
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I. Kapitel. 
Die Form der Quellen. 



§ 1. Der Grundsatz „nulla poBna sine lege". 

Systematische Zusammenstellung S. t—H. 

* 

Literatur. Guggenheim, Der Grundsatz „nulla poena sine lege" im aargaui- 
schen Strafrecht, in Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, I, S. 306 ff. 

Um die An wendung von Gewohnheitsrecht gänzlich 
auszuschliessen und dem richterlichen Ermessen bestimmte 
(Frenzen zu ziehen, stellte die neuere Gesetzgebung den 
Grundsatz „nulla poena sine lege u auf, d. h. der Richter 
darf nur auf Grund eines geschriebenen Gesetzes Strafe 
aussprechen, und es steht ihm nicht zu, die_strafreehtlieheu 
Thatbestände durch Analogie zu vervielfältigen. Dieser 
Satz findet sich~in dem Gesetz über die Bundesstrafrechts- 
pflege Art. 1 und in den Strafgesetzbüchern von Thurgau 
§ 1, Waadt Art. 1, Neuenbürg Art. 3, nun Art. 2, Aargau 
§ 34, Z.P.G. § 2, Wallis Art. X Schaff hausen $ 1, Obwaldcn 
Art. 1, Bern Art. 2, Freiburg Art. 1, 454, Zürich § 1, Basel 
§ 1, Polizeistrafgesetz $ 1, Zug $ 1, Solothurn ^ 1 und :i. 
St. Gallen Art. 3, sowie in den Strafprozessordnungen von 

8t00M», Grundzfl&e <le« »chweiz. Strafrechts. f 
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7 essin Art. 1 ? Genf Art. 1 *). Manche Gesetzgebungen fassen 
jedoch das Verbot der Analogie scharfer; insbesondere 
verbieten Waadt Art. 4, Neuenburg Art. 4, nun Art. 3, Wal- 
lis Art. 6, Freiburg Art. 8, Aargau § 34 dein Richter aus- 
drücklich, „die gesetzlich bestimmte Strafe zu verschärfen, 
zu mildern oder abzuändern". 

Solothurn § 3 schliesst dagegen nur die analoge An- 
wendung der speziellen Straf bestimmungen auf nicht aus- 
drücklich benannte Fülle aus, lässt also damit die Analogie 
in Bezug auf allgemeine Bestimmungen und hinsichtlich 
von strafmildernden Umstanden zu, was der Natur der 
Sache entspricht. 

Zu vielen Schwierigkeiten und Anständen gibt die Ge- 
setzgebung von Aargau Anlass, indem das Zuchtpolizei- 
gesetz in § 1 lediglich Ehrverletzungen, körperliche Angriffe 
auf Personen. Verletzungen des öffentlichen und Privat- 
eigenthums, Beschädigungen durch Missbrauch des Ver- 
trauens und Vergehen gegen die öffentliche Ruhe, Ord- 
nung, Sicherheit und Sittlichkeit, ohne nähere Bezeichnung 
eines Thatbestandes. mit Zuchtpolizeistrafe bedroht, „so- 
fern sie nicht ihrer Natur oder den sie begleitenden Um- 
ständen nach der kriminellen Bestrafung unterliegen 14 . 
Da die aargauische Verfassung in Art. 19, I. den Satz 



l ) Für Schvyz ergibt sich, wie das Bundesgericht in dem Unheil vom 
7. Mai 18dl in Sachen Wiser (A. S., Bd. VII, S. 298) ausfahrte, angesichts 
der Lage der Strafgesetzgebung von seihst, dass in diesem Kanton der 
Grundsatz „nulluni crimen sine lege" nicht Geltung haben kann, denn der 
Kauton Schwyz besitzt ein Polizeistrafgesetzbuch bis zur Stunde nicht, und 
das Kriminalstrafgesrtzbuch vom 31. Januar 1865) bezieht sich in keiner 
Weise auf I'olizeivergeheu, während doch als selbstverständlich erscheint, 
dass auch im Kanton Schwyz I'olizeivergehen nicht straflos sein können 
und dass das Krimiualstrafgesetzbuch, welches (vgl. Art, 69 fl.) beispielsweise 
einfachen Diebstahl, Unterschlagung und Betrug uur dann mit (krimineller) 
Strafe bedroht, wenn es sich um einen Werth von (Iber 100 Fr. handelt, 
den Bereich des strafhareu Unrechts keineswegs erschöpft und erschöpfen 
will. 

*) Ebenso Frtibnrg Verfassung Art. 7, Waadt Art. 4. 
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enthält: .Niemand soll anders als in den durch das Ge- 
setz bezeichneten Fällen und in der durch dasselbe vor- 
geschriebenen Form gerichtlich verfolgt oder verhaftet 
werden**, so kam das Bundesgericht wiederholt in den 
Fall, sich als Staatsgerichtshof über den Umfang und die 
Bedeutung des verfassungsmässig gewährleisteten Grund- 
satzes auszusprechen. 

Der Satz gilt nicht nur für das Gebiet des kriminellen 
Unrechtes, sondern insbesondere auch für das Gebiet des 
Polizeistrafrechres 1 1. 

Eine Verpflichtung des Gesetzgebers, die Thatbestünde 
der strafbaren Handlungen nach ihren einzelnen Merk- 
malen im Gesetze genau zu bestimmen, leitet das Bundes- 
gericht aus der Vorschrift nicht ab. vielmehr stehe es 
dem Gesetzgeber trotz dieser Yerfassungs Vorschrift frei, 
die Thatbestaunde «nur in allgemeinen Umrissen 
durch blosse Bezeichnung der Delikte mit einem 
technischen Namen u. s.w. zu fixiren*i-, .von einer 
genauen gesetzgeberischen Definition abzusehen und die 
Thal bestünde einfach durch den technischen Namen der 
Delikte oder durch allgemein gefasste Verbrechensbcgrifle 
zu umschreiben- a i, und sich sogar mit .Aufstellung 



') Mit Recht betont das Bundesgericht iu Sachen Peemüller (Urtheil 
vom 2. Mai 1890, A. S., Bd. XVI, S. 312, und Zeitschrift für Schweizer 
Strafrecht, H. Jahrgang, S. 45(i), der (iruudsatz „nulla pama sine lege" sei 
gerade auf dem Gebiete des Polizeistrafrechts iu besonderem Masse ein 
Postulat der Gerechtigkeit und der bürgerlichen Freiheit ; „handelt es sich 
doch bei polizeilichen Geboten und Verboten häutig um Handlungen oder 
Unterlassungen, deren UnStatthaftigkeit keineswegs für Jedermann von vorn- 
herein am Tage Hegt, und liegt demnach gerade hier besondere Veranlas- 
sung vor, zu postuliren, dass die polizeilichen Strafandrohungen in der be- 
stimmten Form des geschriebenen Gesetzes aufgestellt und damit den Bürgern 
erkennbar gemacht werden". 

*) Urtheil des Bundesgerichts vom Hu. Marz 188H in Sachen Börner. 
A. S., Bd. IX, S. 71. 

:; ) Urtheil des Bundesgerichts vom H. Mai 1889 in Sachen Kuhn und 
Hübscher. A. S., Bd. XV, S .215. 
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allgemeiner Vcrbrechenskategorien u zu begnügen 1 ). 
Dabei gibt das Bundesgericht zu, dass die Bestimmungen 
des Zuchtpolizeigesetzes dem richterlichen Ermessen einen 
weiten, vom legislativ-politischen Standpunkt wohl schwer- 
lich zu billigenden Spielraum gewahren. 

Demnach wird der Vebrechenskatalog des aargaui- 
schen Zuchtpolizeigesetzes an sich nicht als verfassungs- 
widrig angesehen, dagegen behielt sich das Bundesgericht 
die Prüfung vor, ob eine Verletzung des Grundsatzes nicht 
dadurch begangen werde, dass Thatbestände unter das Ge- 
setz subsumirt werden, „welche darunter überhaupt, auch 
bei weitestgehender Auslegung, gar nicht subsumirt werden 
können", indem dadurch eine verfassungswidrige Erwei- 
terung des Gebietes des strafbaren Unrechtes durch rich- 
terliches Urtheil geschaffen würde*). Mit Recht erblickte 
das Bundesgericht beispielsweise in der Subsumtion des 
Wuchers unter das Vergehen gegen die öffentliche Ord- 
nimg einen Verstoss gegen den Satz „nulla poena sine 
lege*, indem bei dem Wucher jede Beziehung zur öffent- 
lichen Ordnung im Staat fehlt, sofern dem Begriffe öffent- 
liche Ordnung noch eitie feste strafrechtliche Bedeutung 
zukommen soll 3 >. Ebenso wurde die Schmähung des aar- 



') Urtheil des Bundesgerichts vom 24. Januar 1890 in Sachen Werder 
und Genossen. A. S., Bd. XVI, S. 84. 

») Das zitirte Urtheil in Sachen Kuhn und Hübscher. 

■) Urtheil des Bundesgerichts vom 3. Mai 1889 in Sachen Kuhn und 
Hübscher (A. S., Bd. XV, S. 21(>). wo ausgeführt wird: „Der Begriff der 
öffentlichen Ordnung' ist unzweifelhaft ein sehr allgemeiner und verschie- 
dener, engerer und weiterer Auffassung fähiger. Allein auch bei der weitest 
denkbaren Auffassung dieses Begriffen kann unu doch gewiss als Delikte 
,gegen die öffentliche Ordnung' nicht solche Handlungen bezeichnen, welche 
weder die Störung der Ruhe und Ordnung im Staate bezwecken oder zur 
Folge haben, noch die regelmässige Wirksamkeit staatlicher Einrichtungen 
(wie der Rechtsprechung u. s. w.) beeinträchtigen. Irgend eine Beziehung 
zur Ruhe und Ordnung im Staate, oder doch mindestens zum normalen Wir- 
ken staatlicher Hinrichtungen mnss »loch eine Haudlung gewiss besitzen, 
damit sie als Vergehen gegen die öffentliche Ordnuug bezeichnet und bestraft 
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gauischen Staates und seiner Einrichtungen nicht als ein 
Vergehen gegen die öffentliche Ordnung anerkannt Da- 
gegen erachtete es das Hundesgerieht nicht als von vorn- 
herein ausgeschlossen, dass die fahrlässige Eidesleistung 
unter die Strafandrohung des i? 1 des aargauischen Zucht- 
polizeigesetzes falle und als Vergehen gegen die öffentliche 
„Ordnung* oder gegen die öffentliche .Sicherheit" aufge- . 
fasst werde 2 ). Auch ein höhnisches Verhalten gegen Polizei- 
soldaten wurde als mögliches Delikt gegen die öffentliche 
Ordnung anerkannt 3 i. 

Steht das aargauische Zuchtpolizeigesetz aber wirklich 
im Einklang mit dem Vorfassungsgrundsatze .nulla jxena 
sine lege" ? Zwar ist zuzugeben, dass die Ausdrücke .Ehr- 
verietzung*, .körperliche Angriffe auf Personen-, „Beschä- 
digungen durch Missbrauch des Vertrauens* eine gewisse 
Abgrenzung des strafbaren Unrechtes zulassen, namentlich 
wenn auf die Systematik des aargauischen Kriminalstraf- 
gesetzes Rücksicht genommen wird. Weh'he Thatbestände 
fallen aber unter die Bezeichnung .Verletzungen des öffent- 
lichen und Privateigenthums" und welche Handlungen 
sind als Vergehen gegen die öffentliche Ruhe, Ordnung, 

werden könne. Handlungen, denen es an dieser Beziehung durchaus mangelt, 
dürfen, soll nicht über das Oesetz hinausgegangen werden, nicht als Ver- 
gehen gegen die öffentliche Ordnung bestraft werden, sollten sie sittlich 
auch noch so verwerflich sein. Hienaeh kann aber der Wucher gewiss nicht 
*als Delikt gegen die «öffentliche Ordnung* bezeichnet werden; mag man 
nun denselben theoretisch als Delikt gegen das Vermögen oder als Ver- 
brechen gegen die Gesellschaft', die Gesetze des Verkehrslebens oder wie 
immer bezeichnen, ein Vergehen gegen die »öffentliche Ordnung 1 ist er, bei 
Zugrundelegung einer strafrechtlich noch irgend zulassigen und brauchbaren 
Bedeutung letzteren Begriffes, nicht." 

') Unheil des Bundesgerichts vom 30. Marz 1883 in Sachen Körner. 
A. S., Bd. IX, 8. 73. 

*) Urtheil des Bundesgerichts vom 2«. Oktober 18*1 in Sachen Snter 
und Sticrli. A. S., Bd. VII, S. 7ö3. 

3 ) Urtheil des Bundesgerichts vom 21. Januar ItttH» in Sachen Werder 
und Genossen. A. S., Bd. XVI, S. 85. Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 
3. Jahrgang, S. 80, mit einer Bemerkung der Redaktion. 
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Sicherheit und Sittlichkeit aufzufassen ? Xur dann, wenn 
der aargauische Strafrichter diese Fragen auf Grund des 
Gesetzes bestimmt zu beantworten vermöchte, wäre dem 
Satz „nulla p<ena sine lege" Genüge geschehen: denn der- 
selbe bezweckt ja. die richterliche Willkür auszuschliessen. 
Die Praxis des Bundesgerichtes lehrt aber, dass die Auffas- 
■ sungen darüber, was nach dem Zuchtpolizeigesetze straf- 
bar ist. weit auseinander gehen 1 , und es ist dies auch 
sehr begreiflich: denn die genannten Bezeichnungen be- 
ziehen sich überhaupt nicht auf einzelne strafbare Hand- 
lungen und De 1 i k tst h u t best a n de, sondern auf De- 
liktsgruppen, deren Umfang und Inhalt sich nicht 
genau abgrenzen lassen und die auch in der Wissenschaft 
bestritten sind. Im Gegensätze zu der Auflassung des 
Bundesgerichts ist die r Aufstellung allgemeiner Ver 
breehonskategorien" mit dem Grundsatze „nulla pama sine 
lege" nicht als vereinbar zu erachten 2 '. 

Die fahrlässige Begehung einer strafbaren Hand- 
lung wird von den schweizerischen Strafgesetzen regel- 
mässig nur dann bestraft, wenn die fahrlässige Begehung 
ausdrücklich mit Strafe bedroht ist. Dem entgegen bestimmt 
Obwalden in seinem Polizeistrafgesetze Art. 15: „Tin die 
Fahrlässigkeit korrektioneil zu strafen, braucht dies nicht 
ein besonderes Strafgesetz auszusprechen.* 

Einige Gesetze bestimmen genau, welche Erfordernisse 
die gesetzliche Vorschrift haben müsse. So hebt Bern Art. 2 
das Erfordernis* eines verfassungsmässigen Gesetzes her- 
vor. Solothurn § 1 den Erlass durch eine kompetente Be- 
hörde und öffentliche Bekanntmachung. Baselstadt fordert 
in dem Polizeistrafgesetz £ 1 eine gültig erlassene Ver- 
ordnung oder polizeiliche Vorschrift. Dabei mag daran 

M Ueber die aarg.tnisdte Praxis vergleiche die interessanten Mitthei- 
huigeo von Gmjgetthrnn n. a. O., S. 310. 

T ) Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 3. .lahrgang, S. 87 und 88, 
Bemerkung der Redaktion. 
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erinnert werden, dass zufolge der Bundesverfassung Artikel 
113 a. E. die von der Bundesversammlung erlassenen Ge- 
setze und allgemein verbindlichen Beschlüsse, sowie die 
von ihr genehmigten Staatsvertrage für das Bundesgericht, 
also auch für die kantonalen Gerichte massgebend sind. 

Die Bedeutung des Satzes „nulla pama sine lege** als 
Verbot der Rückwirkung eines Gesetzes ist an anderer 
Stelle zu erörtern. 

$ 2. Die Gesetzesausgaben. 

Systematische Zusammenstellung : Uebereicht über die schweizerischen Straf- 
gesetzbücher und die Erlasse, welche dieselben abändern oder ergänzen, 
S. XXI ff. 

Dem Satze „nulla p«ena sine lege" konnte durch eine 
Vielheit von Gesetzesbestimmungen Genüge geleistet wer- 
den, welche äusserlich in keinem engern Zusammenhange 
stehen und die zu verschiedener Zeit und in verschiedener 
Form erlassen werden. Allein damit würde dem Zwecke 
der Gesetzesvorschrift nicht Genüge geleistet; denn die 
Willkür des Richters kann wirksam nur dann verhindert 
werden, wenn er selbst den Gesetzesinhalt jederzeit zu 
erkennen vermag und es dem Bürger, insbesondere den 
im Strafprozesse mitwirkenden Personen, wie dem Richter 
möglich ist, die Gesetzesbestimmung ohne Mühe aufzu- 
schlagen. Das tiesetz muss also in eine Quelle zusammen- 
gefasst sein, aus der das Recht unmittelbar geschöpft 
werden kann. Eine solche Quelle bildet ein in klarer 
Sprache geschriebenes, übersichtlich angeordnetes einheit- 
liches Strafgesetzbuch, welches so vervielfältigt wird, dass 
seine Benutzung für jeden Bürger jederzeit nicht nur 
rechtlich, sondern auch thatsächlieh möglich ist. 

Es ist aber auch erforderlich, dass Abänderungen und 
Zusätze im Gesetze selbst Aufnahme finden. 
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Diesen Anforderungen entsprechen nur die Strafgesetz- 
bücher von Solothum 188f> und Neuenburg 1891 in jeder 
Hinsicht. Musterhaft war namentlich auch die zweite 
Ausgabe des Neuenburger Strafgesetzbuches von 1855/1862, 
welche im Jahr 1883 erschien, indem dieselbe bei jedem 
Artikel die Abänderungen und Zusätze wörtlich mittheilte 
und ausserdem den Text der ergänzenden und abändern- 
den Erlasse zusammenstellte. Das Strafgesetzbuch von 
St. Gallen von 1885 leidet an mehreren Redaktionsversehen r 
die in einem Nachtragsgesetze von 1889 berichtigt worden 
sind. Das Schwyzer Kriminalstrafgesetzbuch von 1881 
bietet zwar einen vollkommen gültigen Gesetzestext, aber 
das Polizeistrafrecht beruht auf Gewohnheitsrecht : zufolge 
Schlussfassung des Kantonsrathes ist das in Luzern nun 
aufgehobene Luzerner Polizeistrafgesetzbuch von 1836 nicht 
als Gesetz, sondern gewohnheitsrechtlich rezipirt worden, 
und zwar nur soweit es den Thatbestand anbelangt, 
während die Strafe nach freiem Ermessen bestimmt wird. 
Schwyz bereitet jedoch ein Polizeistrafgesetzbuch vor. 
Nicht zahlreich sind die Abänderungen, welche das St. G.B. 
von Appenzell A.Rh. 187r, erlitt, auch Thurgau 1841/1868, 
Luzern 1861, Zürich 1871. Baselstadt und Baselland 1873 
Hessen ihre Strafgesetze mit wenigen Ausnahmen in Kraft 
bestehen. Baselstadt veranstaltete 1887 eine Ausgabe der 
Gesetze betrettend die Strafrechtspflege, die jedoch keinen 
amtlichen Charakter trägt, ebenso stellte Baselland 1889 
seine Gesetze und Erlasse betrettend Strafreeht und Straf- 
rechtspflege zusammen. Stark abgeändert ist der ursprüng- 
liche Inhalt der Strafgesetzbücher von Waadt 1843, Aargau 
1857, Bern 1866. Freiburg 1868/1874, Tessin 1873, Genf 1874, 
Zug 1878 und nun von Schaff hausen 1859. Von diesen 
Kantonen Hess nur Waadt 1867 eine neue amtliche Aus- 
gabe erscheinen, in welche jedoch die Abänderungen nicht 
wörtlich aufgenommen sind. 

Zug führte in dem Gesetz betreffend Abänderung des 
Strafgesetzes für den Kanton Zug vom 1. Juni 1882 die 
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abgeänderten Bestimmungen nicht unter den früheren 
Paragraphenzahlen auf, was zu Irrthümern und Missver- 
standnissen Anlass gibt. Die amtliche Ausgab«' von Glarus 
1887 stimmt mit dem Landsgemeindebesehluss betreffend 
die Abänderung, Ergänzung und Streichung einzelner Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches in Folge eines Versehens 
der Druckerei nicht überein und durfte daher von Anfang 
an nicht als eine zuverlässige Gesetzes<|uelle angesehen 
werden. 

Am meisten Schwierigkeiten bieten die strafrechtlichen 
Quellen des Kantons Aargau ; denn der aargauische (iesetz- 
geber erliess neben dem peinlichen Strafgesetz und dem 
besprochenen Zuehtpolizeigesetz noch ein Oesetz über Ab- 
änderung des peinlichen Strafgesetzes und ein Ergänzungs- 
gesetz betreffend die Strafrechtspffcge.' Aus diesen Quellen 
ist nicht genügend ersichtlich, welche Bestimmungen noch 
in Kraft bestehen und welche aufgehoben sind. Es ist 
daher nicht zu verwundern, dass eine im Febrigen ver- 
dienstvolle Privatausgabe der aargauischen Strafgesetze 
mehrere offenbare Fnrichtigkeiten enthält, und es wäre 
sehr begreiflich, wenn die aargauischen Strafrichter, 
namentlich die nicht rechtsgelehrten, sich zuweilen in 
Verlegenheit befänden, ob und inwieweit eine Vorschrift 
noch Gesetzeskraft besitzt oder nicht. Es darf daher der 
Gedanke, dem strafrechtlichen Inhalt der aargauischen 
Gesetze eine neue Form zu geben, ungeachtet der bevor- 
stehenden Vereinheitlichung des schweizerischen Straf- 
rechts durchaus gebilligt werden 'i. 

Zu den kantonalen Abänderungen und Ergänzungen 
kommen aber noch die Bundes Vorschriften, welche das 
kantonale Strafrecht berühren. Mehrere Kantone, welche 
die Todesstrafe seit der Aufhebung des bundesrechtlichen 
Verbotes nicht mehr einführten, drohen in den amtlichen 



») Mit der Redaktion ist Oberrichter Hmbtn^r in Aarau beauftragt. 
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Ausgraben noch die Todesstrafe an. so Thurgau, Waadt, 
Gr au bünden, Aargau, Schaff hausen und Bern. Wie bedenk- 
lich dies ist. zeigen neueste Vorgänge \\\ Schaff hausen. Nach- 
dem die Todesstrafe durch die Bundesverfassung von 1874 
in der ganzen Schweiz aufgehoben worden war. ersetzte 
sie Schatt'hauscn in dem Dekret vom 21. Mai 1874 durch 
lebenslängliche Zuchthausstrafe. Da Schaff hausen die Todes- 
strafe nach Aufhebung des Bundesverbotes nicht wieder 
einführte, so besteht sie in diesem Kauton seit Inkraft- 
treten der Bundesverfassung von 1874 nicht mehr zu Recht. 
Die Bestimmung, welche die Todesstrafe androhte, blieb 
jedoch in der amtlichen Ausgabe des Strafgesetzbuches 
stehen. Durch diesen kraftlosen (iesetzesbuclistaben Hess 
sich Schatt'hauscn bestimmen, in die Strafgesetznovelle vom 
9. November 1891 folgenden Satz aufzunehmen: 

Abschaffung der Todesstrafe. Art. 1. Das Dekret des Grossen 
Käthes vom 21. Mai 1874 Uber die Abänderung des Strafgesetzes 
erlangt Gesetzeskraft. 

Gegen diese vermeintliche Auf liebung der in Wirklich- 
keit langst aufgehobenen Todesstrafe erhoben 120 Bürger 
Einspruch und begehrten eine Volksabstimmung an. Doch 
genügt diese Zahl nicht, damit dem Begehren Statt ge- 
geben wird, und es tritt die Strafgesetznovelle am I.Januar 
1892 in Kraft. Allein auch wenn das Volk die Novelle ver- 
worfen hätte, wäre die Todesstrafe aufgehoben geblieben. 

Obwohl bundcsreehtlich der Satz gilt, Schweizerbürger 
dürfen nicht ausgewiesen werden, blieb in manchen Straf- 
gesetzbüchern die Androhung der Verweisungsstrafe gegen 
Nichtkantonsbürger stehen. Auch bundcsreehtlich verbo- 
tene körperliche Strafen finden sich vereinzelt in amtlichen 
Ausgaben. 

Der rechtskundige, erfahrene Richter weiss, das* diese 
Vorschriften weggefallen sind: einige Kantone erliesseu 
auch Verordnungen dieses Inhalts, die freilich nur die Be- 
deutung von Erklärungen haben können: allein der Xeu- 
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ling im Riehteramt und der nicht rechtskundige Bürger 
erachten die amtliche Ausgabe als massgebend. 

Wie oft schon Irrungen der Justiz w egen Unzuverlassig- 
keit der amtlichen Quellen vorgekommen sind, lässt sich 
nicht nachweisen, sicher aber ist. dass solche vorkommen. 

Kino genaue l'ntersuchung ergab, dass sowohl die amt- 
lichen als die Privatausgaben der Strafgesetzbücher nicht 
überall von Druckfehlern frei sind: auch entspricht der 
gedruckte Text den Beschlüssen des gesetzgebenden Kör- 
pers nicht immer vollständig. 

Alle diese Mangel lassen sich bei der Kleinheit des 
kantonalen < Jesetzesgebietes kaum vermeiden. Ks darfeinem 
Kanton nicht zugemuthet werden, bei jeder Abänderung, 
die ein Gesetz erfHhrt. eine neue Ausgabe zu erstellen, 
wie dies in grösseren Ländern geschieht, und es vermag 
die Privatthätigkeit die Lücke nicht auszufüllen. 

Von mehreren Strafgesetzbüchern und Novellen sind 
Exemplare überhaupt nicht mehr erhaltlich : so sind na- 
mentlich die strafrechtlichen Gesetze von Schaafhausen, 
Luzern, Olnvalden, Tessin ganz oder zum Theil vergriffen. 

Die Mehrzahl der Gesetzgebungen vereinigt das mate- 
rielle Strafrecht in einer Haupn|iielle. Basel behandelt 
die Polizeiübertretungen in einem Polizeistrafgesotzbuohe. 
Graubunden, Schaff hausen, Aargau, Luzern, Obiualden regeln 
in ihren Polizeistrafgosetzbiiehern alle nicht kriminellen 
Fälle. Die Grenze zwischen dem Kriminal- und dem 
Polizoigebiote in diesem Sinne ist aber äusserst unbestimmt, 
und es kehrt in der Praxis dieser Kantone die Frage stets 
wieder, ob eine Handlung als Kriminal- oder als Polizei 
vergehen aufzufassen sei. 

Wenig übersichtlich ist die Strafgesetzgebung von 
Freiburg, die sieh im Grunde in drei Strafgesetzbücher iheilt. 
indem für Verbrechen, für Vergehen und für Polizeiüber- 
tretungen besondere allgemeine Bestimmungen bestehen. 
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II. Kapitel. 

Die zeitliche Geltung der Strafgesetze. 



* 3. 

Symtematinche Zusammenttiellwig S. 3-6. 

Die schweizerischen Strafgesetze bestimmen die zeit- 
liche Geltung der Strafgesetze in sehr verschiedener Weise, 
Schaffhausen § iHiö, Obwaldcn Art. llö, Zug Uebergangs- 
bestimmungen § 1 und Appenzell A.-Rh. Schlussbestim- 
mung 1 /, schreiben dem neuen Strafgesetze schlechtweg 
für alle noch nicht beurtheüten Delikte Geltung zu, so 
dass der Richter das alte Gesetz gar nicht mehr zu be- 
rücksichtigen hat und ausschliesslich nach dem neuen 
Gesetze Recht spricht. Dieser Standpunkt rechtfertigt 
sich von der Erwägung aus, dass das neue Gesetz prä- 
sumtiv der Gerechtigkeit am meisten entspricht, indem es 
das enthält, was zuletzt von dem Gesetzgeber als das 
Richtige erkannt wurde. Dagegen wird eingewendet, 
es dürfe sich ein Gesetz nur auf die während seiner Gel- 
tung begangenen Handlungen beziehen. Die rückwirkende 
Kraft des Gesetzes sei mit Rücksicht auf den Thater aus- 
zuschliessen, der beanspruchen dürfe, dass seine Handlung 
nicht nach einem andern Gesetze, als dem zur Zeit der 



') Vorliegendes Strafgesetzbuch tritt mit dem Tage der Annahme 
durch die Landsgemeinde in Kraft und findet Anwendung auf alle Ver- 
brechen, Vergehen und Uebertretungen, welch»* am Tage der Annahme noch 
nicht rechtskräftig beurtheilt worden sind. 
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Begehung geltenden, beurtheilt werde. Auf diesem Stand- 
punkt steht Neuenburg Art. 3 1 ». 

Die Übrigen Gesetzgebungen entscheiden die Frage, 
welches Gesetz für die vor dem Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes begangenen, aber erst nach dessen Inkrafttreten 
zur Beurtheilung gelangenden Handlungen gelten soll, 
übereinstimmend zu Gunsten des mildern der beiden 
Gesetze. Dabei treten einige mehr theoretisch als prak- 
tisch bedeutende Unterschiede zu Tage. 

1. Bern Einführungsgesetz Art. 3, Basel Gesetz betreffend 
die Einführung des Strafgesetzes und des Polizeistraf- 
gesetzes Art. 3, St. Gallen Art. 206. Ziffern 1 und 2, be- 
trachten die Anwendung des neuen Gesetzes als die Regel 
und begründen eine Ausnahme für den Fall, dass die Be- 
stimmung des frühern Gesetzes die mildere ist. 

2. Waadt Art. 3 und 301, Wallis Art. 4, Freiburg Art. 7, 
Obwalden P. St. G. Art. ir>0, Genf Art. 2 betonen grund- 
sätzlich die Nichtrüekwirkung des Gesetzes, begründen 
jedoch eine Ausnahme für den Fall, dass das neue Gesetz 
milder ist. Aehnlich schreibt Neuenbürg 1891 Art. 2 als 
Regel die Anwendung des frühern Gesetzes vor und lässt 
eine Beurtheilung nach dem neuen Gesetz nur für den 
Fall zu, dass es das mildere ist. 

3. Graubunden § 1, Aargau Einführungsgesetz zu dem 
peinlichen Strafgesetz 1 und 2. Luzern § 256. Zürich 
Uebergangsbcstimmungen Ziffer 1, Solotliurn Uebergangs- 
bestimmungen Ziffern 1 und 2 vermeiden es, sich grund- 
sätzlich für das eine oder andere zu entscheiden, und be- 
stimmen einfach, es sollen die Delikte, welche; vor Inkraft- 
treten des Gesetzes begangen wurden, nach dem neuen 
Gesetzbuche beurtheilt werden, wenn dieses milder ist, 

l ) Art 3. „Nulle coutravention, nul delit, nul crime ne peurent etn; 
punis de peines qni u'etaieut pas prononeeea par la loi avant qu'ilu 
fuasent commis. 
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doch überwiegt in Zürich § 1 und Solothurn $ 1 die Auf- 
fassung einer eingeschränkten Geltung des neuen Gesetzes, 
denn sie enthalten den Satz: «Eine Handlung kann nur 
dann mit Strafe belegt werden, wenn diese gesetzlieh be- 
stimmt war, bevor die Handlung begangen wurde. u Tessin 
Art. 8 entscheidet sich ebenfalls für das mildere Gesetz t) 
und sehliesst die Rückwirkung des Gesetzes zum Nach- 
theile des Angeklagten aus i§ 2>. Es gewährt dem neuen 
mildern Gesetze sogar EinHuss auf rechtskräftig erkannte 
Straten ,$$8 f> und 6). 

Die Geltung des mildern Gesetzes lässf sich grund- 
sätzlich nicht rechtfertigen, sie wird aber nun beinahe 
von allen neueren Gesetzen autgestellt. 

Besondere Bestimmungen Uber Antragsdelikte 
linden sich in Basel Gesetz betreffend die Einfuhrung des 
Strafgesetzes und I'olizcistrat'gesetzes Art. 3, Absatz 2. und 
St. Gullen Art. 20b. Ziffer 1 f. Beide Gesetzgebungen sehen 
den nämlichen Fall vor: L T nter dem alten Gesetz wird 
wegen eines Deliktes von Amtes wegen strafrechtliche 
Verfolgung eingeleitet; bevor ein rechtskräftiges Unheil 
erlassen ist. tritt die neue Gesetzgebung in Geltung, nach 
welcher dieses Delikt nur auf Antrag zu verfolgen ist. 
Hasel lässt das Verfahren einstellen, wenn der Antrags- 
berechtigte sich damit einverstanden erklärt. In St. (Salle» 
wird dagegen dem Antragsberechtigten eine Frist von 
einem Monat gesetzt . um den Antrag nachträglich zu 
stellen. Stellt der Berechtigte innerhalb dieser Frist keinen 
Antrag, sd wird das Strafverfahren aufgehoben. Doch 
steht dem Angeschuldigten gegen die Aufhebung ein 
Einspruchsrecht zu. Es liegt daher in seiner Macht, eine 
Beurtheilung der Sache herbeizufuhren »). Bezüglich der 

J ) Die deutsche Novelle vom 2b\ Februar 1870 entscheidet sich für 
das bisherige Gesetz: „Bei deu Handlungen welche vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begangen sind, wird das Erforderuiss des Antrages auf Ver- 
folgung, sowie die Zulassigkeit der Zurücknahme nach den bisherigen Ge- 
setzen beuitbeilt." 
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Verjährung bezeichnete Solothum Uebergangsbestim- 
mungen Ziffer 2 und Tessin Art. 87 ausdrücklieh das für 
den Beklagten günstigere Gesetz als massgebend; die 
ziemlich weitläufigen Vorschriften St. Gallens Art. 206, 
Ziffer 2d und e kommen für die Verfolgungsverjährung 
zu demselben Ergebniss, während die Verjährung der 
Strafvollstreckung sich nach den Bestimmungen des neuen 
Gesetzes richtet (Art. 206, Ziffer g>. 

Die nach dem neuen Gesetze nicht mehr zur Anwendung 
kommenden Strafarten lässt .SV. Gallen Art. 206, Ziffer 2 c, nach 
dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes nicht mehr zu und 
regelt die Umwandlung derselben. Ebenso bestimmt Tessin 
Art. 8: 

§ 5. Alle pene in corso d' espiazione per conaeguenza di sen- 
tenze definitive, saranno sostituite le pene piü miti corrispondenti, 
ove la ßpeeie della pena sia uiutata dalla legge posteriore. 

§ 6*. Gli effetti punitivi delle precedenti condamne vengono pure 
ridotti o mitigati a seconda della legge posteriore. 

Basel § 3 lässt für die unter dem alten Gesetze Ver- 
urtheilten die Bestimmungen des bisherigen Begnadigungs- 
gesetzes gelten, da diese in Bezug auf die Zeitdauer, nach 
welcher die Begnadigung eintreten kann, und in Bezug 
auf das Minimum der auszuhaltenden Strafe milder sind. 
St. Gallen Art. 206, Ziffer 2 h, behält wohl aus demselben 
Grunde das alte Gesetz für die vor Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes begangenen Delikte gegen die Ehre vor. 
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III. Kapitel. 
Das räumliche Geltungsgebiet der Strafgesetze. 

Systematische Zusammenttelluntj S. 7— /£')• 



§ 4. Der Stand der Gesetzgebung. 

Literatur. Schauberg, Das interkantonale Strafrecht der Schweiz, Zeitschrift 
für schweizerisches Recht 1869, S. 107. Fervers, Da9 sogenannte inter- 
nationale Strafrecht in der Schweiz, Zeitschrift fttr Schweizer Strafrecht, 
Bd. IV, 1891, S. 271. 

x. Uebersicht. 

Das Strafgesetz findet einmal Anwendung auf die im 
Staatsgebiet begangenen, mit Strafe bedrohten Handlun- 
gen. Dies bestimmen alle Gesetze mit Ausnahme von Waadt, 
Wallis und Neuenbürg ausdrücklich, und für diese ergibt 
es sieh aus dem Zusammenhang und aus der Natur der 



M Hain* Art. 12 (Seite 9 der systematischen Zusammenstellung) lautet 
im Eingang: „Les dispositions des articles 9 et 11" und nicht 9 a 11. 

X-muburg 1891 bestimmt abweichend von dem Entwurf: 
Art. fi. Leg di*po;>iti<>ns du present code sunt applicables a toutes 
lea infractions cotnmises sur 1< 1 territoire neuchatelois. 
Art H. Elles sont aussi applicables: 

1" Aux delits comtnis ou teutes hors du canton contre la surete de 
l'Etat, ä ceux de contivtacon, alteration, usage frauduleux de sceaux, mar- 
teaux et poineons oftieiel*, de fausse inonnaic et de faux en inatiere de 
titres nominatifs ou au portcur emis par le cauton, par des communes ou 
des societes ayant leur siege sur le territoire neuchatelois; 

2-' Aux delits coramis ou tentes par des etrangers, au prejudice de 
Neuchaielois ou de Suisses domieilies dan> le canton, mais seulement lorsque 
le pays ou le delit a cte eommis n'est pas lie avec la Suissc par un traite 
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Sache. Einige Gesetze heben hervor, dass es gleichgültig 
sei, ob die Handlung von einem Inländer oder Ausländer 
begangen wird. Es liegt aber keine Veranlassung zu solcher 
Unterscheidung vor. 

Alle Gesetze bestrafen nicht nur die im Inland be- 
gangenen Delikte, sondern unter bestimmten Voraus- 
setzungen auch i m A u s 1 a n d begangene rechtswidrige 
Handlungen, sei es, dass dieselben von Angehörigen 
begangen werden oder dass sie Interessen des 
Inlandes verletzen. 

2. Die von Angehörigen im Auslande begangenen Delikte. 

Alle kantonalen Gesetze bestrafen grundsätzlich die von 
einem Aug e hörigen im Ausland begangenen Delikte 
(sog. Personalprinzip»; nur der Bund sieht davon ab. 

Als Angehörige gelten: 

Kantonsbürger: Wandt Code de procedure pönale 
Art. lf> ? Neuenburg Art. 204, Wallis Art. 8 und 9, Schaff- 
hausen Art. :|. Freiburg Art. 3. Tessin Art. 4, Genf Code 
d'instruction penalc Art. H. 

Kantonsbewohner: Aargau 4? 2b. 

Kantonsbürger und Kantonseinwohner: Zürich § He, 
Basel § 2, Zug £ 2 b. 4 c und 1). Sclnvyz § 2. Solothurn $ 4. 
6/ Gallen Art. 4 e und b. 



d'extradition ou lorsque le cours regulier de la justice doit y ötre envisagß 
comme suspcndu: 

3° Aux d^lits commis hors du territoirc du canton par ses ressorti*- 
sants ou par ceux d'un autre canton, qui y seraient doinicilie*, lorsque leur 
extradition u'a pas eu lien. 

Toutefois, le9 d61its vises au preseut articlc ne seront poursuivis que 
si les trois conditions suivantes se trouvent reunies: 

1° Qu'ila constituent dos infracttons dans le pays oft ils ont ete commis; 

2° Qu'ils ne soietit paa prescrits selon la legislation de ce pays: 

3° Que leur auteur se trouve sur territoire neuchatelois. 

Les poursuitea ne pcuvent etre commencees que sur la requisition du 
pouvoir ex£cutif. 

Stoot», Grundzage de* schweii. Strnfroclit«. 1<> 
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Kantonsbürger und im Kanton wohnende Schweizer: 
Neuenburg 1891 Art. 6, Ziffer 3. 

Schweizer: Bern Einführungsgesetz Art. 9. 

Von Kantonsangehörigen im Allgemeinen sprechen 
Graubiinden § 4, Luzern § 2 c, Obwalden Art. 2 c, Appenzell 
$ 1 c, Thurgau § 2 b >>. 

Die Bestrafung von Angehörigen findet wegen folgen- 
der im Auslande begangener Delikte statt: 

1) Wegen Verbrechen im engern Sinne im Gegensatz 
zu Vergehen und Uebertretungen in Freiburg Art. 3 b. 

2) Wegen Verbrechen und Vergehen oder wegen 
Verbrechen im Gegensatz zu Polizeiübertretungen bezie- 
hungsweise Polizeivergehen in Thurgau § 2 b, Waadt Code 
de procedure penale Art. 15, Graubiinden 4? 4, Aargau i? 2 b, 
Schaff hausen § 3 b, G/arus § 2 c, Zürich § 3 c, Basel § 2, Z. 1 , 
Genf Code d'instruction penale Art. 8, Zug § 2 b, Appen- 
zell § 1 c, Schwyz § 2, ebenso in Luzern § 2b und Neuen- 
bürg 1891 Art. 6, Ziffer 3, und Art. 7. Luzern schliefst aber 
politische Delikte aus. Genf Code d'instruction penale Art. 8 
Versuchshandlungen. Auch Wallis Art. 8 und 9 und Tessin 
Art. 4 gehören in diese Gruppe. Wallis und Tessin heben 
zwar bestimmte Thatbestiinde hervor; allein beide Gesetze 
bestrafen alle (ihrigen Vergehen, welche Angehörige im 
Ausland begehen, ebenfalls, nur stellen sie für die Be- 
strafung derselben weitere Voraussetzungen auf. 

3t Wegen allen Delikten in Obivalden Art. 2 c in 
Verbindung mit Art. 1, Absatz 3, und P. St. G. Art. 2 
und Solothum § 4, Ziff. 3, in Verbindung mit § 3. 

4 1 Wegen bestimmt e r einzelner im Ausland be- 
gangener Handlungen in Neuenburg und Bern. 

Es nennen Neuenburg Art. 2br>: 



») Grundsätzliche Entscheidungen des Obergerichta. Frauenfeld 1880, 

S. 256. 
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a. Fausse monnaie; 

h. Oontrefacon des sceaux publics; 

<•. Faux (Mi eeriture authcntique ou de commerce; 

d. Meurtre. assassinat. empoisonnement: 

e. Infantieido ; 
/'. Viol; 

g. Vol. lorsqu'il rentro dans Inno des categories des 
articles 218 et 211»; 

h. Incendie. 

Bern Einführungsgesetz Art. 9: 

Ii Mord; 

2» Todschlag: 

:\> Kiiidsmord; 

4 Kindesaussetzung ; 

5) Misshandlung in den Fallen der Art. 139, 140 und 141 ; 
o'f Brandstiftung: 

7» Vorsatzliche V(M'ursachung einer Ueberschwemmung; 
Hi Eigenthumsheschädigung. wenn der Fall mit Zucht- 
haus oder mit Korrektionshaus bedroht ist; 
9 Nothzucht: 

10) (iewaltthatiger Angriff gegen die Schamhaftigkeit; 
11» Schändung, begangen an Kindern unter 12 Jahren; 
12 1 Raub; 
13 > Krpressung; 

14' Diebstahl, wenn derselbe mit Zuchthaus oder mit 

Korrektionshaus bedroht ist : 
1;~>> Fälschung fremder (iold- oder Silbermünzen ; 
HJi rrkundenfiilschung, insofern der Fall mit Zuchthaus 

oder mit Korrektionshaus bedroht ist. 

Die (»esetze bestrafen jedoch Angehörige, welche im 
Auslande delinquirt haben , nur unter gewissen Voraus- 
setzungen. Es fordern: 

1) Einen Antrag des Verletzten: Wandt Code de 
procedure pönale Art. IT» imodifie par la loi du 29 juin 1872), 
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Bern Einführungsgesetz Art. 9, ausgenommen in den Fällen, 
wo die strafbare Handlung den Tod des Verletzten zur 
Folge hatte, bei Kindsmord und bei Kindesaussetzung, Genf 
Code d'instruction pönale Art. 8, Zug § 2 b, wenn die That 
gegen einen Angehörigen des Kantons Zug gerichtet war, 
Tessin Art. 4 b bei Delikten gegen die Person oder das 
Privateigenthuin : jedoch tritt Verfolgung von Amtes wegen 
ein bei „omieidio, infantieidio od ineendio volontari, rapina, 
furto violento, furto qualiticato di valore non inferiore a 
fr. 1000, ratto o stupro violenti u . Bei den Delikten, welche 
weder der einen noch der andern Kategorie angehören 
und auch nicht zu den Delikten zählen, welche, wenn sie 
von Tessinern im Ausland begangen wurden, von Amtes 
wegen zu verfolgen sind, setzt die Bestrafung Klage des 
Verletzten oder ein Begehren des Staates der Begehung 
voraus. Wallis Art. 9 für alle Delikte, die zum Nachtheil 
eines Wallisers begangen werden, mit Ausnahrae von 
fausse raonnaie, faux en ecriture anthentique ou de com- 
merce, homicide volontaire, infanricide. viol, voies de faits 
et batteries aeeompagnees de |blessures graves, atteiutes 
k la surete des personnes ou du domicilo, vol, brigandage. 
extorsion, eseroquerie, abus de confianee, detournement ou 
dissimulation d une partie de l'aetif, et autres actes frau- 
duleux dans une disenssion de biens. incendie et dom- 
mages causes aux propriet.es dans le dessein de nuire. 

2> Eine Anordnung des Regier ungsrathes 
Wandt Code de procedure penale Art, 15, modifie par la loi 
du 29 juin 1872. Neuenburg Art. 2f>b\ 1891 Art. 6 a. E., Solo- 
thurn § 4, Zitier 3, St. Gallen Art. 4. 

3) Ein Begehren der auswärtigen Behörde 
Graubünden § 4, Glnrus § 2 c. Zürich § 2 c, Appenzell t? 1 c, 
Solothum § 4, Ziffer 3. .SV. Gallen Art. 4 c, Zug § 2 c, wenn 
das Vergehen nicht gegen einen Angehörigen des Kantons 
Zug gerichtet war. 
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4 1 X i e h t a u s 1 i e f e r u n g des T Ii ä f p r s a n d a s 
Ausland, sei ps. dass ein Auslieferungsbegehren abge- 
lehnt wurde oder doch Auslieferung nicht statt hat, Aargau 
§ 2b, Luzetn ij 2b. Glarus § 2o, Zürich 5j ;W\ Appenzell 
§ 1 c. Ätoys $ 2, Solothurn $J 4. Ziffer :i. 5/. 6V?//r« Art. 4e, 
Neuenbürg Art. 0. Ziffer ä. 

• r )t Betret ung dos Thaters int Kanton Neuen- 
bürg Art. 204, 6tv// Codo d'instruetion pönale Art. 8. a. K. 

6i Dass die Handlung gemäss einem mit dem Staate 
des Begehungsortes abgeschlossenen Auslieferungsvertrag 
Auslieferuugsdelikt ist, Genf Code d'instruetion pe- 
nalp Art. s. 

7i (regen recht des auswärtigen Staates, so- 
fern der Verletzte nic ht Kantonsbürger ist, Wallis Art. 

K, Strafbarkeit der Handlung um Begchungs- 
orte Schaff hausen $ :i b, Genf Code d'instruotion penale 
Art. 8, Basel g 2, Ziffer 1. Wird die Handlung im Ausland 
milder bestraft, so wenden Schaff hausen S ;n>. Luzern 
S 2 b und Tessin Art. f>, $ 1 . und Z//^ t? 2 das ausländische 
(iesetz an, Schaffhausen jedoch nur, insofern die Handlung 
nicht gegen den Kanton oder einen Kantonsangehörigen 
gerichtet war. St. Gallen Art. 4 a. E. gebietet dem Rich- 
ter, zwar nach kantonalem Recht, jedoch nach Massgabe 
der mildern Auflassung des auswärtigen Strafgesetzes zu 
urtheilen. 

!)i Die gerichtliche Verfolgung, Verurthei- 
lung und Bestrafung des Thäters wird theils als 
positive, theils als negative Voraussetzung behandelt. Ob- 
waldeii Art. 2c bestraft den Angehörigen für ein im Aus- 
land begangenes Vergehen nur unter der Voraussetzung, 
dass der Thäter im Atisland nicht beurtheilt wird. Die 
Bestrafung im Heimatkanton tritt also nur subsidiär ein. 
Andere Kantone bestrafen den Angehörigen abgesehen 
von dem Einschreiten des Staates des Begehungsortes für 
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ein im Ausland begangenes Vergehen : sie berüc ksichtigen 
aber die im Ausland erfolgte Beurtheilung und Voll- 
streckung. Bestrafung wird ausgeschlossen: 

a. wenn der Thäter im Ausland beurtheilt worden war, 
Genf Code dinstruetion pönale Art. 8, Wandt Tode 
de procedure pönale Art. IT», modifie par la loi du 
2<)juin 1872, Neuenburg Art. 2H4. H W/ fordert eine 
endgültige lUnirthcilung. Afr/^w^//^ zieht Kontumazial- 
urtheile nicht in Betracht: 
fc. wenn ein Prozess stattgefunden hat oder wenn sich 
der Thäter einer Bestrafung oder dem Strafvollzug 
ganz oder theilweise entzogen hat. Tessin Art. 4: 

c. wenn der Thäter wegen der Handlung im Ausland 
bestraft worden ist. Thurgau S 2 b. Gr anbanden § 4, 
Zug $ 2b: 

d. wenn der Thäter im Ausland endgültig beurtheilt. 
entweder freigesprochen wurde oder die Strafe er- 
standen hat. Wallis Art. 12 in Verbindung mit Art. 0. 

3. Die gegen das Inland im Ausland begangenen Delikte. 

Mit Ausnahme von Neuenburg, welches dem französi- 
schen Rechte folgt, bestrafen alle Kantone und auch der 
Bund gewisse gegen die Interessen des Inlandes 
gerichtete, im Auslande begangene Handlungen ohne 
Rücksicht auf die Nationalität des Thäters. und zwar 
zunächst Handlungen, welche gegen den S t a a t gerichtet 
sind. Einige (iosetze bezeichnen die hier in Betracht fal- 
lenden Staatsdelikte näher. Ks führen an: 

Verbrechen gegen die Sicherheit des Staates 'contre 
la sürete de I Ktati Bund Art. 1, .'U> 40 und 4.*), Waadt 
Code de procedure pönale Art. 14, Wallis Art. 8 und 10. 
Bern Art. i:j St. V.. 'Zessin Art. :J, £ 1. Genf Code d instrue- 
tion pönale Art. 9. Neuenburg 18111. Art. <*>. Ziffer 1 : 

Hoch- und Landesverrat!) insbesondere: Graubünden 
$ 3, Basel £ 2. Ziffer 2. Zug $ 2d: 
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Nachmachung des Staatssiegels Waadt Code de proce- 
dura penale Art. 14, Wallis Art. 8 und 10, Bern Art. 13 
St. V., Tessin Art. 3, § 1 : 

Nachmachung der gesetzlich anerkannten Münzen 
Waadt Code de procedurc penale Art. 14, Bern Strafver- 
fahren Art. 13: der Münzen überhaupt, Neuenburg 1891, 
Art. b\ Ziffer 1 ; 

Nachmaehung der Staatspapiere (carte di credito pu- 
blico del cantone» Bern Strafverfahren Art. 13, das auch 
die gesetzlich anerkannten Bankscheine einbegreift, und 
Tessin Art. 3, § 1 ; 

Nachahmung. Fälschung und rechtswidriger Gebrauch 
von amtlichen Stempeln, Hämmern, von Namen und Inhaber- 
papieren, die von dem Kanton, einer Gemeinde oder von 
im Kanton niedergelassenen Gesellschaften ausgegeben 
worden sind. Neuenburg 18<»1. Art. b. Zitier 1: 

Fälschung von Bundesakten Bund Art. bl. 

Die übrigen Gesetze sprechen einfach von Delikten 
gegen den Kanton. Otnvaldcn Art. 2b nennt auch Delikte 
gegen Behörden. 

Bund, Waadt, Graubiinden y Basel und Zug bestrafen n u r 
die gegen die staatlichen Interessen gerichteten, im 
Ausland begangenen Delikte. Die andern Kantone be- 
strafen überdies Delikte gegen Angehörige 1 ', und zwar 
regelmässig Verbrechen und Vergehen ; Freiburg Art. 3 c 
und Bern Strafverfahren Art. 14 nur Verbrechen im engern 
Sinne. Solothurn und Obivalden*) ITebertretungen jeder Art. 

Verbrechen und Vergehen gegen Kantonsangehörige u 
bedrohen mit Strafe Tliurgau £ 2 c, Schaff 'hausen §3c, (Ha- 
rns i? 2 b, Appenzell $ 1 b, Schzoyz § 3 und Obwalden Art. 2 b. 
Aargau 4? 2 c ahndet Verbrechen gegen Kantonsbewohner. 



') Unter Augehör igen werden alle Personen verstanden, deren Ver- 
letzung im Ausland mit Strafe bedroht ist. 
«) Vgl. Fervers, a. a. <>. S. 278. 
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Luzcrn § 2c Delikte gegen Angehörige oder Kantonsein- 
wohner. Zürich % 3 h, Solothurn $ 4, Ziffer 2. und St. Gallen 
Art. 4b Vergehen, bezw. Uebertretungen gegen Bürger 
und Einwohner. Neuenburg lHiH Art. 0, Ziffer 2. Vergehen 
gegen Neuenburger und gegen Schweizer, die im Kanton 
niedergelassen sind, Freiburg Art. 3 c Verbrechen t crime*» r 
gegen Freiburger, Wallis Art. 11 Verbrechen und Ver- 
gehen gegen Walliser. Bern Strafverfahren Art. 14 Ver- 
brechen gegen Schweizer. 

Die Gesetze knüpfen die Bestrafung der im Ausland 
gegen inländische Interessen gerichteten Handlungen 
an verschiedene Voraussetzungen und stellen vereinzelt 
auch besondere Grundsätze für diese Delikte auf. 

I. Delikte gegen den Kanton werden nur bestraft: 

Ii Im Fall der Auslieferung oder Betret ung 
des Thüters Genf Code d'instruction penale Art. 9. Genf 
schliesst also ein Kontumazialverfahren bei Staatsdelikten 
aus. wahrend Graubünden $ 3 Bestrafung auch eintreten 
lässt, wenn sie ohne Betretung oder Auslieferung mög- 
lich ist. 

2i Die ausländische Beurtheilung berücksichtigt Tessin 
Art. 3, § 2, nur insofern, als es die im Ausland erstandene 
Strafe auf die im Kanton erkannte anrechnet. 

IL Wegen der g e g e n A n g e h ö r i g e gerichteten De- 
likte, welche sich auf inländische Interessen beziehen, 
erfolgt Bestrafung : 

1> Nach Bern Strafverfahren Art. 14 und Tessin Art. 
nur, wenn der Thäter im Kanton betreten wird; Tessin 
Art. f> setzt überdies voraus, dass die Auslieferung, wenn 
eine solche zulässig war. dem auswärtigen Staat angeboten 
aber von diesem abgelehnt worden war. 

2 An einen Antrag knüpft die Bestrafung Bern 
Strafverfahren Art. 14. 
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3i Von dem Gegen recht macht Wallis Art. 11 die 
Bestrafung abhängig, wenn es sich um in Art. H 1 » nicht 
genannte Vergehen eines Ausländers handelt. 

4/ Wenn der Thäter im Ausland endgültig beurtheilt 
worden war und entweder freigesprochen wurde oder die 
Strafe erstanden hatte, so schliesst Wallis Art. 12 und 11 
die Bestrafung aus. 

f>. Die Bestrafung lässt Neuenburg 1HU1 Art. 0, Ziff. 2, 
nur zu, wenn zwischen den Staat in welchen das Delikt, 
begangen wurde, und der Schweiz kein Auslieferungs- 
vertrag besteht oder wenn der ordentliche Rechtsgang 
in jenem Staate unterbrochen ist. 

(>) Auslandisches Recht wenden an, wenn dieses milder 
ist, Wallis Art. 44 und 'Zessin Art.fi. ä 1. 

III. Die im Ausland gegen inländische Interessen be- 
gangenen Delikte, ob sie nun gegen den Staat 
oder gegen Private gehen, werden bestraft: 

sofern die ausländischen Behörden die Beurtlieilung 
nicht selbst übernehmen, dlarus S 2 h, Appenzell $ 1 b; 

sofern die Bestrafung des Schuldigen von dem Richter 
des Ortes der Begehung nicht erhältlich ist, Thurgau £ 2c. 
Zürich ij ;$ b, Solothurn £ 4. Ziffer 2. St. (lallen Art. 4b; 

wenn die Handlungen am Begehungsorte nicht be- 
straft werden, Aargau $ 2c. Olnvalden Art. 2b; 

wenn sie nicht bestraft worden sind. Lucent § 2<-, 
Schwyz 4j Ii; 

wenn der Thäter im Ausland nicht verfolgt und be- 
urtheilt worden ist. Bern Art. l.*> und 14. Dagegen hem- 

') In Artikel Ö werden folgende Vergehen genannt : fausse mounaie, 
faux en ecriture authentique ou de commerce, homicide volootaire, infanti- 
cide, viol, voies de faits et batteries accouipagnees de blessures graves, 
atteintea a la sürete des personues on du doinicile, vol, brigundage, extorsion, 
escroquerie, abus de conhance. detournement ou dissimulation d : une partie 
de l'actif, et autres actes frauduleux dan« une discussion de btens, incendie 
et dommages causes aux proprietes dans le dessein de nuire. 
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men in Hern Kontumazialurtheilssprüche die Verfolgung 
nicht : 

nur im Falle der Betretung oder Auslieferung Wallis 
Art. 10 und 11 : 

im Falle der Betretung Schwyz $ 3. 

IV. Zum «Schlüsse ist darauf aufmerksam zu machen, dass 
der Inländer, welcher im Ausland ein inlandisches Rechts- 
gut verbrecherisch angreift, sowohl in seiner Eigenschaft 
als Iniander wie mit Rücksicht auf die Eigenschaft des 
Rechtsgutes als inländisches im Inlande zu bestrafen ist. 
Er fällt daher nach einigen Gesetzen unter zwei Bestim- 
mungen des Gesetzes. Dies ist der Fall bei Aargau $ 2b 
und c. 

Nach den Vorschriften dieses Gesetzes werden beurtheilt: 

b. die von Kantonsbewohnern im Auslande verübten Verbrechen, 
wenn von den Behörden des Begehungsortes die Auslieferung 
des ThStcrs verlangt, diese aber hierseits verweigert wird; 

c. alle Verbrechen, welche ausser des hierseitigen Gebietes gegen 
den Kanton oder gegen Kantonsbewohner verübt und am Be- 
gehungsorte nicht bestraft werden. 

Aehnlich Sc/nuyz 2 und St. Gallen Art. 4 b und c. 
Lnzern § 21) und c. 

Das fuhrt aber zu Kollisionen , wenn für die Be- 
strafung der Verbrechen, die Inländer im Auslande be- 
gehen, und der Verbrechen, die gegen inländische Rechts- 
güter im Auslande begangen werden, verschiedene Grund- 
sätze gelten. 

Daher bestrafen einige Gesetze den Inländer einheitlich 
für alle im Auslande begangenen Verbrechen, ob dieselben 
gegen inländische oder ausländische Interessen gerichtet 
seien, so dass nur noch eine Bedrohung der Ausländer 
wegen der im Ausland gegen inländische Interessen be- 
gangenen Delikte erübrigt. So bestimmt Thurgau $ 2. 
dass nach dem gegenwärtigen Gesetze beurtheilt werden 
alle Verbrechen und Vergehen: 
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6. welche von den Angehörigen des Kantons ausser den Grenzen des- 
selben begangen und im Auslande noch nicht bestraft worden sind ; 

c. welche von Nichtangehörigen des Kantons ausser dem Gebiete 
desselben, jedoch gegen den Kanton Thurgau oder dessen An- 
gehörige verübt wurden, insofern die Bestrafung der Schul- 
digen durch das Richtcramt des Ortes des vollführten Ver- 
brechens oder Vergehens nicht erhältlich sein sollte. 

Aehnlieh Schaffhausen £ :-J h und c. Freiburg Art. .i b 
und c, Wallis Art. 8 — 1 1 und auch Tessin Art. ?> (>. 

Andore Gesetze bedrohen zunächst die gegen das In- 
land gerichteten verbrecherischen Angriffe, ob der Thäter 
Inländer oder Auslände!- ist: in diesem Falle erstreckt sich 
die weitere Regelung nur noch auf Verbrechen . welche 
Iniander im Auslande gegen auslandische Interessen be- 
gehen. So bestimmt Obwalden: 

Art. 2. Nach den Vorschriften dieses Strafgesetzes sind zu 
beurtheilen: 

6. Verbrechen, welche ausserhalb des Kantons Obwalden von 
In- oder Ausländern gegen denselben oder gegen dessen Be- 
hörden oder Angehörige begangen wordeu sind , wenn die 
gerichtliche Beurtheilung derselben von den Behörden des Be- 
gehungsortes nicht selbst vorgenommen wird ; 

c. andere Verbrechen, welche ausserhalb des Kantons von 
Angehörigen desselben verilbt und von den Behörden des 
Begehungsortes nicht beurtheilt worden. 

Aehnlich (ilarus § 2 b und c, Zürich g 3 b und c. 
Appenzell A.-Rh. § 1 b und c. Solothurn i? 4. Zittern '2 
und .'5. Auch Hern kann hieher gezählt weiden, das im 
Strafverfahren Art. 1.5 und 14 die im Ausland gegen in- 
ländische Interessen verübten Verbrechen bedroht und im 
Einführungsgosctz Art. 1» einige bestimmte Verbrechen der 
inlandischen Bestrafung unterwirft, wenn sie von schwei- 
zerischen Angehörigen gegen ausländische Interessen ver- 
übt werden. 

Die Bestrafung der im Ausland begangenen Delikte 
wird in der Kegel gesetzlich geboten. Davon machen 
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Wandt, Neuenbürg und Hasel eine Ausnahme, indem sie 
die Bestrafung lediglief) zulassen <,peut etre poursuivi" 
Wandt Code de procedure penale Art. 14 und Neuenburg 
Art. 204; „können verfolgt werden'* Hasel g 2\. Diese Aus- 
nahme gilt auch für Wallis <«pourra etre juge** Art. 8, 9 
imd 1 1 k dagegen wird die Bestrafung des Fremden, welcher 
im Ausland ein Verbrechen gegen die Sicherheit des 
Staates begangen oder das Siegel einer obern Staatsbehörde 
nachgemacht hat. von Wallis Art. 10 unbedingt geboten 
< n sera juge u i. Umgekehrt schreibt Bern die Bestrafung 
der im Ausland begangenen Delikte regelmässig vor Ein- 
führungsgesetz Art. 9 und Strafverfahren Art. \», wer aber 
im Ausland an einem Schweizer ein Verbrechen begeht, 
r kanir bestraft werden Strafverfahren Art. 14. 

4. Gemeinsame Voraussetzungen für die im Auslande 

begangenen Delikte. 

Die Bestrafung aller im Ausland begangenen Delikte 
knüpfen : 

1 » an eine Ermächtigung des Regierungsrat lies Wnllis 
Art. l;i und .SV. (i allen Art. 4. 

2 > Die S t r a f b a r k e i t der Hau d 1 u n g a m B e g e- 
hungsort fordert Appenzell 4j 1, Neuenburg 1891 Art. b*. 

X) Die Betretung im Inlande verlangt Neuenbürg 
1891 Art. b\ 

4. Dass die Handlung nach der Gesetzgebung des 
Begehungsortes n i c Ii t v e r j a Ii r t sei. verlangt Neuenbürg 
1891 Art. (i. 

;">i Das mildere (Je setz wendet an Aargau $ '2 a. E. 
und Solothurn ij 4 a. E. 

Auel) Tessin Art. W stallt gemeinsame Bestimmungen 
betreffend im Ausland begangene Delikte auf, nimmt je- 
doch Staatsdelikte aus: 
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1 i Die Bestrafung ist bedingt durch die Strafbarkeit 
im Ausland Art. H. $ 2. 

2 t Ist das Gesetz des Begehungsortes das mildere, so 
wird dieses angewendet oder die im Tessiner Gesetz an- 
gedrohte Strafe entsprechend gemildert Art. b\ § 1. 

Hi Beweist der Angeklagte, dass er wegen der Hand- 
lung im Ausland freigesprochen wurde, oder dass er die 
Strafe verbüsst hat, so findet eine strafrechtliche Verfolgung 
nicht statt Art. 0. $ 2. 

4) Die Strafverfolgung ist ferner ausgeschlossen, wenn 
die Handlung nach ausländischem Rechte verjährt ist, 
aber auch wenn die Hälfte der im Tessiner Gesetz für die 
Handlung aufgestellten Verjährungsfrist abgelaufen ist, 
Art. 6, § 2. 

5) Wenn die von dem Ausland bestimmte Antragsfrist 
vorstrichen ist, Art. 0, § 2. 

5. Gemeinsame Voraussetzungen und Grundsätze für die 
im Ausland und Inland begangenen Delikte. 

Die Bestrafung schliessen aus: 

Freiburg Art. 3 a. E., wenn die Handlung im Ausland 
rechtskräftig beurtheilt ist und der Thäter entweder frei- 
gesprochen wurde oder die Strafe vollstreckt oder erlas- 
sen ist. 

Basel § 3 in Verbindung mit 1 und 2, wenn von 
einem zuständigen auswärtigen Gerichte Uber die Hand- 
lung rechtskräftig erkannt worden und entweder eine 
Freisprechung erfolgte oder die ausgesprochene Strafe voll- 
zogen, verjährt oder erlassen ist. — Ist die auswärts er- 
kannte Strafe nicht vollständig zum Vollzug gekommen 
uud erfolgt wegen desselben Verbrechens in Basel aber- 
mals eine Verurtheilung, so wird (die auswärts erkannte 
Strafe, soweit sie vollzogen wurde, auf die in Basel zu 
erkennende angerechnet. 
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Neuenburg 1891 Art. 4, wenn die auswärts erkannte 
Strafe vollstreckt ist. 

Dagegen wird das freisprechende Urtheil eines aus- 
ländischen Gerichtes nur berücksichtigt, wenn die Hand- 
lung im Auslande begangen worden war. 

Basel § 17 und Neuenburg 1891 Art. 37 sehen eine Ent- 
ziehung von Ehrenrechten auch dann vor, wenn die Hand- 
lung im Ausland beurtheilt und eine Bestrafung im Inlande 
ausgeschlossen ist. Ist ein Bürger von Basel auswärts 
wegen eines Verbrechens beurtheilt worden, welches nach 
Basler Gesetz mit Zuchtbaus allein oder neben der Ge- 
fangnissstrafe bedroht ist, so kann gegen ihn ein Straf- 
verfahren eingeleitet und auf Verlust des Aktivbürger- 
rechtes für die Zeit von 2 bis 10 Jahren erkannt werden. 
Aehnlich bestimmt Neuenbürg 1891 Art. .57 : 

Tout delit eraportant une des iucapacites prevues aux articles 
31, 33, 35 et 36 du present eode (privation des droits civiques 31, 
privation de la puissance paternelle 33, destitution d'une fonction ou 
d'un office public 35, interdiction d'une profession, d'une Industrie ou 
d'un negoce 36) a rette conseqnence, raeme si la condamnation a ces 
peines accessoires a ete prononcee par le tribunal d'un autre canton 
ou d un Etat etranger lie avec la Suisse par un traite dextradition. 
8i toutefois la duree de ces peines accessoires, prononeees hors du 
canton, exeedait le maximuni pre-vu par le present eode pour la 
memc infraction, eile sera rauienec a ce maxiinum par un arret de 
la cliambre d'accusation, snr le preavis du procureur general. 

§ 5. Die Würdigung der Gesetzgebung. 

Bei der Mannigfaltigkeit der hier in Betracht fallenden 
Bestimmungen ist es nicht möglich, dieselben im Ein/einen 
zu würdigen. Ueber die Hauptfragen liisst sich Folgendes 
bemerken : 

Nach allen Gesetzen wird die im eigenen Land be- 
gangene Handlung bestraft, wenn sie einen gesetzlichen 
Thatbestand erfüllt. 
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Bund und Kantone bestrafen auch im Ausland be- 
gangene Handlungen, wenn dieselben ihre Interessen ver- 
letzen. Sie gehen aber allerdings darüber auseinander, 
in welchem Umfang dies zu geschehen habe. Mit Recht 
werden im Ausland begangene Polizei Übertretungen regel- 
mässig von der Bestrafung ausgeschlossen da sie eine 
untergeordnete und mehr lokale Bedeutung besitzen. 

Uebereinstimmend werden verbrecherische Angriffe 
auf das eigene Gemeinwesen, auch wenn sie im Ausland 
ausgeführt werden, bestraft, was sich durchaus rechtfertigt 
und in der Natur der Sache begründet ist. Da der aus- 
wärtige Staat an der Integrität unseres Staates nur ein 
mittelbares Interesse hat und ein wirksamer strafrechtlicher 
Schutz nur von dem betheiligtcn Staate selbst geboten 
werden kann. 

Mit Recht bestrafen die meisten kantonalen (besetze 
auch im Ausland begangene Handlungen, welche gegen 
die Interessen von Kantonsangehörigen gerichtet sind. Für 
den Bund kommt dieser Strafrechtsschutz bei dem gegen- 
wärtigen Gesetzesstande nicht in Frage, weil das Bundes- 
strafrecht sich beinahe ausschliesslich auf bundesstaatliche 
Interessen bezieht. 

Der Staat hat ein unmittelbares Interesse daran, dass 
seine Angehöngen rechtswidrigen Angriffen auch im Aus- 
land nicht schutzlos preisgegeben werden. So lange nicht 
die Sicherheit besteht, dass die auswärtigen Staaten einen 
ausreichenden Strafrechtsschutz gewähren, ist es geboten, 
Delikte, welche im Ausland zum Nachtheil von Angehö- 
rigen im Inland begangen werden, zu bestrafen. Da es 
nicht genügt, dass im Auslande überhaupt Bestrafung ein- 
tritt, vielmehr ein wirksamer Strafrechtsschutz gefordert 
werden muss, so darf die Strafbarkeit der Handlung nicht 
davon abhängig gemacht werden, ob Bestrafung am Be- 



») Sohthum und Ob-oalden machen eine Ausnahme. 
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gehungsort erhältlich ist. In der Regel wird die inlän- 
dische Bestrafung von Handlungen, welche im Ausland 
begangen werden, t h a t s ä c h 1 i c h nur zur Aushülfe (sub- 
sidiär) stattfinden, insbesondere wenn der Thäter ira Kanton 
betreten wird oder der Verletzte einen Antrag stellt. Es 
rechtfertigt sich aber nicht, die Bestrafung von einem 
Antrag und von der Betretung abhängig zu machen, da 
das öffentliche Interesse auch betheiligt ist, wenn ein An- 
trag nicht vorliegt und wenn der Thäter sich nicht im 
Lande befindet. 

Die Bestrafung der Angehörigen, welche im Auslande 
strafwürdige Handlungen begehen, ist bei dem gegenwärti- 
gen Stande des Auslieferungsrechtes dann unab weislich, 
wenn der Thäter sich in seine Heimat flüchtet. Zwar wird 
von einem schweizerischen Auslieferungsvertrag 1 ) die Aus- 
lieferung von Schweizerbürgern vorgesehen, u nd mehrere 
Kanton e lassen die Auslieferung von Angehörigen an aus- 
wärtige Staaten zu. aber es ist doch in alle seitherigen 
Verträge der Satz aufgenommen worden: ^Schweizerbürger 
werden nicht ausgeliefert", und es fand dieser Satz auch 
in dem Entwürfe eines Bundesgesetzes betreffend die Aus- 
lieferung gegenüber dem Ausland eine wichtige Bestäti- 
gung, welche weder in der Expertenkommission, uoch in 
den eidgenössischen Rüthen angefochten wurde. 

Selbst im interkantonalen Verkehr gilt im Grunde das 
Prinzip der Xichtauslieferung; denn die Auslieferung von 
Personen, die in einem Kanton verbürgert oder nieder- 
gelassen sind, kann verweigert werden, wenn der Kanton 
sich verpflichtet, dieselben nach seinen Gesetzen zu bc- 
urtheilen und zu bestrafen oder eine über sie verhängte 
Strafe zu vollziehen. 

Falls sich der Schuldige in seine Heimat flüchtet und 
die Auslieferung nicht stattfindet, mtiss daher unter allen 

') Vortrag mit den Vereinigten Stauten von Amerika vom 25. No- 
vember 1850. 
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Umständen die Bestrafung in der Heimat des Angehörigen 
ermöglicht werden. Daher knüpfen mehrere (besetze die 
Auslieferung an die Voraussetzung, dass der Kanton die 
Auslieferung verweigert hat. Andere fordern überdies, 
dass das Ausland die Bestrafung des Schuldigen verlangt. 
Allein der Kanton besitzt ein selbständiges Interesse daran, 
dass verbrecherische Angehörige wegen ihrer Handlungen 
bestraft werden und dass ihnen das Betreten des heimat- 
lichen Bodens nicht Straflosigkeit für Verbrechen sichert. 
Es muss daher einem Staate zustehen, seine Angehörigen 
wegen im Ausland begangener Verbrechen unbedingt zu 
bestrafen. Aus den nämlichen Gründen rechtfertigt es sich 
nicht, die Bestrafung von einem Antrage des Verletzten 
oder von einer Ermächtigung des Regierungsrat hes ab- 
hängig zu machen. 

Wenn die Bestrafung im Ausland begangener Hand- 
lungen somit stets im eigenen Interesse des Inlandes ge- 
schieht, so rechtfertigt es sich, stets das inländische Straf- 
gesetz anzuwenden. 

Doch erscheint eine Rücksichtnahme auf die Gesetz- 
gebung des Auslandes insoweit geboten, als in derselben 
eine von der inländischen Auffassung abweichende, mildere 
Beurtheilung der in Frage stehenden Handlung zum Aus- 
druck gelangt, insbesondere dann, wenn diese Anschauung 
in der Volksüberzeugung wurzelt und auf besondern Ver- 
hältnissen des Landes beruht. In diesem Sinne bestimmt 
St. Gallen Art. 4 a. E.: 

Ist in den Fällen der lit. c (wenn Angehörige im Auslände 
ein Verbrechen begehen) die strafbare Handlung am Begehungsort 
mit milderer Strafe bedroht, so ist sie zwar nach gegenwärtigem 
Strafgesetz, jedoch nach Massgabe jener mildern Auffassung zu be- 
urtheilen. 

Die Frage, ob nur Bürger oder auch Einwohner als 
Angehörige des Staates zu behandeln sind, sollte gloich- 
mässig entschieden weiden, ob nun der Angehörige am 

Stoot», Grund»üge de» sehwpi*. Straf rocht*. 11 



Digitized by Google 



162 Dag räumliche Geltungsgebiet der Strafgesetze. 



Verbrechen aktiv oder passiv betheiligt ist, als Thater 
oder als Angegriffener. Da die bleibende Niederlassung 
einer Person in einem Staate thatsächlich ebenso wichtig 
ist, als das staatsrechtliche Verhältniss dieser Person zum 
Staate, so ist in Erwägung zu ziehen, ob der Niederge- 
lassene nicht dem Bürger gleichgestellt werden soll, wie 
dies für die interkantonale Auslieferung geschehen ist, 
falls es nicht gelingen sollte, den Satz in das schweize- 
rische Staatsrecht einzuführen, dass Niederlassung bei 
längerer Dauer Bürgerrecht begründet. 

Für alle im Ausland begangenen Delikte fallt die 
gerichtliche Erledigung des Falles im Auslande gleichmässig 
in Betracht. Gewiss ist es richtig, Verletzungen unserer 
staatlichen Interessen ohne Rücksicht auf eine Beurtheilung 
im Auslande zu bestrafen, da das Strafbedürfniss des In- 
landes in diesem Falle intensiver ist, als das des Auslandes. 
Bei den übrigen Delikten muss dagegen das „non bis in 
idem" gelten, da die Interessen des Inlandes und des 
Auslandes hier im Grossen und (Tanzen Übereinstimmen. 

Billigung verdient die Vorschrift des Art. 3 von Basel: 
In den Fällen der §§ 1 und 2 unterbleibt die Verfolgung oder 
sie wird eingestellt, wenn von einem zuständigen auswärtigen Ge- 
richte Uber die Handlung rechtskräftig erkannt und entweder eine 
Freisprechung erfolgt oder die ausgesprochene Strafe vollzogen, 
verjährt oder erlassen ist, 

soweit sich dieselbe auf gemeine Delikte bezieht. 

Dagegen rechtfertigt es sieh nicht, dass die ausländische 
Beurtheilung politischer Delikte in so weitgehendem 
Masse berücksichtigt wird. 

Anerkennung verdient die Bestimmung Basels auch 
insofern, als sie nicht bloss die im Ausland begangenen 
Delikte umfasst, sondern sich auf die im Inland begangenen 
erstreckt. Es entspricht iu der That der Gerechtigkeit, 
dass ein Verbrecher, der wegen eines «gemeinen) in der 
Schweiz begangenen Verbrechens im Ausland bestraft 
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■worden ist, in der Schweiz der nämlichen Handlung wegen 
nicht nochmals bestraft wird 1 1. 

Die dem deutschen Reichsstrafgesetze Art. 37 nach- 
gebildete Vorschrift, gemäss welcher einem Basler wegen 
eines im Ausland beurtheilten Verbrechens durch besonderes 
Verfahren das Aktivbürgerrecht entzogen werden kann*), 
rechtfertigt sich insoweit, als die im Ausland begangene 
Handlung den Thater zu der Ausübung bürgerlicher 
Ehrenrechte unwürdig erscheinen lässt. Diese Regelung 
dürfte zweckmässiger sein, als die verwandte Bestimmung 
von Neuenburg 181U Art. 37, welche die Aberkennung der 
Ehrenrechte theils auf Grund des auslandischen Urtheils, 
theils auf Grund eines besondern Verfahrens vorsieht. 



') Eine Doppelbestrafung kann leicht vorkommen, da die meisten 
Staaten ihre Angehörigen wegen im Ausland .begangener Verbrechen be- 
strafen. Begibt sich nun der Bestrafte nach der Strafvollstreckung in 
das Land, in welchem er das Verbrechen begangen hat, so tritt der 
Kollisionsfal) ein. 

*) Art. 17: Wenn ein KantonsbUrger auswärts wegen eiues Verbrechens 
verurtheilt worden ist, welches in diesem Gesetze mit Zuchthaus, allein 
oder neben der Gefangnissstrafe, bedroht ist, so kann gegen ihn ein Straf- 
verfahren eingeleitet und auf Verlust des Aktivburgonechts für die Zeit 
von 2 bis 10 .fahren erkannt weiden. 



■H—M- 
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Zweites Buch. 

Die strafbare Handlung, 

IV. Kapitel. 

Die Eintheilung der strafbaren Handlungen. 

Systematische Zusammenstellung S. 18—21. 



8 6. 

Die Eintheilung der strafbaren Handlungen in zwei 
oder mehrere Klassen rechtfertigt sich, sofern sich Ab- 
theilungen von strafbaren Handlungen ausscheiden lassen, 
welche wegen ihrer Besonderheit eine besondere gesetz- 
geberische Behandlung erfordern. Die Gesetzgebungen 
haben nun stets solche Klassifikationen aufgestellt, wobei 
sie freilich von sehr verschiedenen Gesichtspunkten aus- 
gingen. Auffallender Weise werden die strafbaren Hand- 
lungen nach der Art der auf sie angedrohten Strafe und 
nicht unmittelbar nach der Schwere des Verschuldens 
eingetheilt. So schon im Mittelalter, welches Verbrechen 
an Hals und Hand ! Malefiz; und an Haut und Haar (Fre- 
vel) unterschied. In der schweizerischen Strafgesetzgebung 
treten folgende Gruppen hervor: 
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1. Die Gruppe des französischen Rechts. Die einleiten- 
den Bestimmungen des französischen Strafgesetzbuches von 
1810 schreiben in Art. 1 vor: 

L'infraction que les lois punissent des peinea de police est 
une contra vention. L'infraction que les lois punissent des 
peines correctionnelles est un d e 1 i t. L'infraction que les lois 
punissent d'une peine afflictive ou infamante est un crime. 

Die kriminellen, die korrektionellen und die polizei- 
lichen Strafen sind der Art nach verschieden gestaltet. 
Die Unterscheidung ist im französischen Strafrechte nament- 
lich von Bedeutung in Bezug auf Versuch. Verjährung, 
Zusammen treffen von Delikten, Rückfall. Theilnahme und 
mildernde Umstände. Sie kommt auch zur Geltung, wenn 
das Delikt im Auslande begangen wurde, in Auslieferungs- 
fallen. Dann aber ist die Unterscheidung massgebend für 
die praktisch ausserordentlich wichtige Bestimmung der 
sachlichen Zuständigkeit. In Betracht fallt nicht die er- 
kannte, sondern die angedrohte Strafe, so dass z. B. wegen 
Milderungsgründen korrektionelle Strafe eintreten kann, 
der Fall aber nicht als Vergehen, sondern als Verbrechen 
behandelt werden muss. Mit dem Code pönal stimmen 
wörtlich Neuenburg Art. 1 überein und im Wesentlichen 
auch Bern Art. 1. Freiburg Art. 2, Tessin Art. 1, Genf 
Art. 1. Appenzell A.- Rh. 4j 4. St. Gallen Art. 1. Diese Ge- 
setzgebungen sehen für jede der drei Klassen verschiedene 
Strafen vor: also Kriminal-, Korrektional- und Polizeistrafen. 
Die Uebertretungen bestimmt St. Gallen prozessualisch, in- 
dem als solche die Handlungen gelten, für welche „nur 
polizeiliche Abwandlung- vorgesehen ist. Die haupt- 
sächlichste Kriminalstrafe ist Zuchthaus, korrektionelle 
Strafe das Gcfangniss oder das Korrektionshaus, polizei- 
liche Strafe die Haft prison civile» und die Geldhusse. 
Die Bedeutung der Dreitheilung für das materielle Straf- 
recht gestaltet sich nach den einzelnen Gesetzgebungen 
verschieden; es ist namentlich auf die Abschnitte über 
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Versuch, Rückfall. Verjährung, Zusammen treffen und über 
räumliches Geltungsgebiet zu verweisen. 

2. Graubunden § 1 und P. G. § 1. Aargau S 1 und 
Z. P.G. § \,' Schaff hausen 1 und >, Luzern 4? 1 und 
P. St. G. $ 1, Obwalden Art. 1 und P. St. G. Art. 1. Glarus 
£ 1, Solothurn §2 unterscheiden Verbrechen und Ver- 
gehen. Graubunden, Aargau, Luzern, Obwalden, welche be- 
sondere Polizeistrafgesetzbücher besitzen, insbesondere Kri- 
minal verbrechen und Polizei vergehen. Schwyz gehört 
ebenfalls zu dieser Gruppe, wenn es auch die Polizei ver- 
gehen zur Zeit nur gewohnheitsrechtlich regelt. 

Die Polizei vergehen umfassen aber nicht nur 
das polizeiliche Unrecht im eigentlichen Sinne, sondern 
alle mit andern als Kriminalstrafen bezw. Zuchthaus be- 
drohten Handlungen. Die Grenze wird von den einzelnen 
Gesetzen ganz verschieden gezogen, was nicht auffallen 
kann, da ein innerer Unterschied zwischen Kriminal- und 
Polizei vergehen in diesem Sinne nicht besteht, wenn der- 
selbe nicht etwa in der Gesinnung des Thäters und dem 
Motiv gefunden werden kann. Doch ist dieser Gesichts- 
punkt nicht verwerthet worden. 

Nach den Polizeistrafgesetzen von Obivalden Art. 1\ 
zerfallen die Polizeiübertretungen in „geringere Rechts- 
verletzungen- und in „Uebertrctungen allgemeiner Polizei- 
verordnungeu u , im Besondern in: 

a, „Strafwürdige Handlungen oderUnterlassungen, welche 
unmittelbare Rechtsverletzungen an sich, nur durch 
den geringem Grad ihrer Schädlichkeit oder durch 
die minder gefahrliche Beschaffenheit des thäterischen 
Willens von Verbrechen sich unterscheiden, und 
/>. Handlungen oder Unterlassungen, die strafwürdig 
sind, weil sie ausdrücklichen Verordnungen zuwider- 
laufen, die der Staat in seiner sittlich-religiösen Rich- 
tung oder überhaupt als Polizeigewalt zu Schutz und 
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Schirm seiner Angehörigen erlässt, um durch Straf- 
verbot das, was wider Ordnung. Sicherheit und Würde 
ist, zu verhüten." 

Diese beiden Deliktsklassen, welche in besondern Ab- 
schnitten behandelt werden . entsprechen den Vergehen 
und Polizeiübertretungen der französischen Gruppe. Ob- 
ivalden steht daher dieser Gruppe sehr nahe. 

Aargau Z. P. G. § 1 sieht für Ehrverletzungen, körper- 
liche Angritte auf Personen, Verletzungen des öffentlichen 
und Privateigen thums, Beschädigungen durch Missbrauch 
des Vertrauens und überhaupt für Vergehen gegen die 
öffentliche Ruhe, Ordnung, Sicherheit und Sittlichkeit zucht- 
polizeiliche Bestrafung vor. „sofern sie nicht ihrer Natur 
oder den sie begleitenden Umstanden nach der kriminellen 
Bestrafung unterliegen u . Es gestaltet sich also die näm- 
liche Handlung je nach Umstünden als Kriminalverbrechen 
oder als Zuchtpolizeivergehen. Ob solche Umstände vor- 
liegen, entscheidet das richterliche Ermessen. 

3. Wallis Art. 2, Basel § 1 und P. St. G. § 1, Zürich 
$ 2, Zug § 1. Neuenburg 1891 Art. 1, 432 unterscheiden 
ausdrücklich Verbrechen und Polizeiübertretungen und 
begreifen unter den letztern vorwiegend das polizeiliche 
Unrecht, das Zürich Gesetz betreffend die zürcherische 
Rechtspflege <? 1040 und Wallis Art. 2 als Widerhandlungen 
gegen Polizeigesetze und Verordnungen definiren. Nur 
Wallis und Neuenburg behandeln aber das Polizeistrafrecht 
in dem Strafgesetze und unterwerfen es mit einigen Aus- 
nahmen den allgemeinen Grundsätzen. 

Basel-Stadt stellt ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch 
auf, das sich zur Aufgabe setzt, in den allgemeinen Bestim- 
mungen der eigenartigen Natur des Polizeiunrechts gerecht 
zu werden. So ist auch die fahrlässig begangene Handlung 
strafbar, sofern nicht nach Wortlaut und Sinn der Vorschrift 
nur die vorsätzliche Begebung mit Strafe bedroht ist lOi. 
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Unkenntnis« der Polizeivorschriften begründet im Allge- 
meinen weder Ausschliessung noch Milderung der Straf- 
barkeit. Nur wenn sie in einem besondern Falle völlig 
entschuldbar ist, kann der Richter auf eine geringe Geld- 
busse erkennen oder Straflosigkeit eintreten lassen (§ 14;. 
In Bezug auf den subjektiven Thatbestand wird die Poli- 
zeiübertrotung somit strenger behandelt als das Verbrechen. 
Dagegen bleiben Versuch und Geh ü Ifenschaft in der Regel 
straflos (gg 11 und 12). Bei jugendlichen Personen -bis 
zum 18. Altersjahr) kann in leichteren Füllen statt der 
Strafe eine Verwarnung eintreten; für Geldbusse und 
Schadenersatz können jedoch die Eltern oder Gewalthaber 
verantwortlich erklart werden $ 13 1. Werden polizeiliche 
Vorschriften, für deren Beobachtung, im Sinne derselben, 
das Familienhaupt, der Hausherr oder Hausbesitzer, der 
Dienstherr, Lohnherr, Gewerbsinhaber oder Unternehmer 
verantwortlich sind, auf dessen Befehl oder Anordnung 
durch Familienangehörige , Dienstboten , Lehrlinge oder 
Arbeiter verletzt, so haftet nur derjenige, auf dessen Be- 
fehl oder Anordnung die Polizeiübertretung verübt wor- 
den ist. sofern nicht der Thittcr besonderer polizeilicher 
Abmahnung oder Aufforderung zuwider gehandelt hat 

1* 12?.» 

Sehr beachtenswert ist die Vorschrift über Schaden- 
ersatz. Ist .Jemand zum Schadenersatz verurtheilt worden 
und ist das Mass desselben bedeutend oder das Verschulden 
gering, so kann von Strafe abgesehen werden i§ 10), in- 
dem die natürliche Straffunktion , welche der Schaden- 
ersatzleistung innewohnt, eine staatliche Reaktion ent- 
behrlich macht. 

Diese Bestimmungen sind jeweilen bei den bezüglichen 
Abschnitten zu würdigen. Es darf aber hier anerkannt 
werden, dass das Polizeistrafgesetzbuch von Basel-Stadt das 
Wesen des Polizeiunrechts tiefer erfasst hat, als alle andern 
schweizerischen Strafgesetze. 
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Zürich und Zug überweisen das Polizeistrafrecht be- 
sonderer Gesetzgebung. 

4. Bund, Thurgau, Waadt geben keine Eintheilungen 
der strafbaren Handlungen. Ihre Strafgesetzbücher be- 
schranken sieh auf das kriminelle Unrecht und tiberlassen 
das Polizeiunrecht den Xebengesetzen. Der Entwurf von 
Waadt behalt diese Regelung bei , da die Polizeistrafge- 
setzgebung einem ziemlich raschen Wechsel unterworfen 
sei, so dass öfters Abänderungen des Strafgesetzbuches 
erforderlich würden 1 ». 

Wahrend Zürich £ L\ Zug 4? 1 und Waadt Ylh die An- 
wendung der allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetz- 
buches auf die Polizeiübertretungen ungerechtfertigter 
Weise 8 / gänzlich aussen Hessen, stellen Bund, Thurgau und 
der Entwurf von Waadt kein solches Verbot auf. Nach 
diesen letztern Gesetzen finden daher die allgemeinen 
Grundsatze des Strafgesetzbuches auf die Polizeiüber- 
tretungen insoweit, aber auch nur insoweit. Anwendung, 

') Vcrgl. Projet de code penal, precede du resume des proces-verbaux 
des seances de la commission legislative chargee de la revisioii du code 
penal du 18 fevricr 1843. Lausanne 1882, S. 1« und 17. 

*) Vergl. die zutreffende Kritik von C<nr<c»n in den Motiven /u dem 
Waadtlander Entwurf, Oktavausg., S. 18. welcher von dieser Regelung sagt : 
„Elle etait dangereuse en ee sens que Ton paraiasait declarer que les prin- 
cipe« generaux du droit penal, ne devaient paa ötre appliques lorsqu'it 
s'agirait de lois speciales. (ependant, l'on ne pouvait pas restreindre au 
code les prineipes generaux «pai ne sont autres que les principe* de bon 
sens en roatierc de droit penal." I eher die Anwendung des Art. 12 be- 
merkt Correron: „A plusieurs reprises. il a ete constate que cette dispo- 
sition offrait des inconvenients lorsqu'il s'agissait d'appüquer des loia spe- 
ciales en mattere de delit de presse ou delit forestier, pur exemple. ("est 
ainai que l'on u'a pu appliquer ä ces delits, ni les regle* du code sur le 
discernement, ni Celles sur l'imputabilite, la complicite, la provocation, c'est- 
ä-dire leg prineipes fondamentaux du droit penal. ('et inconvenient a ete, 
du reste, senti lors de IVlahoration du code forestier en 1872, puisque Ton 
a ete ohlige de repeter plu>ienrs dispositioiis du code penal dans les inline« 
termes." 
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als die Xebengesetzc nicht besondere Vorschriften ent- 
halten. Die Straf polizeigesctze des Bundes stellen freilich 
eine Menge Bestimmungen über Versuch, Theilnahme, 
Rückfall, Verjährung, Umwandlung uneinbringlicher Geld- 
strafen auf, ohne dass für die Verschiedenheit dieser 
Regelung ein innerer Grund ersichtlich wäre. Diese 
Missstande sind gewiss auf den Mangel einer sachgemäßen 
Anordnung und Eintheilung der polizeistrafrechtlichen 
Materien zurückzuführen. 

Die Dreitheilung leidet an dem Mangel, dass Ver- 
brechen und Vergehen nur äusserlich unterschieden werden 
können; denn sie gehen in ihrem Wesen in einander über, 
und die eine Handlung erscheint bald als Verbrechen, 
bald als Vergehen. Die Gesetzgebungen , die von jeder 
Unterscheidung absehen, verkennen dagegen den in der 
Natur der Sache begründeten Unterschied zwischen Kri- 
minal- und Polizeiunrecht. Dei*selbe darf allerdings nicht 
so gefasst werden, wie in Aargau, Luzem, Obivalden und 
theilweise auch in Graubünden, denn diese Gesetzgebungen 
fassen einfach die Vergehen und Polizeiübertretungen im 
Sinne der Dreitheilung in den Begriff Polizeivergehen zu- 
sammen , so dass der eben geäusserte Vorwurf auch sie 
trifft. Richtig erscheint dagegen die Eintheilung von Basels 
Zürich, Zug, Neuenburg 1891, indem hier als Polizeiunrecht 
vorwiegend das Gebiet der Ungehorsamsdelikte ausge- 
schieden wird, und dieses stellt sieh gegenüber dem an- 
dern Unrecht als ein eigenartiges dar. 
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V. Kapitel. 

Ziirecliimngsfäliigkcit. 

St/Htentatuichf ZummmensteUutuj S. 21—38. 

§ 7. Der Begriff der Zurechnungsfähigkeit. 

Alk* Gesetze betrachten die Z n r e e h n u n gs fü h i g- 
keit des Thäters zur Zeit der That als Voraussetzung 
der Strafbarkeit und erklären den Thäter nicht für ver- 
antwortlieh, wenn er sich zur Zeit der That im Zustande 
der Unzurechnungsfähigkeit befand. Dabei gehen die alteren 
Gesetze, so Bund 30, Thurgau 21 tf.. Schaffhausen ;>4, Luzern 
4* (Marginalie), von dem Hegritt' der Zurechnung aus 
und stellen die Fülle zusammen, in welchen dem Thiiter 
seine That nicht zur Schuld zugerechnet werden darf. Da 
die Zurechnung nicht nur durch Unzurechnungsfähigkeit 
des Thäters. sondern überhaupt dann aufgehoben wird, 
wenn die That nicht auf den schuldhaften Willen des Ur- 
hebers zurückzuführen ist, so zählen die Gesetze Zwang, 
Irrthum und, was freilich zu weit geht, auch Drohung und 
Nothstand als Fälle auf, in denen die Zurechnung weg- 
fällt. Andere Gesetze werfen die Hegritte Zurechnung und 
Zurechnungsfähigkeit zusammen und nehmen mangelnde 
Zurechnungstahigkeit auch in Fällen an. in denen der 
Thäter sich im Zustande der Verantwortlichkeit befand, : 
aber ein Grund vorlag, der die Zurechnung zur Schuld 
aussen loss. So erklärt Graubunden 4.~>h diejenigen als un- 
zurechnungsfähig, welche durch unwiderstehliche körper- 
liche Gewalt oder durch solche Drohungen zur That ge- 
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zwungen worden sind, welche mit einer gegenwärtigen, 
auf keine Art abzuwendenden Gefahr für Leib und Leben 
des Thäters oder dritter Personen verbunden waren. Eine 
ähnliche Bestimmung enthalt Obwalden ,H4s, und auch andere 
Gesetze halten Zurechnung und Zureehnungsfähigkeit nicht 
scharf auseinander, namentlich betrachten manche Gesetze 
den im Nothstande Handelnden als unzurechnungsfähig, wo- 
rüber das Ntthere bei der Behandlung des Nothstandes aus- 
zuführen ist. Da jedoch sowohl mangelnde Zurechnung als 
mangelnde Zureehnungsfähigkeit Straflosigkeit begründen, 
so hat die Verwechslung zwar die Einsicht in das Wesen 
der Sache verdunkelt, ist aber ohne erhebliche praktische 
Nachtheile geblieben. 

Gegenstand dieser Darstellung bildet nur die Zu- 
reehnungsfähigkeit, also der innerli che Zustand des 
Menschen, welcher die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
begründet. Diesen bestimmen die Gesetze in sehr ver- 



schiedener Art. Die Bestimmung ist aber regelmassig eine 



negative, es werden nämlich nicht die Voraussetzungen 
der Zureehnungsfähigkeit angegeben , sondern die Fälle 
bezeichnet, in welchen die Zurechnungsfähigkeit fehlt, also 
Unzurechnungsfähigkeit vorhanden ist. Zwar eröffnen Aar- 
gau §4iVi und Luzern $ 48 8 1 den betreffenden Abschnitt 
/ » f mit einer positiven Vorschrift: allein auch sie führen so- 

I ! . dann die Fälle der Unzurechnungsfähigkeit einzeln auf. 
J p v^ry Regelmässig werden zwei Fälle der Uuzurechnungs- 

'/ 4 q fähigkeit hervorgehoben, jugendliches Alter und auf- 
' l , r - gehobene Geisteskraft. Das jugendliche Alter behandeln 

alle Gesetze besonders. Hinsichtlich der aufgehobenen 
Geisteskraft beschränken sich mehrere welsche Gesetze, 



') AargitH § 4ö. Ein Verbrechen setzt den freien Willen des Thäters 
voraus. 

») Luzern § 48. Di«' St rat barkeit einer an sich verbrecherischen Hand- 
lung setzt Vernunft und Willenstmheit des Thäters zur Zeit ihrer Verübung 

voraus. 
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dem Code penal folgend, darauf, die einzelnen Zustände 
namentlich anzuführen, so z. B. Neuenburg Art. 39 demence 
und 6>*/ Art. f>2 alieiiation mentale. Mehrere Gesetze der 
deutschen Schweiz unternehmen es, die Fähigkeiten im 
Einzelnen zu bestimmen, deren Mangel Unzurechnungs- 
fähigkeit begründet, so s. B. Bund Art. 27, Thurgau s, 22, 
Graubünden § 4ö 8 , Schaffhausen § 34, $ 30. Eine dritte 

Gesetzesgruppe verbindet die beiden Methoden, sie nennen 
zunächst einzelne Zustände, bestimmen dieselben aber 
dann nach ihrem Grade und ihrer psychologischen Be- 
deutung näher; zu diesen gehören Zürich i? 44 und Solo- 
thum $ 37. 

Der Stand der schweizerischen Gesetzgebung ergibt 
sich im Einzelnen aus folgender Uebersicht: 

1) Zustände der Unzurechnungsfähigkeit 
nennen: Neuenburg Art. 39 Wahnsinn <de-mence"i. Neuen- 
bürg 1891 Art. 70 auch irresponsabilite intellectuelle, Genf 
Art. 52 Geisteskrankheit uüienation mentale), Schwyz 4? 31 
Gemüthskrankheit, Verrücktheit. Blödsinn oder unverschul- 
dete Sinnesstörung. 

2i Fähigkeiten, deren Mangel die Zurech- 
n ungsfähigkeit aufhebt, bezeichnen: 

Graubünden § 45 2 , Obwalden Art. Ms, Wallis Art. Ho: 
Die Vernunft. Als der Vernunft Beraubte werden von 
Graubünden und Obwalden hervorgehoben: Wahnsinnige, 
Rasende, Verrückte, völlig Blödsinnige und solche, welche 
sich im Augenblicke der That in einem Zustande vorüber- 
gehender gänzlicher und unverschuldeter Bewusstlosigkeit 
oder Verwirrung der Sinne oder des Verstandes befanden. 

Tessin Art. 4(>, § la, das Bewusstsein der Handlung. 

Bern Art. 43 das Bewusstsein der Handlung oder der 
Strafbarkeit derselben. 

Thurgau § 22 das Bewusstsein der Strafbarkeit der 
Handlung oder die Fähigkeit der Selbstbestimmung. 
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Basel § 30 und Zug $ 26 die freie Willensbesthnmung 
oder die zur Erkenntniss der Strafbarkeit der Handlung 
nöthige Urtheilskraft. 

Bund Art, 27 und Schaff hausen 4? M l ) Urtheilskraft und 
Willensfreiheit. 

X) Die beiden Methoden verbinden folgende 
Kantone : 

liaadt Art. öl » und Freiburg Art. ö6 nennen Wahnsinn 
sowie Krankheit und Gebrechlichkeit, sofern diese den 
Thäter ausser Stand setzen, die Folgen und die Moralitat 
seiner Handlungen zu beurtheilen. 

Aargau £ 4") zählt auf: diejenigen, deren Geisteskräfte 
nicht so weit entwickelt sind, dass sie die Folgen und die 
Strafbarkeit einer Handlung einsehen können; die durch 
Geisteskrankheit des Gebrauches der Vernunft Beraubten, 
zeitweise V er rückte, Sinnes- oder Verstandes verwirrte, so- 
fern der Thäter sieh seiner Handlung oder ihrer Strafbar- 
keit nicht bewusst war. 

Luzern § öl unterscheidet Raserei. Wahnsinn und Ver- 
standesmangel. Blödsinn, sofern derselbe den Thäter ausser 
Stand setzte, die Folgen der Handlung richtig zu beurtheilen 
oder deren Strafbarkeit einzusehen, Verwirrung der Sinne 
oder des Verstandes, wenn dieselbe das Bewusstsein der 
Handlung oder deren Strafbarkeit aufhob. 

Schaffhausen § 37 führt Wahnsinn, Raserei und Sinnes- 
verwirrung an , sowie Krankheit und Leibesgebrechen, 
welche den Thäter ausser Stand setzen, die Folgen der 
Strafbarkeit seiner Handlung einzusehen und richtig zu 
beurtheilen *). 

') Schaff hausen folgt aber in § M7 dem gemischten System. 

») Schaphausen schliefst sich in der Strafgesetznovelle vom ü. No- 
vember 1891 nun faat wortlich an Zürich an. $ 30 bestimmt: Die Straf- 
liarkeit einer Handlung ist ausgeschlossen wenn die ücistesthätigkeit des 
Handelnden zur Zeit der Begehung der That so beschaffen war. dass er 
die Fähigkeit der Selbstbestimmung oder die zur Erkenntnis* der Straf- 
barkeit erforderliche Urlbeilskraft nicht bes»ass. 
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Glarns § 28 und Appenzell § 36 erklären diejenigen 
als unzurechnungsfähig, welche wegen Geisteszerrüttung 
oder Blödsinn die zur Erkenntniss der Strafbarkeit ihrer 
That erforderliche Urtheilskraft nicht besitzen. 

Zürich § 44 und St. Gallen Art. 23 schliessen die Straf- 
barkeit der Handlung aus, wenn die Geistesthätigkeit des 
Handelnden zur Zeit der Begehung der That in dem Masse 
gestört war, dass er die Fähigkeit der Selbstbestimmung 
oder die zur Erkenntniss der Strafbarkeit der That er- 
forderliche Urtheilskraft nicht besass. 

In üebereinstimmung mit dem deutschen Reichsstraf- 
recht § 51 nimmt Solothurn § 37 eine strafbare Handlung 
nicht als vorhanden an, wenn der Thäter sich in einem 
Zustande von Bewusstlosigkeit oder krankhafter Störung 
der Geistesthätigkeit befand, durch welche seine freie 
Willensbestimmung ausgeschlossen war. 

Trotz der Mannigfaltigkeit der gesetzgeberischen Ge- 
staltung treten doch zwei Fähigkeiten typisch hervor: 

1) Die Fähigkeit, die Handlung richtig zu 
beurtheilen, das Unterscheidungsvermögen. 
Tessin betont ausschliesslich das Bewusstsein der Hand- 
lung. Aargau, Luzern, Thurgau, Bern erwähnen überdies 
das Bewusstsein der Strafbarkeit. Die sittliche Würdigung 
der Handlung und die Beurtheilung der Folgen heben 
Waadt, Aargau, Schaffhausen, Luzern hervor. Auf die zur 
Erkenntniss der Strafbarkeit erforderliche Urtheilskraft 
legen Bund, Sc ha ff hausen, Glarus, Appenzell, Zürich und 
St. Gallen Gewicht. Es sind dies aber verschiedene Er- 
scheinungen desselben Vermögens. 

2) Die Fähigkeit freier Willensbestimmung. 
Freie Willensbestimmung fordern ausdrücklich Basel, Zug, 
Solothurn, Fähigkeit der Selbstbestimmung Thurgau, Zürich, 
St. Gallen, ältere Gesetze, wie Lusern und Aargau, ver- 
wenden den Ausdruck Willensfreiheit. 
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Somit ergeben sich trotz der negativen Behandlung 
nach der Mehrzahl der Gesetze zwei positive Voraus- 
setzungen der Zurechnungsfähigkeit: das Unterschei- 
dungsvermögen und die Dispositionsfähigkeit. 
Ob es jedoch Aufgabe der Gesetzgebung ist, diese Voraus- 
setzungen der Zurechnungsfahigkeit als gesetzliche auf- 
zustellen, und ob es sich nicht vielmehr empfiehlt, nach 
dem Muster der französischen Gesetzgebung die Zustände, 
durch welche die Strafbarkeit aufgehoben wird, nament- 
lich aufzuführen, sei hier nur zur Erwägung gestellt. 

S 8. Die Zustände der Unzurechnungsfähigkeit. 

I. Jugend und zurückgebliebene Entwicklung. 
Das jugendliche Alter. 

i. Kindheit. Die Fähigkeiten, welche die Zurechnungs- 
fähigkeit voraussetzt, gehen dem Kinde regelmässig ab; 
sie werden erst im reifern Jugendalter erworben. Bis zu 
diesem Zeitpunkte ist das Kind nicht zurechnungsfähig. 

Das anerkennen nun zwar alle Gesetze, allein sie be- 
stimmen diesen Zeitpunkt in verschiedener Weise. 

Schwyz § ;\\ sagt einfach: 

Kriminalstrafen können daher nicht verhängt werden gegen 
Solche : 

a. deren mangelhafte Entwicklung jede reifere Einsicht ausschliesst. 
Die Marginalie lässt keinen Zweifel darüber, dass sich 
die Bestimmung auf die wegen Jugend noch nicht ab- 
geschlossene und nicht auf eine fehlerhafte Entwicklung 
bezieht. 

Die übrigen Gesetze, mit einziger Ausnahme von 
Neuenbürg, setzen ein Alter fest, bis zu welchem das Kind 
als unzurechnungsfähig angesehen wird, sollte die Ent- 
wicklung im einzelnen Falle auch noch so weit vorge- 
schritten sein. 
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Diese Periode der Kindheit erstrecken: 

bis zum zurückgelegten 10. Alters jähre : 

Lusern § 49, Tessin Art. 49 und Genf Art. 48. Auch 
Graubünden scheint dieser Gruppe anzugehören. Zwar 
sollen die Strafgesetze wegen mangelnder Zurechnungs- 
fahigkeit gegen Kinder, welche das 14. Altersjahr noch 
nicht erfüllt haben, nicht angewendet werden, allein $ 45 
8t. U., der diese Vorschrift enthalt, ist durch die entgegen- 
stehende Vorschrift des § f> Polizeistrafgesetz aufgehoben 
worden. Hienaeh werden strafbare Handlungen Minder- 
jähriger bis nach Vollendung des 10. Altersjahres jler 
häuslichen Züchtigung oder der Bestrafung dun -h^ die 
Schulbehörden überlassen; von dem angehenden 11. bis 
zum vollendeten 14. Altersjahre aber werden polizeiliehe 
Vergehen du rch die Schulbehörden, .,k r i mTne'fTs t~r a f - 
bare Handlungen, gegen welche die Straf- 
gesetze wegen mangelnder Zurechnungs- 
fähig k e i t n i c h t A n w e n d u n g fi n d e n u , durch das 
Polizeigericht bestraft. Es besteht also zwar keine 
kriminelle, aber eine polizeistrafrechtliche Zureehnungs- 
fahigkeit! 

bis zum zurückgelegten 12. Jahre: 

Bund Art. 30, Thurgau §21, Schaff hausen § 3ö und 
Novelle § 31. Obwalden Art. 34, Ziffer 1. Bern Art. 44, 
Glarus § 27, Freiburg Art. b'O, Zürich § 4.*). Basel §31, 
Zug § 27, Appenzell § 37, Solothurn § 42, Neuenburg 1891 
Art. 77. 

St. Gallen Art. 24 für Verbrechen im engern Sinne: 
bis zum zurückgelegten 14. Jahre: 

Waadt Art. öl und Wallis Art. 89; 
bis zum zurückgelegten 15. Jahre: 

Aargau §45«: wenn aber junge Leute unter lf> Jahren 
einen besonders entwickelten Verstand und einen hohen 
Grad von bösem Willen verrathen. so gilt für Aargau 
der Satz: „malitia supplet aetatem u ; 

8too»t, GrundzOg« dr« Schweiz. Strafrooht». 12 
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bis zum zurückgelegten 16. Jahre: 

St. Gallen für Vergehen im engern Sinne Art. 24, Abs. 2. 
St. Gallen unterscheidet nämlich, ob ein Verbrechen oder 
Vergehen begangen wurde. Für Verbrechen wird absolute 
Unzurechnungsfähigkeit nur bis zum 12. Jahre angenom- 
men, für Vergehen bis zum 16. Jahre des Thäters. Eine 
solche Unterscheidung steht mit der Natur der Sache nicht 
im Einklang, denn es ist leicht denkbar, dass die Einsicht 
bei Verbrechen, z. B. bei Hochverrath oder Urkunden- 
fälschung, thatsächlich später eintritt, als bei Vergehen, 
z. B. bei Diebstahl und Betrug. 

2. Die kritische Periode. Die Entwicklung des Kindes 
geschieht allmälig und beinahe unmerklich, wenn auch 
stetig. Dies gilt auch für die Entwicklung der Fähigkeiten 
und Vermögen, welche die Zurechnungsfähigkeit voraus- 
setzt. Ferner ist die Entwicklung eine individuell sehr ver- 
schiedene und nur insofern gleichmässig und konstant, als 
sie bei einer normalen Person innerhalb eines gewissen 
grössern, nach Jahren bemessenen Zeitraumes regelmässig 
eintritt. Von dieser Erwägung ausgehend, stellt die Mehr- 
zahl der Gesetze eine zweite, auf die Kindheit folgende 
Alteisperiode auf. während welcher die Zurechnungsfahig- 
keit in jedem Falle festzustellen ist. während im Uebrigeu 
eine solche Feststellung nur auf besondere Veranlassung, 
z. B. bei Verdacht auf Geisteskrankheit, erfolgt. Dieser 
Zeitraum, welcher als kritische Periode bezeichnet 
werden kann, umfasst das 
10.- -14. Altersjahr in Tessin Art. 50: 
10. — 16. Altersjahr in 6>>// Art. 49 ; 

12.— 16. Altersjahr in Bund Art. 30,. Thurgau §21, Schaff- 
hausen § 35 und Novelle 31, Bern Art. 46, Frei- 
burg Art . 61, Zürich § 45, Zug § 27, Appenzell % 37 ; 

10.— 18. Altersjahr in Luzern § 50; 

12 — 18. Altersjahr in Basel $ 32, Solothurn § 42, Neuen- 
burg 1891 Art. 78; 
14.— 18. Altersjahr in Waadt Art. 53, Wallis Art. 90. 



Digitized by Google 



Die Zustande der Unzurechnungsfähigkeit. 



17i) 



Dass Tessin die kritische Periode schon mit dem 
14. Altersjahr abschliesst, erklart sich aus seiner südlichen 
Lage. Dagegen erscheint die Schwankung zwischen dem 
16. und 18. Altersjahr ziemlich willkürlich. Für Basel, 
Solotkum und Neuenburg 1891 mag das deutsche Rcichs- 
strafgesetz von Einttuss gewesen sein 1 ). Die deutsche 
Bestimmung beruht auf einem Gutachten der wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medizinalwesen in Preussen, 
welches ausführt: „Der Charakter der Adoleszenz pflegt 
sich nicht vor dem 12. bis 16., zumeist selbst 18. Jahre 
auszuprägen. 4 Auch Neuenburg Hess die Zurechnungs- 
fahigkeit von jugendlichen Personen unter 16 Jahren fest- 
stellen. Da jedoch Neuenbürg nach dem Vorbilde des 
Code penal keine Stufe absoluter Unzurechnungsfähigkeit 
kannte, so begann die kritische Periode im zartesten 
Kindesaiter. Das Mangelhafte dieses Oesetzeszustandes 
wird in den Motiven zu Neuenburg 1891 von Staatsrath 
Cornaz rückhaltlos anerkannt *>. Ist es doch vorge- 
kommen, dass Kinder von 11. von 10, ja von 9 Jahren 
durch Landjäger vor Gericht gebracht worden sind. 

Die Gesetze von Glarus, Graubunden, Aargau, Obwalden 
und St. Gallen grenzen nicht eine feste Zwischenzeit als kri- 
tische Periode ab. Es gelten also für die Feststellung der 
Zurechnungsfahigkeit die gewöhnlichen Vorschriften. Doch 
weist Glarus $ 27 ausdrücklich auf eine Prüfung der Zurech- 
niii igsfahigk ei t der Jugendlichen hin. indem es bestimmt: 

Gegen Kinder, welche zur Zeit der Verlibung der That das 
12. Alterajabr noch nicht zurückgelegt haben oder denen, wenn sie 
auch die Altersgrenze tiberschritten haben, die zur Unterscheidung 
der Strafbarkeit ihrer Handlung erforderliehe geistige Ausbildung 
fehlt, lindet eine gerichtliche Verfolgung und Bestrafung wegen 
Verbrechen oder Vergehen nicht statt. . . . 

») Strafgeset/Jiufh für das deutsche Ueicli § 5«. 

*) (Jrand cnnseil. Bulletin cmirernunt le Code Penal dnquante et 
unteme volmne lS'.X», S. 210. 
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Auffallender Weise erstreckt sich die Feststellung bei 
jugendlichen Personen nur auf das Unterscheidungsver- 
mögen („discernement u "i und wenigstens nicht ausdrücklich 
auf die Willensbestimmung. Es wird nämlich festgestellt, 
ob der Thäter die zur Unterscheidung der Strafbarkeit 
der Handlung erforderliche Fähigkeit oder Urthcilskraft 
oder Einsicht bestiss, ob er mit Unterscheidung von Recht 
und Unrecht handelte. Diese aus dem französischen Rechte 
stammende einseitige Betonung des intellektuellen Moments 
ist gewiss verkehrt; denn es ist nicht hauptsächlich die 
Einsicht, welche der Jugend mangelt, sondern die Festig- 
keit des Willens und die Charakterbildung. 

a. Wird das Unterscheidungsvermögen ver- 
neint, so ist damit die Unzurechnungsfähigkeit des An- 
geschuldigten festgestellt, woraus sich die Freisprechung 
ganz von selbst zu ergeben scheint. Diese Folgerung zie- 
hen wirklich alle Gesetzgebungen, mit Ausnahme von 
Luxem. Luzern bestimmt nämlich in § 50: 

Entscheidet das Kriminalgericht, der Angeschuldigte habe die 
That ohne hinlängliche Unterscheidungskraft begangen, so wird er 
von der Kriminalstrafe freigesprochen, aber mit einer korrektionellen 
Strafe belegt. 

Diese Bestimmung ist unbegreiflich und im höchsten 
Grade ungerecht. 

Für die gerichtlich unzurechnungsfähig er- 
klärten und für die von Gesetzes wegen unzu- 
rechnungsfähigen Kinder und Jugendlichen werden 
von den meisten Gesetzen gleichmässig fürsorgliche 
oder sichernde Massnahmen vorgeschrieben oder zuläs- 
sig erklärt. Es mag daher gestattet sein, diese Massnahmen 
an dieser Stelle zu behandeln. 

Keine Vorschriften enthalten Bund und Aargau. 

Xur die Kinder im engern Sinne berücksichtigen Lu- 
zern, Obwalden und Graubimden. Luzern § 49 bezeichnet es 
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als Sache der Polizeibehörde, für häusliche Züchtigung der 
Kinder und für Vorsichtsmassregeln besorgt zu sein, wäh- 
rend es Obwalden Art. M dem Richter ühorlässt. das Kind 
mit Rücksicht auf seine Persönlichkeit und die obwaltenden 
Umstände den Eltern. Vormündern oder Vorgesetzten zur 
häuslichen Züchtigung zu übergeben oder sie dem ( Jemeinde- 
rathe des Heimatortes zur Unterbringung in eine Besse- 
rungsanstalt zu überweisen. (.raubunden Polizeigesetz 4? f> 
ordnet häusliche Züchtigung oder Schulstrafen an. 

Tessin Art. ö() übergeht die Kinder im engern Sinne 
und lässt die unzurechnungsfähig befundenen Jugendlichen 
der Familie und. wenn diese mittellos ist. der Gemeinde 
zur Erziehung überweisen ; auf Fremde Huden die Polizei- 
gesetze Anwendung. 

Die übrigen Gesetze sehen Massnahmen für Kinder 
und Jugendlic he vor. 

Thurgau § 21 und Schaff hausen £ :>.">, Novelle § .*J1 
erklären polizeiliche Besserungsmittel als statthaft. 

Nach den Vorschriften von Zürich ij 4;">. Zug § 27, 
Solothurn t? 42 und Cenf Art. 4* und 4<> können Kinder 
und Jugendliche in einer Erziehungs- oder Besserungs- 
anstalt untergebracht werden. Zürich und Zug ertheilen 
den Polizeibehörden die Befugniss der Einweisung, Solothurn 
ermächtigt den Regierungsrath, welcher nach Anhörung 
der Waisenbehörde entscheidet. Ziemlich verwickelt ge- 
staltet sich das Verfahren in den/. Die Verfügung trifft 
das Justizdepartement auf Antrag der Staatsanwaltschaft. 
Kinder können aber in eine Besserungsanstalt nur versetzt 
werden, wenn sie von ihren Eltern nicht zurückgefordert 
werden, Jugendliche dürfen sogar nur mit Zustimmung der 
Eltern und Vormünder eingewiesen werden; die erstem 
auf höchstens 10 Jahre, die letztem nicht über das Alter 
der Mehrjährigkeit hinaus. 

Die romanischen Kantone, sowie Basel, (ilarus und 
Appenzell A.-Rh. nehmen verschiedene Massnahmen in 
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Aussicht; regelmässig wird Uebenveisung an die Familie 
und häusliche Zucht oder Versetzung in eine Besserungs- 
anstalt zur Wahl gestellt. Im Einzelnen ergeben sich aber 
mancherlei Abweichungen. 

So gebietet Waadt Art. f>2 und 54 der Anklagekammer 
bezw. dem erkennenden Berichte, Kinder und Jugendliche 
dem Staatsrath zu (Iberweisen, der sie den Eltern Über- 
gibt oder Besserungsmassnahmen, insbesondere Unterbrin- 
gung in eine Erzieh ungs- oder Besserungsanstalt, an- 
ordnet. Die Massnahmen fallen mit dem Antritt des 
21. Jahres dahin. 

Wallis Art. 89 und 90 lässt die unzurechnungsfähigen 
Jugendlichen der Gemeindebehörde überweisen, welche 
gehalten ist, Besserungsmassregeln anzuwenden, und er- 
mächtigt wird, den jugendlichen Verbrecher auf den Vor- 
schlag des Faniilienrathes bis zum Alter der Mehrjährig- 
keit in eine Besserungsanstalt zu versetzen. 

(i'larus $ 27 ermächtigt die Polizeibehörde, unzurech- 
nungsfähige Kinder an die Familie zurückzuweisen oder 
ihre Aufnahme in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt 
zu verfügen. 

Freiburg Art. (>() und 01 überträgt der obern Polizei- 
behörde das Recht, unzurechnungsfähige Kinder und 
Jugendliche bis zum Alter der Mehrjährigkeit in Besse- 
rungsanstalten einzuweisen; zur Ausführung des Beschlusses 
ist die Familie und eventuell die Gemeinde verpflichtet. 
Ausserdem wird die Verwahrung von unzurechnungsfähigen 
Jugendlichen vorgesehen, sofern die öffentliche Sicherheit 
dies erfordert, jedoch ebenfalls nur bis zum Alter der 
Mehrjährigkeit. 

Basel 4?«? :il und .'12 stellt es der Polizeibehörde bezw. 
dem Gericht anheim. Kinder und Jugendliche der Familie 
zu überweisen oder ihre Versorgung in eine Erziehungs- 
und Besserungsanstalt bei dem Kleinen Rathe zu bean- 
tragen. 
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Appenzell A.-Rh. § 37 überlässt alle strafunmündigen 
Kinder den Eltern, Vormündern und Erziehern zu häus- 
licher Züchtigung, behalt jedoch dabei die Aufsicht und 
Mitwirkung des Gemeinderathes vor. Von der bevor- 
stehenden Züchtigung ist dem Regieruiigsrath Kenntniss 
zu geben. Der Gemeinderath kann die Unterbringung der 
Kinder in eine Erziehung*- und Rettungsanstalt anordnen. 

St. Gallen Art. 24 sieht Ueberwoisung an die Eltern 
oder die Vormundsehaftsbehörde bezw. an den Vormund zur 
Züchtigung vor oder Versorgung in einer Besserung*- oder 
Rettungsanstalt durch den Regieruiigsrath auf 1 — 4 Jahre. 

Neuenburg 1891 Art. 82 schreibt Ueberweisung der 
Kinder an den Staatsrath vor. Dieser kann das Kind auf 
Kosten der Eltern, nöthigenfalls auf Kosten des Staates, 
bis zum Alter der Mehrjährigkeit in einer Besserungsanstalt 
versorgen oder andere Besserungsmassregeln anwenden. 

Bern Art. 47 und Schwyz 4? 32 trotten nur Vorsorge 
für den Fall, dass die öffentliche Sicherheit Massnahmen 
gegen Jugendliche erfordert. Sie stellen sie in dieser Be- 
ziehung den übrigen Unzurechnungsfähigen, insbesondere 
den Geisteskranken, gleich. Bern hebt die Verwahrung in 
einer Enthaltung*- und Irrenanstalt beispielsweise hervor, 
Schwyz entsprechende Versorgung in der Familie, Polizei- 
aufsicht und andere Massnahmen, „wodurch sonst Per- 
sonen unschädlich gemacht werden-. 

b. Wird das Unterscheiduugsvermögeu als vor- 
handen angenommen, so tritt Bestrafimg ein. jedoch 
regelmässig eine mildere, wie sich ans folgender Zusam- 
menstellung ergibt. 

Thurgau § 40 ermässigt die lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe auf ;"> — l. r )jährigcs Zuchthaus oder auf Arbeitshaus 
von wenigstens 3 Jahren ; zeitliche Freiheitsstrafen werden 
um ein bis drei Viertheile herabgesetzt und in die nächst- 
folgende gelindere Strafart umgewandelt. 
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Waadt Art. . r >. r > wandelte die Todesstrafe in Zuchthaus 
von wenigstens (> Jahren um, was nun wohl für die lebens- 
längliche Zuchthausstrafe gilt. Im Uebrigen kann das Mi- 
nimum einer Strafe um die Hälfte herabgesetzt werden. 

Nach Neuenburg Art. 41. 42 sind als Strafen ausschliess- 
lich statthaft Gefängniss bis zu 4 Jahren und Landes- 
verweisung. Wenn keine Mitschuldigen vorhanden sind, 
urtheilt das korrektionelle Gericht und für Vergehen im 
engern Sinne darf ihm nicht mehr als die Hälfte der 
ordentlichen Strafe auferlegt werden. 

Wallis Art. 91. An die Stelle der Todesstrafe tritt 
Zuchthaus von höchstens 20 Jahren, an die Stelle von 
lebenslänglichem Zuchthaus Zuchthaus von höchstens 10 
Jahren ; zeitliches Zuchthaus wird in Getangniss umge- 
wandelt, und es darf die Dauer höchstens die Hälfte der 
angedrohten Strafe betragen. Für die übrigen Strafen gilt 
die Hälfte der angedrohten Strafe als Maximum. 

Schaffhausen § 'Afi lässt gegen Jugendliche nur zucht- 
polizeiliche Strafen zu; die Strafgesetznovelle hebt diese 
Bestimmung auf. doch tritt ein Zusatz zu § 72 an deren 
Stelle, welcher den Richter ermächtigt bei Minderjährigen 
unter das Minimum der angedrohten Strafe, jedoch nicht 
mehr als die Hälfte, herunterzugehen. 

Bern Art. 40 setzt an die Stelle der lebenslänglichen 
Zuchthausstrafe Enthaltung in einer Besserungsanstalt von 
zwei bis zu zwölf Jahren. Statt auf Zuchthaus und Korrek- 
tionshaus wird auf Enthaltung in einer Besserungsanstalt 
erkannt für eine Zeit, die höchstens der Hälfte der ange- 
drohten Strafe gleichkommt. Es darf unter das niedrigste 
Strafmass herabgegangen werden. Die Enthaltungsstrafen 
sollen, wenn möglich, in Anstalten, die ausschliesslich für 
Jugendliche bestimmt sind, vollzogen werden. 

Freiburg Art. 02 ersetzt lebenslängliches Zuchthaus 
durch Zuchthaus von höchstens lf> Jahren, zeitliches Zucht- 
haus durch Zuchtbaus von höchstens einem Drittel der 
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ordentlichen Strafe. Im Feurigen gilt die Hälfte der an- 
gedrohten Strafe als Höchstinass. 

Die ge^eii Jugendliche ausgesprochenen Freiheits- 
strafen sollen möglichst in Anstalten für Jugendliche voll- 
streckt werden. 

Zürich § bl, 11, schliesst die Zuchthausstrafe gegen 
Jugendliche aus. und es darf unter das geringste Mass der 
angedrohten Freiheitsstrafe herabgegangen werden. Bei 
jugendlichen Verbrechern kann der Richter im Frtheil 
verfügen, dass sie während der ganzen Strafzeit oder eines 
Theils derselben abgesondert eingesperrt oder in eine Bes- 
serungsanstalt gebracht werden. 

Basel $ ä3 ersetzt die lebenslängliche Zuchthausstrafe 
durch Gefängniss von X bis lf) Jahren, bei zeitlicher Zucht- 
hausstrafe und bei Gefängniss kann die Strafe unter das 
niedrigste Strafmass herabgehen, darf aber die Hälfte des 
höchsten Strafmasses nicht überschreiten. Roi Polizeiver- 
gehen kann in leichteren Füllen statt der Strafe eine Ver- 
warnung eintreten. P. St. <i. § « 

Tessin Art. ;">() setzt die ordentliche Strafe um 2 bis 
3 Grade herab. 

Genf Art. .*>0 wandelt die lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe in Gefängniss von 10 20 Jahren um. zeitliche Zucht- 
hausstrafe in (Jetangniss von 2-10 Jahren; mit diesen 
Strafen kann Entziehung der bürgerlichen Ehrenfähig- 
keit verbunden werden. Für Vergehen darf die Hälfte des 
ordentlichen Strafmasses nicht überschritten werden. Ver- 
brechen beurthoilt in der Regel das korrektioneile Ge- 
richt. 

Zug 4j ;") Abänderungsgesetz schliesst Todesstrafe und 
Zuchthaus gegen Jugendliche bis zu 10 Jahren aus. Die 
Todesstrafe und lebenslängliches Zuchthaus wird durch 
Arbeitshaus oder (iefängniss bis auf lf> Jahre ersetzt: bei 
zeitlichem Zuchthaus, bei Arbeitshaus und (iefängniss darf 
die Hälfte der angedrohten Strafdauer nicht überschritten 
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werden und es darf unter das Minimuni herabgegangen 
werden. Auf Verlust der bürgerliehen Ehrenrechte wird 
nicht erkannt. 

Diese Freiheitsstrafen können in besondern, für .Tugend- 
liehe geeigneten Anstalten vollzogen werden. 

Appenzell A.-Rh. $ XI lässt gegen den unterscheidungs- 
fHhigen Jugendliehen nur die Unterbringung in eine 
Besserungsanstalt, gerichtlichen Verweis oder gemeinde- 
rathliche Aufsicht zu. 

Solothum $ f>2 setzt an die Stelle der lebenslänglichen 
Zuchthausstrafe Zuchthaus von höchstens 20 Jahren und 
gestattet, statt auf Zuchthaus auf Einsperrung zu erkennen. 
Diese Milderung findet auf alle Minderjährigen Anwendung. 

Neuenburg 1891 Art. 79 und HO lässt gegen den Jugend- 
lichen in der Regel nur folgende Strafen zu: Gefängniss. 
Haft iprison eivile>, Entziehung der bürgerlichen Ehren- 
fähigkeit auf f> .Jahre vom Alter der Mehrjährigkeit an 
und Verweis. Doch darf auf Zuchthaus erkannt werden, 
wenn die Handlung mit Zuchthaus von mehr als 10 Jahren 
bedroht ist. 

3. Reiferes Jugendalter. Einige Gesetze mildern die 
Strafen auch für .lugendliche, welche das kritische Alter 
überschritten haben, sei es, dass sie, wie Zug Abänderungs- 
gesetz £ f> und Solothurn i? f>2, die Strafmilderung allen 
Minderjährigen zu Theil werden lassen, sei es, dass sie 
eine weitere jugendliche Altersstufe ausscheiden, wie na- 
mentlich : 

fessln. . . . das U.— IS. und IS. — 20. Altersjahr 
Thurgau und Bern 1 , . . . «las W.--18. 
Zürich und .SV. (I allen . . . - H>. — 19. „ 
Schaff hausen und Freiburg . II). -20. „ 

') Ziern. Zufolge Dekret vom November lö'Jl, verbüssen junge Leute 
im Alter von Ki bis 20 Jahren Gefanguissstrafen in der Anstalt Trachsel- 
wald, welche ausschliesslich üur Aufuahmc von bösgearteten jungen Leuten 
und jugendlichen Verbrechern bestimmt ist 
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Die Todesstrafe schliesst Wallis Art. 92 aus, die lebens- 
längliche Zuchthausstrafe Thurgau §41, Wallis Art. V>2. 
Schaff hausen § Är* Art. 48. Freiburg Art. li.'i, Z//r/W/ 

$ 02, Neuenburg 1 891 Art. 84. I >ic Dauer der Freiheitsstrafe, 
insbesondere der zeitlichen Zuchthausstrafe, verkürzen 
Wallis Art. Tessin Art. ;*>1. Durch eine andere Strafart 
ersetzen die zeitliclie Zuchthausstrafe Thurgau ij 41, Zürich 
$ 62 und St. Gallen Art. 24.. St. Gallen, sofern die That mehr 
dem Leichtsinn als dem bösen Willen zuzuschreiben ist 
und sich der Schuldige nicht im Rückfalle befindet. 

Schlussbemerkung. Das Bestreben, die Strafe des 
unterscheidungsfähigen .lugendlichen des repressi- 
ven Charakters zu entkleiden und sie zu einer erzieheri- 
schen Massnahme zu gestalten, tritt in den Bestimmungen 
von Freiburg, Zürich, Bern, Zug und Appenzell deutlich 
hervor, und es wird damit der rnterschied in der Behand- 
lung unterscheidungsfahiger und nicht unterscheidungs- 
fahiger .bigendlicher thatsachlich beinahe aufgehoben. 

Damit verliert die F r a g e n a c h d e in l T n te r- 
scheidungs vermögen ihre Bedeutung. Dies erkennen 
schon die Motive zu dem Waadtlander Kntwurf an. Der 
Entwurf lässt die Frage nach dem rnterscheiduiigsver- 
mögen des Jugendlichen fallen . da ihre Beantwortung 
doch regelmässig verneinend ausfällt, damit die für den 
Fall der Bejahung vorgesehene Strafe nicht Anwendung 
finde 8 !. Die Motive S. 04» rechtfertigen die Aufhebung 
der Fragestellung durch folgende Darlegung: 

l ) Die Strafgesetznovelle gestattet im Art. :» die Strafe bei Minder- 
jährigkeit bis auf die Haltte zu mildern, bestimmt aber über Milderung 
der lebenslänglichen Zuchthausstrafe nichts. 

*) Der you Correron verfasste Motivenbericht (S. IH) bemerkt hier- 
ftber: Le Code actuel ne perniet de pronoucer »ontre enx (qiii sont reeon- 
nus avoir agi avec diseernement) que la peine de la reclusion. eu statuant 
]>ar 5on article ."».'» que le miniinum |.ent etre diminue de moitie. ( e Systeme 
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La commission, en adoptant cette innovation, est partie de 
l'idee que Ton placait le Jury dans une Situation difficile, dans la 
grande genöralite des cas, cn lui demandant si un jeune homme 
de 18 ans a agi avec discerneraent ou pas. Cette question n'est, 
du reste, que tres rarement discutee en elle-mlme, le Ministere 
public et la defense disant aux jures: voulcz-vous que ce jeune 
homme soit detenu ä la maison penitentiaire ou qu'il soit renvoye 
au Conseil d'Etat? Cela se comprend, car tout accuse, alors m@me 
qu'il n'est Äge que de 14 ans, a su qu'il faisait mal, pnisquil n'est 
pas de sentiment qui soit plus vite developpe chez l'enfant que 
eelui du bien et du mal. S il n'a pas eu le sentiment qu'il faisait 
mal, il est non coupable. Et il y a vraiment une contradiction qui 
saute aux yeux lorsquun Jury vient declarer un accuse coupable, 
mais qu'il ajoute que eet accuse a agi sans discernement. 

Allein die weitere Folgerung, dass gegen .Tugendliehe 
nun nicht mehr Stritten, sondern erzieherische Massnahmen 
Anwendung finden dürfen, zog er nicht. Der Jugendliehe 
soll vielmehr mit Verweis, Disziplinarhaft , Besserungs- 
anstalt oder mit der ordentlichen Strafe bestraft werden. 
Da jedoch Verweis nur in ganz leichten Fällen und die 
ordentliche Strafe nur gegen gefahrliche Jugendliche zur 
Anwendung kommen soll, so würde der Richter in der 
Kegel auf Disxinlimirhnft oder auf Hesserungsanstalt er- 
kennen. 

Entwurf Art. 5G. Lorsquun prevenu agc de quatorze ä dixbuit 
ans, est reeonnu coupable d'un delit, le Tribunal prononce, suivant 
les circonstances, l'une des peines snivantes: 

1° La reprimandc; 

2° La detention dans la maison de discipline; 

3° La detention dam* un etablissement de correction pour les 

jeune* malfaiteurs. 

La detention dans ees deux etablissement« dure aussi 

longtemps que le Conseil d'Etat l'estime neeessaire pour 



a produit dans la gründe generalite des cas des resultats deplorables et 
Topinion publique est si peu d'aecord avec la theorie du Code que la plu. 
part des jures preferent declarer quo le jeune accuse a agi »ans discer- 
nement. 
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l'amendement du delinquant. Neanmoins, la detention ne 
peut se prolonger, ä la maison de discipüne, au-dela de 
l'äge de vingt ans, et dans r&ablissement de correctiou 
au-dela de vingt-trois ans; 
4° La peine ordinaire prevue pour le delit. 

Si cette peine est la räclusion a perpätuite, eile est 
commune en une röclusion qui ne peut exeöder trente ans. 

Der erzieherische Charakter dieser .Strafen ergibt sich 
daraus, dass ihre Dauer nicht von dem Richter, sondern 
von dem Staatsrath und zwar auf die zur Besserung er- 
forderliche Zeit festgesetzt wird. Allein sie büssen damit 
nicht ihre Eigenschaft als Strafen ein, was um so bedenk- 
licher ist, als ITnterscheidungsfHhige und nicht Unter- 
scheidungsfähige. denselben unterworfen werden. 

Erst in neuester Zeit hat die (Jesetzgebungswissen- 
schaft die Aufgabe des Staates in Bezug auf verbreche- 
rische Jugendliche klar erkannt. Sie empfiehlt, die Frage 
nach dem Unterscheidungsvermögen fallen zu lassen und 
sie durch die Frage zu ersetzen, ob der Jugendliche einer 
Zwangserzieh ung bedarf. 

Die Art der Zwangserziehung soll sich nach der In- 
dividualität der jugendlichen Person richten. 

Der vierte internationale (ietangnisskongress, welcher 
im Juni 1890 zu St. Petersburg abgehalten wurde, gelangte 
zwar nicht zu einem Plenarbeschlüsse. Die erste Sektion 
für Gesetzgebung stellte aber folgende Postulate auf 1 '»: 

1. 11 serait necessaire de supprimer les questions de culpabilite 
et de discernement par rapport aux enfants, c'est ä-dire aux individus 
qui n'ont pas atteint l'äje de 16 ans, et de les remplacer par les 
questions suivantes: 

L'enfant a-t-il besoin d'une tutelle de l'autorite publique? 

A-t-il besoin d'une simple education ou d un regime correc- 
tionnel ? 



») Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, III, t>. 370 Frage 5. 
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2. Le choix des mesures ä prendre doit etre determine par leg 
mobiles qui ont port6 l'enfant a commettre l'infraction et la gravite 
de celle ci, par le degre de son developpement intellectuel, par Ie 
railieu dans lequel il a ete eleve, par ses antecedents ou son carac- 
tere. L'äge de l'enfant est aussi d'une grande importance, comme 
indice de l'etat moral de l'enfant. 

3. Le tribunal statue sur les infractions commises par les 
mineurs de 16 ä 20 ans. II doit avoir la plus grande latitude pour 
prononcer la peine, lorsque le minenr est reconnu conpable, depuis 
la simple reprimandc jusqu'a la peine ordinaire prevne pour le fait 
incrimine. 

Die internationale kriminalistische Vereinigung äusserte 
hi ihrer zweiten Hauptversammlung in Bern (12.— 14. August 
1890t „unter voller Anerkennung der Bedeutung und dos 
Einflusses geographischer und ethnographischer Verhalt- 
nisse" die Ansicht 1 ): 

1) dass Kinder, welche da* Alter von 14 Jahren nicbt erreicht 
haben, keinen strafrechtlichen Massnahmen unterstellt werden 
sollen ; 

2) dass für die Jugendlichen Uber 14 Jahren die Frage nach 
dem Unterscheidungsvermögen wegfallen und durch die Frage 
ersetzt werden soll, ob es nöthig ist. dieselben öffentlicher 
Erziehung zu unterstellen; 

8) dass die Behandlung der schuldig befundenen wie der ver- 
nachlässigten Kinder sich der Individualität derselben an- 
passen müsse. 

Zurückgebliebene Entwicklung. 

ruf er den Fallen zurückgebliebener Entwicklung wird 
die Taubstummheit von Wallis Art. 93. Freiburg Art. 65, 
Tessin Art. 52 und Neuenburg 1801 Art. Hb hervorgehol)en. 
Bei Taubstummen sollte die Unterscheidungskraft in allen 
Fallen festgestellt werden. Wallis stellt jedoch das Unter- 
scheidungsvermögen nur bei Taubstummen, welche nicht 

') Mittlivihingcn «Irr lnternationalf-n Kriminalistischen Vereinigung, 11. 
1S'.»1, S. HO. 
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lesen und schreiben können, in Frage, bei den übrigen 
bildet die Taubstummheit einen Strafmilderungsgrund. 
Wallis, Freiburg und Tessin behandeln den unterscheidungs- 
fahigen Taubstummen gleich dem unterscheidungsfahigen 
Jugendlichen, doch bleibt der Taubstumme nach Tessin 
bis zum 14. Alters jähr straflos, der unterseheidungsfühige 
Taubstumme von 14 — IS Jahren wird dem Kinde unter 
14 Jahren gleichgestellt, der unterseheidungsfahige Taub- 
stumme höheren Alters dem Jugendlichen von 14 — 18 
Jahren. 

II. Geisteskrankheit. 

Die Gesetze, welche die Znrechnungsfahigkeit begriff- 
lich bestimmen, bezeichnen die Zustände der Geisteskrank- 
heit entweder gar nicht oder nur beispielsweise. So führen 
Bund Art. 27 und Schaffhausen § 37 Vi Raserei und Wahnsinn 
an, Bern Art. 43 Wahnsinn und Blödsinn, Luzern § 51 Raserei, 
W r ahnsinn und Blödsinn. Graubünden § 45, Ziffer 2, und 
Obwalden Art. 34, Ziffer 2, überdies Verrücktheit, Aargau 
§ 45 c und d Geisteskrankheit und Verrücktheit. 

Die Gesetzgebungen, welche die Zurechnungsfahigkeit 
durch Anführung von Zustünden bestimmen, drücken 
sich theils allgemein, theils kasuistisch aus. Genf Art. 52 
spricht von Geisteskrankheit lalienation mentale i. Zürich 
§ 44, Solothurn § 37 und St. Gallen Art. 23 von Störung 
der Geistesthätigkeit, Glarus § 28 a und Appenzell $ 30 von 
Geisteszerrüttung und Blödsinn, Wandt Art. 51, Ziff. 3, Neuen- 
burg Art. 39 und Freiburg Art. 56 n heben mit dem Code 
penal den Wahnsinn > demence hervor. Wahrend aber das 
französische Strafgesetz sich auf diese Form der Geistes- 
krankheit beschrankt, erganzen Wandt und Freiburg die 
Lücke, indem sie überhaupt Krankheiten und Gebrechen 
als mögliche Zustünde der Unzurechnungsfähigkeit anführen. 

'I Die Strafgeaetznovdle hebt Art. :t7 auf. 
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Nur Neuenburg Art. 39 folgt ganz dein mangelhaften fran- 
zösischen Vorbild. Neuenburg 1891 Art. 70 stellt der demence 
jedoch die „irresponsabilite intellectuelle" l ) an die Seite. 

Mehrere Gesetze treffen Bestimmungen in Bezug auf 
die Verwahrung von Geisteskranken, so nament- 
lich Waadt Art. 54, Lugern % 51, Obwalden P. St. G. Art. 19, 
Ä-r» Art. 47, Schwyz § 32, Neuenburg 1891 Art. 71, O«/" 
Loi permettant de poser au Jury la question de savoir 
si l'accuse a agi en etat dalienation mentale. Disposition 
finale. Baselstadt St. P. 0. § 50. Doch wird das Gericht 
regelmassig nur ermächtigt, die Aufnahme der Geistes- 
kranken in eine Anstalt bei der Verwaltungsbehörde zu 
veranlassen, während doch gefährliche Geisteskranke in 
jedem Fall unschädlich gemacht werden sollten. Bei den 
übrigen Geisteskranken wäre zu prüfen, ob ihr Zustand 
die Aufnahme in eine Irrenanstalt erforderlich macht. 

HI. Bewusstlosigkeit, 

Zustände vorübergehender Bewusstlosigkeit führen 
einzelne Gesetze ausdrücklich als Zustände der Unzurech- 
nungsfähigkeit an. Sinnen Verwirrung erwähnt Schaffhausen 
§vi7 2 >. Sinnesstörung Schwyz $3lb, Verwirrung der Sinne 
oder des Verstandes Aargau § 45«. Luzem % 51, Ziffer 3, 
Obwalden Art. 34. Ziffer 2, Glarus § 28«, Appenzell § 36; 
die drei letztern überdies Bewusstlosigkeit, Solothurn § 37 
nennt Bewusstlosigkeit einzig; Wallis Art. 87 erwähnt den 
Somnambulismus. 

Mit Ausnahme von Solothurn anerkennen alle Gesetze 
nur die unverschuldete Bewusstlosigkeit als Schuld- 
ausschliessungsgrund. Die Frage der Verschuldung der 
Bewusstlosigkeit ist in der Praxis namentlich für die Fälle 
der Trunkenheit, zu entscheiden. Darüber stellen Wallis 

') Irresponsabilite intellectuelle bezeichnet aber nicht einen Zustund, 
sondern da» Urthcil über einen solchen. 

*) Die Strafgesetznovelle hebt § 37 auf. 
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Art. 88, Freiburg Art. ~u, Tessin Art. 48 und St. Gatten Art. 
Bestimmungen auf. 

Freiburg rechnet das im Zustande der Trunkenheit 
begangene Verbrechen dem Thater zu. gestattet aber dem 
Richter, die Strafe zu mildern. Wallis erklärt die in voll- 
ständiger Betrunkenheit begangene That als straflos, sofern 
sich der Thater nicht in diesen Zustand versetzte, um die 
Handlung zu begehen. St. Gallen rechnet dem Thater die 
Handlung voll und ganz zu, wenn er eine Störung der 
«Jeistesthatigkcit absichtlich herbeiführte, um in diesem 
Zustande die Handlung zu verüben : wenn er ohne Ab- 
sicht, aber durch selbstverschuldete Trunkenheit eine 
Störung seiner (JcistesthUtigkeit herbeiführte und in diesem 
Zustand die Handlung beging, so ist je nach Umstanden 
auf volle oder theilweise Zurechnung zu erkennen. Tessin 
unterstmeidet zwischen vollständiger und unvollständiger 
Betrunkenheit. Vollständige Betrunkenheit schliesst den 
Dolus in jedem Falle aus und es ist bei Verschulden 
nur die Annahme von Fahrlässigkeit statthaft. Die in 
theilweiser Betrunkenheit begangene Handlung wird als 
dolose bestraft: die Strafe wird aber um einen <?rad ge- 
mildert, sofern sich der Thater nicht absichtlich betrunken 
machte, um das Delikt zu begehen. 

Wer sich in den Zustand der Trunkenheit versetzt, 
um ein Verbrechen zu begehen, handelt gleich wie Der- 
jenige, welcher einen Betrunkenen als Werkzeug benutzt. 
In beiden Fallen ist der Erfolg dolos verursacht worden : 
die Zurechnung ist daher nach allgemeinen (irundsatzcu 
gerechtfertigt. 

S 9. Verminderte Zurechnungsfahigkeit. 

Die Zustande, welche die Zurechnungstahigkeit aus- 
schliessen, können in verschiedenem < trade vorliegen. 

Stoot», tiramlzttge des »cliweiz. Strafrecht». !•> 



Digitized by^OOgle 



H)4 



Zurechnung>fa Ii i g keit. 



und os kommen namentlich Uebergangszuständo vor, ins- 
besondere Störungen der geistigen Gesundheit und Be- 
wusstseinsstörungon. Wurden die Gesetzgebungen die 
Zurechnungsfähigkeit positiv bestimmen und z. H. freie 
Willensbestimmung und Unterscheidungskraft für die Zu- 
rechnungsfähigkeit voraussetzen, so müsste die Zurech- 
nungsfähigkeit für solche Falle im Grunde verneint wer- 
den. Denn wer sich in einem solchen Ucbergangsstadium 
befindet, erfüllt die Voraussetzungen der Zurechnungs- 
fahigkeit nicht. Diese Lösung würde aber nicht befriedigen, 
denn solche Zustünde sind meist nicht derartige, dass es 
angemessen erscheint, den Thäter straflos zu lassen. 

Wenn aber die Gesetze, wie sie es wirklich thun. die 
Zurechnungsfähigkeit negativ bestimmen, st) folgt daraus 
für die Beurtheilung der Zureehnungsfahigkeit das gegen- 
teilige Krgebniss. Unzurechnungsfähig ist dann nur der- 
jenige, dem die freie Willensbestimmung und die Unter- 
scheidungskraft zur Zeit der Tbat fehlte. In dem Ueber- 
gangsstadium fehlen dem Thäter diese Fähigkeiten nicht 
vollständig; sie sind nur nicht in dem Grade vorhanden, 
wie bei Andern. Wirklich behandeln manche schweizerische 
Gesetzgebungen den Thäter in solchen Fällen als zurech- 
nungsfähig und nehmen nur bei der Strafausmessung auf 
seinen Zustand Rücksicht. 

Die übrigen Gesetzgebungen schlagen einen Mittelweg 
ein. Sie rechnen zwar dem Thäter seine Handlung zu, 
legen ihm aber nicht die volle Verantwortlichkeit für sein 
Verhalten auf und bestrafen ihn demzufolge milder als 
den Thäter, welcher sich in normalem Zustande befand, 
als er das Verbrechen beging. Bedeutet Zurechnungsfähig- 
keit die Fähigkeit, strafrechtlich verantwortlich zu sein, 
so ist der Thäter auch nach diesen Gesetzgebungen zu- 
rechnungsfähig. Ks ist aber doch nicht die ordentliche Zu- 
rech nungsfähigkeit. denn es tritt nicht die ordentliche 
strafrechtliche Verantwortlichkeit ein: die Strafe wird 
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gemildert. Ks ist eine ausserordentliche Zurechnungsfähig- 
keit mit verminderter Verantwortlichkeit und in diesem 
Sinne eine verminderte Zureehnungstahigkoit. 

Den Zustand der verminderten Zurech nungsfähigkeit. 
bezw. der verminderten Zurechnung umschreibt Thurgau 
S 42 sehr treffend: 

Auf eine mildere als die gesetzlich gedrohte Strafe ist auch 
dann zu erkennen, wenn diejenigen ZustHnde, welche in vollem Grade 
vorhanden, alle Zurechnung ausschliefen, in einem geringem Grade 
vorwalteten. 

Aehnlich gestattet St. Gallen Art. 40 Strafmilderung, 
nenn bestimmte Zustünde, welche, sofern sie vollkommen 
vorlagen, auch jede Zurechnung aufheben würden, zwar 
in geringerem, aber doch bedeutendem (trade vorhanden 
sind. 

In etwas anderer Wendung druckt Tessin Art. 47 den 
nämlichen bedanken so aus: 

Se le cause indicate nell'articolo precedente sotto a e b l ), non 
hanno dcl tutto esclusa 1" imputabilita del reo, il giudicc 6 autoriz- 
zato a discendere nell' applieazione della pena da una a tre gradi, 
secondo che V imputabilita fu piü o meno seemata. 

Einzelne Zustande heben hervor: 

Graubünden § öO: 
Ii Jugend ivom zurückgelegten 14. Altersjahre an» und 
Altersschwache, welche die l T nterscheidungskraft be- 
einträchtigte : 

2> den (iebrauch der Vernunft beschränkende unbeab- 
sichtigte Berauschung oder Sinnesverwirrung: 

i]> aus gerechter Ursache entstandene heftige Gemüths- 
be wogung; 

') Art. 4»), § 1. Non e ünputabile di criinine o delitto colui, che nel 
momento in cui commise il fatto 

«. si trovava in tale stato di non avere la coacienza dei suoi atti, ovvero 
h. vi fu cowtretto da una forza, morale o tisica, alla quäle non ha potuto 
resistere. 
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Wallis Art. 86 alteration des facultes intellektuelles: 
Bern Art. 4.') gemindertes Bewusstsein (der Handlung 
ocier der Strafbarkeit derselben i; 

Luzern $ f>2 und Obivalden Art. S4, Ziffer 4. Störung 
und Minderung der Vcrnunftsthätigkeit. Diesen Zustand 
berücksichtigt auch Schwyz, jedoch nur bei der Straf- 
zumessung 

Glarus § 21). Zug 4? 26 und Appenzell § 41 krankhaft«» 
Trübung und Schwächung der Geisteskräfte. 

Neuenburg 1891 Art. 70 sagt einfach: 

Lorsque la responsabilitö intellectuelle est seuleinent diroinuee, 
il en sera tenu compte dans lappreciation de l'intention dälictueuse 
et dans l'application de la peine. L'emprisonnement pourra meme 
etre Substitut ä la reclusion. 

Schaff hausen gestattet in der Strafgesetznovelle Art. :">. 
Zusatz zu i? 72, die Strafe zu mildern. 

Wenn der Thäter den Umfang der Gefährlichkeit und der Straf- 
wlirdigkeit seiner Handlung nicht eingesehen hat, namentlich wegen 
Minderjährigkeit, Verstandeasch wäche oder verwahrloster Erziehung. 

Die Milderung tritt nach den einzelnen Gesetzen in 
verschiedenem Umfange ein. Wahrend Tessin Art. 47 die 
Strafe nur um 1 i\ Grade mildert und Luzern ij f>2 und 
Obwalden Art. .*>4, Ziffer 4, bis auf einen Viertel der Strafe 
herab gehen, gestatten Bern Art. 4iJ, Glarus §'2$. Zug§'2ti. 
Wallis Art. 86. Freiburg Art. f>6, St. Gallen Art. 40. Neuen- 
burg 1891 Art. 70 dem Richter, zu einer mildein Strafart 
überzugehen. Graubunden 4j f>0 a. K. liisst ausnahmsweise 
gänzliche Straflosigkeit, Wallis Art. 86 Polizeiaufsicht 
eintreten. 



•) Sc/twvi § :53 gebietet dem Richter, den „verminderten Mrad der Zu- 
rechnung" in Berücksichtigung zu ziehen; aiw § 20 ergibt sich aber, dass 
eine Abweichung von dem gesetzlichen Strafrahmen nicht statthaft ist. 
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VI. Kapitel. 
Die 8chuldformen. 

Systematische Zunanwienstellumf S. 38 — 14. 



Alle Gesetzt» untersc heiden zwei Schuldformcn : dolus 
und culpa. Handlungen, die weder vorsätzlich noch fahr- 
lässig begangen worden sind, bleiben straflos. Dies bestim- 
men einige Gesetze ausdrücklich, so z. B. Thurgau § 29: 

Uebertretangen, welche dem ThUter weder aus dem Grunde 
eines rechtswidrigen Vorsatzes noch aas demjenigen der Fahrlässig- 
keit zugerechnet werden können, sind straflos. 

Damit stimmen im Wesentlichen Uberein : Luzern P. 
St. G. $ 25. Obwalden Art. Glarus § 21». 

Aargau drückt den nämlichen Gedanken so aus: 
§ 21. Wenn der Üble Erfolg einer Handlung oder Unterlassung 
nach der bekannten natürlichen Ordnung der Dinge nicht voraus- 
gesehen werden konnte, sondern seinen Grund in einem blossen Zu- 
fall oder Ungefähr hat, so ist eine solche Handlung oder Unterlassung 
kein Verbrechen. 

S 10. Dolus. 

Bund, Waadt, Neuenbürg, Wallis, Glarus, Zürich, Basel, 
Tessin, Genf, Zug, Appenzell, Solothurn bestimmen den Be- 
griff des dolus oder des rechtswidrigen Vorsatzes nicht 
und überlassen somit die Begriffsbestimmung der Wissen- 
sehaft und der Praxis. Allein auch die übrigen Gesetze 
geben nicht eine schulmässige Definition des Vorsatzes, 
vielmehr bezeichnen sie die Fälle, welche zu den vorsätz- 
lichen zu rechnen sind. Dass ein Frfolg, auf den es der 
Thäter abgesehen hatte, wenn er wirklich eintritt, dem 
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Thäter als ein vorsätzlicher zuzurechnen ist, darüber be- 
steht kein Zweifel. Thurgau § JiO. Graubünden $ 19, Aargau 
§ 18. Schaff hausen § .HO 1 !. Luzeru § 2b\ Obwalden Art. 20 a. K.. 
ifcr// Art. 28 und 20. Frctburg Art. W, Schivyz § 
5/. Gallen Art. 22 a bestimmen dies ausdrücklich. Keine 
robereinsthnmung besteht dagegen in den (iesetzen dar- 
über, ob und in welchen Fällen dem Thäter ein rechts- 
widriger Erfolg zum Vorsätze zuzurechnen ist, den er 
n i c h r m i t Absieht herbeigeführt hatte. Kein ( iesetz 
besitmmt in unzweifelhafter Weise, es sei dem Thäter nur 
der b e a b s i c Ii t i g t e rechtswidrige Erfolg zuzurechnen. 
Doch seheint Thurgau sieh zu dieser Ansicht zu bekennen, 
da es nur den beabsichtigten Erfolg erwähnt und den- 
selben in Gegensatz stellt zu dem nicht beabsichtigten 
Erfolg: auch Bern y welches in Art. 21* den fahrlässig 
verursachten dem beabsichtigten Erfolg gegenüber- 
stellt, ven äth dieselbe Auffassung, ebenso Olnvalden Art. 20 
in der Wendung: „War die Absicht des Thäters nicht aus- 
schliesslich auf einen bestimmten Erfolg gerichtet, son- 
dern . . Neuenburg 18t)l Art. M umschreibt die dolosen 
Handlungen als „delits commis avec une intention cou- 
pable-, bestimmt aber diesen Ausdruck nicht näher. Frei- 
burg Art. )\;\ beschränkt mit voller Bestimmtheit die vor- 
sätzlichen Handlungen auf die gewollten: „II n'y a pas 
de crime saus la volonte de le commettre." Ob unter Um- 
ständen ein von dem Thäter nicht beabsichtigter Erfolg 
als vorsätzlicher angerechnet werden kann, wird nicht 
entschieden. 

Mehrere (ieserze legen dem Thäter einen Erfolg auch 
dann als einen vorsätzlich bewirkten zur Last, wenn er 

l ) Die Strafgesetzuovelle hebt die Art. 29— M auf. An Stelle der- 
selben tritt 

$ 2!». Strafbar ist. wer den Bestimmungen diese:» Gesetzes mit Vor- 
satz zuwiderhandelt. Fahrlässige Handlungen dürfen nur dann bestraft 
werden, wenn dies iui besonderen Theil des Gesetzes vorgeschrieben ist. 
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denselben bloss voraussah, und zwar sind folgende Re- 
gelungen zu unterscheiden. Vorsatz nehmen an: 

1 i Schaff hausen $ 30, wenn der Thäter den Erfolg als 
einen noth wendigen oder doch w a h rsc h e i n 1 i c h e n 
vorausgesehen hat „wenn der Thilter (iberhaupt wusste 
und vorausgesehen hat, dass die geschehene Verletzung 
als nothwendige oder gewöhnliche Folge seiner That ein- 
treten werde"); 

>) Graubünden £ 19, wenn der Thater den Erfolg, den 
er herbeiführte, als einen wahrscheinlichen voraus- 
sehen inusste: 

."m 5a Gallen Art. 22a, wenn der Thilter den Erfolg, 
den er herbeiführte, als einen wahrscheinlichen vor- 
aussehen konnte: 

4> Luzern § 2b. wenn der Thäter den Erfolg als m ög- 
1 ie h voraussah 1 i : 

Aargau ij 19b, wenn der Thäter den Erfolg als 
möglich voraussehen konnte. 

Aargan erfordert aber überdies als Erfolg ein l'ebel. 
-das nach der Natur der Sache leicht eintreten kann": 
Luzern dagegen, dass es dem Thater gleichgültig war. ob 
dieser oder ein anderer, d. h. ein eventuell vorausgesehener 
Erfolg eintrete. 

Schiuyz betrachtet zunächst die beabsichtigte Hand- 
lung als vorsätzliche und stellt derselben die fahrlässige 
Handlung gegenüber, bei welcher der Ausgang erweislich 
zuwider dem auf Anderes gerichteten Willen des Schul- 
digen eingetreten ist: allein es soll auf eine Kriminal- 
strafe, freilich auf eine mildere, auch erkannt werden, 
wenn der eingetretene Erfolg von dem Thäter als möglich 
vorausgesehen wurde. Es erscheint daher dieser Fall als 
eine leichtere Form des dolus. 



') Luzern betrarbtet diesen Fall sogar al» „ab sieb tlii he IVbel- 

that". 
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Die praktische Bedeutung dieser Vorschriften lässt 
sieh vielleicht am besten an einem Beispiel erläutern. Ein 
.läger zielt auf den Hirsch, trifft aher einen in der Nähe 
stehenden Treiber. Der vorsätzlichen Tödtung ist der .Jäger 
schuldig: 

in Schaff hausen, wenn er den Fehlschuss 2 1 als \v a h r- 
s c h e i n 1 i c h voraussah : 

in Graubünden, wenn er den Fehlschuss als wahr- 
scheinlich voraussehen musste; 

in St. Gallen, wenn er den Fehlschuss als w a h r s c h e i n- 
lich voraussehen konnte; 

in Aargau, wenn er den Fehlschuss als möglich 
voraussehen konnte und es der Natur der Sache 
nach leicht war. den Treiber statt des Wildes zu treffen; 

in Lnzern, wenn er den Fehlschuss als möglich 
voraussah und es ihm gleichgültig war, ob er den 
Treiber treffe; 

in Schwyz, wenn er den Fehlschuss als möglich 
voraussah. 

Ks wird also nach diesen (iesetzgebungen ein Haupt- 
gewicht auf das Voraussehen des Erfolges und nicht auf 
das Willeiisinoment, d. h. darauf gelegt, wie sich der Thäter 
im Innern zu dem Eintreten des Erfolges verhält, ob der 
Erfolg mit seinem Willen oder wider seinen Willen eintritt. 
Die Vertreter der Vorstellungstheorie halten nicht an der 
Voraussetzung fest, es müsse der Thäter den Erfolg als 
einen notwendigen oder wahrscheinlichen vorausgesehen 
haben, es soll vielmehr die Voraussicht des Erfolges als 
eines möglichen genügen. Dabei wird aber zugegeben, 
dass der Thäter. der den Erfolg voraussah, sich aber be- 
strebte, denselben abzuwenden, nicht wegen vorsätzlicher 
Begehung bestraft werden darf, wenn der Erfolg nun 



•) Unter Fehlschuss ist sowohl das Fehlen des Hirsches als das 
Treffeu dos Treibers zu verstehen. 
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wirklich eintritt, und gewiss mit vollem Recht. Ks ist daher 
die Vorschrift von Luzcrn § 2(> zu billigen, welche Vorsatz 
nur annimmt, wenn das Eintreten des Erfolges dem Thäter 
gleichgültig gewesen ist, oder, wie Sckwyz $ tt c es aus- 
drückt, seinem Willen nicht zuwider war. Durch einen ^ 
solchen Zusatz wird aber das YVi I lensniomen t ... wieder jnif 
der Voraussicht des~Erlblges verknüpft und es entscheidet 
schliesslich doch das innerliche Verhalten des Thäters zu 
dem Erfolge über das Vorhandensein des dolus. Vorsatz f 
ist daher anzunehmen, wenn der Thäter zu dem rechts- 
widrigen Erfolge einwilligte ! > und er zu dem Erfolge seinen j J 
Willen gab. Da Einwilligung nur zu einem vorausge- 
sehenen Erfolge denkbar ist. so ergibt sich als dolos der 
verursachte Erfolg, zu dem der Thäter einge- 
willigt hatte, oder in d i e s e m Sinne der g e wollte 
Erfolg. Die Einwilligung und das Wollen kann sich aber 
auch auf einen eventuellen Erfolg beziehen (dolus even- 
tualis). 

Einige ältere Gesetze stellen Bestimmungen auf über 
den dolus a 1 ter n a t i v us, den sie als einen unbestimm- 
ten Vorsatz ansehen, so Thurau S ;>0, Graubunden § 20 a, 
Aargau $ 19 a, Obwaläen Art. 20. Allein es ergibt sich aus 
der Natur des Vorsatzes, dass der Thater, der den einen 
oder den andern von mehreren Erfolgen wollte, auch den 
Erfolg gewollt hat, der nun eintrat. 

Thurgau $ 'M und Schaafhausen 4? '.Y.\ behandeln das 
Zusammentreffen von dolus und culpa. 

Einige Gesetze stellen weitere Erfordernisse des dolus 
auf. Aargau § \H nimmt dolus an, wenn vor oder bei der 
gesetzwidrigen Handlung oder Unterlassung das daraus ent- 
stehende Uebel überdacht und beschlossen worden war. 
Schwyz t? 20 fordert neben der Absichtlichkeit auch die 



') So auch v. Lis:t, Lehrbuch, 4. Auflage. S. 177. im Widerspruch 
mit seiner Yorgtriluiigstheorie. 
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Böswilligkeit der That. die muthwillige fällt aber unter 
die oben berührte Eventualbestimmung, welche nur Vor- 
aussieht der Möglichkeit des Erfolges voraussetzt. 

Zu weit geht Graubünden 4? Ii», wenn es das Bewusst- 
sein der R e c h t s \\ i d r i g k e i t als notwendigen Bestand- 
rheil des dolus ansieht; denn der Staat verfolgt den Misse- 
thäter nicht wegen rngehorsams gegen (»esetzesverhote. 
sondern weil er eine Handlung beging, die dem Rechte 
zuwidergeht. Ks ist daher den Gesetzen beizustimmen, 
welche, wie Thurgan $ 'Ji\, Aargan § .'», Schaffhausen § ;W. 
Novelle :54, Luzern § :>X Tcssin Art. 4b, $ J. St. Gallen Art. 21. 
Neuenbürg IHM] Art. W». Xichtkenntniss des Gesetzes nicht 
berücksichtigen. Eine Ausnahme erscheint in einzelnen 
Fällen für Polizeidelikte gerechtfertigt, wenn nämlich den 
Imstandcn nach die Rechtswidrigkeit des Verhaltens dem 
Thäter nicht bekannt sein konnte, z. B. dem Fremden 
eine singulare örtliche Vorschritt. Diesen Fall sieht Basel- 
stadt P. St. G. £ 14 vor. Wenn die rnkenntniss der Polizei- 
vorschrift völlig entschuldbar war. kann der Richter auf 
eine geringe Geldbusse erkennen oder Straflosigkeit ein- 
treten lassen. 

Graubünden S '21. Aargau § 11) e. Bern Art. 2* und 
Freiburg Art. 'SA behandeln den Irrt h u in i n d e r Pe r so n 
und im Gegenstände und entscheiden richtig, dass 
diesei- Irrtimm nicht in Betracht fällt; denn der Thäter 
beging die Handlung mit Willen und wollte au einer 
Person oder Sache die Handlung begehen, allein nicht 
an derjenigen, an der er sie wirklich beging; dieses Ver- 
sehen ist aber strafrechtlich gleichgültig, da der Staat 
nicht eine bestimmte Person oder Sache, sondern alle 
Personen sowie Sachen der nämlichen Art unter Straf- 
sehutz stellt. Doch nimmt Graubünden den Fall ausi wenn 
die Verschiedenheit der verletzten Person oder Sache von 
derjenigen, auf welche die Absicht des Handelnden ge- 
richtet war, eine schwerere Strafe begründet, und in Bern 
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darf gegen den Thiiter keine schwerere Strafe ausge- 
sprochen werden, als worauf seine Absieht gerichtet war. 
Beide Entscheidungen entsprechen der subjektiven Theorie. 

Thurgan l? 24b. Aargau ij 4~>f und Luzern tj rechneu 
dem Thater die Handlung nicht zu. wenn er über ein 
Thatbestandsinerknial irrte. Obivalden Art. ;fc>, Schaffhausen 
i? :><). Solothurn § 41 und Xcuenburg 18*H Art. f>9 ziehen 
überdies die erschwerenden Umstände eines Verbrechens 
nicht in Betracht, welche dem Thater ohne sein Verschul- 
den unbekannt geblieben sind. Freiburg Art. :W. Abs. 1. 
hebt einzig diesen Fall hervor. Luzern behält die Be- 
strafung lies Irrenden wegen Fahrlässigkeit vor. wenn 
derselbe die Handlung mit Vernachlässigung der schul- 
digen Vorsicht und möglichen Belehrung unternahm. 

Solothurn $ 41. Abs. :\. und Neuenbürg 1H<»1 Art. Iii». 
Abs. :\, berücksichtigen den Irrthum bei der Bestrafung 
fahrlässig begangener Handlungen, nach dem Vorgang des 
deutschen Reichsstrutrechtes g ;V.), nur insofern, als die Un- 
kenntniss selbst nicht durch Fahrlässigkeit verschuldet war. 

Diese Vorschriften bedürfen keiner gesetzlichen Fest- 
stellung, da sie sich aus der allgemeinen Erwägung ergeben, 
dass der Thater nur für das und insoweit verantwortlich 
ist. was er wollte, und dass auch der Irrthum eine Fahr- 
lässigkeit begründen kann. 

Unrichtig ist es dagegen, wenn liraubünden § "1\ und 
Aargau i? 11) c die Abirrung des Erfolges gleich be- 
handeln: denn wenn der Erfolg zufällig bei einer andern 
Person oder Sache eintrat, als beabsichtigt war, so ist ein 
Erfolg eingetreten, den der Thater nicht vorausgesehen, 
also auch nicht gewollt hat. In Bezug auf den nicht ein- 
getretenen Erfolg liegt Versuch vor. in Bezug auf den 
eingetretenen Zufall oder allenfalls Fahrlässigkeit. 

Alle diese Fälle bedürfen keiner gesetzlichen Regelung: 
denn sie können und sollen von dem Richter nach dem 
allgemeinen (iruudsatze entschieden weiden, dass dem 
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Thäter die Handlung so zu zurechnen ist, wie sie 
sicli in seiner Vorstellung gestaltete. Seine 
rechtliche Auffassung aber ist gleichgültig. 

Nimmt der Thäter z. B. eine fremde Sache weg. im 
(Hauben, es sei die eigene, so hat er keinen Diebstahl 
begangen, stellt er sich irriger Weise vor, er sei rechts- 
widrig angegriffen, wahrend nur ein Scherz verübt wird, 
so ist sein Verhalten nach der vorgestellten Sachlage zu 
würdigen. (Jleichgültig ist es dagegen, wenn der Sohn 
glaubt, es sei nicht Diebstahl, wenn er dem Vater etwas 
entwende, oder der Spaziergänger meint, eine entfernte 
Drohung begründe schon Nothwehr. 

Nicht erforderlich ist, dass der Erfolg genau so ein- 
trat, wie der Thäter sich denselben vorgestellt hatte; 
Graubiinden § 20 b und c bestimmt in dieser Richtung, es 
sei der Erfolg dem Handelnden zuzurechnen, wenn auch 
nicht ermittelt ist, durch welche von mehreren auf den 
Erfolg gerichteten Handlungen, z. H. Schlagen, dieser Er- 
folg herbeigeführt wurde, und sogar auch dann, wenn der 
Erfolg durch eine von dem Thäter .nicht berechnete l T r- 
sache bewirkt wurde, wenn nur diese Ursache durch eine 
auf den Erfolg gerichtete Handlung in Wirksamkeit gesetzt 
worden war. Beispiel : Der Degen zerbricht wahrend des 
Kampfes und die Spitze fliegt dem (iegner in das Auge. 
Ist der Angreifer ein Rauher.' so ist Zurechnung gerecht- 
fertigt, denn diesem sind alle Mittel recht, um sein Opfer 
wehrlos zu machen, erfolgt dagegen die Verletzung im 
Zweikampfe, so ist dolus abzulehnen : denn der Kämpfende 
wollte nur durch Stich verletzen, das Abspringen der 
Degenspitze erfolgte wider seinen Willen. 

Luzern £ ö4 bestimmt noch: 

Die Zurechnung wird durch die Meinung, dasjenige, was die 
Gesetze unter Strafe verbieten, sei nach dem Gewissen oder nach 
der Religion oder nach der Beschaffenheit des Endzwecks oder 
des Beweggrundes erlaubt, nicht ausgeschlossen. 
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Aehnlieh Thurgau 4? l'A und Schaffhausen i? si9. No- 
volle 4? ;U. 

Ks liefet hier lediglich eine an sich bedeutungslos«» 
Nichtübereinstimmung zwischen der Rcchtsauffassung des 
Gesetzes und derjenigen des Thaters vor. In der Regel 
hat diese Nichtübereinstimmung in religiösem oder poli- 
tischem Fanatismus oder geradezu in Unverstand des 
Thaters ihren Grund. Es kann der Fehler aber auch am 
Gesetze liegen. Diese Umstände können für die Beurthei- 
lung der Zurechnungstahigkeit. namentlich aber auch für 
die Strafausmessung, von Einfluss sein. 

S 11. Fahrlässigkeit. 

Der Begriff der Fahrlässigkeit wird von den meisten 
Gesetzen als bekannt vorausgesetzt. Die Kantone, welch«' 
eine Definition der Fahrlässigkeit geben, bestimmen den 
Begriff übereinstimmend zunächst negativ, indem sie den 
absichtlich herbeigeführten Erfolg von der Fahrlässigkeit 
aussch Hessen. St. Gallen Art. 11 b schliesst auch den als 
wahrscheinlich vorausgesehenen Erfolg aus. Nach der 
positiven Seite hin fasst Graubünden § 11 als fahrlässig 
auf die Rechtsverletzung, deren Folgen der Thäter mehr 
oder weniger voraussehen konnte. Schaffhausen 4> \\\ die 
Rechtsverletzung, die der Thäter nach allgemeiner Er- 
fahrung oder nach seiner besondern Kenntniss bei An- 
wendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit und Beflissenheit 
hätte voraussehen oder vermeiden können. Obiualden, Bern, 
St. Gallen und Schivyz erläutern den Begriff der Fahrlässig- 
keit. Obwalden P.St.G. Art. IT> betont den Mangel an Auf- 
merksamkeit und Wachsamkeit, St. Gallen Art. 11 b den 
Leichtsinn, die Nachlässigkeit und Unachtsamkeit, durch 
welche der Erfolg herbeigeführt wurde. Bern Art. 19 führt 
als Beispiele der Fahrlässigkeit Ungeschicklichkeit. Un- 
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Vorsichtigkeit. Unachtsamkeit, Nachlässigkeit oder Nicht- 
beachtung von Verordnungen an, Schutz § .Jl c Mangel 
an Einsicht, Vorsicht oder Besonnenheit. 

Das Nichtvoraussehen des Erfolges bildet kein Kri- 
terium der Fahrlässigkeit. Auch Der handelt fahrlässig, 
welcher einen Erfolg als einen möglichen voraussieht, in 
denselben aber nicht einwilligt. Entscheidend ist, dass 
der Thater den Erfolg nicht wollte, und ferner, dass er 
ihn bei pHiehtgemässer Aufmerksamkeit hätte vermeiden 
können und sollen. Das Mass der im einzelnen Fall ge- 
forderten Aufmerksamkeit gestaltet sich nach den Verhält- 
nissen verschieden. Unrichtig ist es, wenn Bern die Nieht- 
beobachtung von Verordnungen als Fall der Fahrlässig- 
keit anführt. Solche Niehtbeobaehtung kann, aber muss 
nicht Fahrlässigkeit begründen. 

S 12. Die Strafbarkeit von dolus und culpa. 

Bund Art. 12. Schaffhausen § '.V2, Novelle t? 29, Obwalden 
Art. 20. Bern Art. 29, (ilarus § 2b\ Zürich § Basel $ 24. 
Zug § 17, Solothu rn 4? 41. St. d allen Art. 22b, Neuenburg 
1891 Art. 08 erklären ausdrücklich, die .Strafbestimmungen 
finden auf fahrlässige Handlungen nur Anwendung, wenn 
dies ausdrücklich vorgeschrieben sei. Allein auch nach 
den übrigen Strafgesetzen gilt dasselbe. Dagegen bestimmt 
Obwalden P. St. (i. $ lö a. E. : 

Um die Fahrlässigkeit korrektiooell zu strafen, braucht dies 
nicht ein besonderes Strafgesetz auszusprechen. 

Basel -Stadt P. St. G. 10 erklärt jedoch Polizeiüber- 
tretungen als strafbar, auch wenn sie nur aus Fahrlässig- 
keit begangen worden, sofern nicht nach Wortlaut oder 
Sinn der Vorsclirift nur die vorsätzliche Begehung mit 
Strafe bedroht ist. und Neuenburg 1891 Art. b"8 will wahr- 
scheinlich den nämlichen Gedanken durch den Wortlaut 
ausdrücken : 
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En matiere de contraventions, l'intention coupable n'est pas un 
facteur necessaire de la penalite. 

In dem Rathschlage zu dem Entwurf eines Polizei- 
strafgesetzes für Basel- Stadt *. wird die Abweichung mit 
dem Satze begründet, im Gebiet des Polizeireehts komme 
es zunächst auf den eingetretenen Erfolg, nicht auf die 
rechtswidrige (iesinnung an. Es möchte aber richtiger 
sein, den Zweck der Polizeistraf besthnmung ins Auge zu 
fassen. Dieser geht nur offenbar vorwiegend auf Prä- 
vention; es soll durch Bestrafung zahlloser < iefährdungeu 
dem Eintreten von rechtswidrigen Erfolgen vorgebeugt 
werden. Die fahrlässig herbeigeführte Gefährdung bietet 
in der Regel die nämliche Gefahr, wie die vorsätzlich 
verursachte. Hieraus ergibt sich die, wenn auch nicht 
absolute, Gleichstellung von dolus und culpa auf dem 
Gebiete des Polizeistrafrechts. 

Die Strafe der Fahrlässigkeit bestimmt allgemein 
(iraubnnden tj 22. welches sie mit einer mildern Strafe 
als das dolose Verbrechen belegt. In ObioaLlen P. St. G. 
Art. lf> kann den Fahrlässigen in der Regel nicht mehr 
als die Hälfte des höchsten auf die dolose Handlung an- 
gedrohten Strafmasses treffen. Aargau S 20, Litzern ij 2f>. 
Schivyz § ;U schliessen Kriminalstrafe bei Fahrlässigkeit 
aus, Aargau § 20 und Luzern § 2f> ordnen zuchtpolizei- 
liche Bestrafung an. 

S 13. Verschuldung bei Pressdelikten. 

Systematische Zusammenstellung S. 843 —852. 

Für Pressdelikte stellen mehrere Gesetze hinsichtlich 
der Verantwortlichkeit Besonderes auf. Als Pressdelikte 
gelten die durch das Mittel der Druckerpresse und regel- 

l ) Rathschlage zu dem Entwürfe einer Strafge*etzgelmng für den 
Kanton Basel-Stadt. Dem Grossen Itathe vorgelegt im Februar 1H72. S. K>. 
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massig auch die durch andere Vervielfältigungsmittel be- 
gangenen Delikte. Bund Art. b'9, Thurgau 231. H<W/ 
Loi sur la presse du 2b* decembre 1832 Art. 2. r >— 28. 
bünden Gesetz wider den Missbrauch der Pressfreiheit vom 
13. Juli 1839 § 3 und 4, Neuenbürg Art. 249, 2f>0 und we- 
sentlich gleich Neuenbürg 1891 Art. 430 (Entwurf 429>. 
Schaffhausen § 204, Luzern Gesetz über die Freiheit der 
Presse 1848 § 2, Bern Art. 246, Freiburg Gesetz über die 
Presspolizei vom 3. Mai 1854 Art. 2 und 3, Zürich % 223, 
Basel Strafprozessordnung $ 1(33, Tessin Legge 13 Giugno 
1834 Art. 19 r Zug 4? 131, Appenzell $ 33, Solo t/turn § 183, 
.SV. (i allen Art. 194-197, begründen für Pressdelikte eine 
stufenweise und aussch lies sende Verantwortlich- 
keit uesponsabilit^ par caseadesi. 

Die Personen, welche die Druckschrift herstellen, 
herausgeben oder verbreiten oder dazu mitwirken, wei den 
in einer gesetzlich bestimmten Reihenfolge für das Press- 
vergehen strafrechtlich verantwortlich. Die Reihenfolge 
ist nicht nach allen Gesetzen ganz dieselbe. Es erklaren 
verantwortlich : 

Bund, Thurgau, Graubünden, Schaphausen, Luzern, Zürich, 
Basel: 
1 1 den Verfasser, 

2) „ Herausgeber. 

3) „ Verleger, 
4i „ Drucker: 

Solothum überdies 

fn den gewerbsmässigen Verbreiter: 
U'aadt: 

1 1 den Verfasser und den Verleger, 

2« Drucker, 

3» n Verbreiter: 

Freiburg : 

1.' den Verfasser, 
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2> den Herausgeber. 

tf. die mit dem Verkaufe beauftragte Person Depositar 

oder Kommissionär i, 
4i den Drucker: 
Neuenbürg : 

1 > den Verfasser, 
2 1 . Verleger, 

H» > Buchhändler oder Verbreiter, 
4 r . Drucker : 
J essin : 

1 * den Verfasser. 

2 „ Verleger. 
:■>> .. Drucker: 

Appenzell: 

\ ' den Verfasser, 

2/ - Herausgeber bezw. Druckereihcsitzer. 
."> - > Verleger : 
Hern und 5/. Gallen, welche zunächst die Zeifungspresso im 
Auge haben : 
1 i den Redaktor. 

2' - Verleger oder Herausgeber, 
:ii „ Drucker. 

Wird der geständige Verfasser genannt, so tritt dieser 
in die Verantwortlichkeit ein. 

.Jede dieser Personen ist als Thäter des Pressvergehens 
verantwortlich; die Bestrafung des Einen schliesst aber in 
der Regel die Bestrafung der Andern aus. 

Basel Strafprozessordnung $ H>4 bestimmt jedoch, es 
können auch nach den allgemeinen Grundsätzen über 
Theilnahme neben dem Verfasser oder Zeichner nach Er- 
messen des Gerichts der Herausgeber, Verleger. Drucker 
und Verbreiter zur Strafe gezogen weiden, wenn ihnen 
die Strafbarkeit der betreffenden Schrift oder bildlichen 
Darstellung bekannt war oder vernünftigerweise von ihnen 
nicht übersehen werden konnte. Graubünden Gesetz wider 

Stoo*«, Grundziigc des Schweiz Strafrecht». 1 I 
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den Missbraueh der Pressfreiheit i? JJ berechtigt den Kläger, 
die eine oder andere oder mehrere der betreffenden Per- 
sonen zugleich und solidarisch zu belangen. Wandt erklärt 
den Verfasser und den Verleger gemeinsam verantwort- 
lich ; der Verbreiter kann neben dem Verfasser oder dem 
Verleger verfolgt werden, wenn er offenbar darauf aus- 
gieng, einen andern zu benachteiligen «s'il est evident 
qu'il a agi dans l intention de nuiret. 

Die Verantwortlichkeit der nach dem Verfasser ge- 
nannten Personen tritt in der Regel in folgenden Fallen 
ein : wenn die Herausgabe und Verbreitung der Schrift 
wider seinen Willen stattgefunden, oder er nicht ermittelt 
werden kann, oder er sich ausserhalb der (iewalt des 
Kantons oder des Bundes befindet. 

Die Gesetze regeln auch die zivilrechtliche Verant- 
wortlichkeit nach demselben System ; allein die zivilrecht- 
liche Haftung wird nun durch das Bundesgesetz über das 
Obligationenrecht Art. f>0 ff. geregelt, und es sind daher 
diese zivilrechtlichen Bestimmungen , wie die Recht- 
sprechung des Bundesgerichtes *> anerkannt hat, ausser 
Kraft getreten 2 <. 

») A. S.. XI, 1S85, S. 612, in Sachen Morard contra Morard. In Kr- 
wagung 3 a. E. wird ausgeführt : 

La Confederation ayant, conformement au droit que Uli confere l'art. t>4 
de la Constitution föderale, legife>6 sur les obligations resultant d'aetes illi- 
cites, et les dispositions du chapitre II du code föderal, consaerees ä cette 
matiere. ayant rte edictees pour toute la Suisse, — sans autre resenre en 
faveur du droit cantonal que celle concernant la responsabilite encourue 
par des employds ou fonetionnaires publics a raison du dommage qn'ils 
causent dans l'ezercice do leurs fonetions (art. 64 du C. (.).), — il en resulte 
qu'en matiere de donimages-interets, ensuite d'aetes illicites coromis par la 
voie de la presse, ce sont les dispositions du dit code qui doivent ötre 
appliquees, en derogation anx lois que les cantons peuvent avoir publiees, 
en vertu de l'art. 55 de la Constitution föderale, en vue de la repression 
•les abus de la presse, pour autaut que ces lois se trouvent en enntradiction 
avec le code des obligations. 

*) Vgl. Staats, C. Das Verhältnis» der zivil rechtlichen Haftbarkeit 
nach Art. '>0 ff de« schweizerischen Obligationenrechts zum kantonalen 
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Es kann nicht in Abrede gestellt werden, dass bei 
Anwendung der gewöhnlichen Grundsätze über Vorsatz 
und Fahrlässigkeit auf die Pressdelikte manche Schwierig- 
keiten entstehen. Der Name des Verfassers wird geheim 
gehalten, das wirkliche -Verschulden der übrigen Mitwir- 
kenden lftsst sich ausseist schwer feststellen. Wer wird 
dem Herausgeber, dem Verleger, dem Drucker, dem Ver- 
breiter nachweisen können, dass sie den Inhalt der Schrift 
gekannt haben? Es würde also nur übrig bleiben, sie 
wegen leichtsinniger Vervielfältigung oder Verbreitung von 
strafbaren Aeusserungen oder Darstellungen zu bestrafen, 
was nicht als ausreichend erachtet wird. Das geltende 
System verletzt jedoch die obersten Grundsätze des Straf- 
rechtes und damit die Gerechtigkeit. Das Strafrecht will 
den Schuldigen und nur den Schuldigen bestrafen, und 
zwar im Verhältniss zu seiner Schuld und zu seiner Thoil- 
uahme. Für Pressdelikte wird eine bei der Verwirklichung 
des Vergehens vermuthlich mitbetheiligte Person als 
der Schuldige herausgegriffen und ohne Rücksicht auf 
Existenz, Umfang und Grad der Verschuldung als Thäter 
bestraft, wahrend alle rehrigen, vielleicht gerade die wirk- 
lieh Schuldigen, beziehungsweise Mitschuldigen, straflos 
ausgehen. Wer der Strafe verfällt, das hängt von Um- 
ständen ab, die mit der Strafgerechtigkeit nichts zu thun 
haben. Daher kann die Strafe für Pressdelikte unmöglich 
als eine gerechte empfunden werden. 

Die Strafwürdigkeit des durch die Presse» begangenen 
Delikts beruht wesentlich darauf, dass die strafwürdige 
Aeusserung oder Darstellung in das Publikum geworfen 
wird. Daher liegt denjenigen, welche die Veröffentlichung 

Strafrechte, insbesondere bei Pressdelikteu. Zeitschrift für schweizerisches 
Recht, N. F., Hand V, 18S»>, S. 571 ff. und tan Muyden, Korreferat über 
dieselbe Frage a. a. 0., Seite 650 ff. Martin, A., De )a responsabilite resul- 
tant des dölita d'apres le code federal des obligations. Zeitschrift für 
schweizerisches Recht, S. F., B. VIII, 1889, S. 1 ff. 
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vermitteln, eine Prüfungspfiieht ob, deren Verletzung allein 
schon eine bedeutende Strafe rechtfertigt. Dagegen erscheint 
es bedenklich, Verlegern, Herausgebern und Druckern eine 
Donunziationsptiicht in Bezug auf den Verfasser aufzulegen. 
Der Charakterlose denunzirt ; der Ehrenwerthe lässt sich 
bestrafen. 

Unter allen Unistiinden ist der gegenwärtige Gesetzes- 
zustand unhaltbar, und es ist eine Regelung zu treffen, 
welche mit den Grundsätzen des Strafrechts im Einklang 
steht. Lassen sich Sonderbestimmungen nicht finden, welche 
diese Erfordernisse erfüllen, so ist die Anwendung der all- 
gemeinen Grundsätze vorzuziehen. 



VII. Kapitel. 
Versuch und Vollendung. 

Systematische Zusammenstellung S. 4!i 56. 

Literatur, l'uot, E., La tentative dau* los codes i>enaux suisses. Zeitschrift 
für Schweizer Strafrecht, I, S. III. 



*? 14. Begriff von Vollendung und Versuch. 

Vollendet ist das Verbrechen, wenn Alles vorliegt, 
was zum Begriffe des Verbrechens gehört. So detiniren mit 
unbedeutenden Abweichungen Bund Art. V\. U 'aadt Art. ;M. 
Craubünden 4j 24. Aar g au i? 22, Luzern 4; 27. Appenzell 4? 2f> 
und .SV. Hallen Art .2*. Andere Gesetzgebungen, wie Schaaf- 
hausen £ 4i*> und Freiburg Art. und insbesondere Wallis 
Art. 5.') und Obualden Art. 17, legen das Gewicht haupt- 
sächlich auf das Eintreten des Erfolges. Da unter dem 
Erfolge der von dem Gesetze vorgesehene, also zum That- 
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bestand gehörende Eilolg anzusehen ist, so ist der Unter- 
schied kein wesentlicher. 

Die Definition des Versuches zeigt nur äusserliehc Ver- 
schiedenheiten. 6>///und Neuenbürg schliessen sich eng an 
die Fassung des französischen Strafgesetzbuches an (dis- 
positions irreliminaires. Art. 2): 

Toute tentative de crime qui aura 6te manifestem 
par un cominencement d'execution, si eile n'a et6 bub- 
pendue ou si eile n'a manqnö son effet que par des circonstances 
independantes de la volonte de son auteur, est consideree corome 
le crime raerae, 

und zwar Neuenburg Art. 2 beinahe wörtlich, wahrend (lenf 
Art. ") genauer vorschreibt : 

Toute tentative de crime ou de delit manifestee par des actes 
ext^rieurs constituant un cominencement d'execution .... 

Die französische Formel ergänzt Wandt Art. &"> nach 
der subjektiven Seite hin sehr glücklich in folgender Weise : 

II y a tentative lorsque la re Solution de commettre 
un dölit est manifestee par des actes exterieurs constituant un 
commencement d'execution. 

Auch Wallis Art. T>f>, Freiburg Art. :>H. Zessin Art. ">4, 
Basel $ 2f>, Solothum $ 2<> bezeichnen den Versuch als He- 
thätigung des verbrecherischen Entschlusses. Die übrigen 
der deutschen Schweiz angehörenden Gesetze nehmen Ver- 
such an, wenn eine Person in der Absicht, ein Verbrechen 
zu begehen, eine äussere Handlung vorgenommen hat, 
durch welche oie Ausführung des Delikts angefangen aber 
nicht vollendet worden ist l >. Neuenburg 1891 Art..~>2 eignet 
sich diese Fassung ebenfalls an 2 i. Craubundcn £ 2;") fordert 



') Vgl. linnd Art. 14, Thurgau % 33, Stfiaßkausen § 46, l.uz:r» § 28. 
Obivalden Art. 18, Bern Art. 30, (j:.ir«t § 18, Zürich § 34, Zug % 18, Appen- 
zell § 2H, Sch-.vyz % 34, St. Hallen Art. 2«J. 

T ) (^uicoixMie, voulant couunettre un »lelit, cn lomiuence lVxecution, 
sans <|ue tous les arte* necessaires A *a consommation aient ete exeeutes 
et si l'execution n*en est restee inachevee ijue par suite de eir«ot»Mauce> 
independantes de sa volonte, se rend eoupuble de tentative. 
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< in<' auf die Ausführung gerichtete. Aargau 4j •>?, eine zur 
wirklichen Verübung führende Handlung. 

Die (iesetzc erfordern somit zum Versuch Vorsatz 
und einen Anfang der Ausführung. 

I)or Vorsatz wird zwar von Neuenbürg und Genf nicht 
ausdrücklich erwähnt, allein diese* Krt'ordei niss liegt schon 
in dem Worte »versucht-. 

Wenn eine Ausführuugshandlung üusserlieh als Ver- 
such verschiedener Delikte unbesehen werden kann und 
es ungewiss ist. welchen der verschiedenen Krfolge der 
Thaier herbeiführen wollte, so ist nach Tessin Art. .">."> die 
am wenigsten schwere Handlung als gewollt anzusehen. 
Ks entspricht dies der Xntur der Sache, eine andere Ent- 
scheidung würde eine pnosumtio doli in sich schliessen. 

Mit dem Ausdrucke „Anfang der Ausführung- 4 soll die 
Abgrenzung des straf hären Versuchs von der straflosen 
Vorhcrcitungshumllung gewonnen werden. Wandt Art. ;JS. 
Anr^nu § l!.">, MW/« Art. 1 50, Schaffhausen £ fn'. Luzern £ 'JX. 
OfrwaliitH Art. 11» und Neuenbürg 1 H« ) 1 Art. äl heben grund- 
sätzlich die Straflosigkeit der Vorhcrcitungshandlung her- 
vor. Ob;cMeu Art. I 1 .» a. K. gestattet jedoch, denjenigen, der 
eine Vorhoroitungshnndlung beging, unter Polizeiaufsicht 
zu stellen, „wenn dictiofahr für die ottentliehe Sicherheit 
eine solche Massrcgel rechtfertigt". Schaß hausen lasst eben- 
falls rolizciaufsicht zu, wenn sich die Vorbereitungen auf 
Verbrechen beziehen, die mit Zuchthaus oder einer schwe- 
reren Strafe bedroht sind. 

I>ie (iesetzc geben keinen sichern Anhaltspunkt, wo- 
nach sich bestimmen liesse. wann die Ausführung des Ver- 
brechens beginnt und wann die Vorbereitung aufhört. In 
der Wissenschaft besteht darüber Streit. Am richtigsten 
wird es sein, die Handlung als Ausführuugshaiidluu.i: auf- 
zufassen, welche einen Kestandrheil des Tharbesfando> 
bildet, au welchen das tiesotz Straffolire knüpft. Kino 
feste tiren/.e lasst sich auch nach dieser Keurirtsbesrini- 
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mung nicht ziehen. Es verdient daher die einfache Rege- 
lung von Schioys § JMi volle Beachtung, welche den Ver- 
such als strafbar erklart: 

er. wo die Unternehmung eines Verbrechens angefangen ist, 
der Vollendung aber noch ferne liegt. 

Denn die Strafbarkeit des Versuches beruht auf seiner 
Gefährlichkeit, und diese nimmt zu. je mehr sich der Ver- 
such der Vollendung nähert, sie nimmt ab. je mehr er 
sieh davon entfernt. 

Interessant ist die Vorschrift Appenzells, welche die 
ernstlich gemeinte Drohung bei dem Versuch behandelt 
und den untauglichen Versuch als Drohung ansehen iHsst 1 ;: 

Art. 27. Ernstlich gemeinte Drohung einer strafbaren Handlung 
wird, je nach dem Grade, bis zu welchem die Drohung und die an- 
gedrohte Handlung bereits vorgeschritten ist, mit einer Geldbusse 
oder auch mit GefÜngniss bis auf ein Jahr bestraft. Wenn aber in 
Folge solcher Drohung Jemand bleibenden Nachtheil an seiner Ge- 
sundheit erleidet, so kann auf Gefitngniss oder Zuchthaus bis auf 
zwei Jahre erkennt werden. 

Als solche Drohung kann es auch angesehen werden, wenn 
Jemand den Versuch eines Verbrechens oder Vergehens macht, aber 
hiezu aus Unverstand oder Mangel an Einsicht an und fllr sich ganz 
untaugliche Mittel verwendet. 

Wandt Art. ;Mi, Neuenbürg Art. '2. Aargau J? 'SA. Hern 
Art. iK). Freiburg Art. M und :JH, f essin Art. ">4. (iettf \vt. ."» 
und Neuenbürg 1891 Art. nennen als ferneres Merkmal 
des Versuchs den Xichtrucktritt desThaters: mit Ausnahme 
von Neuenbürg und Aargau führen diese ( icsetzc aber den 
Rücktritt auch als Strafaufhebungsgrund an. 



') Vgl. Oxnihrnggni, Alamannisches Strafrecht, S. 46: „Von der Auf- 
fassung der Drohungen als strafbarer verbrecherischer Vorbcreitunghliand- 
lungeu ist keine Spur". Dazu Kuroliua Art. 17«. 
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S 15. Arten des Versuchs. 

E 11 t f e r n t e n und n a h o n Versuch unterscheidet 
(Iranbünden 4? 2f>, ohne eine Folge daran zu knüpfen. 

Beendigten und nicht beendigten Versuch 
heben Craubünden $ 2ö, Schaff hausen $ 47, Lusern §4? 29 
und :10 und Neuenbürg 1H91 Art. i*\ und f>7 hervor. Als 
beendigt gilt der Versuch, wenn der Thater Alles gethau 
hat, was von seiner Seite zur Vollendung des Verbrechens 
nothwendig war, der Erfolg jedoch ausblieb. 

In diesem Sinne deckt sich der beendigte Versuch und 
der Fall des delit manque und delitto niancato vollständig. 

Uas fehlgeschlagene Verbrechen bestrafen Wallis Art. 
.");"), Freiburg Art. 'M. Zessin Art. ">7. Neuenbürg 1S01 Art. ."»7 
schwerer als einen anderen Versuch itentative, delitto 
tentatoi. In der That unterscheidet sich dieser Versuch 
von dem vollendeten Verbrechen nur durch den ver- 
schiedenen Ausgang; dieser hangt aber nicht selten vom 
Zufall ab. Ob die Kugel trifft oder fehlschlagt, ist oft 
durch einen geringfügigen Umstand bedingt, der ganz 
ausserhalb der Macht des Schützen liegt. 

Als beendigter Versuch ist auch der Fall aufzufassen, 
wenn der Thater die Verbrechenshandlung vollzogen hat, 
der Erfolg aber noch aussteht. Allein eine matoricllrocht- 
liche Bedeutung kommt diesem Fall nur bei dem Rücktritt 
zu. Wird die verbrecherische Veranstaltung cutdeckt, so 
wird das Eintreten des Erfolges, wenn dies noch möglich 
ist. abgewendet, z. B. die Explosion der Sprengstoffe wird 
verbindert. Ist aber eine Einwirkung auf den Erfolg aus- 
geschlossen oder nur in gewissem Masse ausführbar, wie 
namentlich bei Verwundung und Vergiftung u. dgl.. so 
wird das (Jorieht die Verurtheiluug verschieben, bis der 
Ausgang feststeht, z. B. ob der mörderisch Angegriffene 
mit dein Leben davonkommt, ob der Verletzte das Soh- 
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vermögen einbüsst. Zuweilen tritt allerdings ein schwerer 
Erfolg einer strafbaren Handlung unerwartet naeh dem 
Urtheil ein. z. H. der scheinbar ausser Oofahr stehende 
Verletzte stirbt plötzlieh und die Sektion ergibt, dass er- 
den Folgen der Verletzung erleben ist. Dann fragt es sieh, 
ub eine Wiederaufnahme des Vorfahrens statthaft ist. Ks 
wird also dem erkennenden Oerioht stets fehlgeschlagenes 
oder vollendetes Verbrechen vorliegen oder doch vorzu- 
liegen scheinen und niemals ein beendigter Versuch, bei 
dem der Erfolg noch aussteht. 

Der Versuch mit untauglichen Mitteln und 
am untauglichen Objekt. Die Streitfrage, ob der 
Versuch auch dann zu bestrafen sei. wenn die Beschaffen- 
heit des Mittels oder des Objektes von vornherein nicht 
geeignet war. den gewollten Erfolg herbeizuführen, ent- 
scheidet die Mehrzahl der Oesotze nicht ausdrücklich. Das 
Schweifen des Oesotzes kann im Sinne der Strafbarkeit 
und im Sinne der Straflosigkeit gedeutet werden, je nach- 
dem angenommen wird, der Versuch mit untauglichen 
Mitteln und am untauglichen Objekt enthalte die Merk- 
male des Versuches oder nicht. Je nach dem Standpunkte 
des Begutachtenden wird aber die Frage nicht für alle 
Falle gleich entschieden, indem Manche den Versuch mit 
untauglichen Mitteln anders behandeln, als den Versuch am 
untauglichen Objekt, und dann wieder unterschieden wird, 
ob der Thitter über die Mittel selbst, ihre Identität, oder 
über ihre Wirkung irrte. Oerade diese Schwierigkeit und 
Unsicherheit kann die Ocsctzgchung bestimmen, einer 
Regelung der Frage auszuweichen. So führt z. B. der Be- 
richt des Basler .Justizkollegiums über den Entwurf eines 
Strafgesetzes 1*70, S. lV» aus: 

Dass keine Bestimmung Uber Versuch mit untauglichen Mitteln 
und am untauglichen Objekt gegeben wird, ist bei der Bestrittenheit 
dieser Lehre und der Verschiedenheit der einzelnen Fülle gerecht- 
fertigt. 
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Wenn aber beigefügt wird, das in 4? 28 gegebene 
Minimum genüge auch hei einer sein* milden Gestaltung 
der Fälle, so ergibt sich daraus, dass das .lustizkollegium die 
Strafbarkeit des untauglichen Versuches nicht grundsätz- 
lich ausschliessen wollte. Tnd das dürfte in der That das 
Richtige sein. Denn wer mit rechtswidrigem Vorsätze ein 
untaugliches Mittel anwendet oder ein untaugliches ( )bjekt 
angreift, der hat seinen rechtswidrigen Willen bethütigf. 
Der Einwund, es habe die Handlung den Erfolg niemals 
herbeiführen können, sie sei also ungefährlich, trifft bei 
jedem Versuche zu. Eine Ausnahme möchte jedoch Platz 
greifen. Wenn nämlich die Handlung, so wie sie sieh der 
Thäter vorstellte, zur Zeit der That jedem unbefangenen 
Beobachter als ungefährlich erscheinen musste. so fehlt es 
objektiv an einer Verbreehenshandlung: 'Todbeten. Thaler 
steckem. In solchen Fällen liegt aber stets eine so grobe 
Verkennung des Kausalgesetzes und ein so bedeutender 
Mangel an Einsicht vor. dass der Thäter nicht als zu- 
rechnungsfähig und jedenfalls nicht als vollkommen zu- 
rechnungsfähig angesehen werden kann. 

Von den Gesetzen, welche Vorschriften Uber den un- 
tauglichen Versuch aufstellen, erklärt sich einzig Grau- 
biinden S 27 durchaus für Straflosigkeit. Schwyz i? ;it»c 
schliesst die Strafe aus, wenn der Handelnde den Versuch 
mit einem von ihm aus rnverstand gewählten, absolut 
untauglichen Mittel ausgeführt hat. für die übrigen Fälle 
ist daher wohl Strafbarkeit anzunehmen. Obwalden Art. 1H, 
.SV. Gallen Art. 20, Schaffhausen ij 4H schreiben die Straf- 
barkeit des Versuches mit untauglichen Mitteln und am 
untauglichen Objekt ausdrücklich vor. Doch unterliegen 
nach .SV. Gallen Art. .10 Versuchshandlungen an einem un- 
geeigneten Gegenstände auch bei Verbrechen im engern 
Sinne blos korrektioneller Strafe. Aargau § '24 und Luzern 
5? :'»:5 schreiben nur die Srrafbnrkeit des Versuches mit 
untauglichen Mitteln vor, Schaafhausen S 40 nimmt jedoch 
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keinen Versuch an. wenn der Tliäter aus Unverstand oder 
abergläubischem Wahn ein absolut untaugliches Mittel an- 
wendete; nichtsdestoweniger wird der Thater polizeilieh 
bestraft, wenn seine Absicht auf ein besonders schweres 
Verbrechen gerichtet war. Luzcrn lasst nur korrektionelle 
Strafe eintreten, wenn der Versuch wegen völliger Un- 
tauglichkeit der aus Einfalt für tauglich erachtetet] Mittel 
tnisslingen musste. Nach Appenzell A.-Rh. § 27 .kann" der 
Versuch eines Verbrechens oder Vorgehens als Drohung 
bestraft werden, wenn der Thater hiezu aus Unverstand 
oder Mangel an Hinsicht ganz untaugliche Mittel Verwender. 
Aus dieser Bestimmung darf jedoch nicht die Straflosigkeit 
des untauglichen Versuchs für die übrigen offenbar straf- 
würdigeren Falle gefolgert werden. Vielmehr ist anzuneh- 
men, es treten die gewöhnlichen Bestimmungen über Ver- 
such ein. 

Wahrend die meisten besetze auf den strafbaren un- 
tauglichen Versuch die ordentliche Strafsanktion anwenden 
lassen, mildert Schaphausen 4j 48 die Strafe ganz allgemein 
und es verdient dies«» Regelung Beachtung. 

8 16. Rücktritt vom Versuche. 

Dem Rücktritt vom Versuche schreiben alle (Jesetze 
eine strafrechtliche Bedeutung zu. sei es. dass sie den 
Xichtrücktritt. im Anschluss an das französische Recht, 
zu einem Merkmal des Versuches gestalten Neuenburg 
Art. 2 und Aargau ij 2;{., sei es, dass sie den Rücktritt 
als Strafaufhebungsgrund anerkennen <Bund Art. 1l>, (hau- 
bünden § 28. Wallis Art. f>!>. Zürich g W. Basel % 27. Solo- 
thum § 28, .SV. Gallen Art. .°>1, Schwyz § Mb. Luzcrn § :U. 
Obrvalden Art. 11». (i latus § 20. Appenzell % 2b. Zug § 20 ,. 
oder dass sie endlich beide Behandlungsarten mit einander 
verbinden < Ihurgau §5$ .'>.'» und .'>4. Waadt Art. 'M und .'IT. 
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Schaffhausen §§ 47 und 8.H, Bern Art. ;K) und :V>, Freiburg 
Art.SWi, .18 und 41, Tessin Art. f>4 und f>0\ (lenf Xn.b und ti, 
Neuenbürg 1891 Art. ;*>2 und f>;'>i. 

Grundsätzlich richtig erscheint es, den Rücktritt als 
Strafaufhebungsgrund anzusehen; denn bis zum Rücktritt 
lag' ein strafbarer Vorsuch vor; durch den Rücktritt wird 
weder der rechtswidrige WilLe noch der Anfang der Aus- 
führung zu nichte und ungeschehen gemacht. Der Rück- 
tritt ist eine neue Thatsachc, die strafbefreiende Wirkung 
Wirkung verdient, weil der Zurücktretende die in dem 
Versuche liegende (iefahr aufhebt. Würde jedes ver- 
brecherische Unternehmen mit einem Rücktritt enden, so 
könnte die (ierechtigkeit ihr Schwert ruhen lassen. 

Der Rücktritt kann in Form des Abstehe ns vom 
V e r s u c h und durch A b w e u d u n g des K r f o 1 g e s ge- 
schehen, je nachdem der Versuch vollendet ist oder nicht. 
Dagegen liegt nicht mehr Rücktritt vom Versuche vor, 
wenn das Verbrechen vollendet ist und der Erfolg un- 
schädlich gemacht wird. Mit Ausnahme von Zug § 20, Soio- 
thurn § 2*, Neuenbürg 1891 Art. ;*>.">, welche dem deutscheu 
Reichsstrafrechte folgen, halten die Osotze die verschie- 
denen Falle nicht scharf aus einander und drücken sich 
allgemein aus. So .spricht Thurgau § .'U von Aufgeben der 
Ausführung des Verbrechens. Craubünden § 28, Luzern § :51, 
Obivalden Art. 10 fassen den Rücktritt als -Abstehen" von 
der Ausführung: oder dem Unternehmen auf; beide Fülle 
umfasst der Ausdruck „von der Vollendung zurücktreten*, 
den Hern Al t. .'i2 anwendet. 

Dagegen nehmen die romanischen (Gesetzgebungen, 
mit Ausnahme von Freiburg und den/, nur auf den Fall 
des Absrehens vom Versuch Bezug, indem sie Unter- 
brechung der Verbrechenshandlung fordern. Nicht ganz 
klar ist, was Se/twvs § iM> b unter „unschädlich machen" 
der Vollendung: versteht. Zu weit geht dlarus § 20. das 
dtMi Rücktritt nicht berücksichtigt, wenn aus der Handlung 
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für Andere schon Schaden erwachsen ist; vielleicht soll 
aber damit der vielfach wiederkehrende richtige Satz auf- 
gestellt werden, die Versuchshandlung sei trotz Rücktritt 
insoweit strafbar, als sie ein Vergehen darstellt. 

Luzern § 31 setzt voraus, dass der freiwillige Rück- 
tritt durch äussere Handlungen an den Tag gelegt worden 
sei; inwieweit diese Voraussetzung die Berücksichtigung 
des Rücktrittes einschränkt, geht aus der Stelle nicht mit 
voller Deutlichkeit hervor 1 ». 

Alle (lesetze fordern und meist ausdrücklich Frei- 
willigkeit des Rücktrittes. Appenzell § 21* überdies 
bessere (iesinnung. Obwalden Art. 10 thütige Reue. 
Damit wird aber ein schwierig festzustellendes moralisches 
Element in den Thatbestand eingeführt. Hasel § 27 sagt 
in Anlehnung an den ersten Fall des deutschen Reichs- 
strafgesetzes 2 1 statt freiwillig „ohne an der Ausführung 
desselben (des Vorhabens) durch äussere Umstünde ge- 
hindert worden zu sein-. Solothurn % 28. Zug § 20 und 
Neuenburg \H<)\ Art. f>f> folgen ganz dem liier kaum nach- 
ahmenswerthen deutschen Reichsstrafgesetzbuch '»» und 
stellen als objektive Voraussetzungen des zweiten Falles 
auf. dass die Handlung zur Zeit des Rücktrittes noch nicht 
entdeckt war und dass die Abwendung des Erfolges durch 



V) l*fy(f f i'i Kriniinalstrafge*t'tzbuch des Kantons Luzern vom 

Jahre 1H*U mit erläuternden Bemerkungen, bemerkt über diesen Punkt 
in der Anmerkung zu $ Hl : Erforderlich ist, „dass die erfolgte Sinnes- 
änderung als etwas Inneres, auch eine Veränderung der äussern Thätigkeit 
hervorgebracht, und dass also der Handelnde den Zurücktritt durch eine 
äussere, der angefangenen Unternebinung entgegenlaufende Handlung 
an deu Tag gelegt habe. Ob dieses eine Hegehungs- oder Unter- 
lassungsbandlung seiu müsse, dus hängt von der Natur der Versuchshand- 
lung ab. Wenn z. B. Einer, welcher seinem Feinde mit einer geladenen 
Flinte auflauert, freiwillig heimkehrt, so ist dieses eine der Versuchshand- 
lung entgegenlaufende äussere Thätigkeit. u 

») § 4b\ Ziffer 1. 

»1 § 46, Ziffer 1. 
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eigene Thätigkeit geschalt. Im Grundgedanken besteht 
überall Ucbereinstirnmung. 

Schaffhausen und St. Gallen stellen für den Rücktritt 
von Theilnehmern besondere Vorschriften auf. Schaffhausen 
§ H'X Ziffer 2. fordert, dass der Theilnehmer den Rücktritt 
dadurch bethätigt, .dass er das bevorstehende Verbrechen 
vor dem Beginn der Ausführung selbst abwendet oder 
verhindert, oder aber, wo eine solche Verhinderung nicht 
möglich oder die Abmahnung erfolglos geblieben ist, der 
Behörde von dem bevorstehenden Verbrechen so zeitig 
die Anzeige gemacht hat. dass sie dasselbe verhindern 
konnte". .SV. (> allen Art. ;51, Absatz 2. lasst die Strafe fin- 
den Theilnehmer nur dann wegfallen, „wenn er sein Mög- 
lichstes gethan hat, auch die reinigen zum Rücktritte zu 
bewegen und die Ausführung des Unternehmens auch in 
anderer W eise zu verhindern-. Ks reichen hier jedoch die 
allgemeinen Grundsätze über den freiwilligen Rücktritt aus. 

Die (iesetze gewahren bei Rücktritt Straflosigkeit 1 ); 
Zürich § M in der Regel, Hund Art. lb und Appenzell $ 26 
sehen auch Strafmilderung vor. 

Es besteht somit in Bezug auf den Rücktritt vom Ver- 
such in den Hauptpunkten vollständige Uebcrcinstimmung. 

§ 17. Die Strafe des Versuchs. 

Die Strafbarkeit des Versuchs wird von einigen Ge- 
setzen durch eine allgemeine Vorsehriff beschränkt. Bern 
Art. ;W und Genf Art. 7 lassen nämlich die Bestrafung des 
Versuches bei Vergehen im engern Sinne nur in den gesetz- 
lich bestimmten Fällen zu. .SV. Gallen Art. 21) erklärt den 



') Thurgau % 34, Wandt Art. 37, Graubünden § 28, P. St. (J. § 6, Maltis 
Art. 59, Sihaffkauten $ 83, Lutem % 31. Obwalden Art. 19, Bern Art. 32. 
Claras § 20, Werburg Art. 41, Basel % 27, Tessbt Art. 56, Genf Art. 6. Aug 
S 20. Sebwyz § 31) b, Solothurn § 28 und Xeuenburg 1891 Art. 65. 
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Versuch bei Vergehen, auf weiche nicht Arbeitshaus an- 
gedroht ist, straflos. Kndlich schliossen Freiburg Art. 4;">b\ 
Haselstadt P. St. (5. § 11 und Neuenburg 1891 Art. ;'>8 die 
Strafbarkeit des Versuches bei Polizei vergehen aus. 

Alle (besetze, mit Ausnahme von Neuenbürg, bestrafen 
den Versuch milder, als das vollendete Delikt. Neuen- 
bürg Art. 2 Ubernahm die Vorschrift des code penal. wel- 
cher den Versuch dem vollendeten Verbrechen gleichstellt, 
doch soll der Versuch bei der Strafzumessung berück- 
sichtigt werden. 

Eine deutsche Kruppe . nämlich Thnrgau % 33. Grau- 
biinden § 2I>, Obwalden Art. 10, (Harns § 19, Zürich § 35, 
Zug § 19. Appenzell § 2(>, Schwyz § 3f>. 5/. <W//v/ Art. :-U), 
bestimmt für den Versuch allgemein eine mildere 
Strafe, als für das vollendete Delikt. (Uarus § 19, /ftr/V// 
§ 35. ^//^ § 19, Schwyz § 35. .SV. <W/*t» Art. W gestatten 
ausdrücklich, unter das Minimum zu gehen : Appenzell § 2f> 
Ütsst sogar unter Umstünden Straflosigkeit zu. 

Eine Maximalgrenze bestimmen Bund Art. 15 die 
Hälfte der auf das vollendete Verbrechen gesetzten Strafe, 
IT) .Jahre Zuchthaus, wenn auf das Verbrechen lebens- 
längliches Zuchthaus angedroht isti, Aargau § 39 t*/t der 
das vollendete Verbrechen treffenden Strafe i, Wallis Art. 57 
'/a der Strafe des vollendeten Delikts, 10 Jahre Zuchthaus, 
wenn das Delikt mit Tod oder lebenslänglichem Zuchthaus 
bedroht ist», Schaffhausen § 50 < '/* der Strafe des vollendeten 
Delikts, V> Jahre Zuchthaus, wenn das vollendete Delikt 
mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht ist*. 

Eine Maxi m a 1 - und M i n i in a I g r e n z e ziehen Wandt 
Art. 36 b «V« der geringsten Dauer der Strafe bis V« der 
höchsten Dauer» und Luzern §30 i.'/ia — '/s der Strafe des 
vollendeten Delikts«, Hern Art. 30 < \< 4 , i. Freiburg Art. 39 
<Vr~- »/au Neuenbürg 1891 Art. 53 <»/•<» .y s . 5 bis lf> Jahre 
Zuchthaus, wenn das Delikt mit lebenslänglichem Zucht- 
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haus bedroht isti. fessln Art. f>7 mildert dio Versuchsstrafo 
tun 2— ;\ Grade. 

Basel § 2(5 stellt ein Minimum auf < V* des niedrigsten 
Strafmasses. 3 Jahre Zuchthaus, wenn das Verbrechen mit 
lebenslänglichem Zuchthaus bedroht ist), Solothurn § 27 
Maximalstrafsatze. 

Besondere Strafsanktionen für das f e h 1 g e s c h 1 a g e n e 
Delikt finden sich in Schaffhausen % f>0 wenigstens '/< 
der Strafe des vollendeten Delikts, wenigstens (5 Jahre 
Zuchthaus, wenn das vollendete Delikt mit lebensläng- 
lichem Zuchthaus bedroht ist.. Luzern $ 29 i absolut 3 ,/»:•. 
Wallis Art. f»f> (absolut */». 1:Y 2ö Jahre, wenn das Delikt 
mit Tod oder lebenslänglichem Zuchthaus bedroht ist*. 
Freiburg Art. M i ! /a - 3 /4 u Neuenbürg 1 Hl* 1 Art. 57 i wenig- 
stens die Hälfte der Strafe des vollendeten Vergehens. 
10 20 Jahre Zuchthaus, wenn das Delikt mit lebens- 
länglichem Zuchthaus bedroht ist>. 

Hei der bekannten Neigung der Gerichte, sich bei 
Festsetzung der Strafe möglichst dem Minimum zu nähern, 
kommt einer Maximalgrenze nur geringe praktische Be- 
deutung zu; um so grössere Bedeutung besitzt die Minimal- 
grenze. 

Allein ein Blick auf die Regelung der verschiedenen 
Strafgesetze zeigt, wie haltlos und äusserlich es ist. das 
Verhältnis* der Versuchsstrafe zu der Strafe des voll- 
endeten Deliktes durch eine Bruchzahl auszudrucken. 
Bei den vielen Abstufungen, die der Versuch aufweist, 
erscheint die einfache Bestimmung des deutschen Straf- 
gesetzbuches: 

§ 44. Das versuchte Verbrechen oder Vergehen ist milder zu 
bestrafen, als das vollendete, 
als die beste. 

Die meisten Gesetze stellen bei dem Versuch eine 
S t rafz u in es su n gsregel auf und gebieten dem Richter, 
bei der Ausmessung der Strafe zu berücksichtigen, inwie- 
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weit die Versuchshandlung' sich der Vollendung des Ver- 
brechens näherte, einzelne Überdies, welchen Einfluss der 
Wille des Thaters auf die Xichtvollendung ausübte. 



VIII. Kapitel. 

T h e i 1 n a h m e. 

Synttmattsche Zusammenstellung 8. /">>/ 70. 



§ 18. Allgemeines. 

Wenn Mehrere zu einem Verbrechen mitwirken, so 
fragt es sich, wie das Gesetz die Strafbarkeit des Ein- 
zelnen zu bestimmen hat. Nur Neuenbürg stellt die Theil- 
nehmer mit Kinschluss der Begünstiger unter dieselbe 
Strafsanktion. In dem Gesetz von 1891 wird aber diese 
verwerfliche Regelung aufgegeben. Die übrigen Gesetze 
unterscheiden in der Mehrheit zwischen Urhebern und 
Gehn Ifen und zählen zu den rrhebern den T hat er 
und den Anstifter. Manche nennen auch den Hegü li- 
stiger als Theilnehnier. Hasel und Solothum vermeiden 
den Ausdruck Trheber. Solothum Art. 29 und Neuenburg 
Art. .")!» heben als besondere Art der Theilnahme die 
Mittäterschaft hervor. Keine bestimmten Formen der 
Theilnahme stellt Schilys § 40 auf. Es würdigt die Mit- 
wirkung Mehrerer zu einem Verbrechen nach allgemeinen 
und gewiss richtigen Gesichtspunkten. Diejenigen, welche 
den leitenden Gedanken gegeben, den Entschluss, die That 
oder den Erfolg am entschiedensten bewirkt haben, wer- 
den scharfer bestraft, als die übrigen Mitschuldigen, der 
Begünstiger und Derjenige, welcher in ganz untergeord- 

Stfio»». (irnndzük'f des »chwuiz. Mrnfrichts. 15 
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neter Wei.sc* mitgewirkt hat. nach freiem Ermessen des 
Richters. , 

Es fragt sieh namentlich, oh die Anstiftung als rr- 
heberschaft im eigentlichen Sinne, d. h. als selbständige, 
vorsätzliche Verursachung des Deliktes, aufgefasst wird oder 
als aecessorisc he Theilnahme. Im ersten Falle ist 
die Anstiftung selbständig strafbar, also folgerichtig auch 
der Versuch der Anstiftung, im letztern Fall setzt die 
Strafbarkeit der Anstiftung die Begehung des Verbrechens 
voraus. Welcher Auffassung die einzelnen (iesetze folgen, 
lasst sich aus der Ausdrucksweise nicht seh Messen ; nament- 
lich ist die Bezeichnung der Anstiftung als rrheberschaft 
nicht beweisend. Dieselbe Frage wiederholt sich für die 
(iehiilfenschaft. ist aber praktisch hier nicht so bedeut- 
sam, da die flchülfonhaudlung nicht, wie die anstiftende 
Thatigkeit der Begehung, stets vorausgeht, sondern häutiger 
mit derselben eintritt, in welchem Falle die Strafbarkeit 
des (i(»hniteu unzweifelhaft ist. 

Wichtiger ist die Abgrenzung der (tohülfenschaft von 
der rrheberschaft. bezw. von Thüterschaft und Anstiftung. 
Ist jede Bedingung des Erfolges Ursache, so ist eine Aus-» 
scheidung von rrheberschaft und < ich Ulfenschaft nach 
der objektiven Seite hin. wie sie von einigen (iesetzen 
versucht wird, unmöglich und es entscheidet nur der In- 
halt des Vorsatzes darüber, welche der beiden Artender 
TbeiTnalune vorliegt. 

Die Auffassung der Anstiftung als intellektuelle l'r- 
heberschaft führt allein zu befriedigenden Ergebnissen. 
Es lässt sicti n ich! einsehen, warum der Anstifter straflos 
ausgehen soll, wenn der Andere das Verbrechen nicht 
begeht. 

Die Thatigkeit des Anstifters war in dem einen und in 
dem andern Fall ganz die nämliche und ebenso die (iefahr. 
Der Einwand, es werde in solchen Füllen die blosse (iesin- 
nung bestraft, ist dun haus grundlos, da ja eine a u stiftende 
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Thätigkeit vorausgesetzt wird und nicht nur ein ver- 
brecherischer Gedanke. Die Unterscheidung von Gehülfen- 
sehaft und Mittäterschaft, nach der Art der deliktischen 
Thätigkeit, ist äusserlich und schwer durchführbar, und 
es führt dieselbe zu einer unrichtigen Verth eil ung der 
Schuld. Warum sollte der Dieb, welcher Wache steht, 
auch dann als Gehülfe bestraft werden, wenn die That 
komplottmässig verübt wurde, und warum derjenige als 
Mitthäter, welcher sich in ganz untergeordneter Stellung » 
an der Wegnahme von Sachen betheiligte. 

Einige vorwiegend alten? Gesetze behandeln die Ver- 
abredung Mehrerer zu einem bestimmten Verbrechen, das 
Komplott, als eine besondere Form der Thcilnahnic. 
Die nicht zur Ausführung gelangte Verabredung bedrohen 
Graubünden § äf> und Obwalden Art. 22, Absatz .■>, als Versuch : 
wird aber das verabredete Delikt begangen, so bestrafen 
Bund Art. 20, Aargau § 28, Schaff hausen § f>8. Luzern § 38. 
Obwalden Art. 22 jeden Komplottanten als Urheber. Die 
Vorschriften von Waadt Art. 47 und 48. Wallis Art. 71 
und 72 und Freiburg Art. 52 und f>3 stellen sich bei näherer 
Betrachtung als lediglich begrift'sentwickelnde heraus. Der 
Komplottant wird nicht unter eine schärfere Strafbestim- 
mung gestellt. 

Das Komplott ist keine Form der Theilnalune. Die 
Verabredung füllt nur insoweit in Betracht, als dadurch 
Jemand zu deliktischem Handeln bestimmt oder doch mit- 
bestimmt wird ; dann aber liegt Anstiftung oder intellektuelle 
Bei hülfe vor. 

I )ie B e g ü n s t i g u n g wird von Bund Art. 1 S. Wallis 
Art. 01, Aargau § 20, Schaffhausen § T>4, Luzern § 3f> als 
eine Form der Thcilnahnic bezeichnet, und auch andere 
Gesetze behandeln den Begünstiger als Theilnehmer. 

Wenn die Thcilnahnic vorsätzliche Verursachung des 
Deliktes ist. so kann die Begünstigung, welche nach Ver- 
ursachung des Deliktes eintritt, nicht Theilnahme sein. 
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Mit Rücksicht auf die systematische Stellung der Begünsti- 
gung in den schweizerischen Strafgesetzbüchern erscheint 
es aber angezeigt, sie im Anschlüsse an die Theilnahme 
darzustellen. 

§ 19. Die Formen der Theilnahme. 

1. Thäter8chaft. 

Der Begriff der Thüterschaft ist so selbstverständlich, 
dass Basel eine Bestimmung als überflüssig erachtet hat. 
Thater ist derjenige, der die Handlung begangen, das Ver- 
brechen durch eigene Handlung ausgeführt, bewirkt, ver- 
ursacht hat. 

2. Mitthätersohaft. 

Die romanischen Gesetze. W andt Art. 40. Wallis Art. 02. 
hreiburg Art. 43, Tessin Art. ."><♦, (,enf Art. 43 und Xeuat- 
burg 1 80 1 Art. ;*){). bezeichnen diejenigen von Mehreren 
als Thäter. welche an der Ausführung unmittelbar directe- 
ment) betheiligt sind. Von den deutschen Gesetzgebungen 
enthalt einzig Solothum $ 29 den Satz: 

Wenn Mehrere eine strafbare Handlung gemeinschaftlich aus- 
führen, so wird Jeder als Thäter bestraft. 

Somit ist die vorsätzliche Mitwirkung an der Aus- 
führung in jedem Falle als Thüterschaft und Mittäter- 
schaft zu bestrafen, eine Mitwirkung, die sich nicht auf 
die Ausführung erstreckt, niemals. Darüber ist das Nähere 
bei der ( Jehülfenschaft auszuführen. 

3. Anstiftung. 

Begriff. Die Gesetzgebungen der deutschen und der 
romanischen Schweiz bestimmen den Begriff der Anstiftung 
nicht übereinstimmend. Die deutschen Kantone setzen 
ihn entweder als bekannt voraus oder sie geben eine all- 
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gemeint* Definition: die welschen Gesetzgebungen zahlen 
die Anstiftungshandlungen abschliessend auf. 

Zürich sieht von einer Definition ab. Bund Art. Ii). 
Aargau § 27, Lucern § .'Mi. (iraubünden § 29 begnügen sich 
damit, die kausale Bedeutung der Anstiftung zu betonen. 
So z. B. Bund Art. 10: 

Wer durch eigenes Handeln oder durch Aufstiften anderer 
Personen die Hauptnrsache einer Tebertretungr ist, heisst Urheber. 
Ihn trifft die auf das Vergehen gesetzte Strafe. 

Auch .SV. Gallen erläutert den Begriff nicht-, schliesst 
aber die Anstiftung durch Vermittlung ausdrücklich ein 1 ). 

Thurgau § .)f>. Ölnvaldcn Al t. 21, (J/arus § 21. Zug § 21. 
Solothum § 30, Basel § 28 und Neuenbürg 1891 Art. <><) be- 
zeichnen als Anstifter, wer den Thater zur Begehung des 
Verbrechens vorsätzlich bestimmt hat. Appenzell u. A., 
wer einen Andern zur Begehung eines Verbrechens be- 
wogen hat 2 ». Solotliurn §30 und Neuenbürg 1891 Art. <>0 
fuhren* die hauptsächlichsten Anstiftungsmittel beispiels- 
weise an. Sclnvyz § 40 hebt diejenigen besonders hervor, 
welche den leitenden (iedanken gegeben, den Kntschluss 
am entschiedensten bewirkt haben. 

Die romanischen ( Jesetzgebnngen stehen unter dem 
Kinrluss des Code pcnal. Allein nur Neuenbürg Art. :lf> 
sehloss sich ihm ganz an. indem es die Theilnehmcr dem 
Thater gleichstellte, so dass die Unterscheidung der ein- 
zelnen Formen der Theilnahme in Neuenburg bisher ohne 
Bedeutung war. Waadt . Wallis, Freiburg, /essin. (inif 
unterscheiden, wie die Gesetze der deutschen Schweiz, 

') St. (Ja//*» Art. -\2 : „Wer allein oder mit Andern ein Verbrechen 
oder Vergehen entweder selbst ausgeführt oder in eigener Person oder 
durch Vermittlung Anderer den Thater da/n angestiftet hat. wird als Ur- 
heber mit der vollen Strafe belegt." 

*) Appenzell % 2H: „Urheber eines Verbrechens oder Vergehens ist der- 
jenige, welcher ein Verbrechen oder Vergehen durch aufreizende Worte, 
durch Handlung oder Unterlasnnn«: unmittelbar bewirkt oder einen Andern 
vorsätzlich zur Begehung bewogen hat." 
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zwischen Anstiftung und (iehülfensehaff. Als Anstifter er- 
klären sie diejenigen, welche der Code penal in Art. HO. 
Absatz 1, in erster Linie als compliccs bezeichnet, nämlich: 

Ceux qui, par dons, proracsses, nienaces, abns d'autorite ou 
de ponvoir, machinations ou artificea coupables, aurunt provoque 
ä cette action ou donnc des Instructions pour la coinniettre '). 

Dabei übergehen Wallis Art. 02, Ziffer 3. den Missbrauch 
des Ansehens. Freiburg Art. 44 die Drohung, Tessin Art. ö9. 
Ziffer 3. und den/ Art. 43. Ziffer 3. die arglistigen Kunst- 
griffe. Uoberdies anerkennen sie den Auftrag zur Begehung 
eines Verbrechens als Fall der Anstiftung. 

Den welschen Kantonen sehliesst sich Schaphausen 
$ ">4 an : 

Als Anstifter wird derjenige betrachtet, welcher zur Verübung 
eines Verbrechens Auftrag ertheilt oder den Thäter durch Ueber- 
redung, Gaben, Versprechungen, durch Gewalt, Drohung oder Be- 
fehl, durch Missbrauch seines Ansehens oder durch List zur Be- 
gehung der strafbaren Handlung bewogen hat. 

Diese Aufzahlung ist vollständiger als diejenige der 
welschen Kantone, indem sie alle Fälle des Code penal 
enthalt mit einziger Ausnahme der Heiehrung und über- 
dies Auftrag und Ceberredung. 

Auch Hern Art. 3l> folgt ganz dem Code penal und 
es führt den von den welschen (iesetzen übergangenen 
Fall der Anleitung zum Verbrechen < „donnc des instrue- 
tions pour la conimottrc" ebenfalls an. Allein die Auf- 
zahlung Berns ist nicht eine abschliessende, sondern eine 
beispielsweise. 

Die Aufzählung der romanischen (icsctze leidet an 
dein (iebrechcn, an dem jede Kasuistik krankt, sie ist nicht 
vollständig: Bitte. Rath, lYberrodung werden z. B. nicht 
als Anstiftungsinittel genannt. Das wesentliche .Moment, 
die bestimmende Kinwirkung auf den Willen des Andern 

') Diese Hcstinmiung »'iithalt wortlich Wtuubnrg Art. 
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tritt in dem Ausdrucke „provoquer" nicht hervor. Aller- 
dings ersetzen Jl'aadtmul Wallis provoquer durch entrahier. 



gäbe durch in viter; Neuenburg und Gen) "behalten aber die 
Fassung des Code pönal bei. Bei diesem Gesetzesstande 
fehlt eine scharte Abgrenzung zwischen der Anstiftung 
und der sogenannten intellektuellen Beihülfe, einzig Schap- 
hausen ermöglicht sie, indem es fordert, dass der Anstifter 
den Andern zu der That bewogen hat. 

Der Entwurf von Waadt und Neuenburg \h\)\ erkannten 
das Mangelhafte dieser Regelung und wenden sich dein 



deutschen System zu, Waadt Entwurf Art. 44. indem es die 
abschliessende Autzahlung durch eine beispielsweise er- 
setzt, Neuenburg Art. 00 durch Aufnahme der deutschen 
Begriffsbestimmung. 

Natur der Anstiftung und die versuchte Anstiftung. 

Die (iesetze. welche, wie Hund Art. l'.>, Aargau Art. 27, 
Schaff hausen § ;V>. Luzern § M. Bern Art. :*. r >, die Anstiftung 
als Hauptursache eines Verbrechens ansehen, anerkennen 
damit notwendigerweise, dass das Verbrechen durch die 
Anstiftung verursacht wird. Daraus ergibt sich aber die 
solbstständige Bedeutung der Anstiftung und ihre Unab- 
hängigkeit von der Vorbrechenshandlung in diesem Sinne. 
Daher erscheint auch der Versuch der Anstiftung nach 
diesen Gesetzen ohne Weiteres als strafbar, denn er ist 
versuchte Begehung des Deliktes. Allein es scheint, dass 
die Praxis diese Folgerung nicht überall zieht. So hat die 
Anklagekammer des Bundesgerichts am 2iJ. und 30. April 
1891 in Sachen Masella entschieden, die versuchte An- 
stiftung sei nach Bundesstrafrecht nicht strafbar. Dagegen 
sieht der Entwurf betreffend die Ergänzung des Bundes- 
strafrechts die Bestrafung des erfolglosen Versuches der 
Anstifung vor (siehe S. 44 1. Den Versuch der Anstiftung 
erklären jedoch ausdrücklich strafbar Schaffhausen § ."><>, 



Tessin durch determinare, Hern in der französischen Aus- 
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Absatz 2, Bern Art. Absatz 2, #/>*•// § 38. Absatz 2, 
S/. Gallen Art. :*2, Absatz 2, Solothurn § M und zum Theil 
auch Freiburg Art. 4(5, Absatz 2, und /!«///.$■ Art. (>b\ Ab- 
satz 2. 

Für Scliaffhausen, Hern und .SV. Hallen mag es zweifel- 
haft sein, ob nur die erfolglose oder auch die misslungene 
Anstiftung bestraft wird. Die zweite Annahme erscheint nach 
der Fassung der besetze als die wahrscheinlichere. Hern 
bestraft wegen Versuchs auch, wenn das Verbrechen nicht 
in Folge der Anstiftung ausgeführt wurde, der Thator es 
also auch sonst begangen hatte alias facturus). Jm (Jrunde 
liegt auch hier missluugene Anstiftung vor. der Misserfolg 
tritt aber nicht ein, weil der Anzustiftende dem Verbrechen 
abgeneigt ist. sondern weil er sich schon selbst dazu be- 
stimmt hat und daher nicht mehr dazu bestimmt werden 
kann. Durch mehrere Kntscheidungen des ( >bergerichts 
ist für /iirich festgestellt. _dass von einem strafbaren 
Versuch durch Anstiftung zur Begehung eines Verbrechens, 
das nicht ausgeführt worden, nur da die Hede sein könne, 
wo Jemand den Willen eines Andern zur Begehung eines 
Verbrechens wirklich bestimmt hat, dieser aber dann von 
der Ausführung derselben abgestanden ist. nicht aber da. 
wo die Anstiftung auf die Willensbestinunung des Andern 
Oberhaupt ohne Kintlnss geblieben ist" l >. 

Dagegen bedroht Solothurn denjenigen, welcher einen 
Andern zu einer strafbaren Handlung vorsätzlich bestimmte 
oder zu bestimmen versuchte, also auch den misslungenen 
Versuch, Ireihurg Art. 4f» und Wallis Art. Iii» bestrafen 
den Versuch der Anstiftung prinzipieulos nur im Fall des 
Auftrages, berücksichtigen aber, wie auch Hern, den frei- 
willigen Rücktritt. Hern Art. M. Absatz 2. fordert mit Hecht, 
dass der zurücktretende Anstifte)- die Thar. soviel an ihm 
lag. zu verhindern suchte. 

1 1 Xiirt-hrr-Ünu. Koiniiif utui . Note 2 /u $ :'S, S. 2Ü. 
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Zug § 20 schliefst die Bestrafung der Anstiftung aus- 
drücklicli aus, wenn „die Ausführung der strafbaren Hand- 
lung Kar nicht geschehen oder aber im Stadium des 
straflosen Versuchs gemäss § 20 des Strafgesetzes geblie- 
ben" ist. 

Der Anstifter wird nur für die Handlung verantwortlich, 
zu welcher er angestiftet hat. Führte der Thäter einen 
schwereren Erfolg herbei, als der Anstifter beabsichtigt 
hatte, so ist der Anstifter insoweit nicht strafbar, was 
mehrere ( lesotzgobungen, wie Wandt Art. 42, Wallis Art. *>;">. 
Freiburg Art. 4.">. Zürich § ;W, Zug § 22, Solothuru % :U. Ab- 
satz 2. .SV. (ialleu Art. .*J2, Absatz 2, Neuenburg 18!U Art. öl. 
ausdrücklich hervorheben. Waadt Art. 42 a. E., Wallis 
Art. Ö."> a. E.. l-reibutg Art. 4") a. E. rechnen dein Anstifter 
jedoch auch den vorausseh baren Erfolg zu. Waadt Art. 42. 
Absatz 2. bestimmt z. \\. : 

Nennrooins, si le delit est aecompagne de cireonstaneea qui 
l'aggravent, ou qui le qualitient, ou si, pour en proeurer l'cxecution, 
un autre delit est coiumis» bien que l'instigateur n'ait paa provoque 
directenient ees circonstanoes, ni cet autre tlclit, la peine encourue 
pour ees faits hi\ est applicable, lorsqu'il a prevn ou du prevuir 
que l'exej'Ution du delit eommis i\ son instigation pouvait les en- 
trainer. 

Schaffhausen § 'n weist darauf hin. dass ein Verbrechen 
fahrlässig durch Anstiftung begangen werden kann. 

Die Lösung dieser Fragen ergibt sich aber aus den all- 
gemeinen ( Jrundsätzen. 

Strafe der Anstiftung. Der Anstifter wird von allen 
(lesetzen wie der Thafer bestraft. Obicalden \\ St. <;. 
Art. öl zeichnet die unter Verletzung eines l'ietats- oder 
Herrschaftsverhaltnisses begangene Anstiftung ans. Hasel- 
stadt I\ St. (J. «j 12 bestimmt : 

Die auf die Polizeiilbertrctuug gesetzte Strafe trifft niebt mir 
den TbUter, sondern aueb den Atistifter. 
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T.s begründet jedoch eine aussc hliessliehe Strafbarkeif 
dos Anstifters für den Fall, dass polizeiliche Vorschriften, 
für deren Beobachtung im Sinne derselben das Familien- 
banpt. der Hausherr oder Hausbesitzer, der Dienstherr. 
Lehnherr, der Ctcwerbsinhabor oder Unternehmer verant- 
wortlieh sind, auf dessen Befehl oder Anordnung durch 
Familienangehörige. Dienstboten. Lehrlinge oder Arbeiter 
verletzt werden. Der Angestiftete wird jedoch bestraft, 
wenn er besonderer polizeilicher Aufforderung oder Ab- 
mahnung zuwider gehandelt hat. 

Der Grund der Straflosigkeit kann in einer »lern \<>th- 
stand ahnlichen Lage des Untergebenen gefunden werden, 
dem die Alternative gestellt ist. eine Polizeiverordnung 
oder den Befehl seines Vorgesetzten zu verletzen. Ks liegt 
übrigens in der Natur solcher Verhältnisse, dass der Unter- 
gebene dem rebergeordneten vertraut und sich auf ihn 
verlasst. 

4. Die Gehülfensohaft, 

1. Die Bestimmungen über < iohülfenschaft zeigen 
ahnlichen Charakter wie diejenigen über Anstiftung: es 
trennen sieh mich hier die franzosisc hen und die deutschen 
Gesetzgebungen. Di»' Verschiedenheit beruht aber keines- 
wegs auf einer grundsätzlichen Nichtübereinstimmung, sie 
ist vielmehr darauf zurückzuführen, dass sich die roma- 
nischen Kaut«>ne. und zwar ganz besonders in der Form, 
an das französische Vorbild halten, wahrend sich die 
deutsche Schweiz die deutsche ( iootzgehuug zum Muster 
nahm. 

2. Die romanischen Gesetzgebungen, denen auch 
X t -iu-iifutr£ IS'.M. dagegen nicht h'reibnr r und Hern folgen, 
bestimmen die « iehülfensehaft durch eine abschliessende 
Aufzahlung der Falle unter Anlehuuu;: au den Code penul : 
\\-ut-vhur<r Art.:»»'» schloss ».ich dem c»»de penal wortlich an. 
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Als Gehülfenhandlungen werden namentlich genannt: 

1 1 Anreizung. ein Verbrochen zu begehen, wobei die 
Falle auszunehmen sind, welche als Anstiftungsmittol 
anerkannt werden 'Geschenke. Drohungen u. s. w.i. 

2i Die Beschattung von Hülfstnitteln zur Begehung des 
Verbrechens. 

lh Die Erleichterung der Ausführung des Verbrechens. 
4t Die Zusage von Begünstigungshandlungen. 

Bedenklich ist namentlich, dass die Anreizung. je 
nach dem Mittel, das zur Bestimmung des andern benutzt 
wird, als Anstiftung oder als (iehülfenschaft aufgofasst 
wird, während doch die durch das Mittel herbeigeführte 
psychische Einwirkung das Wesentliche ist. Die roma- 
nischen Gesetzgebungen übersehen, dass die französische 
Kasuistik unbrauchbar wird, sobald das Gesotz die Thoil- 
nehmer nicht gleich behandelt und zwischen Urhebern 
und Gehalten unterscheidet. 

Der romanischen Gruppe hatte es nahe gelegen, die 
(iehülfenschaft als indirekte Thoilnahme am Verbrechen, 
der Mittäterschaft als der direkten Bothätigung gegenüber 
zu stellen. Der Gegensatz wird von \\ y da>il Art. 40 in 
Verbindung mit Art. 4."> allerdings angedeutet. Allein 
durch die abschliessende Aufzahlung von Fällen verliert 
die grundsätzliche Unterscheidung ihre praktische Be- 
deutung. 

3; In den deutschen Gesetzgebungen wird die < ie- 
hülfenschaft überall als eine vorsätzliche Forderung des 
Verbrechens durch Rath und That hingestellt. ///W 
Art. 2\. Thurgau § W. .SV. Gallen Art. IVA, Glums % '21 
erwähnen die Zusage eines nach der That zu leistenden 
Beistandes besonders. Beispielsweise werden als Förde- 
rungen des Verbrechens angeführt die Belehrung über 
die Art der Ausführung, die Herbeischafft! ng von Mitteln 
der Ausführung, die Entfernung von Hindernissen. Sciuxff- 
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haust n $ s\\ unter>cheidet weitläufig Hilfeleistung bei der 
Voi bereitum;. im Zeitpunkte der Ausführung: und naeh 
der That auf \ orhmi:e Zusage hin: ahnlieh, aber kurzer. 
Bern Art. M und (jraubünden § :><>. Ais eine vorsätzliche 
Forderung durch Kath «Hier That hezeichneu die Beihiilfe 
OfrwaMen Art.-J.T Freiburg Art. 47. /T//V/V.'/ § *X Hasel $ 
Appenzell § iH. Solothum § :t>. Z//j<w/ § 4<>. O § ±> 
sprechen allgemeiner von vorsätzlicher Forderung der 
Ausführung eines von einem Andern hescldossenen Ver- 
hreehens. Schuvz 5j 40 stellt dein Erhebet* des leitenden 
( ledaiikens. des Entschlusses der That oder des Erfolges 
diejenigen «jcjrcuüher. welche nur in jranz untergeordneter 
Weise mitgewirkt haben, und in der That besteht das 
Wesen des Schulten in der Enterordnun;;. in der sich 
seine Thäti^keit zu der des Erhebers. Anstifters oder 
Thäters. befindet. Diese Enterordnuni: druckt sieh haupt- 
sächlich in «lern Vorsatz aus. welcher auf Forderung des 
vnii einem Andern ins Werk gesetzten Verbrechens 
gerichtet ist. I »eniireinäss werden die < • chülfenhundlun^cn 
eine Erleichterung und Entorstützuni; der Ausführung be- 
zwecken und nicht u n in i 1 1 e 1 h a r auf die Ausführung 
gerichtet sein. I »er Natur der Sache nach ist aber eine 
.Mitwirkung des (iohnlfen an der Ausführung möglich; 
Schutt hausen sj Iii. Ziffer J. führt denn auch die Theilnahme 
au d«-r Hanpthandlun^ als mögliche (iehülfenlhati^keit an. 
Anderseits ist es denkbar, dass ein Theilnehiner. auch ohne 
an der Ausführung mitzuwirken, sieh nicht im Verhültniss 
der Enterordnuni: zu dem Thator befindet, sondern als sein 
gleichstehender < Jonosse sich darstellt, obwohl er aus irgend 
welchem (irunde eine nur unterstützende Thäti-rkoit ausübt. 
Die ( iosetzirebuniren. welche, wie Solothum und Neuenbürg 
1 H'.M . das < leidet der < iehülfeuschaft durch objektive ( irenzen 
einengen iiimI gewisse Handlungen stets als Thaterschaft. 
andere sieis als Boihülfo erklären. verkennen die Manniir- 
tulfhrkcit des Lebens. 
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4. Die Strafe des G eh Ulfen wird von den meisten 
Gesetzen ahnlieh der .Strafe des Versuches bestimmt. Einige 
Gesetze stellen eine Maximalgrenzc auf, so Aargau §39. 
Wallis Art. 07. Schaff hausen § 02, Luzern § 41 8 / 4 der Strafe 
des Thütcrs ; andere eine Mini m a 1 - und M a x i m a 1 - 
grenze, nämlich Hund Art. 22. Hern Art. 38, öbwalden 
P. St. (i. Art. 10, Freiburg Art. 48. Genf Art. 44 »/«. 
JUW/ Art. 44 Ys- "/*, Neuenburg 1801 Art. 04 in Verbin- 
dung mit Art. 53 V» 2 A- I st dem Urheber lebensläng- 
liches Zuchthaus angedroht, so soll der Gehülfe mit zeit- 
lichem Zuchthaus bestraft werden, und zwar nach Hund 
Art. 22 mit Zuchthaus bis auf 1T> Jahre, nach Wallis Art. 07 
bis auf 2f> Jahre, nach Schaffhausen § 02 bis auf 20 Jahre, 
nach Hern Art. 38 von 5- 20 Jahren, nach Freiburg Art. 4* 
von 5- 30 Jahren, nach Genf Art. 44 von 10- 20 Jahren, 
nach Neuenbürg 1801 Art. 04 in Verbindung mit Art. 53 
von 5—15 Jahren. Zessin Art. 03. § 1, setzt die Strafe des 
Urhebers für den Geholfen um 1 bis 3 Grade herab. Die 
übrigen Gesetze lassen auf den Gehülfen eine mildere 
Strafe anwenden, als auf den Urheber, was als das Richtige 
erseheint ; doch gestattet S/. Gallen Art. 33 dem Richter, 
auf die Strafe des Urhebers zu erkennen. 

Hasel P.St.G. $ 12 a.E. und Genf Art. 45 bestrafen den 
Gehalten bei einer Polizeiübertretung nur in den gesetzlich 
bestimmten Füllen. 

Nach Zürich §39 und St. Gallen Art. 33 wird der<ie 
hülfe nach dem Masse bestraft, in welchem er zur Voll 
bringung des Verbrechens beigetragen hat. Obtoaldcn Art. 2."» 
bestimmt dagegen : 

Die Strafe der Gehtllfenschaft ist nach Verhiiltniss der für das 
Verbrechen selbst angedrohten Strafe und nicht mit Rücksicht auf 
die Beschaffenheit und Grosse des Einflusses derselben auf die Voll- 
bringung des Verbrechens zu bestimmen. 
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55 20. Einfluss persönlicher Verhältnisse bei der 

Theilnahme. 

Die romanischen (Jesotzgcbungen stallen den Satz auf: 

Si le delit est aecompagne de circonstances qui l'aggravent 
ou qui le qualifient, celles ci ne sont point imputables au coruplice, 
a moins qu'il n'en ait eu connaissance, ou que ces circonstances 
n'aient ete des consäquences probables du delit 

Ks roichen für diesen Fall die allgemeinen (trundsätzc 
aus. Der fernere Satz: 

L'aggravation ou l'attenuation resultant de circonstances per- 
sonnelles ä l'un des auteurs ou des compliecs du dölit, n'est appli- 
cable qu'a celui que ces circonstances concernent 2 ), 

wird auch von Soloihurn § 33 und von Neuenbürg 1 81» l 
Art. <>7 in der Fassung des deutsehen Reichsstrafgesetzos 
§ fi<) aufgenommen. Für die Gesetzgebungen der deutsehen 
Schweiz wird im Allgemeinen zutretton. was der Berieht 
des .lustizkollegiums von liaselstadt ausführt (S. 28): 

Die Fassung der §§ 30 und 31 (nun 28 und 29) in Bezug 
auf die Strafe des Anstifters und Gehilfen weist darauf hin, das« 
ihre Handlung als eine selbstständige aufzufassen ist, und daher 
die gesetzliehe Bestimmung auf sie anzuwenden ist, welche sie träfe, 
wenn sie die Thäter wären, nicht die, welche den Thäter trifft. 
Daraus folgt, dass diejenigen Straferhöhungs- oder Strafnrinderungs- 
grlinde, welche in der Person des Thäters begründet sind, auf die 
Strafbarkeit der Theilnehmer ohne Eintluss sind; und dass umge- 
kehrt solche Gründe, die in der Person der Theilnehmer liegen, deren 
Strafbarkeit bestimmen, wenn sie für den Thäter nicht vorliegen. 

Kinzelne (iesetzc enthalten bezügliche Vorschriften, so 
Schaphausen § »iK. Absatz 1*, Hern Art. 3<>. 

') So wörtlich Wandt Art. 45 und Wallis Art. 6S, ganz ähnlich Genf 
kW. 47, Tessin Art 62, Freiburg Art. 50, Xtuenbtirg 1891 Art. 67 a. E. 

So wörtlich Wandt Art. 46 und Wallis Art. 69, ganz ähnlich Frei- 
wurf Art 19 und Hern Art 47, Alisat/ 1. 
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§ 21. Verantwortlichkeit für fremdes Delikt. 

Eine Haftbarkeit für fremdes Delikt begründen dem 
Anschein nach Graubunden und Obwalden, Graubünden § 3'2 
fttr Eltern und Vormünder hinsichtlieh von Verbrechen 
und Vorgehen ihrer minderjährigen, in ihrer Gewalt stehen- 
den Kinder oder Mündel, Obivalden P.St.G. Art. 21 für Ehe- 
männer. Väter. Vormünder. Dienstherrschaften, Arbeitgeber 
und Geschäftsherren hinsichtlich von Polizeiübertretungon 
bezüglich der hierfür angedrohten Geldstrafen. Allein Grau- 
bünden setzt wenigstens ein pflichtwidriges Dulden der straf- 
baren Handlung voraus und Obwalden Vorwissen oder Unter- 
lassung der nöthigeu Aufsicht, so dass Theilnahme durch 
Unterlassung vorliegt. 



IX. Kapitel. 

Begünstigung. 

Sif.stematixrhe ZiisHitntirimtrllunij S. Ii -80, 3J'J — 327, 1*14 -76'J. 

Literatur. Grrttner, X. Begünstigung und Hehlerei in historisch-dogmatischer 
Darstellung. 187!». 



§ 22. 

In der gesetzgeberischen Behandlung der Begünstigung 
treten in den schweizerischen Gesetzen drei Gruppen her- 
vor, die deutsche Gruppe, die französische Gruppe 
und als dritte: Tessin. 

♦ 

i. Die deutsche Gruppe. 

Die meisten Gesetzgebungen der deutschen Schweiz 
fassen die Begünstigung als einen von dem Thäter nach 



Digitized by Google 



240 



Begünstigung. 



begangener That und ohne vorausgegangenes Einverstünd- 
niss wissentlieh geleisteten Heistand auf. Kbenso Neuen- 
bürg 1891 Art. lif) und mit gewissen Einschränkungen 
Wallis Art. 04 und Freiburg Art. ;">.*>. Die altern (iesetz- 
gebungen führen einzelne Heispiele solcher doloser For- 
derung an, so Hund Art. *1X Graubünden § ;J7. Aargau § HO. 
Schaff hausen § 04. Luzern § 42 und Appenzell § .$0. Der Be- 
günstigung macht sieh z.H. nach Graubünden § :?7 schuldig: 

1) wer wissentlich Verbrecher bei sich aufnimmt oder verbirgt 
oder denselben zur Flucht verhilfl ; 

2) wer wissentlich Verbrechern zur Untenlrfickimg oder Zer- 
störung der Spuren der strafbaren That behlllflich ist; 

:{) wer die durch das Verbrechen entwendeten Sachen wissentlich 
bei sieh aufnimmt, verheimlicht, an sich bringt, an Andere 
absetzt oder zu ihrem Absätze behülflich ist. 
Auch Wallis Art. (54. Hern Art. 40. .SV. Gallen Art. .'U * 
und Neuenburg 1HH1 Art.0."> zahlen einzelne Begünstigungs- 
handlungen auf, aber nicht beispielsweise, sondern ab- 
schliessend. Nach dem Gesetze von Wallis Art. 04 kann 
Begünstigung begangen werden : 

1 ) En recelant sciemment les objets qui peuvent amencr la de- 
eouverte du dclit ; 

2) En recelant ou en partageant sciemment les objets qui ont 
Ate obtenus k i'aide du dclit. 

Das Hehlen zum Zuchthaus verurtheilter Personen 
bestraft Wallis Art. 140 als Delikt gegen die Sicherheit des 
Staates, gegen den Frieden und die öffentliche Ordnung 1 1. 
Als Begünstigung gilt nach bernischem Strafrecht Art. 40. 
wer dem Thater ohne vorheriges Einverständnis* nach 
begangener That in rechtswidriger Absicht behülflich ist, 
indem er 

1 i ihn der Bestrafung zu entziehen, oder 
'2< dazu beizutragen sucht, ihm die aus der strafbaren 
Handlung hervorgehenden Vortheile zu sichern: 

') Wallis Art. 1-16: Cenx «|ui ont recelc ou t'ait receler de* personncs 
qu'ils savnient avoir ete i-ondatnnccs ä la rerlusion, seront punis . . . 



Digitized by Google 



Bt'gftiiatigung. 



241 



:i> a. zu der Verheimlichung. Wegschaffung oder Ver- 
äusserung von Sachen mitwirkt, oder 
b. von Sachen Vortheil zieht, 

unter Umstünden, aus denen er notwendiger Weise 
schliessen musste, diese Sachen seien durch eine straf- 
bare Handlung erworben. 

In Sl. Gallen Art. 34 gilt als Begünstiger: 

a. Wer, obgleich durch Amt oder Dienst oder vermöge beson- 
derer Stellung dazu verpflichtet, die Ausführung eineB Ver- 
brechens oder Vergehens* nicht verhindert, wo solches ohne 
Gefahr flir ihn selbst in seiner Macht gestanden wäre. 

b. Wer ohne vorherige Zusage oder Abrede wissentlich und 
absichtlich zur Verhehlung oder Entweichung des Thiiters oder 
Theilnehmers mitwirkt, oder die zur Entdeckung des Ver- 
brechens oder Vergehens, oder die zur Ausmittlung der Schuld 
dienlichen Spuren oder Beweismittel verändert oder beseitigt. 

c. Wer ohne vorherige Zusage oder Abrede und ohne Absicht 
auf eigenen Gewinn oder Vortheil dem Thäter oder Theil- 
nehmer einer «trafbaren Handlung erst nach ihrer VerUbung 
wissentlich Beistand geleistet, um ihm die Vortheile des Ver- 
brechens oder Vergehens zu sichern, z. B. durch Aufnahme, 
Verwahrung, Verheimlichung, Verschleiß der durch strafbare 
Handlung angeeigneten Gegenstände. 

d. Wer die Anzeige eines verübten Verbrechens oder Vergehens, 
wo er durch Amt oder öffentlichen Dienst oder vermöge be- 
sonderer Pflichtstellung als Aufseher, Wächter, Abwart u. dgl. 
dazu verpflichtet war, unterlässt, obgleich er eigene Wahr- 
nehmung oder andere zuverlässige Kunde davon hatte. 

Neuenburg 1891 Art. <>5 endlich unterscheidet: Vernich- 
tung der Spuren des Verbrechens. Sicherung der Vortheile 
des Verbrechens. Höhlung des Thiiters und Förderung 
seiner Flucht. 

Neuere (Jesetzgobungen unterscheiden nach der Zweck- 
bestimmung des dem Thäter geleisteten Heistandes zwei 
Formen der Begünstigung, die zu einem Thatbestand zu- 
sammengetasst werden, die persönliche Begünstigung, 

Stooi», ürnndzQgc de* seh weil. StnifrcohU. 1H 
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welche darauf gerichtet ist. den Schuldigen der Strafe zu 
entziehen, und die sachliche Begünstigung, durch 
welche dem Thater die Vortheile des Verbrechens ge- 
sichert werden seilen. 

So bestimmt z. B. Zürich % 40: 

Wer ohne vorheriges Versprechen oder KinverstHndniss dem 
Thiiter oder Theilnehmer eiuer strafbaren Handlung erst nach der 
That wissentlich Beistand leistet, um ihm die Vortheile des Ver- 
brechens oder Vergehens zu sichern oder ihn der Bestrafung zu 
entziehen, .macht sich der Begünstigung dieser Handlung schuldig. 

Aehnlich Thurgau § 37. Ohwalden Art. 24 und P. St. <J. 
Art. 2o\ Glarus § 23. Hasel § 1 :">l>, Zug § 24 und Solothurn § 34. 

.SV. Gallen Art. 34 a betrachtet die Xichthinderung eines 
bevorstehenden und die Nichtanzeige eines begangenen 
Verbrechens als eine Begünstigungshandluug. Auch Glarus 
§ 2f> bestraft die Niehthinderung bevorstehender Verbrechen 
als Begünstigung. Ebenso Graubünden § 67 und Zürich § 41. 
Diese setzen aber voraus, dass die Hinderung nicht mit 
f iofahr verbunden sei, und Ohwalden Art. 25 fordert, dass 
es zur Ausführung gekommen ist. Thurgau § 31) und Schaff- 
hausen § b7 machen überdies den Vorbehalt , dass ein 
schwereres Verbrechen in Frage steht. Zürich § 41, Lusern 
§ 43. Appenzell § 30 setzen voraus, dass den Hindernden 
eine förmliche Dienst- oder almliche Pflicht zur Anzeig«' 
verbindet. 

Allein die Xichthinderung eines bevorstehenden 
Verbrechens stellt sich unter keinen rmstanden als 
Begünstigung dar. da diese Begehung des Delikts voraus- 
setzt. Sie könnte nur als Beihülfe in Frage kommen, 
allein es fehlt der Kausalzusammenhang. Dagegen er- 
scheint die Nichtanzeige eines begangenen Ver- 
brechens durch einen hiezu verpflichteten Beamten dem 
Wesen nach als Begünstigung, wird aber besser als Amts- 
delikt ausgeschieden. Die Nichtanzeige eines Verbrechens 
durch Privatpersonen dürfte nur unter der Voraussetzung 
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einer DenunziationspHieht als Begünstigung angesehen 
werden. Diese aber anzunehmen, ist selbst in Bezug auf 
schwere Verbrechen bedenklich. 

Endlich behandeln altere Gesetze einzelne Handlungen 
als Begünstigung, z. B. Graubünden §38 die Befreiung 
v on G e f a n g e n e n , welche die neueren Gesetzgebungen 
zu besonderen Thatbeständen gestaltet haben. 

Der o b j e k t i v e Thatbestand der Begünstigung zeigt 
somit ziemlich zahlreiche Abweichungen, welche jedoch 
einer Vereinheitlichung keine Schwierigkeit bereiten 
werden. In Bezug auf den subjektiven Thatbestand 
besteht dagegen vollkommene Uebereinstimmung. Der 
Beistand muss wissentlich geleistet worden sein. Hern 
Art. 40 verlangt genauer rechtswidrige Absicht. 

Eine Verschiedenheit der Auffassung tritt in der 
s y s t e m a t i s c h e n B e h a n d 1 u n g der Begünstigung und 
insbesondere in der Art und Weise, wie die Strafe be- 
messen wird, zu Tage. Die einen Gesetze setzen nämlich 
die Strafe der Begünstigung in Beziehung zu der Strafe 
des Verbrechens, zu welchem der Beistand geleistet wurde, 
und bestimmen entweder einen Bruchtheil der Strafe des 
sog. Hauptverbrechens als höchstes Mass der Strafe der 
Begünstigung, wie Schaffhausen § (>f> einen Drittel. Luzem 
§ 44 einen Viertel, Bund Art. 24 und Wallis Art. 07 die 
Hillfte, Aargau § 39 drei Viertheile, oder sie strafen den 
Begünstiger milder als den Urheber: St. Gallen Art. 34, 
oder milder als den Gehülfen : Graubünden § 37, Obwalden 
Art. 24, Zürich § 43, Zug § 24, Appenzell § 30, oder mit 
der Strafe des Versuchs: Neuenburg 1 H<>1 Art. (>6. 

Zug, Neuenburg 1891 und Zürich sehliessen jedoch die 
Zuchthausstrafe aus. Einzelbestimmungen bezüglich der 
Bestrafung, so namentlich der Fall der Begünstigung bei 
einem Verbrechen, das mit Tod oder mit lebenslänglichem 
Zuchthaus bedroht ist, werden hier übergangen. 
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Im Gegensatz zu diesen Gesetzen drohen Thurgau § M, 
Bern Art. 41, Glarus % Basel % lf><>, Freiburg Art. 321 
auf die Begünstigung eine selbständige, von derjenigen des 
sog. Hauptverbrechens unabhängige Strafe an. 

Die erstere Regelung ist gerechtfertigt, wenn die Be- 
günstigung als Theilnahme an dem Verbrechen, das sie 
zu fördern bezweckt, aufzufassen ist. Dann steht der 
Begünstiger dem Gehülfen begrifflich sehr nahe. In der 
That zahlen Bund, Aargau, Scha/Jhausen und Lucern den 
Begünstiger unter dem EinHuss einer damals herrschenden 
Theorie zu den Theilnehmern. und die übrigen Gesetze, 
welche die Strafe nach der Strafe des Hauptverbrechens 
bemessen, bekennen sich mittelbar zu dieser Ansicht, 
indem sie die Begünstigung mit der Theilnahme im all- 
gemeinen Theil behandeln. Allein diese Auffassung ist 
unrichtig: denn die Begünstigung tritt erst nach Vollen- 
dung des Verbrechens ein und darf nicht als eine Ver- 
ursachung des Deliktes angesehen werden, wahrend die 
Theilnahmehandlung Kausalzusammenhang mit dem Erfolg 
voraussetzt. 

Ist die Begünstigung als ein selbständiges Verbrechen 
anzusehen, so muss auch die Strafe eine selbständige sein, 
und die Bestimmungen über Begünstigung gehören in den 
besondern Theil. In diesem Sinne behandelt Basel die 
Begünstigung, welches die bezügliche Bestimmung nach 
den Vermögensdelikten einstellt. Die Strafe darf jedoch 
nach Basel § lö("> keine schwerere sein, als die auf das 
Delikt selbst angedrohte. Ks lasst sich dies, auch ohne 
Annahme einer Theilnahme, durch die Erwägung recht- 
fertigen, dass die Begünstigung niemals ein höheres Inter- 
esse verletzt, als das Verbrechen, auf das sich die Be- 
günstigung bezieht. 

Nicht ganz folgerichtig ist es, wenn Aargau, Bern, 
Glarus und Freiburg für die Begünstigung eine selbstän- 
dige Strafe aufstellen, die Begünstigung aber gleich- 
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wohl im Anschluss an die Theilnahme regeln. Allein 
dieser Widerspruch fallt praktisch weniger in Betracht, 
als der Vorbehalt, in welchem Zürich, Zug Neuenbürg 
1891 die Konsequenz der Auffassung der Begünstigung als 
Theilnahme ablehnen, wo sie den Begünstiger ins Zucht- 
haus bringen würde. Dieser Vorbehalt verrath zwar ein 
feines Rechtsgefühl, deckt aber auch die Unhaltbarkeit 
jener Auffassung auf. 

Die g c w e r b s m u s s i g e Begünstigung bestrafen 
die Gesetze regelmässig scharfer, so namentlich Grau- 
bünden § 37, Schaff hausen § ßf>, Luzern § 44, Olnvalden 
Art. 24, Hern Art. 41. Glarus § 23. Appenzell § 30, Neuen- 
burg 1891 Art. «56. 

Die persönliche Begünstigung bleibt straflos oder sie 
wird doch milder bestraft, wenn der Begünstiger ein 
Angehöriger, vereinzelt auch, wenn er ein Hausge- 
nosse ist. Die Angehörigkeit wird verschieden bestimmt; 
als Angehörige gelten regelmassig Ascendenten und Dos- 
cendenten, Geschwister und der Ehegatte, meistens auch 
Verschwägerte, Pflegeeltern und Pflegekinder. Verlobte, 
vereinzelt Oheim und Tante, Neffe und Nichte, sowie Stief- 
eltern. Nur der Hund und Schwyz berücksichtigen dieses 
Verhaltniss nicht. Hern Art. 42 und Freiburg Art. 321 
ziehen dieses .Moment für beide Formen der Begünstigung 
gleichmassig in Betracht. 

2. Die französische Gruppe. 

Neuenburg, Genf, zum Theil auch Freiburg, Wandt, 
Wallis, stehen unter dem Einflüsse des französischen 
Rechts. Der Code penal von 1810 unterscheidet drei Be- 
günstigungshandlnngen : 

1) Das Hehlen von Gegenstanden, welche durch Delikt 

erworben worden sind: 
2> das gewohnheitsmassige Beherbergen i Hausen und 
Hofen» schwerer Verbrecher: 
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3i das Hehlen von Personen, die ein Verbrechen im 
engem Sinne begangen haben. 

Die beiden ersten Handlungen werden im allgemeinen 
Theil die letzte, als besonderes Delikt im besondem Theile 
behandelt. 

Ii Das Hehlen von Deliktsgegenständen. Der 
Code penal bestimmt in Art. &> : 

Ceux sciemment auront recele, en toat od en partie, de* 
choses enlevees, detournees ou obtenues ä l'aide d un crime ou d'un 
delit, seroot aa*»i punis cumme coraplices de ce crime ou delit. 

Obwohl das geistige Hand, welches die persönliche 
Begünstigung nach dem Rechte der deutschen Schweiz 
mit dem Hauptverbrechen verbindet, nämlich die Ab- 
sicht, dem T h ä t e r Beistand zu leisten, von dem 
Code penal nicht hervorgehoben wird, so unterliegen doch 
der Thäter und der Begünstiger derselben Strafsanktion. 
Die Strafe wird nicht nach der auf das Haupt verbrechen 
gesetzten Strafe bemessen, sondern die Strafe des Haupt- 
Verbrechens trifft geradezu auch den Begünstiger. Das 
Verwertliehe dieser Regelung anerkannte der französische 
liesetzgeher selbst, indem er in Art. til* des Code penal die 
schwersten Strafarten Tod. lebenslängliches Zuchthaus. 
I>eportation nicht anwendbar erklärte. 

Xeut-nhurf Art. übernahm die von der franzö- 
sischen Doktrin langst verurtheilte ungereohte Bestim- 
mung de- Art. *'rj worrhVh. jed<>'h ♦ihue dn in An. ».'»:» 
vorgesehene Milderung. •' ^-lil< »i- lt zwar ebenfalls 
der Fassung des t*. .<{e pönal an. stoilte aber den Thaf- 
l»e>ta nd unter Art. rf. bei den Delikten gegen die 
offenrlielie Siouerheit und den - •rt'enrli. -heu Frieden ein 
und drohte für saehlii-he Beg;iii>tigung ivoel de> chose> 
eine .s»--lbststaiidige >trafe an. Un-ii rieiitot >i> h die Strafe 
insofern naeh -Wienig.-a d^ Haupt veriin-ehesi*. als die 
Begu'>rigu'ig ni;r i t, b.-d»-"ht i-r. \v<:h die Sieben 
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<lurch ein Vergehen erlangt sind, mit Zuchthaus, wenn 
die Handlung ein Verbrechen war (Art. 334). Hat der 
Thater lebenslängliches Zuchthaus verwirkt und kannte 
der Begünstiger die erschwerenden Umstünde» durch welche 
diese Strafe herbeigeführt wurde, so trifft ihn nach Art. 33") 
sogar Zuchthaus von 10 20 Jahren i Art. 385 1. Dabei ist 
hervorzuheben, dass die Begünstigung nach Genfer Straf- 
recht Wissen um die Herkunft der Gegenstände und um 
die Art und Weise ihrer Erlangung voraussetzt; die Mo- 
tive S. HO lassen darüber keinen Zweifel. 

Von jeder Beziehung auf das Hauptverbrechen nimmt 
Waadt Art. 299 Umgang, welches einfach das Hehlen 
von Gegenständem die durch das Delikt erworben sind, 
mit Strafe belegt und dabei die gewerbsmässige Begehung 
auszeichnet. Nur ein prozessualischer Zusammenhang zwi- 
schen dem Hauptverbrechen und der Begünstigung wird 
aufrecht erhalten, indem Art. 800 eine gemeinsame Be- 
handlung beider Delikte als Regel aufstellt. Die Bestim- 
mung von Art. 299 a. K.: 

II n'est pas deroge par le präsent article, anx dispositions 
des articles 43 et suivants, pour le ca« oft 1c receleur serait complice 
da delit, 

bezieht sich auf den Fall vorher zugesagter Sachbegünsti- 
gung, welche der Natur der Sache nach als Gehü Ifenschuft 
erscheint und als eine Mitwirkung zu dem Delikte aufzu- 
fassen ist. 

2. Das Hehlen von Personen. Die persön- 
liche Begünstigung gestaltet der ( "ode penal zu einem 
Delikte gegen das Gemeinwesen icontre la chose publique \ 
und regelt sie gemeinsam mit der Kntweichung von Ge- 
fangenen. Diese systematische Auffassung beherrscht auch 
die Gesetzgebungen von (ienf, Wallis, Neuenbürg, Freiburg. 
Art. 24H des Code penal bestimmt nämlich: 
Cenx qui auront recele ou fait reccler des personnes qu'ils 
savaient avoir conimis des crimes emportant peine affective scront 
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ptinis de troi« mois d'emprisonneinent au raoins et de tleux ans 
au plus. 

Genf Art. 241 bestraft: 

Quiconque aura recele ou fait receler des personnes qu'il savait 
etre condamnees ou poursuivies du chef d'un crime, 

und betrachtet die Handlung als einen Angriff auf den 
Frieden und die öffentliche Sicherheit. Der Thatbestand 
ist enger als der französische, indem Wissen von der Be- 
gehung nicht genügt, sondern Kenntniss der Verurtheilung 
oder doch der strafrechtlichen Verfolgung gefordert wird. 
Verbrechen wird sowohl von der französischen als von 
der Genfer Gesetzgebung im engern Sinne verstanden. 
Noch enger fasst Wallis Art. 14f> die persönliche Begünsti- 
gung. Der Begünstiger muss gewusst haben, dass die ge- 
borgene Person zu Zuchthaus verurthcilt war. Freiburg 
Art. .'521 und Neuenburg Art. ICH) endlich bedrohen das Ver- 
bergen eines aus dem Gefängnisse Entwichenen. Freilich 
bestraft Freiburg Art. *>f> überdies allgemein denjenigen, 
welcher dem Thater Beistand leistet, um ihn der Bestrafung 
zu entziehen. 

Die Strafe der persönlichen Begünstigung ist unab- 
hängig von derjenigen des Hauptverbrechens und betrügt 
für Genf Art. 241 Gefangniss von 1 Monat bis zu 2 Jahren, 
für Wallis Art. 146 Gefangniss bis Ö Monate oder Geld- 
busse bis ;300 Fr., für Freiburg Art. .'521 Gefangniss bis 
40 Tage und Geldbusse bis :S00 Fr., für Neuenbürg Art. 10b 
Gefangniss von .5— (> Monaten. 

Der Thater bleibt straflos, welcher ein Angehöriger 
des Begünstigten ist. Als Angehörige betrachtet Freiburg 
Art. .'521 die Gatten, die Aszendenten und Deszendenten, 
die Brüder und Schwestern, Genf Art. 241 und Neuenbürg 
Art. 1TMJ berücksichtigen mit dem Code pcnal auch ge- 
schiedene Gatten und Verschwägerte gleichen Grades, 
Wallis Art. 14ö überdies ( mkel und Neffe. 
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3) Die dritte Form der Begünstigung des Code penal, 
gewohnheitsmassige Beherbergung von Ver- 
brechern, fand in der Schweiz nicht Nachahmung. 

- 

3. Tessin. 

Eigenartig ist das Strafrecht von Tessin. Die Begünsti- 
gung wird als ein Delikt gegen die Verwaltung der Rechts- 
pflege, „contro 1" amministrazione della giustizia u , aufgefasst 
und mit der Hehlerei unter der Ueberschrift behandelt: 
Del favoreggiamento dei delitti e dei delinquenti, c della 
ricettazione. 

Ks wertlen in der Hauptsache folgende Thatbestände 
unterschieden : 

1) Wissentliches Verbergen eines zu detenzione oder 
reclusione Verurtheilten oder einer Person, gegen 
welche ein Haftbefehl erhissen worden war, und Hülfe- 
leistung dazu. Strafe: Detenzione ersten Grades und 
Goldstrafe bis zum dritten (trade «Art. 17K 

2) Vernichtung der Spuren eines Verbrechens. Strafe: 
Detenzione vom ersten bis zweiten Grade, Geldstrafe 
bis zum vierten (trade iArt. 172. § Ii. 

Mi Beseitigung der Leiche eines gewaltsam (ietödteten 
oder eines Xeugebornen. Strafe: Goldbusse vom er- 
sten bis zweiten Grade (Art. 172, $2». 

4) Sicherung der Vorthoile eines Verbrechens für den 
Thüter ohne vorausgegangenes Ein verstündniss. Strafe: 
Detenzione ersten Grades (Art. 17.'K 

;">t Gewinnsüchtiges Erwerben von Gegenstanden mit dem 
Bewusstsein, dass dieselben aus Delikt erlangt wor- 
den waren. Strafe: Detenzione eisten Grades Art. 174 1. 

Tessin anerkennt eine gewisse Beziehung zwischen 
diesen Thatbestanden und dem Ilauptvorbrechcn. Die 
Strafe des Begünstigers oder Hehlers soll nämlich stets um 
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einen Grad niedriger sein als diejenige des Thiltcrs oder 
Theilnehmcrs (Art. 175, § 1). Eine Ausnahme bildet nur 
die gewerbsmässige Begünstigung {Art. 175. $ 2). 

Die drei ersten Bestimmungen beziehen sieh auf die 
persönliche Begünstigung, die vierte auf die sachliche Be- 
günstigung, die letzte auf die (gewinnsüchtige» Hehlerei. 

Die Auffassung der Begünstigung als eines Deliktes 
gegen die Rechtspflege ist vollkommen zutreffend, die so- 
genannte persönliche Begünstigung bezweckt, den Schuldi- 
gen der Strafe zu entziehen und die Strafjustiz zu hemmen. 
Je bedeutender die Schuld Desjenigen ist, welcher der 
Strafe entzogen werden soll, desto grösseres Interesse be- 
sitzt der Staat, auch den Begünstiger zur Strafe zu ziehen. 
Daher erklärt es sich, dass einige romanische Gesetz- 
gebungen die Bedeutung der Strafthut in Betracht ziehen 
und die Begünstigung nur bei schweren Verbrechen mit 
Strafe bedrohen. Ks ist ein Vorzug der romanischen Ge- 
setze, dass sie die Absicht des Begünstigers, dem Schuldi- 
gen förderlich zu sein, nicht voraussetzen: denn wenn 
diese Absicht auch regelmässig vorliegen wird, so ist doch 
der Fall denkbar, dass ein Schuldiger im eigenen Inter- 
esse des Begünstigers oder mit Rücksicht auf einen Dritten 
der Bestrafung entzogen werden soll, und eine solche 
Handlung ist gewiss nicht weniger strafwürdig als die zu 
Gunsten des Schuldigen begangene. 

Wer durch Delikt erlangte, insbesondere entwendete 
Gegenstande wissentlich verheimlicht, verilussert oder er- 
wirbt, geht darauf aus. ihre Beschlagnahme durch die 
nachspürende Polizei zu verhindern und die Sache dem 
Berechtigten vorzuenthalten, also die durch Delikt ge- 
schaffene rechtswidrige Vermögenslage aufrecht zu erhal- 
ten. Ks liegt daher auch hier ein Delikt gegen die Rechts- 
pflege vor. Wie bei der persönlichen Begünstigung, so 
stellen die romanischen Gesetzgebungen auch bei der sach- 
lichen Begünstigung die Absicht, dem Schuldigen Beistand 



Digitized b y Goo gle 



Nothwebr. 



251 



zu leisten, nicht als Merkmal des Thatbestandes auf. was 
aus den angeführten Gründen zu billigen ist. 

Die aus Eigennutz begangene Hehlerei stellt sieh zwar 
ausserlich als eine besondere Art der Begünstigung dar, 
wird aber doch besser bei den Vermögensdelikten be- 
handelt. 



X. Kapitel. 
Die Strafbarkeit der Handlung. 



S 23. Nothwehr. 

Systematische ZummmeH.strlluwj S. SO s7. 

I. Alle schweizerischen Gesetze anerkennen die Noth- 
wehrals Schuldausschliessungsgrund, allein sie gehen doch 
in der Behandlung der Nothwehr ziemlich weit ausein- 
ander. Uebereinstinnnung herrscht hinsichtlich der syste- 
matischen Stellung. Nur Tessin stellt die Nothwehr in den 
besondern Theil (vgl. Art. und 2V>*>, indem es sie als 
einen Fall strafloser Tödtung oder Körperverletzung auf- 
fasst. Alle übrigen Gesetze, selbst (icnf % welches sich doch 
beinahe wörtlich an Art. des französischen Strafgesetz- 
buches anschliesst. anerkennen die allgemeine Bedeu- 
tung der Nothwehr und geben im allgemeinen Theil Be- 
stimmungen über Nothwehr. 

Bund Art. 20 und Neuenburg Art. ;\\) fordern einfach, 
dass die Nothwehr gerecht sei. Die übrigen Gesetze 
setzen jedoch einen rechtswidrigen oder widerrecht- 
lichen Augritt' voraus und verlangen eine .attaque ille- 
gale-. Doch begnügen sich die meisten Gesetze nicht 
mit diesem Erfordorniss und fassen auch das zeitliche Ycr- 
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hältniss zwischen Antritt' und Abwehr in s Auge. So erhei- 
schen : 

einen bereits begonnenen oder unmittelbar 
drohenden Angriff Thurgau §26, Luzcrn §57. Obwalden 
Art. 35. Bern Art. 52 und Schivyz % 37 : 

einen dringenden Angriff furgeneei Waadt Art. 57, 
Wallis Art. 95, Schaff hausen § 40, Freiburg Art. 66: 

einen gegenwärtigen Angriff (aggression immediate» 
Basel § 35, Zug § 29, So lothur n § 39, Neuenburg 1 891 Art. 73 in 
Uebereinstimmung mit dem deutschen Reichsstrafgesetz § 53. 

Auch Tessin Art. 293, § 1 b, und Genf Art. 55, welche 
von neeessitc ac tue 11c, necessitä attuale sprechen, 
legen auf dasselbe Moment Gewicht. 

Auf die Abwehr eines g c w a 1 1 1 h ä t i g e u , rechts- 
widrigen Angriffs beschränken die Nothwehr Thurgau § 26, 
Aargau § 46, Bern Art. 52. Glarus § 30, Appenzell § 39. 

2. Während die neuern Gesetzgebungen die Nothwehr 
zum Schutze jedes Rechtsgutes ohne Unterschied 
zulassen, beschränken sie die Altern Gesetze auf den Schutz 
einzelner bestimmter Rechtsguter. Nur gegen Angriffe auf 
die Person gestattet Genf Art. 54 Nothwehr; denn die 
legitime defense de soi-meme ou dautrui wird wenigstens 
von den französischen Juristen nur als Schutz persönlicher 
Güter aufgefasst, mit Ausschluss des Schutzes von Ver- 
mögensinteressen l j. Genf begreift aber mit dem Code 
penal folgende "Fülle in der Nothwehr ein Art. 55: 

1) »Si le fait a eu lieu en repotissant pendant la nuit l'escalade 
ou l'effraction des clotures, murs ou entrees d'une maisou ou 
d'un appartement habite ou de leiir« dependanees. 

2) Si le fait a eu lieu en se defendant contie les auteurs de 
vol ou de pillage exemtes ou tentes avec violence. 

Auch Tessin Art. 293 schliesst sich ziemlich eng an 
das französische Recht an. erhebt aber die gesetzlichen 

') Ortohw. I. Elements de droit penal. 18f>:<. p. 1 7ii. 
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Beispiele des Code penal zu koordinirten Fiillen von Noth- 
wehr, die es erweitert. Tödtung und Körperverletzung 
bleiben wegen Nothwehr in folgenden Fällen straflos 
Art. 293, § 1 : 

a Nella necesaitä attuale della legittiina difesa di se stesso o 
d' altri, od anche del proprio o dell' altrui pudore; 

6. Nella neceseitä attuale della legittima difesa della proprieta 
contro gli autori di furto, devaatazione o saeeheggio, eseguiti 
con violenza contro le persone; 

c. Neil' atto di respingere gli autori di scalamento, scasao od 
incendio alla casa, abitazione o loro dipendenze, qualora cio 
avvenga di notte, o qualora, avvenendo di giorno, si tratti 
di case, abitazioni o loro dipendenze in luoghi isolati, e vi 
ßia fondato timore per la sicurezza delle persone ehe vi si 
trovano. 

Es handelt sich also auch bei Tessin nur um Angriffe I 
gegen die Person. Die übrigen Strafgesetze lassen Noth- ! 
wehr nicht nur bei Angriffen auf die Person, sondern auch 
bei Angriffen auf das Vermögen zu. Thurgau § 20, Bern 
Art. f>2, Zürich § 48, Schzv yz § 37, St. Gallen Art. 26 nennen 
neben dem Eigenthum auch den Besitz. Der Ausdruck 
Ist freilich verschieden. Am kürzesten fassen sich wohl 
Luzern § f>7, Otnvalden Art. 3f>, Glums § 30 und Appenzell 
§ 39, welche einen Angriff auf Person oder Güter voraus- 
setzen. Thurgau § 20, Waadt Art. 57, Wallis Art. 9f>, Frei- 
burg Art. 06, Glarus § 30, Zürich § 48. Appenzell § 39, 
St. Gallen Art. 26, Neuenburg 1891 Art. 73 fügen den Schutz 
des Hausrechtes bei. Bund, Graubünden, Aargau, Schap- 
hausen und Bern zählen die einzelnen Güter der Person 
auf. Bund Art. 29, Aargau § 46 und Bern Art. T>2 nennen 
Leib, Leben, Freiheit einerseits und das Eigenthum ander- 
seits. Bern behandelt die Abwehr des Hausfriedensbreehers i \ 
bei dem Hausfriedensbruch lArt. 9o): Kleinere Verletz- 
ungen. die dem Eindringling zugefügt werden, bleiben 
straflos, auch wenn die Voraussetzungen der Nothwehr 
nicht vorhanden sind ; bei grössern fragt es sich, ob Noth- > 
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wehr vorliegt. Schaff hausen S, 40 und Graubunden § 4b 
erklären Leib 'Gesundheit i, Leben, Freiheit, Ehre, Eigen- 
thum nothatandsberechtigt. Schaffhausen auch das Haus- 
rocht. Die Gesetze, welche sich an das deutsche Reichs- 
strafgesetz anschlicssen, Hasel § 35, Zug § 29, Sololhurn 
§ 39. gestatten die Nothwehr, gegen welches Rechtsgut 
sieh auch der Angriff richtet. 

Praktisch gestalten sieh die Unterschiede nicht so 
bedeutend, als es nach dieser Darstellung scheinen möchte, 
denn unter die Angriffe auf die Person fallen im (irunde 
selbst Angriffe auf die Ehre und das Eindringen in eine 
Wohnung kann füglich auch als ein Eingriff' in das Eigen- 
thum angesehen werden. Am engsten wird der Begriff 
der Nothwehr, abgesehen von Genf und Tesstn, durch Hund, 
Aargau und Bern bestimmt. Da diese nur Leib, Leben. 
Freiheit als sehutzberechtigt anerkennen, so ist eine Ehren- 
nothwehr hier jedenfalls ausgeschlossen, doch kommt diese 
verhaltnissmassig sehr selten vor. Das legislativ Bedenk- 
liche einer abschliessenden Aufzählung von Fällen zeigt 
sich auch bei der Nothwehr. Uebereinstimmend hassen 
die Gesetze die Nothwehr zum Schutze eigener und 
fremder Reehtsgütor zu; dies dürfte auch für Glarus 
und Appenzell gelten, welche die beiden Fülle nicht unter- 
scheiden. 

3. Das Wesen der Nothwehr liegt, wie das Wort er- 
kennen liisst, in der zur Abwehr eines rechtswidrigen 
Angriffes erforderlichen Verteidigung. Hienach be- 
stimmt sich die Grenze der Nothwehr. die sie von der 
unerlaubten Eigenmacht scheidet. Dies sagen einige Ge- 
setze ausdrücklich . so Thurgan § 2b, Luzern § 57. Ob- 
ivaldcn Art. 35, Appenzell A.-Rh. § 39. Schwyz § 37. «sofern 
er * hiebeii die Grenzen der Verteidigung nicht schuldhatt 
Uberschritten hat 14 . Glarus § 30, Abs. 2. Zürich § 4ft, „inso- 
fern er hiebei die Grenzen der Verteidigung nicht über- 
schritten hat u . Graubitnden S, 4b. „wenn die Verteidigung 
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nicht weiter ausgedehnt wird, als zur Abwehr des Angriffs 
durchaus nothwendig war-. Basel § 35, Abs. 2, Zug § 2«.). 
Abs. 2. Solothum § 3<). Abs. 2: „Nothwehr ist diejenige 
Vertheidigung. welche erforderlich ist, um einen . . . An- 
griff abzuwenden": für die andern Gesetze ergibt es sich 
aus der Natur der Sache. Jedoch gestatten keineswegs 
alle Gesetzgebungen, gegen rechtswidrige Angriffe unter 
allen Umstanden die Gewalt anzuwenden, welche die Ab- 
wehr (ies Angriffes erfordert, vielmehr verpflichten Grau- 
bünden § 40, Waadt Art. 57. Wallis Art. 95. Schaffhausen 
8 40, Freiburg Art. ♦>(>. Lusern § 57 und Otnvalden Art. 35 
den Angegriffenen, die obrigkeitliche Hülfe anzu- 
rufen, wenn dies möglich ist. Nothwehr wird sogar von 
einzelnen Gesetzen nur dann angenommen, wenn die (Je- 
fahr nicht durch andere 'sichere) Mittel als durch Gewalt 
abgewendet werden konnte und diese Mittel dem Ange- 
griffenen bekannt waren : so Waadt Art. 57, Aargau § 4<i, 
Wallis Art. 05, Schaff hausen § 40, Bern Art. 52, Freiburg 
Art. 6(5, Sckwys % 37. Die französische Doktrin legt den 
von Genf Art. 54 in allgemeiner Fassung l ) rezipirten Satz 
des Tode penal Art. 32* : 

II n'y a ni crime ni delit, loraque l'horaicide, Ies bleasures et 
lea coups etaient commande* par la nöceasite actuelle de la legi- 
time defense de soi-merae ou d'autmi. 

in dem Sinne aus, dass der Angegriffene erst zur Gewalt 
greifen darf, wenn ihm kein Ausweg offen steht, um dem 
Angriff zu entgehen *i. Selbst die Flucht wird dem An- 
gegriffenen zugemuthet 3 . Die necessita attuale della le- 

') Genf Art. *>4 : 11 u'y a point d'iufraction lorsque le fait etait com- 

mande par la necessite actuelle de la legitime defense de aoi-meme ou 
d'autrui. 

Ortolan. I, p. I7*i. 

Km He Acvllns, Les delit* H les peines, l'aris 1S87, p. 79: ... s»i 

I on dit que fuir est honteux, comliien plus lionteux de ne pas eviter. qtiand 
ou le peut. de ttier nn honiine! 
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gitthna difesa des tessinisehen Strafrechtes muss in dein 
nämlichen Sinne verstanden werden. 

Waadi Art. 57, Wallis Art. 95 und Freiburg Art. 66 gehen 
noch erheblich weiter, indem sie Nothwehr nur annehmen, 
lorsqu'il y avait urgence et que les moyens de defense 
on t ete pro portio nn es au danger 1 ). Auch Schaff- 
hausen § 42 fordert, dass die Art der Verteidigung mit 
der abzuwendenden Gefahr oder mit dem Werthe des be- 
drohten Gutes in angemessenem Verhältnisse stehe, be- 
handelt jedoch die Anwendung eines härteren oder gefähr- 
licheren Vertheidigungsmittels als des zulänglichen ledig- 
lich als Uebersehreitung der Nothwehr. 

Waadt, Wallis und Freiburg machen es einem Ange- 
griffenen zur Pflicht, die Vertheidigungsmittel mit den aus 
dem Angriff hervorgehenden Gefahren in Beziehung zu 
setzen und ein Vertheidigungsmittel nur dann anzuwenden, 
wenn seine Gefährlichkeit mit der Gefahr des Angriffs im 
Verhältnisse steht. Diese Pflicht wird auch dann bestehen, 
wenn der Angegriffene keine Wahl hat zwischen ver- 
schiedenen Vertheidigungsmitteln, ja gerade dann. Denn 
die Wahl des weniger gefährlichen Mittels unter mehreren 
zur Abwehr geeigneten ist schon nach der Natur der Sache 
geboten. 

Nicht mit Unrecht ist darauf hingewiesen worden, dass 
eine derartige Bestimmung höhere Gesittung bekundet, 
während der Standpunkt der rücksichtslosen Verteidigung 
des Rechtes von Andern als Todtschlägermoral gebrand- 
markt worden ist. 

Bei einem Angriffe auf nicht eingefriedetes Eigenthum, 
welches sowohl im Allgemeinen als für den Angegriffenen 
nur von geringem Werthe ist, schliesst Aargau § 50 den 
Zustand der Nothwehr ganz aus, es müsste denn der An- 
gegriffene Grund gehabt haben, aus der Eigenschaft des 



■) IVamU Art. .17. 
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Angreifers, aus der Art des Antrittes oder aus andern 
rniständen zugleich eine (Jefahr für sieh seihst besorgen. 

4. Halt sieh der Angegriffene mit seiner Vcrtheidigung 
innerhalb der vom Gesetze gezogenen Grenzen, 
so handelt er nicht rechtswidrig und ist nicht strafbar. 
Dies gilt für alle Nothwehrhandlungen, worin sie auch 
bestehen mögen. Nur Tcssin anerkennt lediglich Tödtung 
und Körperverletzung als Nothwehrakte. 

Der Natur der Sache nach ist die Grenze der Ver- 
theidigung nach der Lage zu beurtheilen. in der sich der 
Angegriffene seiner Meinung nach befand, sofern wenig- 
stens diese Auffassung nicht eine leichtfertige war. Diesem 
Gedanken gibt Aargau § 47 Ausdruck, indem es der not- 
wendigen (legen wehr diejenige gleichstellt, welche der An- 
gegriffene unter Umstanden für nothwendig betrachten 
d u rfte. 

5. l T eher schreite t der Angegriffene die Grenzen 
der Nothwehr. so handelt er insoweit rechtswidrig und er 
wird strafbar. Allein die Gesetzgebungen betrachten die 
Handlung des Vertheidigers in einem mildern Lichte. 

Kinmal ist die Grenze der Nothwehr in der Aufregung 
des Augenblicks nicht so leicht zu ermessen. Die meisten 
Gesetze gewähren daher dem Angegriffenen Straflosigkeit, 
wenn er die Grenzen der Nothwehr unter Umstanden über- 
schritt, die Berücksichtigung verdienen, so Thnrgau § 27 
bei gestörter Besonnenheit, Aargau § 48. wenn die Ueber- 
schreitung unter Einwirkung von Uebcrrasehung oder Furcht 
im Zustand gestörter Besonnenheit erfolgte. Nach Luzern 
§ iV.). Olnvaldcn Art. 'M> und Appenzell § 40 befreit Ueber- 
raschung, Furcht, Schrecken und überhaupt der Zustand 
gestörter Besonnenheit von Strafe, nach Glarus Zürich 
§ 48. Tessin Art. 293. § 3. Basel § 3;>, Zug § 31, Solothurn 
$ 39, £/. Gallen Art. 2ö in rebereinstimmung mit dem 
deutschen Reichsstrafgesetz § f>3 Bestürzung. Furcht oder 
Schrecken. Neuenbürg 1891 Art. 73 erklärt den Thäter 

Stooßt. OruuilzOgc «Ich schweiz. Ktrafrcrlit*. 1 ~ 
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straflos, „s'il a agi sous l'empire d une erainte ou d'unc 
emotion eausee par lattaque dont il etait l'objet u . 

Selbst wenn die Uebersehreitung der Nothwehr nicht 
gerade auf einen Affekt des Handelnden zurückzuführen 
ist, bildet der vorausgegangene Angriff einen Milderungs- 
grund. . . . l'agression a laquelle il a resiste sera envisagee 
comme une eirconstanee attenuante. bestimmt Neuenbürg 
1891 Art. 78. Auch Thurgan § 27, Wandt Art. f>7, Aargau 
§ 49. Wallis Art. 90. Bern Art. f)4, Glarus § 81 ; Freiburg 
Art. 66\ ^«/-är/r § 49, TV«*« Art. 298, § 2, Z/^ § 29, Abs. 4. 
lassen Strafmilderung zu; Appenzell § 40, Abs. 2, wenn der 
Uebersehreitung kein kaltblütiger, feindseliger Vorsatz zu 
(»runde liegt, St. Gallen Art. 2(>, Abs. 2. wenn der Richter 
die 1 Jeberschreitung der Nothwehr nur theilweise entschuld- 
bar findet. Graubünden % 47, Schaffhausen § 48, Luzem § (H). 
Übwalden Art.8(>. Abs. 2. Sckivyz § 89 gebieten dem Richter, 
zu untersuchen, ob die Teberschreitung dem Angegriffenen 
zum Vorsatz oder zur Fahrlässigkeit oder, wie einige bei- 
fügen, gar nicht zuzurechnen sei. Bern Art. f>4 bestraft die 
Ueberschreitung der Nothwehr nur, wenn da« unter den 
obwaltenden Umstünden gerechtfertigte Mass der Gewalt- 
anwendung augenscheinlich überschritten worden ist, und 
auch dann nur. wenn die Verletzung Tod, bleibenden 
Nachtheil oder eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 20 
Tagen nach sich gezogen hat. Thurgan § 42 berücksich- 
tigt auch einen unvollkommenen Zustand der Nothwehr. 
indem es Strafmilderung eintreten lässt. .wenn diejenigen 
Zustande, welche, in vollem (trade vorhanden, alle Zu- 
rechnung aussen Hessen, in einem geringeren Grade vor- 
walteten*, ahnlich .SV. Gallen Art. 40a. 

0. Kinige Gesetze verpflichten den Angegriffenen, die 
in Nothwehr verursachte Verletzung anzuzeigen, so 
namentlich Luzem § Hl, Obunüdcn Art.8(J, Freiburg Art. (Mi. 
Zürich i ')(). Zug § 29. Solothum § 89. .SV. Gallen Art. 2C>. 
Die Nichterfüllung dieser Pflicht wird bestraft. 
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§ 24. Nothstand. 

Systematische Zusammenstellung S. H7—<JO. 
Literatur. Moriaud, P. r Du delit nece*saire et de l'etat de necessit^, 1S89. 

Die in der Schweiz geltenden Bestimmungen über Noth- 
stand geben ein ziemlich genaues Bild der Entwicklung, 
welche die Lehre des Nothstandes zurückgelegt hat, und 
sie zeigen auch, dass diese Entwicklung noch keineswegs 
zu einem befriedigenden Abschlüsse gelangt ist. 

Uebereinstimmung besteht darüber, dass derjenige, 
welcher eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen hat, 
um ein gefährdetes rechtliches Interesse zu schützen, das 
nur durch diese Handlung gesichert werden konnte, unter 
Umstanden straflos ausgehen soll. In welchen Füllen aber 
der Nothstand Straflosigkeit zu begründen habe, darüber 
gehen die in der Gesetzgebung zum Ausdruck gekommenen 
Rechtsanschauungen ziemlich weit auseinander, und es 
kann dies nicht verwundern; denn es herrscht über den 
Grund der Straflosigkeit bei Nothstand noch heute Streit, 
und je nach Begründung des Nothstandes ergeben sich 
für dessen strafrechtliche Bedeutung verschiedene Folge- 
rungen. 

Zwei Fülle dürfen jedenfalls als nicht zu dem Noth- 
stande gehörig ausgeschlossen werden: Die vis absoluta 
und der Fall der Unzurechnungsfähigkeit. Wer 
zu einer an sich strafbaren Handlung gezwungen worden 
ist, so dass die That nicht die Folge seines Entschlusses 
war. sondern die Wirkung einer mechanischen Gewalt, 
der hat nicht gehandelt, also auch nicht rechtswidrig 
gehandelt, und es entfallt die Zurechnung nicht wegen 
Nothstandes. sondern wegen dieses Mangels. Ganz ähnlich 
verhalt es sich, wenn die Gefahr dem Bedrohten die Be- 
sinnung vollständig geraubt hat, er darüber den Verstand 
verloren hatte und er den rechtswidrigen Erfolg in diesem 
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Zustande herbeiführt«» ; denn dann war er nicht zuivch- 
nungsfahig und aus diesem Grunde nieht strafbar. In 
«ler Regel wird aber eine so weit gehende psychologische 
Beeinflussung des Bedrohten nicht eintreten und die Zu- 
reehnungsfahigkeit nicht bezweifelt werden können. Und 
hier entsteht nun die Frage, wie «ler Nothstand strafre« ht- 
lich gewürdigt werden soll und ob es dabei von Belang 
sei. ob «ler Nothstand durch Drohung, dur«'h Natur- 
ereignisse oder durch andere Veruinstanduugen 
herbeigeführt worden war. 

In der Behandlung des Nothstandcs folgen die 
schweizerischen (iesetzgebungen bald französischen, bald 
deuts«-hen Mustern : es sind folgende (Truppen zu unter- 



1 > Die Gruppe des französischen, preussi sehen 
und österreichischen R«*ehts: Wandt, Neuenbürg, 
Wallis, Genf, Lttzern, Tessin, Freiburg, Bund. 

2) Die Gruppe des deutschen Rechts: 

a. Graubünden. Schaff hausen, Obwalden, Glarus; 

b. Thurgau, Zürich, Basel, Zug, Solothurn, Schivyz. 

X) Die französisch-deutsche (J nippe: Aargau, Bern 
und Neuenbürg 1891. 

4) Das Strafgesetzbuch von .S7. Gallen. 

Appenzell § 47 b berücksi«htigt einen Nothstand nur 
insofern, als die Strafe sich mindert, wenn der Thäter 
durch drückende Armutli oder sonstige Noth zu «lern Ver- 
brechen oder Vergehen bestimmt wurde. 



1» Die Gruppe des französischen, preussischen 
und Österreich i sehen Rechtes. 

Der C«)de penal von IHK) stellt, in Art. 04 die Be- 
stimmung auf: 
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II n'y a ni crime, ni delit, lorsque le prövenu 6tait en etat de 
demence au temps de l'action, on lorsqu'i) a et6 contraint 
par une force ä laqnelle il n'a pu resister. 

Mit dieser Regelung stimmen Waadt Art. 51, Ziff. 4, 
Neuenbürg Art. 39, Wallis Art. 80 und Genf Art. 52 im 
Wesentlichen beinahe wörtlich überein und auch der 
Waadtländer Entwurf behält diese Fassung bei. Tessin 
Art. 46. § 1 b, schliesst sich' ebenfalls eng an das franzö- 
sische Recht an. Ks unterscheidet aber moralische und 
physische Gewalt und erklärt denjenigen als unzurech- 
nungsfähig, welcher: 

vi fu costretto da una forza, raorale o fisica, alla quäle non 
ba potuto resistere. 

Es mag auffallen, dass sich auch in Lusern eine der 
französischen Vorschrift entsprechende Formel findet. 
Luzern § 55 rechnet nämlich Handlungen, zu welchen 
Jemand durch unwiderstehliche Gewalt genöthigt wor- 
den, demselben nicht zu: allein diese Bestimmung stammt 
wohl aus dem österreichischen Strafrechte, das seit der 
Theresiana von 1768 an dieser Auffassung festgehalten 
und sie auch in dem Strafgesetzbuch von 1852, § 2, bei- 
behalten hat 1 1. 

Freiburg Art. 56 b lasst den Ausdruck unwiderstehliche 
Gewalt fallen und bezeichnet als straflos: 

Ccux qui, par suite d'une contrainte exercee sur eux, de me- 
naces on d'autre« causes etaient prives de leur libre arbitre. 

Wahrscheinlich schöpfte Freiburg aus 'dem preussi- 
schen Strafgesetze, welches ein Verbrechen oder Vergehen 
als nicht vorhanden annahm, „wenn der Thater zur Zeit 
der That wahnsinnig oder blödsinnig, oder die freie Willens- 
bestimmung desselben durch Gewalt oder durch Drohungen 
ausgeschlossen war". Ausserdem hebt Freiburg Art. 59 den 

') Vergl. Katnntr I'fyflcr, das Kriminal-Strafjrcsetzbucli des KaDtons 
Luzern vom Jahr lS«;i mit »•rhiutormlrn Bemerkungen S. ">7. 
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in äusserster Xoth beiran^cnen Diebstahl von Lebensmitteln 
hervor, eine Reminiscenz an die Karolina. Bund Art. 27 
erklärt in der Bestimmung Ober Zureehnunpjfahhrkeit die- 
jenigen als strafte, .welche in einem Zustande, in dem 
sie ohne ihr Verschulden der rrtheilskraft oder der 
Willensfreiheit beraubt waren, gehandelt haben-. 
Ks wird unter diesen Zuständen auch der Xothstand zu 
verstehen sein 1 . Waai: An.'.v». Wallis Art. v*». Freihxrg 
An. TssstM An. 47 sehen analog der verminderten 
Zurevhnunirstahiirkeit einen verminderten Xothstand vor. 
der Sirarmi'.virruü^ Ivirründct und dann vorlie±rt. wenn 
zwar eine X*<:hisruni: stattfand, aber nicht eine unwider- 
<ehii<he. die ZurtH-hnui:^fatui:k»*ir. »w,w. die Zurechnung 
aiiss* hi ie-s.-i.de. 

IVr Au-in:. k .unwidersteMieho «>ewal*- kann sieh 
:ra «iru: :e r.ur auf die vi- al^O.sia beziehen, da der 
ih>Vv *. fische Zwa! ,* i. ai;w:d. r>:- .-] ./Vh ist eoaetu» 
v* " .:: . l»a»s d>-s*-» a •.««•)> Aa^iv d--s iranz*.«»ischeu 

♦ •■>•!> war. c 'r.: au- de:. M de^ «ie»etzes 
h r -rv-.r J . A^-::. d> fra \>: Praxis lesrt den 

A . k s.ir-.: k w : i- rvr '.-.Ii, \: ::. vi; r:; >::.:>.- au» und 

- -- - - ':: *> : L »r : \ ;: •■* : i- ;i; • iewalt an. 

>;• i i - A * . • : d.-.r - r. ; « a;:ch andere 
;• ..i> ;; ■»;• i-r-*- i : • M-.-wa'. - ;t /. \» -'. werden 
k 5 - W. • «cii: v.- « i [■ r»-- '• :. darüber 

• - - i- • A n' ■ » ^ • . • - •'♦ wnuuthet. 
: r ^ -r <■ -; . - : - : :y.mt aus^e- 
i* k:. ■• ".: : .; 1-1: •. :< Iraum 

^v\. I l >. '.■ et v. < -^-TZ— "Text >ehr 

• *" r N • ; : -.a» h dem 

• • > 2-1 

. - . - V • • ■ x. i. . - e.^. -i i - 
' . \ ■ ii > 

■ . .- ■ ••• . - > -■ - l " •. " ;:-rj rru;.j. ? . 

• - • • ' ' ■■■■ - .• : - 
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französischen Rechte folgende Erfordernisse* auf: 1> eine 
nicht vorhersehbare und gegenwartige Gefahr; 2< eine 
begründete Furcht; 3> das drohende Uebel soll schwer 
sein und nicht geringer als das herbeigeführte; 4i das 
l'ebel soll nur durch die Handlung abwendbar gewesen 
sein. Namentlich für das letzte Erfordernis* fehlt jeder 
Anhaltspunkt im Gesetze. 

Was hier für Frankreich ausgeführt wurde, gilt in 
der Hauptsache auch für IVaadt, Neuenburg, Wallis und 
Genf. 

Die Österreichische Doktrin nimmt an, die Gewalt 
sei unwiderstehlich, welcher ein gewöhnlicher .Mensch 
nicht zu widerstehen vermag, und damit ist wenigstens ein 
objektiver Massstab gewonnen. Bedeutende Schwierig- 
keiten ergeben sich bei der der preussischen nach- 
gebildeten Freiburger Vorschrift 1 .. 

Denn wenn wirklich die Nothigung nur straflos sein 
soll, wenn der Gonöthigte unzurechnungsfähig geworden 
ist, so ist die Vorschrift überflüssig, da Unzurechnungs- 
fähigkeit ohnehin Straflosigkeit begründet. Wenn aber die 
Stelle anders auszulegen ist und der Genöthigte auch in 
andern Fallen als unzurechnungsfähig gelten soll, so fragt 
sich eben, welche Falle gemeint sind. 

Alle diese Gesetzgebungen behandeln eigentlich gar 
nicht den Nothstand. denn sie treffen nicht nur dann zu. 
wenn die Handlung des Bedrohton das einzige Mittel zur 
Abwendung der Gefahr bildete, sondern überhaupt stets 
dann, wenn Jemand unter dem Einfluss von Drohung und 
elementarer Gewalt handelte und diese einen gewissen 
Grad erreichte. 

l ) Die Mängel der preussischen Bestimmung hat Wächter in seinem 
Handbuch des sächsbeh-thnringiseben Strafrechts. Stuttgart 1857. S. 387, 
scharf beleuchtet. 
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2) Die Gruppe des deutschen Hechtes. 

Unter den schweizerischen Strafgesetzen, welche sich 
für die Behandlung des Nothstandcs an deutsche Vorbilder 
halten, sind zwei Reihen zu unterscheiden. 

1 1 Graubünden, Schaffhausen, Obwalden und Glarus be- 
handeln nur den durch unwiderstehliche körperliche Ge- 
walt und den durch Drohung geschaffenen Nothstand. 

Im Gegensatz zu den Gesetzen der ersten Gruppe be- 
stimmen sie die Drohungen näher und anerkennen als 
Nothstand begründend nur Drohungen, welche 

a. mit einer gegen wart igen. 

h. auf andere Weise nicht abwendbaren, 

r. Gefahr für Leib und Leben < Graubünden § 4ö, Ziffer 3. 
Olnvalden Art. 34. Ziffer 3>, beziehungsweise für das 
Leben < St haffhausen § HS. Glarus § 2Sb>. 

d. des Genöthigten oder bestimmter dritter Personen, 
verbunden sind. 

Glarus § 2Sb fordert nicht ausdrücklich eine auf an- 
dere Weise nicht abwendbare Gefahr. 

Auf Nothstand dürfen sich in Obtvalden Art. 34. Ziffer 3, 
und Glarus § 2S b als dritte Personen nur die Angehörigen 
des Geretteten berufen, in Schaffhausen § 3S auch Pfieg- 
befohlene. in Graubünden § 4."). Ziffer 3, aber jeder Dritte, 
der die Gefahr abwendet. Graubunden § f>0, Ziffer 4, nimmt 
geminderte Strafbarkeit des Thätors an. -,wcnn er, ausser 
dem in § 4f>. Ziffer 3. erwähnten Falle des Xothstandes». 
durch Drohungen oder Zwang, durch Furcht oder Rück- 
sichten des Gehörsinns, oder durch Noth zu der That ver- 
mocht worden", und überlässt es dem Richter, Strafmilde- 
rung und sogar Straflosigkeit zu gewähren. Dem richter- 
lichen Ermessen bleibt es daher vorbehalten, auch wenn 
Leib und Leben nicht gefährdet sind, wegen Nothlage 
Strafe auszuschliesscn. 
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Alle vier Gesetze bezeichnen den so Genöthigten als 
nicht zurechnungsfähig und stellen damit die Fiktion auf: 
Gefährliche Drohungen machen den Bedrohten unzurech- 
nungsfähig. Als Grund der Straflosigkeit erscheint hier 
wie bei der Gruppe des französischen, preussischen und 
österreichischen Rechtes die psychologische Bedeutung der 
Drohung. Allein diese wird nach einein objektiven Mass- 
stabe, nämlich nach dem Werthe des bedrohten Rechts- 
gutes. bestimmt, und die Handlung wird nur entschuldigt, 
wenn sie das einzige Rettungsmittel bildete. 

2.1 Thür % au § 24 a und c, Zürich §§ 4b' und 47, Basel 
§ 'M, Zug § 2«, Sclnvyz § .TT, Solothurn §§ 38 und 40 stellen 
dem durch unwiderstehliche Gewalt, und durch Drohung 
begründeten Nothstand den aus andern Ursachen ent- 
standenen gleich. Sowohl für die Drohung als für die 
anderweitig entstandene Gefahr fordern sie 

1/ eine gegenwärtige 1 oder augenblickliche*!, 

2) auf andere Weise nicht abwendbare, 

Ih Gefahr für Leib oder Leben, 

4> des Genöthigten oder eines Andern. 

Thür g au anerkennt ausser dem Genöthigten nur nahe 
Familienangehörige als nothstandsfalrig. Schwys überhaupt 
nur den Genöthigten. Dagegen begründet in Schu'vz auch 
eine Freiheitsgefahr Nothstand. 

Schwys zeichnet sich vor den übrigen auch dadurch 
aus, dass es die Grunde des Nothstandes nicht unterschei- 
det: es bestimmt in Art. .'»7 einfach: 

Ebenso ist eine (iesetzesverletzung nicht strafbar, welche in 
einein unverschuldeten, auf andere Weise nicht zu beseitigenden 
Nothstand zur Abwendung einer augenblicklichen Gefahr auf Frei- 
heit, (iesnndheit oder Leben des BenUthigten begangen wurde, so 
fern er (der Thiiter) die Greiften des Nothstandes nicht über- 
schreitet. 

') So linset § 31. y.Ht,' $ 2S, Solothurn §§ :J8 und 40. 

■) So Thurau 55 2\ a und <\ Anruh «jjj U) und 47. S<hwyi § 'M . 
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Ausser Sc/ruyz erfordern aueh Thurgau und Zürich 
einen unverschuldeten Nothstand. 

Wenn diejenigen Zustünde, welche, in vollem Grade 
vorhanden, alle Zurechnung ausschliessen. in einem ge- 
ringem Grude vorlagen, so mildert Thurgau § 42 die Strafe, 
und diese Vorschrift bezieht sich auch auf den Nothstand. 

Die Bestimmungen . von Thür trau, Zürich, Basel, Zug, 
Sololhurn und Schwyz entsprechen im Grossen und Ganzen 
dem Reichsstrafrechte v \ und den deutschen Partikular- 
gesetzen. auf denen es beruht. Wenn auch der r Genöthigte- 
nicht gerade nls unzurechnungsfähig hingestellt wird, so 
zeigt doch die Struktur dieser Vorschriften, dass die Straf- 
losigkeit aus der präsumirten Beeinträchtigung der freien 
Willensbestinimung hergeleitet wird ; so erklärt sich die 
Kinschränkung auf die Sicherung der allerwichtigsten, 
höchstpersönlichen Guter, indem eine Gefahr für diese 
Güter vorzugsweise geeignet ist, den ( iemüthszustand des 
Bedrohten oder seiner Angehörigen in bedeutendem (trade 
zu beeinflussen. Ks ist ein Fortschritt, dass diese Gesetze 
den aus Drohung und den aus andern Gründen hervor- 
gehenden Nothstand gleiclnniissig behandeln, und dass jeder 
Dritte als nothstandsfahig gilt. 

:ti Die (trappe der vermittelnden Gesetze. 

Aargau, Bern und Xaunburg 1891 konibiniren die Be- 
stimmungen der eisten und zweiten Gruppe. Aargau § 4ä 
g und h liisst wegen mangelnden freien Willens denjenigen 
straflos. 

. . . welcher zu einer gesetzwidrigen Handlang durch unwider- 
stehlichen Zwang genöthigt wurde; 

der eine gegenwärtige dringende Lehensgefahr fllr sich seibat, 
oder einen Verwandten in auf- oder absteigender Linie oder seinen 
Gatten oder ein Geschwister auf andere Weise nicht abwenden 
konnte. 

') Strafgesetzbuch fiir da> Deutsche Reich 52 und 54. 
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Der erste Fall erinnert an die luzernische Bestimmung 
und beruht wie diese auf der österreichischen Quelle. 
Noch deutlicher zeigt sich die Mischung bei Bern. Bern 
regelt nämlich den Xothstand aus Drohung und Gewalt 
in der Bestimmung über Zureehnungsfahigkeit und erklärt 
als straflos diejenigen, „. . . die in Folge äussern Zwanges, 
gefährlicher Drohungen oder aus andern Gründen der 
Willensfreiheit beraubt waren* M. Bei geminderter Willens- 
freiheit, auch wenn sie durch Xothstand begründet war. 
mildert Bern die Strafe. 

Die Uebcreinstimmung mit dem preussischen Gesetze 
ist unverkennbar. Den Xothstand im engern Sinne regelt 
Bern Art. f>5 wie die Gesetze der zweiten Gruppe. Straf- 
los ist (Art. ;>öi: 

Wer .... eine gesetzwidrige Handlung in einem nicht selbst 
verschuldeten Nothstande verübt hat zur Rettung seiner selbst oder 
seiner Verwandten in auf- oder absteigender Linie, seines Ehegatten 
oder seiner Geschwister aus einer gegenwärtigen, dringenden und 
anders nicht abzuwendenden Gefahr ftir Leib oder Leben .... 

Neuenburg 181)1 endlich rezipirt in den Art. 72 und 74 
sowohl den Art. (>4 des Code pönal als den § ;">2 des Reiehs- 
strafgesetzbuehes. 

Art. 72. II n'y a pas detit lorsque l'auteur a ete contraint par 
une force ä laquelle il n'a pu resiater. 

Art. 74. II ify a pas delit, meine hors le cas de legitime defense, 
lorsque l'auteur de l'acte l'a eommis dans im moment oü il so trou- 
vait, saus qu'il y eilt de sa faute, dans un etat de detresse auqucl 
il ne pouvait se soustraire autrement pour sauver d'un peril imminent 
sa personne ou sa vie. 

Cctte disposition est aussi applicable si l'auteur de l'acte l'a 
eommis pour porter, a une tierce personne qui se trouvait sans sa 
faute en un danger pressant, un seeours necessaire. 

Doch ist nicht nur der Angehörige, sondern jeder Dritte 
nothstandsfähig. 

') Ikm französische Ausgabe Art. Vi . . . lorsque pur suiic de cun- 
trainte. menaces graves ou autres causes II etait prive de son libre arbitre. 
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4) Di«' Strafgesetzgebnng von St. <} allen. 

Das Strafgesetzbuch des Kantons St. (fallen von 1819 
beruhte auf der Feuerbach sehen Theorie des psycholo- 
gischen Zwanges. Feuerbach verlegte die Wirksamkeit 
der Strafe in den psychologischen Kinfluss, den die Straf- 
androhung ausübt. Wo dieser psychologische Eintluss durch 
einen stärkeren paralysirt wurde, musste sich die Straf- 
drohung als unwirksam erweisen, und es fiel daher auch 
die strafrechtliche Verantwortlichheit in diesem Falle weg. 
Daher rechnete das St. (Salier Gesetz 1 ) auf Grund dieser 
Theorie ganz folgerichtig dem Thäter nicht zu: „Verletz- 
ungen, zu welchen er durch die Xoth oder solche Gefahr 
oder Drohungen verleitet und getrieben worden, dass in 
diesen Füllen aus der Unterlassung der Handlung fUr den 
Thater ein unvermeidliches Uebel entsprungen wäre, das 
grösser oder doch so gross ist, als die gesetzlich«* Strafe 
der Handlung". Genauer betrachtet liegt auch hier ein 
Versuch vor. die l T uwiderstehlichkeit der in einer Xoth 
liegenden Gewalt nach einem objektiven Massstab zu 
bestimmen, nur ist es hier nic ht die Grösse der Gefahr, 
sondern die Schwere der angedrohten Strafe, welche 
massgebend sein soll. 

Das Strafgesetzbuch St. Gullens von 1857 hat die 
von der Doktrin unterdessen aufgegebene Feucrbach'sche 
Theorie fallen gelassen, sich aber in seiner Behandlung 
des Xothstandes nicht an die Übrigen schweizerischen 
Gesetze angeschlossen. Ks bestimmte nämlich Art. 33: 

Wegen Zwanges oder wegen Noth ist eine an sich unerlaubte 
Handlung nur dann vollkommen entschuldbar, wenn dem Thäter 
entweder keine Freiheit der Wahl belassen oder wenn derselbe von 
einem mindestens so schweren l!ebel bedroht war, als dasjenige, 
wozu er sich gegen Andere bestimmen HeRS. 

') .SV. {, ,UUn, Strafgesetzbuch über Verbrechen. Vom 2f>. Juni 
Art. 12. VI. 
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In andern Fällen sind Zwang oder Nothstand je naeli ihrem 
Orade als Milderangsgrund zu berücksichtigen. 

Das neueste Strafgesetzbuch von 188ö übernahm den 
ersten Satz des Art. 33, jedoch mit einer grundsätzlich 
nicht unwichtigen Abänderung. Art. 25 lautet nämlich: 

Wegen Zwanges oder wegen Not h ist eine an sieh strafbare 
Handlung nur dann vollkommen straffrei, wenn dem ThKtcr ent- 
weder keine Freiheit der Wahl belassen, oder wenn derselbe von 
einem mindestens so schweren Uebel bedroht war, als dasjenige ist, 
v.\\ welchem er sich gegen Andere bestimmen Hess. 

Das Gesetz bezeichnet also die Nothstandshandlung 
nicht mehr als vollkommen entschuldbar, sondern als 
straffrei. Dass der Thäter straffrei ist, wenn ihm aus 
irgend welcher Ursache, also auch wegen Zwanges oder 
Noth, keine Freiheit der Wahl gelassen war, ergibt sieh 
aus allgemeinen Grundsätzen, denn dann war er unzu- 
rechnungsfähig. Neu ist aber die Regelung, dem Thüter 
Straffreiheit zuzuerkennen, wenn derselbe von einem min- 
destens so schweren Uebel bedroht war, als dasjenige ist. 
zu welchem er sich gegen Anden» bestimmen Hess. Mit 
der frühem Vorschrift von 1819 stimmt die geltende in- 
sofern überein, als hier wie dort das Hebel, mit dem der 
Thäter bedroht war. zu einem andern Uebel in Beziehung 
gesetzt wird und dass Straflosigkeit eintritt, wenn das 
drohende Uebel mindestens ebenso schwer war, als dieses 
andere Uebel. Das drohende Uebel wird aber nach der 
frühern Gesetzgebung mit dem angedrohten Strafübel, 
nach der geltenden Vorschrift mit dem von dem Thäter 
in Noth herbeigeführten Uebel verglichen. Die Ueher- 
einstimmung ist also nur eine Ausserliehe und formale. 
Während das Gesetz von 1819 den Grund der Straflosig- 
keit darin fand, dass die Strafdrohuug in den straflos ge- 
lassenen Füllen ihre Wirkung versagt haben würde, ent- 
scheidet nun der Werth der kollidirenden Interessen. Das 
werthvollere oder wenigstens gleich werthige fremd«' In- 
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teresse darf straflos dem minder worthvollen oder gleich- 
werthigen eigenen Interesse geopfert werden, wenn die 
Erhaltung des eigenen Interesse das Opfer des fremden 
bedingt. 

Diese letztere Bedingung stellt allerdings das Gesetz 
auffallender Weise nicht einmal auf: allein ohne dieselbe 
wurde die Bestimmung zu unsinnigen Ergebnissen führen. 
Es könnte z. B. ein mit dem Tode Bedrohter einen Dritten ] 
aus Rache tödten. obwohl dadurch die drohende Lebens- 
gefahr nicht abgewendet wurde. Das kann nicht der Sinn 
des Gesetzes sein. Vielmehr führt eine nähere Betrachtung 
der St. Gallischen Xothstandsbestimmung dazu, die Straf- 
losigkeit der Nothstandshandlung gerade in ihrer Zweck- 
bestimm ung zu finden. Der Staat nimmt von einer Be- 
strafung Umgang, wenn eine sonst strafbare Rechtsgitter- 
verletzung nothgedrungen im Dienste des Rechts- 
gut ersc nutzes vorgenommen wird. Der Nothstand er- 
halt auf Grund dieser Bestimmung ein viel weiteres An- 
wendungsgebiet, als nach allen Übrigen schweizerischen 
Gesetzgebungen. Nicht nur Leben, Leib, Freiheit sind 
nothstandsfahig. sondern auch Ehre, Vermögen. Besitz, 
überhaupt jedes Interesse, welches des Rechtsschutzes 
theilhaftig ist. Es setzt aber die strafbefreiende Wirkung 
des Xothstandes voraus, dass das aufgeopferte fremde In- 
teresse mit dem erhaltenen eigenen in angemessenem 
Werth Verhältnisse stehe. Die beiden Interessen müssen 
proportiona 1 sein. 

Wahrend die (ihrigen Gesetze direkt oder indirekt, die 
Beeinflussung des Willens des im Xothstande Handelnden 
bei der strafrechtlichen Begründung in Betracht ziehen, 
sieht das .S7. (i aller Gesetz hievon ganz ab. Es ist also 
die Straflosigkeit der Xothstnndshandlung ganz unabhängig 
von dem psychischen Eintiuss. den die Xothlage bei dem 
ihr Unterworfenen hervorgerufen hat. Die Unzurechnungs- 
fähigkeit des Thaters begründet hievon nur eine schein- 
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bare Ausnahme. Demi die Unzurechnungsfähigkeit wirkt, 
ganz abgesehen von der Nothlage. straf befreiend. 



Die sehweizerischen Gesetzgebungen entscheiden die 
Frag«* nicht, ob der Xothstand für den Gefährdeten ein 
Recht begründet, das fremde Interesse zu verletzen. Die 
Frage ist in der Doktrin ausserordentlich bestritten. Die 
einen behaupten ein Xot Ii recht, andere betrachten die 
Xothstandshandlung als eine rechtswidrige und eine 
dritte Ansicht erklärt sie als rechtlich neutral. So lässt 
sich auch nicht mit Sicherheit entscheiden, ob derjenige, 
welcher im Xothstande Angritten wehrt, sich in Xoth- 
wehr befindet. Einzelne (iesetze entscheiden aber diese 
Fragt» mittelbar, indem sie die sittliche Pflicht, einem 
Andern in der Xoth beizustehen, für gewisse Fälle zur 
llechtsptiicht erheben und die Verletzung dieser Pflicht 
strafen. Diese Falle der NothhUlfe sind nicht selten auch 
Falle des Xothstandes. 

Neuenbürg IS91 Art. 443, Ziffer H, bedroht mit einer 
llusse von 3 bis 10 Franken: 

Sous reserve de l'article 307 1 ), ceux qui, le pouvant, auront refuse 
de porter secours en cas d'aecident ou ä des personnes en detresse. 

Otnvaldcn stellt in seinem Polizeistrafgesetze folgende 
Hestinunuugen auf: 

Art. 13t». Wer ohne eigene Gefahr einen in dringender Lebens- 
gefahr befindlichen Menschen zu retten im Stande ist und es ohne 
sattsanie Entschuldigung unterlHsst, wird, wenn der Andere darüber 
das Leben verloren oder einen bleibenden Nachtheil an seiner Ge- 
sundheit erlitten hat, mit Freiheitsstrafe von 14 Tagen bis 8 Mo- 
naten oder mit einer Geldbus6e bis 300 Fr. bestraft. 

Art. 137. Wer ausser dem Fall des Art. 136 Personen in 
einem lebens- oder gesundheitsgefährlichen, schleuniger Hülfe be- 
dürftigen Zustande findet und ohne genügende Entschuldigung wegen 

') Stiunhur* Art. :«>7 bedroht cl;ts Verlassen eines Menschen in hülf- 
loser Lage mit l-'reiheits- oder (Johlst rate. 
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selbsteigener wesentlicher Gefährde es nnterlässt, denselben die erste 
notwendige Hülfe nach Möglichkeit zu verschaffen, wird an (Jeld 
bis zu lf>0 Fr. geblisst oder verfällt in angemessene Freiheitsstrafe. 

Ach n lieh bedroht Tcssin Art. 170. § 1, denjenigen mit 
Strafe : 

Chi, potendo, senza grave pericolo e grave danno proprio, 
salvar altri da un urgente pericolo o da un grave danno imminente, 
o, potendo allontanare o sospendere il pericolo e il danno, si ritiuta, 
od omuiette di dare avviso alla persona pericolante, o all' antorita 
o al pubblico, o di preatare soecorso, e punito colla multa dal 
primo al terzo grado. 

Freiheitsstrafe tritt ein. wenn die Unterlassung den 
Tod verursachte. 

In Art. 170 §2 stellt Tcssin die Verletzung der Xoth- 
hülfcpflicht gegenüber haltlosen Kindern unter Strafe. 

Wer zu solcher Nothhulfe verpflichtet ist, darf sich 
jedenfalls nicht auf Nothwohr berufen, wenn sich der Be- 
drängte in Ermanglung von Hülfe durch eine Nothstands- 
handlung selbst hilft und dabei nothgodrungon ein recht- 
Melles Interesse des Hülfsverpflichteten verletzt hat, obschon 
die Xothhülfepfiicht des Dritten nicht ein förmliches Noth- 
recht für den Gefährdeten begründet. Der Wasserträger 
Ortolan's, der mit seinem Wassereimer gleichgültig an 
einem in Flammen stehenden Menschen vorüberging, hatte 
in Obwaldcn und Tcssin eine gesetzlich gebotene Nothhülfe 
verweigert, und wenn der Brennende den Eimer erfasst 
hatte, um ihn über sich auszugiessen, so durfte ihm der 
Inhaber nicht wehren. 

Wahre Nothrechte finden sich da und dort in der Ge- 
setzgebung. In weitem Umfange begründet der Krieg 
Nothrechte. So bestimmt Art. 226 der Milititrorganisation 
der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 13. Winter- 
mnnat 1874: 

Die Kantone, Gemeinden, Korporationen und Privaten sind im 
Kriegsfalle verpflichtet, zum Zwecke der Ausführung militärischer 
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Anordnungen ihr bewegliches und unbewegliches Eigenthum auf 
Verlangen der kompetenteu Militärkommandanten zur Verfügung 
zu stellen. Die hiefllr wie für den Kriegsschaden Uberhaupt zu 
leistende volle Entchädigung liegt dem Bunde ob. 

Zwar scheint auch hier nur eine Nothpflicht vorzu- 
liegen; dem Wesen nach besteht aber doch ein Nothrecht. 
Der Kommandirende wird nicht lange zu tragen brauchen, 
vielmehr das, was er für die Ausführung der militärischen 
Anordnung benöthigt. sich nehmen, aber unter Wahrung 
des Kntschädigungsnnspruehs. 

Typisch ist die Vorschrift, welche das bernische Dekret . 
über die Löscheinrichtungen und den Dienst der Feuer- 
wehr vom ;Jl..!anuar 1*84 aufstellt: 

10. Alle Eigenthltraer von Brunnen, SiJden, Weihern, Wasser- 
und Jauchebehältern sind gehalten, in Brandfällen aus denselben 
zur Bedienung der Spritzen unverweigerlich schöpfen zu lassen. 

Diese Hefugniss gibt der Natur der Sache nach auch 
das Recht, sich auf dem kürzesten Wege zu dem Brunnen 
zu begeben. J 

Das Nothrecht schliesst ein Xothwehrrecht des Ver- 
pflichteten ganzlich aus. Wo aber ein Nothrecht nicht 
besteht, ist die Nothstandshandlung, wenn auch straflos, 
doch nichtsdestoweniger rechtswidrig und es ist Nothwehr 
gegen sie erlaubt. 



§ 25. Der Befehl. 

Systematik he ZusammnutteUung S. 90 und 9t. 

Im Allgemeinen gilt hinsichtlich des Befehls der 
Satz, den Thurgau so fasst: 

§ 25. Der Befehl zur Begehung einer strafbaren Handlung 
macht den Thäter nicht straflos. 

Doch schreiben mehrere Gesetze dem Befehl dann 
die Bedeutung eines Schuldausschliessungsgrundes oder 
doch eine strafbefreiende Wirkung zu, wenn er von einem 

Stoott, Onuidzftirc «U« üchwc'u. St r ..f recht». 18 
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Beamten in Bezug auf das Dienstverhältniss ertheilt wurde. 
Am weitesten geht in dieser Beziehung der Bund-. 

Art. 28. An sich unerlaubte Handlungen sind straflos, wenn 
sie von einem Beamten oder Angestellten in Folge eines bestimmten, 
auf dessen amtliches oder Dienstverhältniss sich beziehenden kom- 
petenten Befehls der ihm vorgesetzten Behörde oder Beamtung be- 
gangen worden sind. Die Behörde oder Beamtung ist hingegen fUr 
den Befehl und dessen Vollziehung verantwortlich. 

Thurgau $ 2f>, Luzern § f>6, Obwaldttt Art. 33 erklären 
den Untergebenen ebenfalls stratios und legen dem Vor- 
gesetzten einzig die Verantwortlichkeit auf, jedoch nur 
insoweit, als die Handlung sich nur als ein Missbrauch 
oder eine reborsehreitung der Amtsgewalt darstellt. 

Wandt Art. 5t», Wallis Art. 94 und Freiburg Art. :»* 
bestimmen übereinstimmend: 

L'auteur d'un acte en est responsable. 

Toutefois il peut suivant les circonstances, etre libere de toute 
peine, quand il a agi en exeeution de l'ordre d'un magUtrat ou d'un 
fonetioniiaire ayant voeation ä hü donner un pareil ordre. 

Ks wird somit die Berücksichtigung des Befehls für die 
Strafbarkeit nicht eingeschränkt auf Handlungen, welche 
einen Missbrauch der Amtsgewalt bilden: allein der Be- 

vT* 

fehl entbindet überhaupt nicht schlechtweg von Strafe, 
sondern es wird dem richterlichen Ermessen anheimgestellt, 
ob und in wie weit er zu berücksichtigen ist. 

S:ui*t;.rg 18^1 Art. 7ö weicht von diesen Gesetzen 
nur in der Fassung der Vorschrift ab. 

Pic Vorschrift von < Art. .'<>: 

U ii V a }>as d'infraotion. lersque le fait etait ordonne par la 
et roinmande par l autonte legale, 
xirailuesne-uert die K^mlere Bestimmung, welche Artikel 
>'7 de> rVati. tischen Strawsor.-.bu.-he> für Todtung und 
rv-r:vrve»-V:.'i;ug gibt : 

11 * v ; erur.e ;u drVw, !,■>•.:■>• n-.emieide. Ie> ble>>urp> 
e? etair"«! orxlevre* jvar la !■>! et i»inmandes par l'au- 
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Damit wird aber nur der selbstverständliche Rechtssatz 
ausgesprochen, dass die gesetz- und rechtmassige Handlung 
nicht strafbar ist. 

Wahrend die bisher erwähnten Bestimmungen sich 
auf den Amts- und Dienstbefehl beziehen, behandelt 
das Polizeistrafgesetz von Hasel-Stadt in dem wiederholt 
angeführten Art. 12 den Befehl des Familienhaupts, Haus- 
herrn. Hausbesitzers, Dienstherrn . Lehrherrn, Gewerbs- 
inhabers oder Unternehmers an Familienangehörige, Dienst- 
boten, Lehrlinge oder Arbeiter. Werden polizeiliche Vor- 
schriften, für deren Beobachtung der Befehlgebende ver- 
antwortlich ist, auf seine Anordnung hin von einer dieser 
Personen verletzt, so entfallt ihre strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit und es haftet nur der Befehlgebende, sofern 
wenigstens der Thater nicht besonderer polizeilicher Ab- 
mahnung oder Aufforderung zuwidergehandelt hat. 

Der Befehl verdient dann als Straf befreiungs- oder 
Strafmilderungsgrund berücksichtigt zu werden, wenn er 
eine derartige Kollision der Pflichten für den Befehls- 
empfänge!' begründet, dass dieser die eine Pflicht nur durch 
Verletzung der andern zu erfüllen vermag und es ihm 
zweifelhaft erscheinen kann, welche Pflicht die wichtigere 
und bedeutendere ist. Es liegt in solchem Falle ein dem 
Nothstande ähnliches Vcrhältniss vor. 

§ 26. Das Antragsdelikt. 

Systematische Zusammenstellung S. yi itn. 

Literatur. Brodbeck, Die Antragsdelikte der schweizerischen Kantonalgesetze. 
Zeitschrift für Schweizer Strat'recht. Erster Jahrgang, 1888, 8. 476. 

Die schweizerische Strafgesetzgebung ist ungemein 
reich an Antragsdelikten und weist eine grosse Mannig- 
faltigkeit auf. Zwar gibt es eine Reihe von Thatbestanden, 
welche entweder allgemein oder doch von mehreren Kan- 
tonen nur auf Antrag bestraft werden. Aber diese Thaf 
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bestünde werden im Einzelnen ganz verschieden bestimmt, 
so dass es schliesslich in jedem Kantone wieder verschie- 
dene Fälle sind, welche als Antragsdelikt bestraft werden. 
Eine eingehende Darstellung dieser Einzelheiten kann im 
allgemeinen Theile nicht geboten werden. Hier kommt 
es nur darauf an. die gemeinsamen Grundzüge nachzu- 
weisen, im Uebrigen darf auf die erschöpfende und gründ- 
liche Arbeit von lirodheck verwiesen werden. Nach den 
meisten Gesetzgebungen werden nur auf Antrag bestraft : 

I i Ehrverletzung nicht überall Amtsehrverletzung 2 ). 
2) Geringere Misshandlung 8 >. 

8) Entführung, unbedingt oder unter bestimmten Vor- 
aussetzungen 4 /. 
4) Ehebruch 5 ). 

5i Diebstahl 6 » und Unterschlagung 7 ), seltener Betrug 
zwischen Familien- und Hausgenossen und in gering- 
fügigem Füllen 8 ). 

6) Leichtere Sachbeschädigung"'-. 

T) Hausfriedensbruch in weniger schweren Fällen 10 i. 

Ausserdem gelten vereinzelt als Antragsdelikte Pfand- 
entziehung n ), leichtsinniger Bankerott 19 ), Verrückung von 
Grenzsteinen Ia >. widerrechtliches Ableiten von Privatge- 



') Systematische Zusammenstellung S. 490 ff. 

*) Systematische Zusammenstellung S. 337 ff. und S. 490 ff. 

*) Systematische Zusammenstellung S. 661 — 695. 

*) Systematische Zusammenstellung S. 419 — 436. 

*) Systematische Zusammenstellung S. 442 — 484. 

rt ) Systematische Zusammenstellung S. 710 — 747. 

7 ) Systematische Zusammenstellung S. 747—764. 

") Systematische Zusammenstellung S. 785- -806. 

*) Systematische Zusammenstellung S. 709 — 785. 

10 ) Systematische Zusammenstellung S. 405—411. 

11 ) Thurgau § 162, Hasel % 155, .SV. Gallen Art. 84 u. P. O. bei Ver- 
gehen und Uebertretungen Art. 17, Wandt Art. 289 und 306, Sckruy* § 74. 

») lug % 129. 

Freiburg Art. 264 a, 270 und 244, .SV. Gallen Art. 71, Ziffer 1, in 
Verbindung mit Art. 75, Tessm Art. 390 in Verbindung mit Art. 391, § 3. 
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wassern 1 1, Vertrauensmissbraueh*». Verletzung des Berufs- 
geheimnisses 3 *, des Briefgeheimnisses 1 !, des Geschäftsge- 
heimnisses 5 !, Drohung 8 », Nöthigung 7 !, Gefangenhalten *), 
Xothzucht*,i, Schändung ,0 .i, gewaltsame Unzucht . n i, unzüch- 
tige Handlungen mit Kindern oder mit willenlosen, bowusst- 
losen und geisteskranken Frauenspersonen 12 >. Verfuhrung 
von minderjährigen Madchen zur Unzucht 18 >- widetnatür- 
liche Unzucht 14 k unerlaubte Selbsthülfe ,v ), Ungehorsam '"i, 
wissentliches Ausgeben von falschem Gold 17 1, Urkunden- 
fälschung '*), betrübliche Verleitung zu einer ungültigen 
Ehe w i. 



') Ttssin Art. 390 in Verbindung mit Art. 891, § 3. 

J > Tessin Art. 881, St. Gallen Art. 173. 

*) Betn Art. 187, Tessin Art. 358, St. GalUn Art. 172. 

4 ) Bern Art. 186, Batet § 162, Tessin Art. 343, St. (.allen Art. 103, 
1'. (). bei Vergehen und ( ebertretungen Art. 17. 

5 ) Tessin Art. 238, Sehati hausen % 255. 

") Thurgau 127, 128, Schaphausen § 173. Glarus § 56, St. P.O. § 23b, 
Freiburg Art. 389 und 391, Hasel % 127, St. Gallen Art. 105, Bern Art. 98. 

T ) Thurgau g$ 126 und 128, Freiburg Art. 388 und 391, Basel % 126, 
Zug § 85. 

") Hern Art. 160. 

v ) Waadt Art. 199 und 202, Wallis Art. 203 und 206, Freiburg Art. 194 
und 197. Solothum § 95. 

,0 ) Tessin Art. 256, Zug § 91, Solothurn 97 und 98. 

n ) An Frauenspersonen: Solothurn § 96, Ziffer 1, § 97. Basel § 94. 
Ziffer 3 ; an Personen Uberhaupt : Waadt Art. 200, 202, Wallis Art. 204, 
206, Freiburg Art. 195, 197. 

,f ) Thurgau § 106, Waadt Art. 200, Abs. 2, Wallis Art. 20O, Abs. 2, 
Freiburg Art. 195, Abs. 2, Art. 197, Basel § 94, Ziffer 2, Solothurn % 96, 
Ziffer 2, § 97. 

»») Basel § 95, 7Wx/>i Art. 248. 

u ) Gtaubnnden § 135, Tessin Art. 249 251. 

'•') /.rar» P. St. Ii. § 19, Bern Art. 96, <7/ar«, § 61, St. 1*. O. § 23 b, 
Basel § 61, Zug § 87. Sohthutn § 70, St. Gallen Art. 157. 
,ö > G latus § 50 und St. P. (). $ 23 b. 

,; ) Waadt Art. 163, Glatus § 66 b und St. P. O. § 23 b. 

Waadt Art. 182 uud 1*4, Tessin Art. 220, § 1, St. Gallen Art. 64, 
72 und 75. 

•*) Thurgau § 181. 
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Von welchen Gesichtspunkten sich die einzelne Gesetz- 
gebung bei Auswahl der Antragsdelikte leiten liess. ist 
nicht nachweisbar. Nur Neuenbürg Art. 138, Absatz 3, 
gab eine Andeutung. Ks bezeichnete nämlich als Antrags- 
delikte die Privatdelikte, welche sich üii Innern der Familie 
oder des Hauses zugetragen haben und die keinen öffent- 
lichen -Charakter an sich tragen. 

Es dürfte am richtigsten sein, zwei Gruppen von 
Antragsdelikten zu unterscheiden: 

1. Es gibt Handlungen, welche nur dann als straf- 
würdig erscheinen, wenn der Verletzte die Verletzung 
a 1 s e i n e so 1 c h e e m p f i n d e t. Durch den Antrag offenbart 
der Verletzte solche Empfindung. 

Von diesem Gesichtspunkte aus rechtfertigt es sich, 
Ehrverletzungen, leichtere Körperverletzungen, gering- 
fügige Vermögensdelikte und leichtern Hausfriedensbruch 
als Antragsdelikt zu behandeln. 

2. Bei andern Handlungen steht die .Strafwürdigkeit 
ausser allem Zweifel; allein es steht einer unbedingten 
Strafbarkeit das Bedenken entgegen, dass durch ein ge- 
richtliches Verfahren wichtige ideale Interessen 
des Verletzten, deren Schonung dem Staate geboten 
erscheint, angetastet w ürden. und es gilt dies nament- 
lich für die Ehe und die Familie und ganz besonders für 
die weibliche Ehre. Aus diesem Grunde rechtfertigt es sich, 
Ehebruch und Entfuhrung nur auf Antrag zu bestrafen. 

Weder der eine noch der andere Gesichtspunkt trifft 
zu bei leichtsinnigem Bankerott. Vorrückung von Grenz- 
steinen, Verletzung von Berufsgeheimnissen, wissentlichem 
Ausgeben von falschem Gelde, Urkundenfälschung. Bei 
schweren Sittliehkeitsdeliktou liegt zwar allerdings ein 
Interesse der verletzten Person vor, ihre Schande der 
Oeffentlichkeit zu entziehen, und es verdient dieser Wunsch, 
von dem Staat«* in Berücksichtigung gezogen zu werden; 



Digitized by Go 



Das Aotragsdelikt. 



279 



allein das staatliche Bedürfnis», gegen derartige gefährliche 
Verbrechen Strafrechtsschutz zu gewahren, überwiegt jene 
' Rücksichten, so dass unbedingte Strafbarkeit angenommen 
werden soll. 

Das Antragsdelikt wird bald im Strafgesetz, bald 
in der Strafprozessordnung geregelt; es ist dieser 
Unterschied keineswegs nur ein äusserlicher, vielmehr 
beruht derselbe auf einer verschiedenen Gestaltung des 
Antragsdelikts. Die Kantone, welche den Antrag im Straf- 
prozessgesetz regeln, es sind dies Waadt, Neuenbürg, Wallis, 
den/, Luzern, Olnvaldcn, Bern, Glarus, Schivyz, geben denn 
Verletzten eine private Klage, welche im französischen 
Keehte von der öffentlichen Klage unabhängig ist, wah- 
rend die schweizerischen Gesetze nicht so weit gehen. 
Die übrigen Kantone, welche den Antrag im Strafgesetz 
regeln, fassen den Antrag überwiegend als eine Be- 
dingung der St ra f bar keit auf. 

Der Gegensatz der beiden Auffassungen tritt nament- 
lich bezüglich der Antragsfrist zu Tage. 

Die Kantone mit materiell-rechtlicher Gestal- 
tung des Antrags setzen eine Frist, innerhalb welcher der 
Antrag zu stellen ist: verstreicht diese nutzlos, so unter- 
bleibt die Strafverfolgung. Die Frist betragt <> Monate in 
Schaf hausen § HO, Absatz :i, Freiburg Art. <>*, Zürich § ."üi, 
3 Monate in Basel § .*J8, Zug § 32, Solothurn § 44. Die 
Frist hebt mit dem Tage an, an welchem der Verletzte 
von dem Verbrechen und dem Thilter Kenntniss erhielt, 
Fasel, Zug, Solothurn, Freiburg, oder er zu der Klage Ver- 
anlassung hatte, Schaphausen, Zürich. Mit Recht bestimmen 
aber Zürich und Zug, dass der Antrag nach zwei Jahren 
jedenfalls nicht mehr gestellt werden kann. 

Die Kantone mit prozessualer Behandlung des 
Antrages setzen keine Frist für die Klageanstellung. Ebenso 
nicht Tessin und Appenzell, welche den Strafantrag im Straf- 
gesetze regeln. 
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Kine Mittelstellung nehmen Thurgau, Graubunden und 
St. Gallen ein, die zwar keine Antragsfristen, aber kurze 
Verjährungsfristen für die Delikte aufstellen, welche nicht 
von Amtes wegen verfolgt werden. Graubunden % f>4. Ziffer 3. 
lägst das Klagerecht in einem Jahre verjähren, die Frist 
beginnt mit dem Tage, an welchem der Beschädigte von 
der That Kenntniss erhielt. Die Strafverfolgung verjährt 
in ."> Jahren von der Begehung an. Nach Thurgau % ftfd 
verjährt die Strafverfolgung innerhalb Jahresfrist von dem 
Zeitpunkte an gerechnet, in welchem dem Beschädigten 
That und Thäter bekannt geworden sind, jedenfalls tritt 
die Verjährung in '2 Jahren seit der Begehung des Deliktes 
ein oder, wenn amtlich eingeschritten worden war. in 2 
Jahren seit der letzten Amtshandlung. 

Die Strafverfolgung ist nach St. Gallen Art. 44 verjährt, 
wenn der Verletzte nicht innerhalb <; Monaten, seitdem er 
von der That und dem Thäter Kenntniss erhielt, und jeden- 
falls innerhalb 2 Jahren seit der Begehung Klage anstellte: 
reichte 1 er aber die Klage rechtzeitig ein. so findet die 
ordentliche Verjährungsfrist Anwendung, sie wird aber von 
der Zeit der Klageanstellung an berechnet. 

Die besondere Frist, welche Thurgau. Gr anbanden und 
.SV. Gallen für die Verjährung des Klagerechts oder der 
Strafverfolgung festsetzen und die sie von dem Tage der 
Kenntnissnahme des Verletzten von dem Delikt an be- 
rechnen, unterscheidet sich von der Antragsfrist nur dem 
Xanten und der Form nach, dem Wesen nach stehen siVh 
die beiden Fristen gleich. 

Das Klage recht und die A n t r a gs b e f u g n i ss 
stehen regelmässig dem V e r I e t z t e n oder dem ( J e s e h ä - 
d igten zu. Hasel i> )\H. Absatz 2. Solothnm § 4(> und 
.SV. Gallen Art. .*>4 erklären den Verletzten selbständig zum 
Antrag berechtigt, wenn er das IS. Altersjahr zurückgelegt 
hat. .SV. Gallen erfordert überdies den Besitz ungestörter 
(Jcistesthäfigkeit, andernfalls ist der gesetzliche Vertreter 
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antragsberochtigt. Har der Vertreter das Verbrechen selbst 
begangen." so lftsst Hasel Verfolgung von Amtes wegen zu. 
Solothum und St. Gallen gewahren dem gesetzliehen Ver- 
treter eines Minderjährigen, auch neben dem Verletzten, 
ein Antragsrecht, St. Gallen auch dem Ehemann, unab- 
hängig von der Ehefrau. Wallis Code de proeedure penalo 
Art. 89 gibt dem unmittelbar Interessirten ein Antragsreeht, 
fordert aber für Frauen, Minderjährige und Bevormundete 
die Ermächtigung des (Jewalthabers (Code de proeedure 
pönale Art. :5Hi. 

Wenn die Hefugniss, den Antrag zu stellen, Mehreren 
zusteht, so sehliesst der Verzieht des Einen die Ausübung 
des Rechtes des Andern nicht aus, was Zürich § f>4. Zug 
§ :12, Absatz :l. Basel § IVA und .SV. Gallen Art. 44, Absatz 2. 
ausdrücklich hervorheben. Dasselbe bestimmen für die 
Versüumung der Antragsfrist Zug § ;Y>, Absatz 8, Freiburg 
Art. <>8, Absatz:?, Solothum § 44, Absatz >. und St. Gatten 
Art. 44, Absatz 2. Freiburg Art. (18, Absatz 4. Hasel § 40. 
Zug § Absatz 4, und Solothum § 4f> anerkennen aus- 
drücklich die Cntheilbarkeit des Antrages. 

Wenn mehrere Mitschuldige nur auf Antrag ver- 
folgt werden können, so bewirkt der Antrag gegen den 
Einen auch die Verfolgung des Andern. Ebenso ist der 
Rückzug des Antrages gegen den Einen auch für die An- 
dern wirksam. Zug § 1)2. Absatz f>. Solothum § 4f>, Absatz 2. 
Zürich % f>4 gestattet dem Privatklager. den Stiafantrag 
auf diejenigen zu beschranken, welche die andern Theil- 
nehmer zu dem Verbrechen verführt haben, und die Verführ- 
ten straflos zu lassen 1 . Aehnlich St. Gallen Art. 44. Absatz :\. 

Die Form des Antrages wird nicht naher geregelt. 
4oeh sehreibt Wallis Art. .">1 förmliche Antragsstellung vor 
und auch nach den übrigen romanischen (iesetzen wird 
die Klage schriftlich einzureichen sein. 



') Vgl. Zürcher Kommentar zu $ ö4, S. II. 
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Rückzug des Antrags ist wohl nach allen Um- 
setzen statthaft. Die Einschränkungen, welche- Deutsch- 
land hinsichtlich der Zurückziehbarkeit des Antrages an- 
gebracht hat. sind in der Schweiz nicht, wie manche 
andere weniger nachahmungswerthe Vorschriften, aufge- 
nommen worden. 

Wenn somit grundsatzliche rcbercinstiminung über 
die Statthaftigkeit des Rückzuges besteht, so gehen die 
Oesetze bezüglich des Zeitpunktes, bis zu welchem 
der Antrag oder die Klage zurückgezogen werden kann, 
auseinander. 

Den Rückzug lassen nämlich zu: 
1 ) bis zum Schlüsse der Voruntersuchung, bei Polizei- 
delikten bis zur Eröffnung der Haupt Verhandlung. 
Wandt Code de procedure penale Art. 207 und Neuen- 
bürg Code de procedure penale Art. 147 1 >: 
2> bis zur Ueberweisung an das (lerieht, Basel § #8, Ab- 
satz und Zug § :52, Absatz 2, bei Privatklage bis 
zur rrtheilsfa Illing: 
:\) bis zur Anordnung des Gerichtstages. Glarus St. P. ( ). 
s M: 

4» bis zur Eröffnung der erstinstanzlichen Verhandlung, 
Thurgau St. P. ( >. § ;i8. Schaff hausen § 80, Absatz 2: 

;~m bis zur Beurtheilung, Luzcrn (lesetz über das Straf- 
rechtsverfahren § 10. Absatz .1. Olnvalden Gesetz über 
das Strafroehtsverfahren Art. 1 a. E.. Freiburg Code 
de procedure penale Art. b8. Solothum % 4f>. Absatz 2: 

Cn unbeschrankt Wallis Art. öl. 

.S7. Gallen Art. ;V>, Absatz 2, erklärt den Klagerückzug 
statthaft bis zur Eröffnung des Anklagedekretes ihn Ver- 
fahren gegen Abwesende bis zum Ablauf der Vorladung** 

') Xeiientmrg gestattet »tan Rückzug bis zur Eröffnung der Hauptverhaod- 
)nng aueb für „injures. diffamation. maraudage, vol doinestique, abns, de 
contiaueo". 
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trist i oder bis zum Eingang der Strafeinleitung beim zu- 
standigen korrektionellen Gerieht und bei Übertretungen, 
so lange lioeli kein Straferkanutniss erlassen ist. Stehen 
der Klagberechtigte und der Thüter zu einander im Ver- 
hältnis* von Angehörigen < Art. 34 a. E. ) oder im Verhält- 
niss von Vormund und Mündel, so kann der Klagerückzug 
noch vor<iericht und bis zum Schluss der Partei vortrüge 
angebracht werden. 

Bis zum Urtheil litsst Appenzell St. P. O. 23 und St. 0. Ii. 
f>4 Rückzug zu in privilegirten Füllen von Diebstahl. Unter- 
schlagung, Betrug und Körperverletzung und bei Ehr- 
verletzungen gegen Private; in den übrigen Fällen, so 
lange weder ein Gerichts vorstand noch eine Vorunter- 
suchung stattgefunden hat. 

Waadt Art. 207, Wallis Art. ö.l, Neuenbürg Code de 
procedure pönale Art. 147, Luzern Gesetz über das Straf- 
rechtsverfahren § 10, Absatz o, Freiburg Code de procedure 
pönale Art. (>8. Absatz 4, und (Jlarus St. P. (). § 3f>. Absatz 2. 
bezeichnen den einmal angebrachten Rückzug als end- 
gültig. 

Nach einigen Gesetzgebungen kommt der Rückzug 
auch in Form eines Vergleiches zwischen dem An- 
geschuldigten und der Zivilpartei vor. Solothurn St. P.O. 
§111. 112 und Wandt Code dinstruetion pönale Art. Hl wei- 
sen den Richter sogar an, in gewissen Fällen auf einen Ver- 
gleich hinzuwirken. Bern Strafverfahren Art. 4 und 244 
knüpft auffallender Weise an den Verzicht auf die Zivil- 
klage bei Antragsdelikten die Erlöschung oder Einstellung 
der öffentlichen Verfolgung, und wenn die Zivilpartei mit 
dem Angeschuldigten einen Vergleich über den Zivilpunkt 
abschliesst, so wird die Prozedur vernichtet. Diese Rege- 
lung verräth eine der Xatur der Sache nicht entsprechende 
privatrechtliche Auffassung des Antragsdeliktes. Da der 
Vergleich bei den Bestimmungen über das Uohorwoisungs- 
verfahren angeführt wird, so sollte angenommen werden, 
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er werde nur bis zur Beurtheilung berücksichtigt, allein 
die Praxis lasst einen Rückzug auch noch vor der zweiten 
Instanz zu l \. 

Tessin Codice di proc edura pönale Art. 8 und Codice 
pönale Art. IX und 71) erwähnt ausser dem Rückzug der 
Privatklage auch die V e r z e i h u n g des V e r letzten, 
welche Erlöschung der .Strafklage, in einigen Fallen sogar 
Aufhebung des Strafurtheils herbeiführt, sofern der Be- 
schuldigte die Verzeihung nicht ausschlägt. 

Luzern Gesetz über das Strafrech tsverfahren § 10. Ab- 
satz Olmralden Gesetz über das Strafrechtsverfahren 
Art. 1 a. E.. Glarus St. P. O. § &">, St. Gallen Art. 5n machen 
die Wirksamkeit des Rückzuges von der Zustimmung des 
Angeschuldigten abhängig, was Beachtung verdient : denn 
der Angeschuldigte kann ein Interesse daran besitzen, dass 
der Verdacht, den die Einleitung der Untersuchung auf 
ihn geworfen hat, durch gerichtliches Urtheil beseitigt 
werde. 



l ) Freiburg berücksichtigt einen Vergleich zwischen den Parteien sogar 
auch in von Amtes wegeu zu verfolgenden Fällen. Art. 68 Code de 
promlure pönale bestimmt : 

Dans les affaires correctiouiu'Hes ou de police, en cas de transactiou 
entre les parties, la plainte peut 6tr«> rotiree moyennaut l'autorisation du 
juge ou du tribtinal ^aisi, et suivant la gravite du fait. 
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Die Todesstrafe. 

27. Der Stand der Gesetzgebung. 

Syslematisclw ZusammennU'lluiuj S. WS-ltl. 

Literatur. C. Eduard I'fbtenhauer, Aphorismen über die Todesstrafe, mit 
besonderer Rücksicht auf die dermaligen Zustande in der Schweiz. Bern, 
B. F. Haller, 1879. — GuiUaume, Etat actuel de la questiun do 1« peine 
de raort en Suisse. Zeitschrift für schweizerische Statintik, 21. Jahrgang. 
Bern 188l>, S. 1 77 ff . 

Für die gesetzliche Regelung der Todesstrafe in der 
Schweiz sind drei Perioden zu unterscheiden : 

1) Die Zeit vor dem Bundesverbot. 

2) Die Zeit während des Bundes Verbotes. 

3i Die Zeit nach Aufhebung des Bundesx crbotos. 

i. Die Zeit vor dem Bundes verbot. 

Da die Bundesverfassung von 1 848 die Todesstrafe in 
Art. 5f> nur wegen politischer Vergehen verbot, so stand 
die Gesetzgebung Uber die Todesstrafe im Tebrigen den 
Kantonen zu. 
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Di«* Mehrheit der Kantone droht»- die Todestrafe auf 
die schwersten Verhreehen an. einzelne Kantone hoben 
die Todesstrafe jedoeh schon damals förmlich auf. nämlich : 

Ii Freiburg im Februar 1*4*. Allein die Todesstrafe 
wurde im Jahre lsGH bei Bcrathung des Strafgesetzbuches 
mit f>4 gegen 34 Stimmen wieder eingeführt 1 1. 

-J> Neuenburg im Jahre 1XG4, nachdem schon im Jahre 
1X.HG ein Antrag auf Aufhebung gestellt worden war. 

Iii Zürich in der Kantonsvorfassung vom 1*. April 1 XG*.». 
nachdem der Zürcher Verfassungsrath am 1. September 
18G8 die Aufhebung der Todesstrafe mit 19»» gegen G Stim- 
men beschlossen hatte. 

4» Tesstn am 3. Mai 1H71. 

6V/// am 24. Mai 1H71 auf Antrag von Strafreehts- 
professor llnrnung. Veranlassung dazu gab der Fall einer 
Hrandstifteiin. welcher mildernde Umstände bewilligt wur- 
den und die nun in Folge dessen zu höchstens 1)0 Jahren 
Zuchthaus verurthoilt werden konnte, da (Jenf die lebens- 
längliche Zuchthausstrafe nicht kannte. 

Gi Hasel-Stadt in dein Strafgesetzbuche vom 17. Juni 
1x7:?. Der Bericht des Justizkollegiums an den Kleinen 
Rath von Hasel-Stadt (Iber den Entwurf eines Strafgesetzes. 
Oktober 1*70. bemerkt S. 10 über die Rechtmässigkeit 
und Zweckmässigkeit der Todesstrafe Folgendes: 

Wir weisen nur daraufhin, das« diese Strafe als eine absolute, 
die keine Abatufung zulässt, mit der ganzen Idee des modernen 



•) Ks ist nicht ganz richtig, wenn l'fatenliwter (Seite 15) berichtet, 
die Todesstrafe sei „auf Grundlage einer Petition der Landbewohner" wie- 
der eingeführt worden. Aulasslich eines im Seebezirke begangenen Morde* 
lief allerdings im Jahre 18U2 eine Bittschrift ein. welche die Wiederein- 
führung der Todesstrafe verlangte. Die Wiedereinführung wurde aber erst 
im Februar 1808 auf Grund von Art. 1 1 des Strafgesetzentwurfes in He- 
rathuug gezogen. Dem Grossen Kath lag damals eine Petition mit 2298 Unter- 
schriften gegen die Todesstrafe vor. Vgl.: La peine de mort. Dehats du 
Grand Conseil du canton de Fribourg dans sh reprise de session en fevrier 
isr.s Fribourg. Ch. Mun haud, ls«is. 
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Strafrechts, wonach die Strafe in jedem einzelnen Fall nach der 
Grösse der Schuld abzustufen ist, nicht stimmt. Wir glauben, dass 
die ganze Entwicklung des Strafrechts darauf weist, es werde die 
Todesstrafe, wie sie allmitlig aller grausamen Zuthaten entkleidet 
und auf immer weniger Verbrechen beschränkt wurde, ganz auf- 
hören; wann dies zu geschehen habe, ist eine Frage, welche flttr 
jedes Volk und Land nach seinen speziellen Verhältnissen zu bc- 
urtheilen ist. Hei uns wird es sich nur darum handeln, ob sie bei 
dem Morde beizubehalten ist Wenn man bedenkt, wie verschieden 
auch bei diesem Verbrechen die Falle gestaltet sind, wie die Ueber- 
gänge zwischen Mord und Todschlag ganz allmälige sind, so wird 
man auch hier die Todesstrafe nicht in allen Fällen zulassen wollen; 
man wird daneben noch die lebenslängliche oder eine lange zeitige 
Zuchthausstrafe zulassen, wenn man sich nicht mit der Begnadigung 
begnügen will. Wir glauben nun, dass bei uns die Todesstrafe 
weder durch die Verhältnisse, noch durch die öffentliche Meinung 
gefordert wird Seit Jahrzehnten ist bei uns kein Todesurtheil ge- 
fallt worden, und es ist kaum zu zweifeln, dass vorkommenden 
Falls der Grosse Rath von seinem Begnadigungsrecht Gebrauch 
gemacht hätte. 

I i Basel-Land in dem Strafgesetzbuch vom 3. Februar 
1873. 

Si Solothum in dem Strafgesetzbuch vom 1H. Juli 1874. 

2. Die Zeit während des Bundesverbotes. 

Mit der Bundesverfassung vom '29. Mai 1874 fielen die 
kantonalen Bestimmungen betreffend die Todesstrafe von 
selbst dahin. Die Todesstrafe war von Bundeswegen ab- 
geschafft. Nur die Bestimmungen des Militarstrafgesetzes 
blieben in Kriegszeiten vorbehalten. Die Kantone ersetzten 
die Todesstrafe durch die lebenslangliehe Zuchthausstrafe. 
Besondere Verordnungen erliessen: 

Wandt Decret du 20 janvier 187f>: 

Aargan Dekret zu Ausführung des Art. (>f> der Bundes- 
verfassung betreffend die Todesstrafe vom \X Wintermonat 
187b; 



Digitized by Google 



Die Strafarten: Die Todesstrafe 



Schaffhausen Dekret, die Abänderung des Strafgesetzes 
für den Kanton Schaffhausen betreffend, vom 21. Mai 1874: 

Hern Erklärung betreffend die Ersetzung der Todes- 
strafe durch lebenslangliehe Zuchthausstrafe und Aut- 
hebung der Verweisungsstrafe vom 30. Wintermonat 1874; 

Frctburg Loi du 11) aout 1874 sur l'abolition de la peine 
de mort. 

Die übrigen Kantone, welche die Todesstrafe nicht 
schon früher aufgehoben hatten, liessen stillschweigend 
lebenslangliehe Zuchthausstrafe an Stelle der Todesstrafe 
treten. 

3. Die Zeit nach Aufhebung des Bundesverbotes. 

Durch den Hundesbeschluss vom 28. Marz 1879 betref- 
fend Abänderung des Art. (if> der Bundesverfassung wurde 
den Kantonen das Oesetzgebungsreeht betreffend die Todes- 
strafe wieder zurückgegeben; nur die politischen Ver- 
brechen blieben ausgenommen. Mit der Aufhebung des 
Bundesverbotes traten aber die früheren kantonalen Vor- 
schriften keineswegs von selbst wieder in Kraft. Um die 
Todesstrafe wieder einzuführen, mussten die Kantone Wie- 
del* besondere Gesetze erlassen. 

Folgende Kantone haben die Todesstrafe wieder ein- 
geführt: 

1 ) Appenzell I.- Rh. durch Beschluss der Landsgemeinde 
vom 2"). April 1880 für Mord und für Brandstiftung, wenn 
dabei ein Menschenleben verloren gegangen ist. 

2,i Obwalden durch Gesetz vom 25. April 1880 für: 
a. Mord; 

h. Todsc hlag, wenn er zur Unterstützung eines andern 
Deliktes begangen wurde: 

c gemeingefährliche Vergiftung, wenn ein Mensch da- 
durch das Loben verlor: 
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tl. Brandstiftung, wenn ein Mensc h bei dem Brande das 
Leben verlor und dieser Erfolg von dem Thater vor- 
ausgesehen werden konnte; 

*>. Durchstechen von Dämmen, Wuhrungen und Schleu- 
sen, in der Absicht begangen, eine Ueberschwemmung 
zu verursachen, wenn ein Mensch dabei das Leben 
verlor und dieser Erfolg von dem Thater voraus- 
gesehen werden konnte; 

/'. Raub und Raubversuch, wenn dabei .lemand getödtet 
oder todtlieh verletzt wurde. 

Uri durch Landsgemeindebeschluss vom 2. Mai 1880 
mit der Motivirung, dass die Todesstrafe grundsatzlich einer 
gerechten Strafjustiz entspreche, für: 

<t. Mord, und 

h. Brandstiftung, sofern dadurch ein Mensch das Leben 
verlor. 

4» Schwyz in dem Kriminalstrafgesetz vom 20. Mai 
1881 für: 
a. Moni : 

/>. Vergiftung, wenn in Folge dessen Jemand sein Leben 
verlor und der Thater dies voraussehen konnte; 

<*. Brandstiftung, wenn in dem Brande ein Menschen- 
leben verloren ging und der Brandstifter dies vor- 
aussehen konnte: 

(l. Raub, wenn der Tod verursacht wurde und nicht 
besondere Umstände dafür zeugen, dass der Räuber 
den Tod nicht wollte und den Eintritt desselben nicht 
voraussehen konnte: 

e. Kiudsmord kann im Wiederholungsfälle mit dem 
Tode bestraft werden. 

öi Zug durch (iesetz betreffend Abänderung des Straf- 
gesetzes vom 1 . Juni 1882 für: 
tt. Mord; 

.SY.m**. Gruixljcflftc iL» Hchwoiz. strnfrechfs. 1^ 
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h. Brandstiftung an Wohngebäuden oder andern mensch- 
liehen Aufenthaltsorten, wenn der Tod eines Menschen 
durch die Brandstiftung verursacht wurde und dieser 
Erfolg vorausgesehen werden konnte; 

<•. Ueberschwemmung unter analoger Voraussetzung ; 

H. gemeingefährliche Vergiftung unter analoger Voraus- 
setzung; 

e. Raub, wenn der Tod eines Menschen durch die räu- 
berische Gewalt verursacht wurde und nicht beson- 
dere Umstände dafür zeugen, dass der Thäter den 
Mord nicht wollte und den Eintritt desselben nicht 
voraussehen konnte. 

Liegen mildernde Umstände vor, so kann bei Mord 
auf lebenslängliche Zuchthausstrafe erkannt werden, in 
den Übrigen Fällen schliesst die Annahme von mildernden 
Umständen die Todesstrafe aus und die Strafe ist lebens- 
längliche Zuchthausstrafe. 

<;» St. Gallen durch das (resetz vom 2. Dezember 1882. 
Dieses Gesetz setzte die aufgehobenen kantonalen Bestim- 
mungen über Todesstrafe wieder in Kraft. Am 25. No- 
vember 188f> wurde jedoch ein neues Strafgesetz Uber Ver- 
brechen und Vergehen erhissen, das am 4. Januar 188(> 
in Kraft trat und mit dem 1. Mai 1880 in Anwendung ge- 
setzt wurde. Dieses Strafgesetzbuch droht Todesstrafe auf: 

a. Mord, und 

h. Brandstiftung, wenn in Folge derselben ein Mensch 
das Leihen verlor und der Thäter diesen Erfolg be- 
absichtigt und vorsätzlich herbeigeführt hat. 

7' Litzen durch Gesetz vom f>. März 1883 für: 
a. Mord; 

h. gemeingefährliche Vergiftung; 

c. Brandstiftung an bewohnten Gebäuden und anderen 
menschlichen Aufenthaltsorten oder an Gegenständen, 
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welche solchen Wohnungen und Aufenthaltsorten 
das Feuer mittheilen konnten: 

d. gemeingefährliche »Schädigung von Eisenbahnen, 

in den Fällen 6, c und d unter der Voraussetzung, dass 
der Tod eines Menschen verursacht wurde. 

8) Wallis durch Gesetz vom 24. November 1883. Wallis 
stellte den frühem Stand der kantonalen Gesetzgebung 
wieder her. Hienach findet die Todesstrafe Anwendung auf: 

a. Mord: 

h. Tödtung von Verwandten : 

c. Vergiftung: 

d. Todschlag, zur Unterstützung eines andern Ver- 
brechens begangen : 

e. Verursachung einer Entgleisung, im Falle des Todes 
einer Person : 

f. Zerstörung oder Versuch der Zerstörung von bewohn- 
baren Gebäuden durch Feuer oder durch Explosiv- 
stoffe, im Falle der Tod einer Person verursacht 
wurde. 

S 28. Die Anwendung der Todesstrafe. 

Um einen vollständigen Einblick in den Stand der 
Frage der Todesstrafe zu gewinnen, genügt eine Darstel- 
lung der gesetzlichen Bestimmungen nicht. Es erschien 
namentlich wünsehensworth. 1. festzustellen, seit wann die 
Todesstrafe nicht mehr zur Anwendung kam in den Kan- 
tonen, und '2. die Anwendung der Vorschriften über die 
Todesstrafe in den Kantonen, welche die Todesstrafe wieder 
eingeführt haben, näher zu betrachten. 

Es haben die Todesstrafe zum letzten Male 
vollstreckt: 
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1817. Unterwaldai nid dem Wald. 

Den 26. April an Franz Josef Reeali wegen Einbruchs- 
diebstahl und schlechter Kinderzucht. Der Werth des Ent- 
wendeten betrug 11 Gulden 1 ) 

1819. Basel-Stadt. 

An Xaver Herrinann von Kolmar, Ferdinand Deissler von 
Inzlingen und Jakob Föller von Sonderach, welche ver- 
schiedene Male Strassenraub und eine Anzahl von Einbruchs- 
und gewöhnlichen Diebstählen vertlbt, in verschiedenen öffent- 
lichen Gebäuden, namentlich auch im Spital und in einem 
Pul verth urm Feuer eingelegt und einen Dorfwächter getödtet 
hatten -). 

1832. Freiburg. 

6. Oktober. Gegen Hans Joseph BMriswyl von der Hohl- 
matte, Gemeinde Rechthalten. Derselbe hatte mit Vorbedacht 
das Haus seines Bruders angezündet 8 ). Der Verurtheilte 
legte einen grossen Gleichmuth an den Tag 4 ). 

1834. Neuenburg. 

27. Juni. An Charles Frederic Reymonda. Derselbe 
hatte am lß. Mai 1833 mit seiner Fran Lydia, ihrem Sohn 
Wilhelm, sowie mit Emilie Isoz den Gatten der letztern in 
einem Kübel ertränkt. Der Staatsrath hatte den Gerichtshof 
(cour de justice) aufgefordert, Reymonda Vater und Sohn 
auf der GalgenstHtte (aux lieux patibulaires) lebendig zu 
rädern, ihren Leib auf dem Rad auszustellen und ihre Güter 
fllr die Herrschaft einzuziehen. Lydia Reymonda solle ent- 

') Mittheilung des Herrn Polbseidirektor Fliielrr in Staus, welcher die 
Protokolle bis zum Jahre 1828 nachschlug. 

*) Thunieysen, Die Stnifrechtspflege des Kantons Basel vom Anfang 
des laufenden Jahrhunderts bis zur ersten Kodifikation des Strafrechts. 
Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, IV. S. 183 unten. 

3 ) Mittheilung des Jiwtizdirektors des Kantons Freiburg, Herrn 
Staatgrath Ch. Weck, auf Grund des Berichtes des Herrn Staatsarchivan» 
Jtts. Schntmely. Insbes. Extrait du protocole des delibcratioiis du Grand 
ronseil, seanee du 1" octobre 1 

•) Darüber berichtet das Journal du canton de Fribourg, Nr. 82. 
vendredi 12 octobre 1832: Le magistrat qui a ronipu la baguette, ayant eu 
un moment d'emotton et laisse couler quelques lärme*, Bseriswyl Uli a dit: 
„Monsieur le prüfet ne pleurez paa, j'ai merite mon sort, je suis bien reaolu." 
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hauptet werden. Emilie Isoz hatte sich im Gefängniss er- 
hängt Der Gerichtshof erkannte gegen alle Drei anf Ent- 
hauptung. Der König bestätigte die Todesstrafe nur in 
Bezug auf den Vater Reymonda. Das Urtheil wurde unter 
Glockengeläute vollzogen 1 ). 

1836. Glarus. 

24. November. An dem Schuster Rudolf Michel von 
Netstall, damals 36 Jahre alt. Michel hatte die Frau 
Stauffacher, welche ihm an der Zeche etwas nachgefordert 
hatte, am 25. Oktober 1836 durch einen Streich mit der 
Faust Uber die Schläfe getödtet und dann im Hause 138 fl. 
entwendet. Die Vertheidigung wies nach, dass das Verbrechen 
nicht mit Vorbedacht ausgeführt worden war. FUr die Hin 
richtung wurde ein „Reichsvogt" bestellt. Für die Familie 
des Hingerichteten wurden am Tage der Vollstreckung nahezu 
4(M) rt. gesammelt 8 ). 

1S39. Schivyz. 

4. Mai. Das oberste Kriminalgericht befand den Hiero- 
nymus Kessler zweier mit Vorbedacht verübter Raubmord- 
thaten, verbunden mit einer falschen Anklage, schuldig und 
erkannte am 30. April 1831* : 1. Es seie besser, dass Hiero- 
nymus Kessler sterbe, als dass er ferner lebe; 2. es solle 
dannach derselbe dem Scharfrichter Ubergeben, durch die 
freie Reichsstrasse nach der gewohnten Richtstiitte hingeführt 
und daselbst durch das 8ehwert vom Leben zum Tode hin- 
gerichtet werden 8 ). 

1842. Wallis. 

28. Februar. Zwei Milnner und eine Frau wurden hin- 
gerichtet, weil sie den Ehemann der Frau mit Vorbedacht 
getndtet hatten ; einer der Mörder wollte die Frau heirathen. 
— Ein Todesurtheil wurde am 13. Mai 1869 ausgesprochen, 



') Bericht des Herrn Justizdirektors Staatsrnth A. Corntu. 

*) Diese Angaben sind dem ungemein lehrreichen Aufsatz des Herrn 
Verhörrichter, nun Kegierungsrath D. Legier entnommen : Die TodesurtheUe 
den XIX. Jahrhunderts. Jahrbuch des historischen Vereins des Kautons filarus. 
Erstes Heft. Zürich und (ilarus, Meyer und Zeller, 1875, i>. 27 fl'. 

*) Bericht der Kautunskan/lei Schwyz vom 28. September 1891. 



Digitized by Google 



Die Strufarteu: Die Todesstrafe. 



aber nicht vollstreckt. Die Begnadigung erfolgte namentlich 
mit Rücksicht auf die Beschränktheit des Verurtheilten '). 

IHM. St. Gallen. 

29. November. Peter Wasser, dessen Ehefrau Maria 
Anna Wasser geb. Hardegger und Maria Anna Lehnherr 
geb. Wasser, von Gams, wurden am 9. November 1843 
wegen Mordes zum Tode verurtheilt. Sie hatten den Ehe- 
mann Lehnherr am 23. April 1843 im Hausgang gepackt, 
misshandclt und erwürgt. Die beiden Frauen wurden am 
25. November 1843 zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe be- 
gnadigt, Peter Wasser ist hingerichtet worden 8 ). 

1846. Unterwaiden ob dem Wald. 

17. Oktober. Franz Burch-Amrhein von Alpnach und 
Josef Anton Amrhein von Engelberg ermordeten am 7. Juli 
1846 im Kernwald ihren Schwiegervater und Vater Eugen 
Amrhein, um sich dessen kleines Vermögen anzueignen. 
Bemerkenswert!! ist die Bestimmung des Urtheils, es sollen 
Diejenigen, welche sich Uber kurz oder lang der Verurtheilten 
wegen rächen wollten, in deren Fussstapfen gestellt werden. 
Sowohl am Gerichtstage als am Tage der Hinrichtung wurde 
durch den Weibel das Opfer aufgenommen, das zu Messen 
für die Hingerichteten verwendet werden sollte. Es ergab 
106 H. 20 Schillinge 8 ). 

1847. Schaff hauseu. 

23. Juli. Johann Schilling, Barbier, von Löhningen, 
Kantons Schaff hausen, vergiftete am 22. 23. Januar 1847 
seine Frau mit Arsenik und gestand am 20. März die That. 
Das Todesurtheil wurde am 14. Juli ausgefällt und am 
23. Juli vollstreckt 4 !. 
1847. (iraubünden. 

30. Oktober. Jakob Condrau Spescha von Truns hatte 
seine von ihm schwangere Geliebte, welche ihn bestimmen 
wollte, sie zu lieirathen, am 1. Juli 1847 Abends unversehens 

1 ) Uericbt des Ju>twdirektorK des Kantons Wallis, Herrn Staatsrat!! 
de Torreiite, vom 5. Oktober 1891. 

*) Bericht des Herrn Staat>anwaltsulistituten Ad. Klauser. 

3 ) Bericht der Standeskanzlei Obwalden. Herrn Kanzlistcn Amrhein. 

•) Mitteilung des Herrn Archivar Rüger. 
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durch zwei Streiche mit einem Stein zu Boden gestreckt 
und einen Stein auf sie geworfen. Während die Frau im 
Todeskampfe lag, nahm er ihr eine silberne Uhr und zwei 
Gulden. — Vor der Vollstreckung wurde der Stab Uber dem 
Delinquenten gebrochen. Auf Antrag der Verteidigung er- 
liess das Kantonskriminalgericht die Erklärung, „es solle 
das Verbrechen des Spescha und die an demselben voll- 
zogene Strafe seinen Anverwandten durchaus unaufheblich 
und unnachzüglich sein und diesen demnach das Recht zu- 
stehen, den dagegen Fehlenden vor dem zuständigen Straf- 
richter um Genugtuung zu belangen" 1 ). 

1847. Zug. 

Ein Heimatloser, Jost Schanz, hatte schon öfters kleinere 
Diebstähle begangen und zündete dann aus Rache ein Scheuer- 
lein an. Die Todesstrafe wurde erkannt und vollzogen. 

Am 1. Dezember 1866 wurde Xaver Andermatt von Baar, 
Zug, wegen wiederholter Brandstiftungen vom Kriminalgericht 
zum Tode vermtheilt, das Obergericht erkannte jedoch auf 
lebenslängliche Zuchthausstrafe. Nach Verbüssung von 18 
Jahren wurde Andennatt, der sich sehr gut verhielt, begnadigt; 
bald nach der Entlassung ztlndete er wieder ein Hans an. 
Er erhängte wich in der Zelle 2 ). 

1849. Appenzell /.-R/t. 

Die letzte Vollstreckung der Todestrafe fand im Jahre 
Jahre 1849 „wegen vorsätzlichem Mord" statt 8 ). 

1851. Basel-Land. 

15. Oktober. Hyazint Bayer von Friediichshafen, Württem- 
berg, 29 Jahre alt, wurde am 13. September 1851 wegen 
Raubmoides zum Tode verurtheilt. Bayer erfuhr von einem 
Handwerker, den er auf der Strasse traf, er führe 3U Franken 
mit sich ; bald darauf Überfiel Bayer den Mann, streckte ihn 
durch Schläge nieder und nahm ihm das Geld. Die Hin- 
richtung fand am 15. Oktober zu Liestal statt 4 ). 

') Mittheiluug des Herrn Polizeidirektors JhmaU. 

-) Mittheilung de* Herrn Gerichtsschreiber Stadler in Zug. 

a ) Mittheiluug des Herrn Aktuar J. B. Xeff' in Appenzell. 

*) Mittheilung des Herrn UegieningHrath Heitmann. Lcl>eiisal>rk>* des 

Hyazint Bayer. Liestal 1851, und das Urtheil. 
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1854. Thurgau. 

29. November. Jakob Huogerbtthier, Dienstknecht, von 
Sommeri, hatte in der Macht vom 30. Jani 1854 den Xaver 
Kessler getödtet. Die Geschwornen nahmen unbestimmten 
Vorsatz an. Ueberdies entwendete der ThSter dem Getödteten 
Geld. Die Kriminalkammer verurtheilte den Angeklagten 
wegen Mordes, Körperverletzung und Diebstahl zum Tode. 
Die Hinrichtung fand nach alter Uebung statt. Ein Reichs- 
vogt wurde bestellt, Uber dem Verurtheilten wurde der Stab 
gebrochen und es wurden die Stücke ihm zu Füssen ge- 
worfen. Nach der Vollstreckung fragte der Scharfrichter: 
„Habe ich diesen armen Sünder also hingerichtet, wie Urtheil 
und Recht ergangen ist?" und der Reichsvogt antwortete: 
„Ihr habt denselben hingerichtet, wie Urtheil und Recht 
ergangen ist'"*" 1 ). 

1855. Solothurn. 

17. Februar. Der 28 Jahre alte Urs Joseph Schenker 
wurde am 12. Februar 1855 wegen Vatermordes zum Tode 
verurtheilt. Schenker soll seinen Vater erdrosselt haben, 
gestand aber die That niemals. Die Vollstreckung fand am 
17. Februar statt. Als Schenker an der Richtstatt ankam, rief 
er aus : „Heute ist der Tag der Versöhnung! O ihr guten Leute, 
wie schwer bin ich beladen ! 0 betet für mich ! 0 ihr guten 
Leute, seid gnädig! 0 Jesus, wie schwer bin ich beladen!" 

1857. Tessin. 

Beraardo Beinasconi wurde am <>. Mai 1853 wegen 
Mordes zum Tode verurtheilt, der Tag der Vollstreckung 
ergibt sich aus dem Urthcile nicht -). 

1861. Uri. 

12. Juni. Die letzte Hinrichtung fand am 12. Juni 1861 
statt. Sie betraf einen Kaspar Zurriilh von Meitschtingeti, 
Gemeinde (Surtnellen, der des Mordes, verübt an seiner 
schwängern Braut, Uberfuhrt und geständig war 3 ). 

') Mitte ilung des Herrn Staatsschreiber Dr. J. W'ehrlt in Frauenleid 
vom 28. September 181*1. 

') Mittheilung der .Fustizdirektion des Kantons Tessin. 

') (i. Muht um in der Krort'nungsrede Uber das L'rner Stratrecht. Ver- 
handlungen des Schweizerischen Vereins für straf- und Gefaugni&wesen- 
XVI. Versammlung. S. 66. 
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1861. Bern. 

30. August. Kläntschi, Johann, von Rapperswyl, 32 Jahre 
alt, Zimmermann, wurde am 30. August 1861 von den Assisen 
des Mittellandes wegen Mordes verurtheilt und am 9. Dezember 
1861 zu Bern hingerichtet. Am 7. Juni 1861 fand eine 
Hinrichtung wegen Mordes in Büren statt. Am 7. September 
1861 wurden 6 Personen wegen Raubmordes hingerichtet. 
Am 23. März 1874 wurde noch ein Todesurtheü ausgefällt 
gegen Rudolf Meier von Dällikon, Zürich, geb. 1846, Schalen- 
macher, in Biel, wegen Mordes und Mordversuches. Meier 
beging mehrere Lustmorde. Er reichte in den ersten drei 
Tagen nach dem (Jrtheil ein Kassationsgesuch ein, das am 
29. August abgewiesen wurde. Allein am 29. Mai 1874 war 
die Bundesverfassung in Kraft getreten, weiche die Todesstrafe 
verbot, daher wurde das Todesurtheil nicht vollstreckt '). 

1862. Genf. 

24. April. Am 26. März 1862 wurde Maurice Elcy, 20 
Jahre alt, wegen Todtschlag und Diebstahl (pour roeurtre suivi 
de vol) zum Tod verurtheilt und am 24. April 1862 hin- 
gerichtet. Am 10. Juli 1867 wurde zwar Marie Calpini geb. 
Coda Canatti, 28 Jahre alt, wegen Brandstiftung zum Tode 
verurtheilt, die Strafe wurde aber in lebenslängliches Zucht- 
haus umgewandelt. 

1862. Appenzell A.-Rh. 

Am 1. Juli 1862 wurde zu Trogen der des Raubmordes 
schuldige Metzger Job. Ulrich Schlüpfer enthauptet. 

1863. Aargau. 

27. November. Joseph Jakob Felber von Escholziuatt, 
Kantons Luzern, berufslos, geb. 1836, hatte am 28. April 
1863 seinen Begleiter Johann Huber Uberfallen und vorsätzlich 
getödtet. Das am 5. November gefällte Todesurtheil wurde 
am 27. November vollstreckt 2 ). 

1865. Zürich. 

10. Mai. Heinrich Götti von Hedingen, 37 Jahre alt, 
wurde am 29. April 1865 wegen Mordes, begangen an seinem 

l ) Mittheilang des Herrn Kegierungsrath SttK-kuutr. 
') Mittheiluug des Herrn .Justizdirektor Dr. Knppdi. 
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Kinde, zum Tod verurtheilt. Nach der Verurtheilung gestand 
Götti, er habe alle seine 6 Kinder jeweilen sofort nach der 
Geburt durch Scheidewasser umgebracht f ). Die Hinrichtung 
fand am 10. Mai 1865 statt. 

1867. I Ätzern. 

6. Juli. Am 1. Juli 1867 wurde Nikiaus Emmenegger 
von FlUlili wegen Raubmordes zum Tode verurtheilt. Die 
Vollstreckung erfolgte am 6. Juli 18(>7 2 ). 

I8«8. Wandt. 

10, Januar. Der 25 Jahre alte Landarbeiter lleli Frey- 
mond vergiftete seine junge liebenswürdige Frau durch Arsenik 
und suchte nach ihrem Tod den Bräutigam seiner Schwägerin 
zu vergiften, um diese zu heirathen. Das Todesurtheil ist 
am 10. Januar 1868 zu Moudon vollstreckt worden 8 ). 

Seit dein 10. Januar 18G8, also seit 24 Jahren, ist die 
Todesstrafe in der Schweiz nicht mehr vollzogen worden. 

Auch die Kantone, welche die Todesstrafe wieder 
ein führt haben, machten von derselben nicht <ie- 
br auch, obwohl gerade in diesen Kantonen mehrere 
schreckliche Verbrochen begangen worden sind. 

Am 10. November 1884 begnadigte der Grosse 
Rath von .SV. (iallen die Maria Elisabeth Egger, welche 
das Kantonsgericht wegen Mordes, begangen an ihrem 
17 Tage alten unehelichen Kinde, sowie wegen fortge- 
setzten Diebstahls und wegen Verheimlichung der Nieder- 
kunft zum Tode verurtheilt hatte. 

Besonders lehrreich ist die Anwendung der Vorschriften 
über die Todesstrafe im Kanton Lnzcrn. Nachdem schon 
vor Aufhebung der Todesstrafe in den Jahren 18bT> und 
187:* zwei zum Tode verurtheite Mörder begnadigt 



') Mittheilung dos Herrn ersten Staatsanwaltes Koller. 
-) V. Meyer ran Schauende in Zeitschrift tftr Schweizer Strafrecht 
III, S. \M hei Note 1. 

r ) Mittheilung des Herrn Justiziiirektors Vinetut venu 6. Oktober 1891. 
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worden waren , », kamen seit der Wiedereinführung der 
Todesstrafe wieder mehrere Kapitalverbrechen 
zur Beurtheilung. 

1) Am b\ Juni 1885 verurthcilte das Obergericht des 
Kantons Luzern den Jakob Matt mann von Krieus, in 
Bestätigung des erstinstanzlichen Urthcils, wegen Brand- 
stiftung, Mordes und Diebstahls zum Tode und zum Ver- 
luste der bürgerlichen Ehren, seine Frau wurde wegen 
Uehülfenschaft zu einer Zuchthausstrafe von b* Jahren 
verurtheilt. 

Mattmann hatte sein fünfjähriges, folgsames, williges 
und arbeitsames Kind Katharina während Monaten und 
Jahren in ruchloser Weise misshandelt, so dass dasselbe 
Anfälle bekam, ('eher die tödtliche Misshandlung Äusserte 
sich eine Schwester des Thaters 1 ): 

Wie ich hinkam, fiel das Kathrinli um. Seine Eltern sagten, 
es präge nur. Der Jakob schlug es mit der Küthe heftig, dann 
nahm er es auf und im Hinausschleppen gab er ihm mit den Schuhen 
Schlüge an den Leib, sagend : Verreck, du Kaib. Er tunkte es in 
der Küche in eine dort stehende Stande kalten Wassers hinein. 
Dann kam er mit dem Kind wieder in die Stube, warf es an den 
Boden hinaus und in einen Ecken; der Boden wurde ganz nass. 
Da das Kind dort bereits nicht mehr athmen mochte, den Mund 
verbiss und mit den Zähnen knirschte, dass man meinte, es wolle 
sterben, nahm er einen Löffel und brach ihm den Mund auf und 
liess es in der Ecke sitzen. Das Kind war bewusstlos. Er ging 
ins Wirthshaus hinunter und kam 9 oder 10 Chr zurück, nahm 
wieder die Ruthe und schlug es. Dann nahm er ein Messer und 
ging damit gegen das Kind zu und sagte: Ich haue dir Nasen und 
Hände ab, wenn nicht aufstehst. Zu sich gekommen, wollte das 
Kind aufstehen, hatte aber die Kraft nicht und fiel immer wieder 
um. Dann that seine Mutter es ins Bett. 



') Meyer von Schauensee. Luxem'* StrafgesetzgebuiiK. Zeitschrift für 
Schweizer Strafrecht. III. S. 1% bei Note :{. 

-') Krhiiinalstrafurtheil in Sachen des Jakob Mattnianu von Kriens. 
Luzeni. Gebrüder Käber. S. 2"». 
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Am 11. Dezember erlas: das Kind dieser ML^shandluiur. 
L>er arzt liehe Befund enrab als l"rsache dos Todes eine 
doppelseitige Blutung in die Sehadelhöhle. 

In der Nacht vom Ii', auf den i:>. Dezember zündete 
dann Mattmann das Wohnhaus seine- Vaters an und be- 
irinir dabei einen Diebstahl. 

Die ausserordentlich eingehende Darstellung des Sach- 
verhaltes in dem Tnheile des « »benrerichtes Sc hilden die 
unmenschliche, im höchsten «irade unuafurliehe und un- 
besreiriiche That bis in alle Einzelheiten. 

l>?r «tp-'Sfa.» Rath von I.uzem b e - n .1 d i t e aber den 
.T a k o h Matt in a n u. 

Hnt>*.-heideiid war die ergreifende Rede dt-> irreisen 
Staatsmann»** Dr. Philipp Antt.„ r.,« .^,j r .*.<*>r. _Ieh will 
tiK-ht mir Mti:U'riVckr»Mi Händen v.*r dem Riehterstuhle 
«iorres epn-heinen-. <4-hl-~s Se-'.^-er. 

1' Im Jahr l^v> wurde s>-~*>n Marfurt in erster 
Instanz die Todesstrafe ausgesprochen woiren wieder- 
holter Brand>:iftuii^. Das « »Ker-ern ht erkannte jedoch auf 
U r.e I >'; a . 1 _'li, h. < Zuehti.au>. Da U-i dem zweiten Brande, 
nieiit f»eiiu ersten, ein Menseh ums Let*-;i ire kommen war. 

harte, wie ein angesehener luzernis« her Jurist darleirte 1 . 
nach >j 11«». lit.a. d»> Krimina L-esetzes die Todesstrafe trotz 
des theilweise veränderten SvhuldK-fundes an und für sieh 
aiiscetalit werden mtissen. Das tiesetz u«»er die Wieder- 
einrnhrun- der Tviesstnife vom Jahre I erlaubt aber 
dein Riehrer al'.-'emein. .au die Sr.-^e der aiuredrohten 
T< -i'-ssn arV' ieher.s'.ai.^'.iehe /ueh:/.aus-rrafe auszusprechen, 
wenn M il.le r u u ^s^ru nde v. ri a- ..yi. <in-l und der Ver- 
brecher sieh r.i.'i;* ini Rückfalle beri:.d»--f. Obwohl die 
r^nnelle « ies» i r/.niassj-ke:t de> l'rtheils nieht in Zweifel 
irez' jen wurde, kannte <ieh »* h >-ner Faehmann der 
Kni; n'.-iu!:»' nicht v-hi- vrN :.'.y^:i. _uass in gewissem 

*• iV.:^v.v rt f r v ::*^-r *er*'7~ -r II. >v >. 
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Sinn das Gericht die Geschäfte der Bcgnadigu ngs- 
behtfrde besorgt habe". 

3i Am 7. August verurtheilte das Obergericht den 
Josef Kaufmann wegen Mordes, Raubes und Brand- 
stiftung zum Tode ! ). Kaufmann tödtete seinen 74 Jahre 
alten Vater am 12./13. April 1890 durch Beilschlage. Der 
Schädel des Denaten bot ein entsetzliches Bild dar. Ks 
scheint der Mörder mit einer geradezu dämonischen Lust, 
oder wie ob seiner fürchterlichen „Arbeit" wtlthend oder 
wahnsinnig geworden, auf den wehr- und bewusstlosen. 
resp. schon todten Mann losgeschlagen zu haben, wie dir 
kriminalistische Erfahrung nur wenige so grausige Vor- 
kommnisse lehrt, erklarten die Gerichtsärzte. 

Josef Kaufmann legte ein vollständiges Geständniss ab : 

* 

. . . Als ich zum Bienenhäuschen ging, nahm ich Beil und Färb 
hüfeli dorthin mit. Ich wartete hier eine Zeit lang, ging dann vor 
des Vaters Haus, um zu sehen, ob noch Licht sei ; die Mutter hat 
ja gesagt, es sei einer vor die Stubenfenster gekommen; das war 
ich. Nachher kehrte ich ins ImbenhSuschen zurück: schlief dort 
eine Zeit lang; dann nahm ich das Beil und einen 8ack ab einem 
Bienenfass und öffnete mit dem Estrich ach I Hesel die hintere Thllre 
zu Vaters Haus; die inneren Thüren waren nicht verschlossen. 
Bevor ich hineingegangen, hatte ich vor dem Fenster gehorcht und 
gehört, daBS der Vater schnarchte. Drinnen war Alles ruhig; der 
Vater schlief im Bette; ich gab ihm mit dem Beil einen Streich 
auf den Kopf und meinte, er habe kein Leben mehr. Ich wollte 
ihm den Sack um den Kopf machen ; er wehrte sich aber mit den 
Händen und sagte so halblaut: „Sakrament, hör au uf! u Dann 
nahm ich den Sack weg, nahm ihn aus dem Bett und gab ihm noch 
einen Streich auf den Kopf; das war der zweite Streich. Hierauf 
nahm ich ihn bei den Armen und schleifte ihn durch das Vorzimmer 
in die Ktiche und durch die hintere Hausthtire hinaus zum Imben- 
häuschen; dort Hess ich ihn liegen. Hierauf kehrte ich in sein 
Schlafzimmer zurllck, machte Licht, sah das Blut auf dem Hoden 
liegen, öffnete die Kiste mit dem auf dem Tische liegenden Schlüssel, 

') Kriminalstrafurtheil in Sachen des Josef Kaufmann von Wildkon. 
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nahm die auf Laubers Liegenschaft haftende Glitt von 600 Fr., 
nahm ferner des Vaters Gilet und Strümpfe, das Leintuch, Sack 
und Beil, sah in dem Gilet Geldsack und Brille des Vaters, steckte 
das ein und ging wieder zum Imbenbäuschen. Dort sah ich, dass 
der Vater noch Lebenszeichen gab; er „karchelte". Ich zweifelte 
und dachte, er müsse nicht mehr länger leiden. Ich gab ihm noch 
Streiche mit dem Beil, machte ihm den Sack um den Kopf und 
deckte ihn mit dem Leintuche zu. Nachher schaute ich, wo ich die 
Leiche hinthun könnte, ging in den Schopf des Rost und fand dort 
die passende Stelle. Ich schleifte ihn nun im Leintuch vom Bienen- 
häuschen weg; ich mochte ihn fast nicht mehr, es war mir halt 
auch nicht recht; ich transportirte ihn Uber dag Mituerlein hinunter, 
um den Schopf des Kost vorbei und brachte ihn an die Stelle, wo 
er gefunden wurde. Dann holte ich die Kleider und den Sack und 
brachte selbes auch zum Leichnam. Nun ging ich ins Tenn des 
Kost, stieg auf einem Leiterli auf die Bühne, von dort durch das 
Bühnenloch ins Futtertenn hinab Dort stellte ich das Farbhäfeli, 
in dem sich mit Petroleum getränktes Sägemehl befand. Darein 
stellte ich eine angezündete Kerze, that einen Schinner umgekehrt 
darauf und warf darüber Heu. Dann ging ich wieder Uber die 
Bühne ins Tenn hinab und heim. Das Beil nahm ich mit, stellte 
es durch das Fensterloch auf die KellerbrUge, ging hUbscheli ins 
Haus, zog Rock und Gilet in der Stube ab, die Hosen hängte ich 
ans Bett; Licht machte ich keines. Die Frau hat mich all weg nicht 
gehört, es war Alles still; es hat mich jedenfalls auch niemand 
anders gehört. . . . 

Kaufmann stand vor dem Konkurs, er tödtete den 
Vater, weil er seine unerzogenen Kinder „nicht auf die 
Hasse stossen lassen wollte". 

Auch Josef Kaufmann wurde vom Grossen Rath 
des Kantons Luxem begnadigt. 



Am 2f>. September 1891 verurtheilte das Krim inai- 
ge rieht von Luzern den Ferdinand Gatti von Monza 
: Italien > wegen Raubmordes zum Tode. Das Obergericht 
beschloss am 8. .Januar 181)2 eine Vervollständigung der 
Untersuchung und hob das erste Urtheil auf. Gatti be- 
streitet die That. 
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Die ständige Nichtanwendung der Todes- 
strafe in Fallen der all erschwersten Art 
kommt einer Aufhebung der Todesstrafe gleich. 

Die Freiheitsstrafe. 

§ 29. Begriff und Uebersicht. 

Freiheitsstrafe ist jede Entziehung oder Beschrankung 
der persönlichen Freiheit, welche zur Strafe auferlegt wird. 
Am vollständigsten wird die Freiheit durch Ein Schlies- 
sung des Sträflings entzogen: diese Form heisst Frei- 
heitsstrafe im engern Sinne. 

Schon in der Form der bedingten Entlassung geht das 
Merkmal der Erschliessung verloren. Der Sträfling wird 
aus der Haft entlassen und kann unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen wieder eingezogen werden. 

In der Schweiz kommen folgende Beschränkungen 
der persönlichen Freiheit als Strafe vor: 

1 1 Freiheitsstrafen, durch welche der Sträfling angehalten 
wird, sich an einem bestimmten Orte aufzuhalten : 

a. Beschränkung auf das Haus. Hausarrest: 

b. Beschränkung auf eine Gemeinde oder einen Be- 
zirk, E i n g r e n z u n g. 

'2) Freiheitsstrafen, durch welche dem Sträfling der Auf- 
enthalt an bestimmten Orten untersagt wird: 

a. Verbot des Wirthshausbesuches. Wirthshaus- 
v e r bot: 

b. Verbot, sich auf einem bestimmten Gebiete aufzu- 
halten. Verweisu n g. 

ih Mehrere solche Beschränkungen vereinigt die Strafe 
der P o l i z e i a u f s i c h t : es ist aber nicht der Richter, 
welcher diese Beschränkungen (des Aufenthalts, des 
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Wirthshnusbesuehs) auferlegt, sondern die Polizei wird 
hiezu gesetzlich oder durch den Richter ermächtigt. 

Diese Beschrankungen der persönlichen Freiheit heissen 
Freiheitsstrafen im \v eitern Sinn. 

§ 30. Die Freiheitsstrafe im engern Sinne. 

Systematische Zuxammenstelluny S. tll—tr*2 und 100—107. 

Die Geschichte der Freiheitsstrafe in der Schweiz fallt 
nicht in den Rahmen dieser Darstellung. Ks muss hier 
genügen, den gegenwartigen Gesetzeszustaod in den Haupt- 
zügen zu schildern. Leider entspricht aber der wirkliche 
Zustand dem Gesetzeszustand regelmassig nicht. Die ge- 
setzlich scharf unterschiedenen Formen der Freiheitsstrafe 
ttiessen in der Wirklichkeit in eine zusammen, sobald diese 
Strafen in demselben Gebäude vollzogen werden. Eine 
V r ergleichung der in den Gesetzen aufgestellten Arten von 
Freiheitsstrafen und der thatsächlich zum Vollzüge der- 
selben dienenden Räume zeigt, dass sehr viele Strafarten 
in dem nämlichen Gebäude vollzogen werden müssen. 

Hinsichtlich der in der Schweiz zur Verwendung kom- 
menden Freiheitsstrafen sind vier Hauptformen zu unter- 
scheiden, wobei von den besondern Strafen für einzelne 
Klassen von Verbrechern (Jugendliche. Liederliche u.s.w. 
zunächst abgesehen wird. 

1) Zuchthaus und Gefängniss sehen als Straf- 
mittel vor: Rund Art. 2, Wandt Art. 13, Graubünden § Ii. 
Aargau § 4 und Z. P. G. § T>. Aargau unterscheidet Zucht- 
haus und Freiheitsstrafe, welche letztere Strafe dem Ge- 
fängniss entspricht. 

2) Zuchthaus, Gefängniss und polizeiliche 
Haft drohen an: die Gesetze von Wallis Art. 20 und 344. 
Tessin Art. 10 und 412. Genf Art. s. \) und 11. Appenzell § 3. 
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Hasel §§ ö ? 0, 8. 9, F. St. (4. § und Neuenburg 1891 Art. 8. 
Appenzell § 8 sieht freilich noch Arbeitsstrafe vor, die \vo- 
möglich in einer besondern Arbeitsanstalt zu verbüssen ist. 
Tessin Art. 10 kennt neben dem Zuchthaus drei Freiheits- 
strafen : detenzione, prigionia und arresto, allein prigionia 
findet nur gegen politische Verbrecher Anwendung, fallt 
also hier ausser Betracht. Diese Gruppe unterscheidet sich 
von der ersten nur durch Aufnahme einer besondern poli- 
zeilichen Haftstrafe. 

.•*>> Eine ziemlich zahlreiche Gruppe bilden die Gesetz- 
gebungen, welche zwischen Zuchthaus und Gefäng- 
nis s als dritte Form das A r b e i t s- oder Korrektion*- 
haus einschieben, nämlich Thurgau § 3. Schaff hausen §7 . 
Luzern § 4, I\ St. G. § 3. Olnvalden Art. X P. St. G. Art. 4. 
Hern Art. 6, Glarus § Zürich § 4, ^V/^ Abilnderungsgesetz 
§ 1, Schwyz § (>. Solothum § . r >, .SV. Gallen Art. 5. Schaff'hausen 
ist hieher zu zahlen, weil die Gefangnissstrafe ersten Grades, 
welche unter Anhaltung zur Arbeit in der Strafanstalt 
vollzogen wird, ihrem Wesen nach dem Arbeitshaus (Mit- 
spricht. Luzern kennt zwar neben dem Zuchthaus noch eine 
Einsperrungsstrafe. allein die luzernische Praxis wendet 
dieselbe nach dem Zeugnisse des Herrn Dr. l'hizhl Meyer 
von Sehauensee nicht an. Die im Polizeistrafgesetzbucli 
aufgestellte Arbeitshausstrafe begründet die Zugehörigkeit 
Luzerns zu dieser Gruppe. 

4i Neuenbürg Art. Ö\ l.\ :>~>1 und Freiburg Art. 11. 
L'9C>, 4;V> weisen alle vier Formen auf. Zuchthaus. 
Korrektionshaus, Gefängniss und polizeiliche 
Haft 

Inwieweit mit diesen Freiheitsstrafen Einzelhaft und 
bedingte Entlassung verbunden ist, hangt von dem Straf- 
system ab. 

Als ständige und allgemeine Formen der Frei- 
heitsstrafe stellen sich somit Z u c h t h a u s und G e f a n g - 

.Vor»**, (Snind/iijfc des srhwei/. StrafrcehU. 2<> 
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ni ss heraus, da« Arbeitshaus 1 ) und die Polizei ha fr 
sind dagegen gelegentliche Erscheinungsformen. Bein» 
Vollzuge verwischt sich der Unterschied zwischen Zucht- 
haus und Arbeitshaus, sowie zwischen Gefängniss und 
Polizeihaft beinahe mit Notwendigkeit, da diese Strafen 
tVist regelmässig in demselben Gebäude vollzogen werden. 

Diesen gemeinen Freiheitsstrafen stehen mehrere 
besondere Freiheitsstrafen und Freiheitsentziehungen 
gegenüber: 

1 » mit Strafcharakter : 

a. die Custodia honesta für nicht gemeine Verbrecher. 

h. die Korrektionsstrafe für Jugendliche: 
2i mit vorwiegend präventivem Charakter: 

a. die Arbeitsanstalt für Liederliche, 

h. die Trinkerheilstittten für Trinker. 

Freiheitsstrafen im engern Sinne. 
Gemeine Freiheitsstrafen. 

§ 31. Zuchthaus. 

Die Zuchthausstrafe erscheint überall als die schwerste 
Freiheitsstrafe, welche namentlich bei Verbrechen im 
engem Sinne Anwendung findet. 

Dauer der Zuchthausstrafe. Die Zuchthaus- 
strafe ist nach allen Gesetzen lebenslänglich oder zeitlich. 
Waadt, welches früher die lebenslängliche Zuchthausstrafe 
nicht kannte, ersetzte durch Dekret vom 20. Januar 187f> 
Todesstrafe durch lebenslängliche Zuchthausstrafe, ebenso 
Aargau durch Dekret vom 1.5. Wintonnonat 187t). Luzern 
Hess die Kettenstrafe < nicht die Zuchthausstrafe) auf Lebens- 
zeit zu; nach Aufhebung der Kettenstrafe wird nun aber 

') L'nter Arlieitshaus wird hier die korrektiooelle Strafe verstanden 
und nicht die besondere Straff» fftr Liederliche. 
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die Zuchthausstrafe auf Lebenszeit erkannt. In Obwalden 
Art. 4, in Verbindung mit Art. 6, tritt lebenslängliche Zucht- 
hausstrafe nur subsidiär ein, nämlich, wenn die Todesstrafe 
durch Begnadigung in Kettenstrafe umgewandelt wird. 

Die Dauer der zeitlichen Zuchthausstrafe ist nach den 
einzelnen Gesetzen sehr verschieden. Als höchste Dauer 
der zeitlichen Zuchthausstrafe bestimmen : 
30 Jahre: Bund Art. i\, Wandt Art. 15, Fretburg Art. 17, 

Neuenburg Art. KiO. 
25 Jahre: Cr einbanden § 9 und Wallis Art. 221. 
24 Jahre: Aargau § 7, Schaffhausen § 10, Tessin Art. 18, 

Schivyz §§ 87, 90. 
20 Jahre: Thurgau § 5, Obwalden Art. 5, Bern Art. 10. 

Glarus §§ 88, 91, 99, 120, Äwrf § 5, Genf Art. 8, 

§ 4, Solothurn § 0, Appenzell §§ 73, 81, 88, 98, 111. 

St. Gallen Art. 7, Neuenburg 1891 Art. 14. Genf behält 

jedoch gesetzlich bestimmte Ausnahmen vor. 
15 Jahre: Luzern § 9. Zürich § 5. 

Doch findet sich in den Gesetzen von Neuenbürg , Wallis, 
Glarus, Appenzell A.-Rh. und Schivyz keine allgemeine Vor- 
schrift über das höchste Mass der Zuchthausstrafe, und es 
stützen sich die Angaben für diese Kantone auf eine Durch- 
sicht /les besondern Theils 1 ». Tessin unterscheidet hier wie 
bei den übrigen Freiheitsstrafen fünf verschiedene Grade. 
Für die Zuchthausstrafe im Besondern als ersten Grad 
4 8 Jahre, als zweiten 8 — 12, als dritten 12 — 1<>, als 
vierten Ki— 20, als fünften 20—24, so dass im besondern 
Theile nur ein Grad der Freiheitsstrafe angedroht wird. 
OHvalden unterscheidet zwischen Kettenstrafe und Zucht- 
hausstrafe und bestimmt je nachdem die Dauer auf 20 
oder 10 Jahre. 

') Do<h bestimmt Sdnvyt iu § 8: 

Wo das Gesetz nur Zuchthausstrafe ohne weitere Bestimmung rttck- 
sicutlich der Zeit verhängt, ist diese Strafe auf eine Dauer vou 1 bis zu 
8 Jahren verstanden. 
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Als geringste Dauer der Zuchthausstrafe setzen fest: 
4 Jahre: Tessin Art. 13. 

3 Jahre: Genf Art. 8. 

1 Jahr: Bund \rt. 3, Thurgau % Schaff hausen § 10, 

Art. 10, CVorw § 4, ^w* § ö, Äw*/ § n. /f«<r § 4. 
Schwyz § 8, Solothurn § 6, Ä Gallen Art. 7. Neuen- 
bürg 1891 Art. 14. 
b' Monate: Aargau § 7, Wallis Art. 24, Freiburg Art. 17. 

4 Monate: Lucern § 9. 

2 Monate: Obivalden Art. 0 a. E. 
1 Tag: JtW/ Art. lö. 

Nichts bestimmen Uber die geringste Dauer der Zucht- 
hausstrafe Graubünden, Wallis, Neuenburg, Appenzell A.-Rh. 

Arbeitszwang. Die meisten Kantone schreiben für 
die Z u c h t h a u s s t r ä f 1 i n g e A r b e i t s z \v a n g gesetzlich 
vor. Ganz aligemein bestimmen, es sei der Sträfling zur 
Arbeit anzuhalten, .Neuenbürg Art. 8, Zürich § b\ Basel § <>, 
6V///" Art. lb\ St. Gallen Gesetz betreffend Vollzug der Frei- 
heitsstrafe in St. (Julien Art. 2. 

Auge m e s s e n e Arbeit fordern Bund Art. 3, Schwys 
§8; zu den in der Anstalt eingeführten Arbeiten wird 
der Sträfling angehalten von Wallis Art. 23, Schaffhausen 
§11, Bern Art. 10, Solothurn § 7. Thurgau § ;*> sieht Ar- 
beiten im Innern der Anstalt als Regel vor. Tessin Art. 11 
Arbeit in der Zelle, während Aargau § (>, Luzern § 8, Ob- 
walden Art. f> und Freiburg Art. 14 Beschäftigung in oder 
ausserhalb der Anstalt zulassen. In Freiburg Art. Ii") dür- 
fen jedoch weibliche Sträflinge nur im Innern der Straf- 
anstalt beschäftigt werden. Wandt schreibt in dem Gesetz 
über die Organisation der Strafanstalten vom 17. Mai 
l*7f> Art. 36 vor, bei Auswahl der Arbeit sei so viel 
als möglich auf die Kräfte und die Fähigkeiten der Sträf- 
linge Rücksicht zu nehmen, mit der Begründung, man 
bezwecke, ihnen für die Zeit ihrer Entlassung Erwerbs- 
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mittel zu sichern. Dagegen folgt Wallis Art. 23 auch hier 
dem französischen Strafgesetzbuche Art. 15, indem es vor- 
schreibt, es sollen die schwersten Arbeiten denjenigen auf- 
gelegt werden, welche die schwersten Verbrechen begangen 
haben. Doch soll auf den körperlichen Zustand des Sträf- 
lings Rücksicht genommen werden. 

Ln Bern Art. öl hört der Arbeitszwang mit dem 70. 
.lahre des Sträflings auf, in Freiburg Art. 14 kann der 
70jährige von der Arbeit befreit werden. 

Ehrenfolgen der Zuchthausstrafe 1 !. Die Ver- 
urtheilung zu Zuchthaus berührt nach allen Gesetzen die 
bürgerliche Ehrenfähigkeit, jedoch in verschiedenem Um- 
fange. Drei Gruppen sind zu unterscheiden: 

1 • Mit der Verurtheilung zu Zuchthaus ist von Rechtes 
wegen Verlust der bürgerlichen Ehrenfähigkeit auf Lebens- 
zeit verbunden. Eine solche Bestimmung enthalten Thür- 
gau ij \H, Neuenburg Art. l.'J, Aargau § lb\ Schaffhausen § 12, 
Luzern § 20, Bern Art. 18. Glarus § 4. Freiburg Art. 30, 
Appenzell A.-Rh. § :>, Sehwys § 1«), St. Gallen Art. 14. 

2t Die Verurtheilung zu längerer oder schwerer Zucht- 
hausstrafe bewirkt Entziehung der bürgerlichen Ehren- 
fähigkeit von Rechtes wegen auf Lebenszeit: in den übrigen 
Fällen ist die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenfühig- 
keit nur auf kürzere Zeit vorgeschrieben oder zugelassen. 
Dieser (iesetzeszustand gilt für Waad/, Wallis, Graubunden, 
Olnvahlen und Neuenbürg 18!U. 

Von Rechtes wegen und auf Lebenszeit entziehen die 
bürgerliche Ehrenfähigkeit : // 'aadt Art. 2.1 und Wallis Art. 40, 
wenn die Zuchthausstrafe eine Dauer von 10 Jahren über- 
steigt, Neuenburg ]X<)] Art. ,'52, wenn sie lebenslänglich ist: 
Graubunden § 17 und Olnvalden Art. 13, Absatz 3. in Ver- 
bindung mit Ketteiistrate. Olnvalden überdies, wenn die 
Zuchthausstrafe ."> Jahre übersteigt. 

') Systematische ZtitumiiiuMistriluog S. 1<>5 17«. 
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Tratten diese Voraussetzungen nicht zu. so gilt Fol- 
gendes: 

Wandt Art. 23, Absatz 2 und 3, unterscheidet, ob die 
Strafdauer ;">- 10 Jahre oder 10 Monate bis n Jahre beträgt. 
Im ersten Fall sind Ehrenfähigkeit oder einzelne Ehren- 
rechte auf ö 20 Jahre abzuerkennen, im zweiten Falle 
auf höchstens 10 Jahre. Wallis Art. 40, Absatz 2, sieht 
Aberkennung der Ehrenrechte nur vor. wenn eine besondere 
Vorschrift den Richter für den einzelnen Fall dazu er- 
mächtigt oder sie ihm gebietet, Graubünden § IT lässt das 
rrtheil, also richterliches Ermessen, entscheiden. Obivalden 
Art. 13, Absatz 3, gebietet, bei Zuchthausstrafe von b' Mo- 
naten bis ;> Jahre die Ehrentahigkeit bis auf längstens 
10 Jahre, bei kürzerer Zuchthausstrafe bis auf längstens 
.") Jahre zu entziehen. Xeuenburjr 1801 Art. 32, Absatz 2. 
lässt die Entziehung der Ehrentahigkeit bei zeitlicher 
Zuchthausstrafe auf höchstens 10 Jahre zu. 

3) Die Entziehung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit 
wird für bestimmte Zeit geboten oder zugelassen. In diese 
<Jruppe gehören B und, Zürich, Basel. Tessin, Genf, Zug und 
Solothurn. Bund Art. 3 in Verbindung mit Art. 7 schreibt 
die Aberkennung der Ehrenrechte vor und lässt dieselbe 
bis auf Lebenszeit zu. Zürich $ 20. Basel § b\ Zug § ( J. 
Solothurn § <> in Verbindung mit § IM. Genf Art. 10 bestimmen 
die höchste Dauer mit «Inn deutschen Strafgesetzbuche t? 32 
auf 10 Jahre. Basel und Genf setzen die geringste Dauer 
auf 2 Jahre fest, wobei überall vom Zeitpunkte der Er- 
stehung der Strafe an gerechnet wird. Tessin Art. 2f>, $ 2. 
stellt (irade auf, nämlich 1 2 Jahre. 2 4. 4 0. <> - X Jahre. 

• In jedem Falle verliert der Sträfling während der 
Strafzeit die Ehrentahigkeit. 

Schärfung der Zuchthausstrafe. Schärfung 
der Zuchthausstrafe durch Anlegung von Ketten sehen 
noch die Strafgesetzbücher von Graubünden § 9. Wallis 
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Art, 2h und Obumldcn Art. ;*> vor. (iraubünden und Wallis 
beschränken diese Schärfung auf Männer; Wallis lüsst sie 
mit dein 70. Jahre des Sträfling* und bei körperlicher 
Schwache wegfallen. Angewendet wird die Kettenstrafe 
in Graubünden nicht mehr 1 », in Ofnualden nur als Vor- 
sichtsmassregel bei Sträflingen, die früher entwichen waren 
oder zu entweichen versuchten 3 ). Auffallender Weise soll 
auch nach Neuenbürg 181)1 Art. 1(>. freilich in einem ganz 
vereinzelten Falle, auf Kettenstrafe erkannt werden können, 
nämlich, wenn ein zu lebenslänglichem Zuchthaus Ver- 
urtheiltcr ein neues Verbrechen begeht, fiaselstadt § i;j 
ermächtigt den Kleinen Rath, auf Antrag der Strafanstnlten- 
koinmission Anlegung von Ketten zu verfügen, wenn die 
Ordnung oder die Sicherheit der Anstalt dies erheischt. 
Auf kürzere Zeit kann die Strafanstaltonkonuuission diese 
Massregel als Disziplinarstrafe anordnen. 

Schürfung der Zuchthausstrafe durch Einzelhaft, 
schmale Kost und Dunkelarrest drohen Thurgau § 1;"> und 
Schaffhausen §2.*» an, durch Einzelhaft Solothurn §24, Ziffer 1. 
Schaffhausen § 10 sehliosst jedoch eine Schürfung der lebens- 
länglichen Zuchthausstrafe aus. Die öffentliche Schau- 
stellung der- zu lebenslänglichem Zuchthaus Verurtheilten 
erwähnt zwar noch das Strafgesetzbuch von Wallis Art. '21. 
sie findet aber nicht mehr statt 8 '. 

8 32. Arbeitshaus und Korrektionshaus. 

Thurgan, Schaphausen, Lucern, OMiui/den, Bern, Frei- 
burg, Glarus, Zürich, Zug, ScAtcj'S, Solothurn und St. Gallen 
kennen ausser dem Zuchthaus und dem (Jctangniss noch 
eine mittelst* hwere Freiheitsstrafe, welche regelmässig 
Arbeitshaus i Thurgatt Jj Litzern l\ Sr. (i. § Obwalden 

•j Mittheiluug des Herrn Kegierungssekretar Dr. (i. Nicola in Chur. 
'•') Mitthcilung des Herrn Gerichtspräsidenten Adalbert W'irz in Sarnen. 
) Mittheilung des Heim Ständerath Dr. Loretam zu Leuk. 
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P. St. G. Art. 5, Glarus § 3, Zürich § 4, Zug Abänderungs- 
gesorz § 1, Schwys % H>, vereinzelt auch Korrekrionshaus 
{Freiburg Art. 29t>, Bern Art. ti), Einsperrung {Solothurn §f>>. 
Geraiigniss ersten Grades (Schaffhausen § 7), Detention 
{Neuenbürg Art. 6) genannt wird. 

Die Arbeitshausstrafe wird regelmsftsig in derselben 
Anstalt, wie die Zuchthausstrafe, vollzogen. 

iWe von Thür ff au § 5. Schaffhausen § 13, Bern Art. 11. 
Solothum § 9 empfohlene, von Luzern P. St. G. § f> gebotene 
Trennung der Zuchthaus- und Arbeitshausstraflinge erweist 
sieh überall als unausführbar. 

Dauer. Die Dauer der Arbeitshausstrafe ist eine 
geringere, als die der Zuchthausstrafe. 

Als höchstes Mass bestimmen 
10 Jahre: Thurgau § f> a. K., Freiburg Art. 298, Zürich % 7. 

Zug § ö und Solothurn § 8 : 
8 Jahre: Schwys § 9 a. E. : 

b Jahre: Schaff hausen § 13, /frr« Art. 11 a. E. und St. Hallen 
Art. 8: 

f> Jahre: Luzern P. St. G. § ;">; 
4 Jahre : Glarus § .">. 

Die geringste Dauer betragt 

1 .Monat: Freiburg Art. 298. Schaff hausen § 13 und Luzern 

P. St. G. § ö: 

2 Monate: Bern Art. 11 und Glarus § ~>: 

3 Monate: Solothurn § 8 und .S7. Gallen Art. 8; 

4 Monate: Thurgau § ">: 

(5 Monate: Zürich §7 und Schwys §9. 

A r bei tsz wang. Die meisten Kantone stellen die 
Arbeitshausstraflinge den Zuehthausgefangenen hinsichtlich 
der Arbeit gleich. Thurgau § f> gestattet den Arbeitshaus- 
straflingen ausnahmsweise Aussenarbeit, Schaffhausen und 
/>Y/v/, welche die Zuchrhaussträrlinge zu den eingeführten 
Arbeiten anhalten, stellen diese Beschränkung für die 
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Korrektioncllen nicht auf; Schaffkausen § 13 hält sie zu 
angemessener Arbeit an, Hern Art. 11 sagt einfach: „Sic 
sind zur Arbeit anzuhalten.* Neuenburg Art. 9 lässt dem 
Sträfling uiiter den eingeführten Arbeiten die Wahl. 

Ehre nfo Ige n. Die Ehrenfolgcn sind bei der mittel- 
schweren Freiheitsstrafe regelmassig geringere, als bei 
Zuchthaus; so weit ersichtlich, verbindet nur Thurgau § 19 
mit Arbeitshaus von Rechtes wegen eine Entziehung der 
bürgerlichen Ehrenfahigkeit. und zwar auf 3. Jahre; doch 
darf in besondern Fallen auf eine höhere oder geringere 
Dauer erkannt werden (Art. 20. Nach den meisten Ge- 
setzen ist Entziehung der bürgerlichen Ehrenfahigkeit auf 
bestimmte Zeit zulassig, und zwar bis auf 10 Jahre in 
Glarus § 8 und Schioyz § lf>; bis 6 .Jahn» in Zürich § 20. 
Absatz 2; bis "> Jahre in /ug §9. Solothurn § 18, bis auf 
4 Jahre in St. Gallen Art. 14; auf unbestimmte Zeit in 
Obwalden P. St. (f. Art. 8. Glarus § 8 und .SV. Gallen Art. 14 
setzen die geringste Dauer der Ehrenfolge auf 1 Jahr fest. 

Schaffung. Thür gau § ]"> und Schaff hausen 2f> 
lassen für die mittelschwcre Freiheitsstrafe schmale Kost. 
Einzelhaft und Dunkelarrest als Schürfung zu, Schaffhausen 
jedoch nur, wenn die Dauer der zu erkennenden Strafe 
drei Monate übersteigt. Solothurn $ 24 Einzelhaft. 

S 33. Gefängniss. 

Die (iefangnisssi rufe stellt sich gegenüber dem Zucht- 
haus und Korrektionshaus überall als die leichtere Straf- 
art dar. also als Strafe für weniger schwere Vergehen. 
Eine grundsatzliche rnterscheidung zwischen Zuchthaus 
und (iefaugniss führt namentlich Waadt durch. Der sehr 
bemerkenswerthe Hericht der Kommission 1 1. welche den 

') Rapport de la Kommission du Grand Conseil du runtoo de Vaud 
sur )e projot de Code penal. Session (rautomne 1842. Lauwarme, Immanuel 
Vincent tils, \x\±. 
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Entwurf* eines Strafgesetzbuches von 1842 begutachtete, 
bemerkt hierüber (Seite 36): 

La räclusion et l'emprisonnement sont incontestablement, dans 
le projet de Code, deux peines fort differentea , soit qaant ä 
leur gravite, soit quant aux consequences qu'elles entratnent, soit 
qtiant ä la nature des delits a la Impression desquels elle8 doivent 
servir. 

Höchst bedeutsam ist folgende, den letzten Punkt 
betreffende Ausführung (Seite ;J7i: 

Knfin ees deux peines sont appliquees, dans le projet, ä des 
delits qni ne supposent pas, cliez leurs auteurs, le raeme degre ou 
plutot la meme nature de criminalite. La reclusion est, en general, 
prononeße eontre des d£lits qui inspirent on plus d'eft'roi ou plus 
de repugnanee, paree qu'ils sont la manifestation d'une perversite 
plus ou moins intense, il est vrai, niais reelle. L'einprisonoeinent, 
au contraire, est statne eontre des delits qui supposent, rhez lenrs 
nutenrs, une volonte momentaneinent 6gar6e et quelquefois une faute 
grave plutot que de la meehaneetä. 

Diese Unterscheidung erinnert an die mittelalterliche 
Kintheilung in ehrliehe und unehrliche Sachen. Heachtens- 
werth ist namentlich, dass Diebstahl, Unterschlagung und 
Hetrug nicht mit (Jefaugniss, sondern stets mit Zuchthaus 
bedroht werden. Die (iefanjrnissstrnfe ist daher in Waadt 
als eine der Zuchthausstrafe parallel laufende Strafe ge- 
dacht, die für ehrliche Sachen selbst schwerer Art und 
auch für lange Zeit erkannt wird, so z. Ii. für Misshand- 
lung mit tödtlichem Ausgang auf 10 Monate bis lf> Jahre. 
Dem entsprechend wird die Zuchthausstrafe in Waadt Art. Hi 
abweichend von den übrigen (iesetzen auch auf einen Tag 
erkannt. Mit Hecht erklärt die Kommission die Trennung 
der beiden Arten von tJefangenen als eine logische Not- 
wendigkeit 'Seite .17 i: 

II n'est pas consequent de distinguer la reclusion de 1'empri- 
xoiinement, soit ;i l'art. 13, dans l'^numeration des peines, soit en 
general dans le projet, pour confondie ensuite, ä l'art. 15, les cm- 
prisonnes et les reclus dans nn meine Atabliaaement. 
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Und mit Rücksicht auf den Kostenaufwand, den die 
Trennung der Gefangenen dem Kanton auferlegt, erklärt 
die Kommission: 

Mais il ne paraft pas qu'un obstacle de cette nature, quelque grave 
qu'il soit, doive engager le Grand Conseil a fauaser im systäme de 
penalite reconnu hon. 

Es ist dies ein goldenes Wort, das, so einfach und 
selbstverständlich es auch erscheinen mag, die Lösung 
der unendlich schwierigen Frage der Regelung der Frei- 
heitsstrafe in sich sehliesst. Der Kanton Wandt hat die 
Trennung der Zuchthaus- und < tefängnissstniflinge auch 
wirklich bestmöglich durchgeführt, indem Zuchthaus in 
der Strafanstalt Lausanne. (Jefüngniss im Schlosse Ohillon 
verbüsst wird. Doch liess sich die Scheidung insoweit 
nicht vollkommen verwirklichen, als Freiheitsstrafen von 
weniger als lo Tagen in den Bozirksgetangnisson voll- 
zogen werden. Wie bedeutend diese Ausnahme ist, zeigt 
eine von Herrn Oberrichter (1. Cnrreron veröffentlichte 
Statistik über die von den waadtlAndischen (Jerichfen von 
1KX1 bis lK'.H) ausgesprochenen ( iefängnissstrafen Die 
<iesammtzahl der (iefängnissstrafen betragt für das 
Dezennium 22f>3«>. Von diesen hatten 19;"» 2 eine Dauer 
von weniger als ir> Tagen und wurden daher in den 
Bezirksgefangnissen verbüsst, wo auch Zuchthausstrafen 
bis zu i\ Monaten vollstreckt werden. m JHH ( Jefimgniss- 
strafen besasson eine Dauer von lf> Tagen bis Ii Monaten. 

l ) Verhandlung«.*!! des schweizerischen Vereins für Straf- und (iefäng- 
nisswesen, XVII. Versammlung, I. Heft IS'Jl, Anhang. 

*) Die Straten bezogen sich auf folgende Vergehen: Hetti'l, Heleidi- 
guug und Drohung. Störung der öft'emlicheu Ruhe, öffentlich»- Verletzung 
der Schamhaft igkeit, Cfäuderbeseitigung, Ehebruch, Sachbeschädigung, Haus- 
friedensbruch, Widersetzlichkeit, Amtsanmassung, (iefährdung d«>s Eisen- 
bahnbetriebs. Amtsehrbeleidigung (outrage), Frevel, Mißhandlung, inuth- 
willige Fälschung (faux par imprudence), Todtung und Kindcstödtung, Brand- 
stiftung aus Fahrlässigkeit, Körperverletzung, Störung des religiösen Friedens, 
Unfug, Fundveruntreuung, sowie auf mehrere l'olizei-f ebertretungen. 
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nur in V\ Füllen überstieg die Dauer (» Monate 1 /. Diese 
allein wurden in dem Zentralgefangniss Chillon vollzogen, 
welches übrigens nur 9 Einzeizelleu und 'J\ Betten enthält. 
Die waadt ländische Gefängn issstrafe ist daher, soweit sie 
in einer eigenen Anstalt vollzogen wird, dem Wesen und 
der Frequenz nach eine ausserordentliche Strafe, welche 
mit der deutschen Festungshaft grosse Aehnlichkeit besitzt. 
Sie eharakterisirt sich überwiegend als custodia honesta. 

Von dem nämlichen (iedanken wie Wandt geht der 
Verfasser des Xeuenburger Strafgesetzbuches. Herr Cornaz, 
aus. indem er bemerkt 8 »: 

La conscience generale distingue toujours denx especes de 
delinquants. La premiere comprend eeux qui rövelent ordinairc- 
nient une ämc perverse et eorrompue. La seeonde embrasse lea 
delits qui peuvent avoir ete coinmis Hans qu'il en resulte aueuue 
perversite interieurc de l'agent. De sorte que ehaque Systeme penal 
doit avoir plusieurs especes de detention pour eorrespondre ä cette 
notion fundamentale. II est aussi nun moins n6cessaire, dans beau- 
coup de cas, puisque la eulpabilite s'individualise, que le juge ait 
le choix pour la represaion du meine delit entre plusieurs genres 
de peine qui different entre eux non seulement par le regime de 
la prison, par la duree de la detention, mais par leurs eonsequenees 
morales. Mieux une legislation penale donne satisfaction a ces deux 
besoins, et plus eile est parfaite. II ne fallait pas des lors eominc on 
nous l'a demandc, supprimer la distinetiun entre la reelusion et 
remprisonnement. 

Da Xfitenburg 1891 jedoch auch Diebstahl Art. 361, 
rnterschlagung Art. Betrug Art. :>89 mit Getangniss 
bestraft, so ist der Charakter des Gefängnisses als Strafe 
für ehrliche Sachen grundsätzlich weniger gewahrt als 
in Waadt. Genf und Freiburg führen die Unterscheidung 
ebenfalls nicht in dem strengen Sinuc wie Waadt durch. 

') Ks wurde erkannt je 1 Mal auf 12 Jahre, 3 .Jahre, 2 Jahre, 18 Monate. 

H Mal auf 1 Jahr. 

1 auf 10 Monate. 

2 „ auf 7 Monate. 

2 ) Hulletin coneernant le Code pönal. 1S!>0. S. 1H9. 
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so dass Correcon zu weit geht, wenn er das waadtländischc 
Prinzip als ein allgemein west.schweizerisehes erklart 1 !. 

Der Berieht des Justizkollegiums von Basel-Stadt S. lf> 8 < 
erachtet es als sicher. üuhs im allgemoinen Bewusstsein 
der Unterschied gemacht wird zwischen schwereren Ver- 
brechen, die eine methodische Zucht des Verurtheilten 
erfordern, und solchen, wo eine mildere Art der Freiheits- 
entziehung genügt; dass jene als entehrend angesehen 
werden und diese nicht. Für jene sei das Zuchthaus be- 
stimmt, für diese das (iefängniss. Demgcmüss wird z. B. 
in Basel Tödtung im Zweikampf mit Gefängniss bestraft, 
wenn der Tod nicht beabsichtigt war i§ 1 1 H > und gegen 
Jugendliche wird nicht auf Zuchthaus, sondern auf (ie- 
fängniss erkannt (§ .'M). Es ist also eine ahnliche Erwägung 
leitend gewesen, wie in Wandt. Auch das Justizkollegium 
von Basel-Stadt anerkennt, dass die Aufstellung der zwei 
Strafarten zwei Strafanstalten voraussetzt, in denen eine 
verschiedene Behandlung der Sträflinge durchführbar ist: 
ein Zuchthaus und ein (iefängniss, indem die Erfahrung 
lehre, dass in einer Anstalt nicht wohl zwei durchgehend 
verschiedene Arten der Behandlung der Gefangenen mög- 
lich seien. Basel-Stadt benutzt aber dieselbe Strafanstalt 
für beide Klassen von Verurtheilten, da das Gefängniss 
Lohnhof nur beschrankten Raum darbietet. 

Neuenburg Art. 1">, Bern Art. H, Freiburg Art. 21H>, Genf 
Art. 9. St. Gallen Art. f> bezeichnen das (iefängniss als kor- 
rektionelle Strafe, Schaff hausen § 7. Lucern P. St.G. § :J, Aar- 
gau Z. P. (i. § f> wenden ( iefängniss als zuehtpolizeilichc 
Strafe an. Nach den übrigen Kantonen bildet Getangniss im 
Allgemeinen die Strafe für die weniger schweren Vergehen. 

') Verhandlungen des schweizerischen Vereius für Straf- und Gefangniss- 
wesen und der interkantonalen Vereinigung der schweizerischen Schutzauf- 
sicht svereine in Basel am 12. und 13. Oktober lStU, S. 1H1. 

*) Bericht de« .Justizkollegiuins an den kleinen Rath von Basel-Stadt 
Ober den Entwurf eines Strafgesetzes. Oktober 1870. 
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Einige Kantone gebieten die Trennung der zu Ge- 
fangniss Verurtheilten von den Zuchthaus- und Arbeits- 
hausgefangonen gesetzlich unbedingt. In Thurgau § 7 
besteht die (iefangnissstrafe darin, dass der Verurtheilte 
von dem Zuchthause und Arbeitshause entfernt eingesperrt 
wird. Doch werden nur (iefangn issstrafen bis zu der Dauer 
von 14 Tagen in den Bezirksgefangnissen vollstreckt. Wallis, 
welches die (Jet'ängn issstrafe je nach der Dauer in den Be- 
zirksgefangnissen oder in dem Korrektionshaus erstehen lässt 
«Art. 31 u enthalt in Art. 32 die sehr bestimmte Vorschrift: 

La maison de correction sera necessaireraent distinete de la 
mai8on de force, et les detenus correctionnellement ne pourront, 
80U8 aueun prätexte, etre nieles et confondus avec les forcats. 

Zuchthaus und Korrektionshaus befinden sich aber 
für den Kanton Wallis in demselben (iebaude, und wenn 
auch das Reglement vom 1. April 1870 1 » Trennung der 
beiden Klassen vorschreibt, so hebt doch Art. 52 diese 
Vorschrift wieder auf. indem er bestimmt: 

La Separation precitee ne pouvant guere s'effectuer dans l'etat 
actuel de la maison, on cherchera a separcr autant que possible 
les detenus des deax classes. 

In Genf soll die (iefangnissstrafe in der maison de 
detention im Unterschiede zu der maison de force voll- 
streckt werden, allein, wie ans den Mittheilungen von 
Cuettoutl hervorgeht, ist für die Einweisung in die Anstalten 
Eveche und St-Antoine hauptsachlich entscheidend, ob in 
dem einen oder andern Gefängnisse gerade Raum vor- 
handen ist 3 1. 

') Reglement pour la maison peuiteuüaire du cnuton de Valais. 

*) Joint Vufnowl, La eriminalite ä Geneve au MX- siede (Geneve, 
//. Lieor ;J , 18iU, p. 1H9), der von dem Gefangniss St-Antoine berichtet, es 
entspreche in keiner Weise den gegenwärtigen Bedürfnissen. Die Räum- 
lichkeiten seien ungenügend, so dass es noth wendig werde, mehrere Ge- 
fangene, oft sehr verschiedener Art, in einer Zelle zu vereinigen. Auch 
sehe sich die Direktion von St-Antoine genöthigt, mit Zustimmung den 
(iencralprokurators kurzzeitige Freiheitsstrafen in der Anstalt E?ech6 voll- 
ziehen zu lassen, obwohl nach dem Gesetz vom 28. Februar 1840 Gefangnisa- 
stralen von weniger als einem Jahr in St-Antoine verbnsst werden sollen. 
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Solothum § 1 1 begnügt sieh mit möglichster Trennung. 
Zürich V>, Bern und Glarus lassen die < iefängnissstrafen in 
den Bezirksgefangnissen vollstrecken, die wenigstens in 
Bern zum Theil ausserordentlich mangelhaft sind. 

Ausnahmsweise kann in Zürich Oetangniss von längerer 
Dauer in der Strafanstalt erstanden werden 1 i. Diese Aus- 
nahme tritt nur dann ein, wenn der Verurtheilte schon 
mehrere Male mit Verhaft oder einmal mit Zuchthaus 
bestraft worden ist 8 ). 

Schaff hausen § 14, Appenzell § b\ Freiburg Art. 24 und 
Zug*\ sehen Vollzug der (iefängn issstrafe in einem kau-* 
tonalen (iefängn isshause vor*). Luzern P. St. (J. J? B ordnet 
Kinsch Hessling in einem öffentlichen Verhaftsorte an. 

Der Bund, welcher für den Strafvollzug auf die Kantone 
angewiesen ist. lasst tiefangn issstrafen in einem (J etil ngniss- 
oder in einem Korrektionshause vollziehen 'Art. 4». 

Mehrere Kantone unterscheiden zwischen kurzzeitigen 
und langzeitigen Freiheitsstrafen in dem Sinne, dass die 
erstem in besondern (ietangnissen, namentlich Bezirks 
gefaMignisson, <lie letztem in der Strafanstalt vollstreckt 
werden, und zwar ist die zeitliche Grenze in Aargau 
Ergänzungsgesetz i? 12. St. Hallen Art. 10 und nach 
Xeuenburg 1891 Art. 17 4 Wochen, nach Wallis Art. l\\ 
.*> Monate. Zufolge Gesetz betreffend Vollzug der Frei- 
heitsstrafe in der kantonalen Strafanstalt in .SV. Gallen 



l ) Zürich, (ieaetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen tu der 
Kantoualstrafanstalt vom 24. Oktober 1870 und 8. Jauuar 1871, § 1. 

*) (j'/arus gibt seine Zuchthanssträflinge an die Strafanstalten Zürich 
und Tobel (Thurgau) ab, so dass nur di«» üefänguisssträflinge im Kanton 
bleiben. 

3 ) Zürcher und ltenz. Das Strafgesetzbuch für den Kanton Zürich. 
Zürich 1880, Seite 9 bei Note H zu $ K). 

*) Reglement betreffend da* Ofängnissweseu vom 9. Mai 1888. 

; ") Die statistische Tafel 111 verzeigt aber für Zug kein (rcfängni** 
und die Gefängnisse von Schaßkausen und Appenzell beherl>ergten nach 
Ausweis der statistischen Tafel II keine Strafgefangenen. 
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S 1 können auch r die zu kürzerer ( ictangnissstrafe Ver- 
urtheilten durch gerichtliches Urtheil oder durch Ver- 
fügung des Regierungsrathes zur Abbüssung in die kan- 
tonale Strafanstalt verwiesen werden, falls bei der Ab- 
büssung im Bezirksgefdngniss wegen dessen Ueberfüllung 
der Strafvollzug übermässig verzögert, oder wegen der 
besondern VerumsUlndungen des Straffalles der Strafzweck 
gefährdet werden könntet 

In Schwyz 4j 10 entscheidet der Richter, ob die Ge- 
fangnissstrafe in einem Gefängnisse 'in Einzelhaft» oder 
in der Strafanstalt zu verbüssen sei. Die zu Getangniss 
bezw. detenzione Verurtheilten nehmen Tessin Art. 14. § 1 . 
Graubiinden x ) und Hasel 4? SS in die Strafanstalt auf. 

Dane r. Die höchste Dauer der ( iefiVngnissstrafe 
schwankt zwischen 60 Tagen und 20 Jahren. Im Einzelnen 
ergibt sich folgende Reihenfolge: 

Nach Monaten und Tagen bestimmen die höchste 
Dauer der Gefangnissstrafe, und zwar auf: 
<>() Tage: Bern Art. 13: 
l\ Monate: Luzcrn P. St. G. i? 7: 
4 Monate: Glarus 4? b\ Freiburg Art. 3 . : 

0 Monate: Schaffhausen 4> 14. 

Nach Jahren : 

1 Jahr: Solothurn § 10; 

2 Jahre: Thurgau § 7. Aargau Z. 1\ G. £ 13. Appenzell A.-Hh. 

S 15, Schwyz § 10, St. Gallen Art. 0: 

') Nach dem Statistischen Jahrbuch wurde während des Jahres 18UO 
in (iraubümien keine einzige Gefangnisa* träfe vollzogen (S. 22G), ebenso fand 
sich am 1. Dezember 1HS8 bei der Volkszählung in Graubünden kein zu 
Gefanguias Verurtheilter vor (S. 219), bei der Aufnahme des eidgen. stati- 
stischen liUreuu Ende September 1891 2. Diese Daten lassen den Scbluas 
zu, dass die zu Gefänguiss Verurtheilten in die Strafanstalt aufgenommen und 
in der Statistik als ZuchtbaussträtÜnge aufgeführt werden. 

*) Freiburg unterscheidet emprisonuemeut als kriminelle Strafe und 
prisou als korrektioneile; letztere fallt hier in Betracht. 
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3 Jahre: Graubünden § 10, Basel § 8 (sofern das Gesetz nicht 

ausdrücklich eine höhere Dauer zulässt); 

4 Jahre : T essin Art. 15, Obwalden Art 7 ; 

:> Jahre: Zürich § 9, Genf Art. 9, Z/^ § 6, Neuenbürg 1891 

Art. 17; 
<> Jahre : Bund Art. 4 : 

20 Jahre: Waadt Art. 10 und Wallis Art. 33. 

Die kürzeste Dauer bestimmen auf: 
1 Tag: Thurgau $ 7, WW/ Art. 10. Luzern P. St. (J. <J 10. 

Z>Yr« Art. 13. Zr/Wr// $j 9, Äwr/ £ 8, Solothurn 4J 10. 

5/. <7<*//<r* Art. 9 : 
3 Tage: Schaff hausen § 14 und 7V.m*>/ Art. lf>: 
0 Tage: 6Yw/" Art. 9: 
l;">Tage: Neuenbürg 1891 Art. 17; 

3 Wochen : Schutz § 10; 

4 Wochen : Freiburg Art. '24. 

Dabei ist nicht ausser Acht zu lassen, dass Freiburg 
Art. 4r>">. Tessin Art. 413, Genf Art. 1">, Neuenbürg Art. 23. 
ÄzW P. St. (i. $ f> noch eine kürzere polizeiliche Haft ken- 
nen. Interessant ist namentlich die Bestimmung von Sehivyz, 
welche ganz kurzzeitige Freiheitsstrafen aussehliosst. 

Bund, Graubünden, Aargau, Wallis, Obzvalden, Glarus, 
Zug. Appenzell bestimmen kein Minimum. 

Tessin Art. 15 unterscheidet h (trade der (J etil ngn iss- 
strafe mit verschiedener Dauer. 

Arbeit. Basel § 9 und Zug l > verpflichten den <io- 
tangnissstrafling einfach zur Arbeit. Sf. Gallen gebietet 
angemessene Beschäftigung*». Waadt*\, Tessin Art. 14 und 
Genf Art. 21 gestatten dem Verurtheilten die Wahl unter 

l ) Reglement betreffend das (iefängnisswesen (vom 9. Mai 1888). 

•) Gesetz betreffend Vollzug der Freiheitsstrafe in der kantonalen 
Strafanstalt Art. 1. 

J ) Loi du 17 mai 1875 sur l'organisation des «Hablisseinents de de- 
tention Art. 48. 

St,„>«*, (Srnndzllfce des achwri*. Strnfrtcht». 21 
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den in der Anstalt eingeführten Arbeiten. Thurgau § 7. 
Zürich § 10, Obwalden Art. 7 überlassen dem Gefangenen 
die Wahl der Beschäftigung innerhalb der Schranken der 
Hausordnung, sofern er seinen Unterhalt zu bestreiten 
vermag; ist er nicht im Stande, seinen Unterhalt zu be- 
streiten, so hat er nach Thurgau und Obwalden die ihm 
angewiesene Arbeit zu verrichten : in Thurgau darf jedoch 
die Arbeit keine öffentliche sein. Zürich § 10 fordert auch 
die Zahlung der Gerichtskosten und des Schadensersatzes, 
andernfalls tritt angemessene Beschäftigung ein. In Oh- 
io al den soll der Verurtheilte, .,wenn möglich, auf eine 
seinen bisherigen bürgerlichen Verhältnissen entsprechende 
Weise angemessen beschäftigt werden u . Der Gefangene 
hat die ihm angewiesene Arbeit im Zimmer der Arbeits- 
anstalt zu verrichten. Wenn bereits 2 Monate der Strafzeit 
verstrichen sind, so kann er ausnahmsweise, sofern er 
dazu einwilligt, oder selbst gegen seinen Willen, wenn die 
Gesundheit es erfordert, zu Arbeiten ausser der Anstalt 
verwendet werden. 

Eine Anzahl Gesetze gebieten Arbeit nicht durchaus, 
sondern nur mit gewissen Einschränkungen. In Luzern 
P. St. G. § b' kann sich der Verurtheilte mit zulässigen 
Arbeiten beschäftigen. Appenzell A.-Rh. t? 0 und Soloth t/r n 
§ 11 beschäftigen den Verurtheilten, wenn die Verhältnisse 
es gestatten ; Solotltum fügt bei r in einer ihren Fähigkeiten 
und Verhältnissen angemessenen Weise im Innern des 
( Jetangnisses-*. In (ilarus § b* soll der Sträfling so viel als 
möglich zur Arbeit im Innern des Gefängnisses angehalten 
werden, wenn die Haft länger als 14 Tage dauert. Aargau f 
Wallis, Sclncvz halten den Sträfling jedenfalls zur Arbeit 
an, wenn die Strafe in der Strafanstalt vollstreckt wird. 
In Sc/rwyz § 10 kann Gefängniss in Einzelhaft mit oder 
ohne Beschäftigung des Verurtheilten vollstreckt werden. 

Schaphausen ij H schliesst den Arbeitszwang als Regel 
ans. sofern der Verurtheilte die Verpflegungskosten zu 
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zahlen vermag. Eine ahnliche Entscheidung trifft Neuen- 
bürg 1891 Art. 17: 

Le condamnä est astreint au travail dans la mesure necessaire 
pour le recouvrement des frais de son entretien et des amendes 
encourues. II peut obtenir sur le net produit de son travail, quelques 
adoucissements, dans la mesure fixee par les reglements. 

Keine Vorschrift enthalten Bund, Graubünden und Hern. 
Für den Hund ist es sehr begreiflich, da er auf den kan- 
tonalen Strafvollzug angewiesen ist. 

Eh reu folgen. Nur Appenzell A.-Rh. § 6 knüpft an die 
Gefängnissstrafo stets Herabsetzung in den bürgerlichen 
Ehren und Rechten auf bestimmte oder unbestimmte Zeit. 
Einige Gesetze stellen es dem richterlichen Ermessen an- 
heim, neben der Gemngnissstrafe auf Einstellung in der 
bürgerlichen Ehrenftthigkeit zu erkennen ; so Bund Art. 7 
auf 10 Jahre, Obwalden Art. 13, Absatz 3, bis auf höchstens 
f> Jahre, Tessin Art. 26 je nach dem Grade der Gefäng- 
nissstrafc auf 1—2, 2 — 4, 4 — 6 und f> — 8 Jahre, Zürich 
S 20 nicht über 3 Jahre, Zug § 9 bis auf 2 Jahre. Ein- 
stellung in der bürgerlichen Ehrenfithigkeit lassen allge- 
mein zu Schaffhausen § 21 bis auf b Jahre, Lusern P. St. G. 
4j 20 von 2 bis 5 Jahren, Glarus § 8 auf 1 bis 10 Jahre, 
und es gilt dies wohl auch bei Gefangnissstrafe. 

Eine fernere Reihe von Gesetzen verweisen auf die 
Vorschriften des besondern Theils in dem Sinne, dass der 
Richter auf Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeir 
nur erkennen darf, wenn es das Gesetz für den einzelnen 
Fall gestattet oder gebietet, so Neuenburg Art. 18. Wallis 
Art. 40, Bern Art. 19, Freiburg Art. 3U, Genf\r\. 10, St.Gallen 
Art. 14, Neuenburg 1891 Art. 32. Dabei wird die Dauer 
von Bern Art. 19 auf 1— f> Jahre, von Gen/ auf 2— 20 Jahre 
und von St. Gallen Art. 14 auf 1—4 Jahre bestimmt. 

Graubünden § 17, Aargau Z. P. G. §22, Schivyz § Ii» 
verweisen auf das Urtheil. Ehrenfolgen sehen bei Ge- 
fangniss nicht vor Thurgau, IVaadt, Basel und Solothurtt. 
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Schärfung. Schärf ung der Gefhngnissstrafe ver- 
bietet der Bund Art. 4. In Zürich wurde ein Antrag auf 
Schärfung der Verhaftstrafen abgelehnt 1 1. 

Bestimmungen über Schürfung der Gefangnissstrafe 
fehlen in den Gesetzen von Waadt, Neuenbürg, Wallis, 
Tessin, Genf, Zug, St. Gallen, also namentlich in den romani- 
schen Kantonen. Thurgau § 15 b ? Gr anbanden § 10. Aargau 
Z. P. G. § 14, Schaffhausen § 25. Luzern P. St. G. § 8, Ob- 
walden Art. 7 und P. St. G. Art. 4 und 5, Bern Art. 13. 
Glartis § f>. Basel $ 14, Appenseil A.-Rh. $ 6, Sehwyz $ 10 
und Solothurn § 24 gestatten Schmäleruug der Nahrung 
in verschiedenem Umfang. Schärf ung durch Dunkelarrest 
sehen Thurgau § 15 c und Appenzell A.-Rh. § b' vor, durch 
Einzelhaft Thurgau $ 15 b und Solothurn g 24. Ziffer 1. 
durch hartes Lager Bern Art. 13, Ziffer 2, und Solothurn 
S 24. Ziffer 2. 



4? 34. Die polizeiliche Haft (prison civile). 

Es sind vorwiegend die welschen Kantone, welche 
eine besondere polizeiliche Haftstrafe besitzen, nämlich 
Wallis Art. 344. Tessin Art. 412, Genf Art. 11, Neuenburg 
Art. 251 1 1801 Art.8i. Freiburg Art. 455. ausserdem Appenzell 
4? 3 und Basel P. St. G. £ 5. Die Polizeistrafen von Graubun- 
den, Luzern und Obzualden gehören nicht hieher, da sie einen 
andern Charakter haben. Die polizeiliche Haftstrafe lässt 
Genf Art. 22 in einer besondern Abtheilung der „maison 
de detention\ Wallis Art. 34(> im Gemeindegefängniss. 
Basel P. St. G. § 5 im Polizeihaftlokal, Neuenburg 1891 
Art. 43b* in einem besondern Arresthause und Tessin Art. 413 
in den Bezirksgcfängnisscn vollziehen; Freiburg und Appen- 
zell bestimmen den Vollstreckungsort nicht näher. 



Zürcher und Renz, Kommentar. S. 9, bei Note 4 zu § 10. 
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Dauer. Wahrend Wallis Art. 345 und Neuenburg 
Art. 252 die Strafzeit auf 13 Tage beschränken, Tessin 
Art. 413 auf 1—7 Tage. Freiburg Art. 455 auf 1—10 Tage, 
kann die Dauer in Genf kW. 15 und Appenzell $ 7 bis auf 
einen Monat, beziehungsweise 4 Wochen ansteigen und in 
Hasel P. St. U. § 5 bis auf 42 Tage. Neuenbürg 1891 Art. 434 
endlich sieht für die polizeiliche prison civile eine Dauer 
von 1 bis 8 Tagen vor. Die gleichbenannte in Art. 23 
geregelte Strafe charakterisirt sich nicht als polizeiliche 
Haft, sondern als custodia honesta. Sie ist daher bei dieser 
zu behandeln. 

A r b e i t s z \v a n g. Arbeitszwang besteht für die 1 läft- 
linge gesetzlich überall nicht. Genf Art. 22 und Neuen- 
bürg Art. 255 entbinden den Verurtheilten ausdrücklich 
von Arbeit. 

Ehre nfo Igen sind mit der polizeilichen Haft über- 
all nicht verbunden. 

Schürfung. Hasel-Stadt P.St.U. $ G litsst bei Haft 
Schmälern ng der Kost zu. 

Besondere Freiheitsstrafen nnd Freiheitsentaiehnngen. 

S 35. Custodia honesta. 

Hern Art. 14 kennt unter der Bezeichnung r einfache 
Enthaltung** eine Freiheitsstrafe, welche da, wo das (iesetz 
sie ausdrücklich zulasst, an Stelle der Zuchthaus- und 
Korrektionshausstrafe tritt. Die einfach Enthaltenen werden 
von den übrigen Sträflingen abgesondert, die Arbeit soll 
soweit möglich der bisherigen Heschaftigung des Verur- 
theilten entsprechen und er darf zu Aussenarbeit nur mit 
seiner Zustimmung verwendet werden. Schmalcrung der 
Ehrenrechte tritt nicht ein. Einfache Enthaltung ist na- 
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mentlich statthaft bei einzelnen Delikten gegen den Staat, 
bei fahrlässiger Tödtung, bei Misshandlung und Eigenthums- 
beschädigung. 

Ausschliesslich auf politische Delikte findet die prigionia 
des tessinischen Strafreohts Art. 22. 2i) und 24 Anwendung. 
Der Verurtheilte tragt nicht Strätlingskleider, wird wie ein 
Kntersuehungsgofangenor behandelt und darf innerhalb 
des Reglementes sieh nach Belieben beschäftigen und 
Besuche empfangen. 

Hieher gehört auch die Bestimmung von Basel-Stadt 
Absatz 2. nach welcher das Gericht grössere Freiheits- 
strafen im Polizeihaftlokal vollstrecken lassen kann, wenn 
sich der Verurtheilte gehörig allein beschäftigen kann 
und seine Handlung einen mildern Charakter tragt. End- 
lich ist auf das hinzuweisen, was bei Waadt Uber die Ge- 
fängnissstrafe ausgeführt wurde. 

Die prison civile von Neuenbürg 1891, deren Dauer 
als nicht polizeiliche Strafe 1 Tag bis G Monate beträgt 
Art. 2i\\ und die in einer besonderen Anstalt oder in einem 
Bozirksgefängniss ohne Arbeitszwaiig vollstreckt wird, 
findet bei Delikten Anwendung, die nicht von unehren- 
hafter Gesinnung zeugen, so namentlich bei einigen poli- 
tischen Delikten -Art. 117. 12H. \M, Vtf. 1H8), und bei 
Duell Art. 177 und erscheint daher als ehrenvolle Haft 1 f. 



') Vgl. Expos»- des motifs ii l'appui du projet de Code penal neucbätelois. 
S. Kii» und 170. Nous avons donne par lc projet uue plus «rrande extension 
ä la prison civile qui n'etait jusqu'ä present qu'une peiue de police. Elle 
fonucra le dernier echelon dans la Gradation de res peines. Le projet l'ap- 
pliqut' soit coinme forme unique de la detention, soit comrnc forme alter- 
native avec d'autres peines. pour les delits qui n'impliquont pas un sentinient 

bas de la part de leur aut«-ur et j r un eertain uombre de delits legers. 

La prison civile nentraine ancune idee de fletrissure. Tins on peut abaissor 
les degres de la repressiou, plus on donne d'olastic.itc au ressort pönal, plu* 
on l'assouplit, plus aussi on l'approprie aux iniimnbiables varietes des in- 
fractions, aux uuances innnies des culpubilite> relatives, La ivpression li est 
equitable que lorsque ses severites mit leur juste contrepoids dans su »le- 
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g 36. Die Strafe für Jugendliche. 

Einige Kantone haben die Gefahr erkannt, welche das 
Zusammensein von Jugendlichen mit erwachsenen Sträf- 
lingen mit sich bringt. 

Obwalden Art. 0 bemerkt für Zuehthaussträtiinge ganz 
allgemein, wo die Jugend es erfordere, seien diese Sträf- 
linge von den übrigen angemessen abzusondern, und 
Zürich § 1 1 gibt dem Richter das Hecht, in Bezug auf 
Jugendliche zu verfügen, dass sie wahrend der ganzen 
Strafzeit oder wahrend eines Theils derselben abgesondert 
eingesperrt oder in eine Besserungsanstalt gebracht wer- 
den. Dies gilt namentlich auch von Personen von 10 bis 
10 Jahren. Luzern § 10 ermächtigt den Richter, im Urtheile 
zu bestimmen, dass ein zu Zuchthaus Verurtheilter wegen 
seiner Jugend wahrend der ganzen Strafzeit oder während 
eines Theils derselben abgesondert gehalten werden soll. 
Thurgan i? b gebietet, jugendliche Personen, welche zu * 
Zuchthaus- oder Arbeitshausstrafe verurtheilt wurden, in 
der Anstalt von den erwachsenen Sträflingen abzusondern. 
(icnf Art. '2\ verweist wenigstens Kinder unter lb Jahren 
in eine besondere Räumlichkeit, freilich scheint selbst 
diese wenig weit gehende Vorschrift nicht ausgeführt zu 
werden 

iiieiic»». Xous euvisügeoiis cette dispusitiou eomme essentielle: nous nous en 
promettona d'excelleuts resultats, et nous pensoiis »prelle eontrilmera ueau- 
cmip ;i plarer notre codi- au rann des lejjrblations pönales les plus nuupletes. 
("est a peu pres la peine de la forteresse, teile ipie uous la trouvons «laus 
les pavs allemand>. tnais eile s'en distingue eependant. La peine de Im 
forteresse est Techelon iutenuediaire entrc la rerlusion et retnprisonneuient. 
Elle parait reserve* exilu>i> erneut aux persuunes appailenant anx classes 
teuperit-un-s. La prison civil»- est la tonne de detention la jdus attenuee: 
eile s'appliquera, dan> une soeiete druiocraiique cmnnie la untre, snns am une 
distiiK-tion ni preoccupation de couehe sociale. 

') Cm'iitmri, La criminulite ä (ieueve au XIX""' sieele. H. (ieorg. löSM, 
Seite K-W. Mo. 
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Bern hat eine besondere Anstalt für männliche Ver- 
urtheilte von 1(5— 20 Jahren in Trachselwakl eingerichtet, 
welche auch bös geartete junge Leute aufnimmt. 

8 37. Arbeitsanstalten für Liederliche und 

Arbeitsscheue. 

Systematische Zusammenstellung S. 141 — 1<>2. 

Literatur. V. Harbin. Verhandlaugen des Vereins für Straf- und Gefäng- 
nisswesen, 18W, 8. 12fi ff. 

Wandt 1 *. Neuenburg' 1 ) und Bern 3 \ kennen eine beson- 
dere gerichtliche Strafe des Arbeitshauses für Armenpolizei- 
vergehen. Diese Strafe wird vom Richter namentlich wegen 
Bettels, Landstreicherei und Nichterfüllung der Familien- 
pflichten ausgesprochen. W andt nennt hier auch die Prosti- 
tution. Die Dauer der Strafe betragt in Bern wenigstens 
<"> Monate, in Neuenburg 1 Jahr und kann sich in Bern 
bis auf 1 Jahre, in Neuenbürg nun bis auf :\ Jahre er- 
strecken. Wandt entlullt über die Dauer der Enthaltung 
keine Bestimmung. Bern verwahrt die zu Arbeitshaus 
Vorurt heilten in Thorherg. Wandt in Payerne und Orbe. 
Neuenbürg zu Devons. 

Mit der Arbeitshausstrafe ist nicht zu verwechseln die 
von den Kantonen Thurgnu, Graubiindeu, Aargau, Luxem, 
Bern, Zürich, Basel Stadt, Basel- Umd, Appenzell A.-Rh., 
Solothurn und St. Gallen gesetzlich begründete Massnahme, 
durch welche liederliche Personen gegen ein Kostgeld in 
einer Arbeitsanstalt untergebracht werden. DerCharakter 
der Massnahme ist hier überwiegend ein fürsorglicher 
und sittenpolizeilicher und nicht ein strafrechtlicher, ein prä- 

') Dekret vom 21.. Januar 1 87"». 

') Deiret de fondation du 28 fevrier Isüs et reglemeiit organique poiir 
Iii nwison de traviul et de rorreetion du Devens. \' it t -nhurj 18iU Art. 22. 
2«>o. 201. 204. 

) «ie-ct/. über die Aiineupolizei. vom lt. April |s.'>s. 
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ventiver und nicht ein repressiver. Ks handelt sieh darum, 
ein verkommenes (Mied der menschliehen Gesellschaft zur 
Arbeit zu erziehen und es an ein geregeltes Leben zu 
gewöhnen. So bestimmen den Zweck der Arbeitsanstalt 
namentlich Thurgan^, C, r anbanden* k Luzeru*>, Baselstadt 1 ^ 
Appenzell A.-Rk. h ), Solotftttrn*. 

Bei diesem Oharaktor der Massnahme rechtfertigt sich 
die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden. Als entschei- 
dende Behörde bezeichnen Thurgau <j X 1 !. Luzern $ 7, 
Bern*), beide Basel V Appenzell 4? ;l und So/o t/turn 4j 4 
den Regierungsrath oder Kleinen Rath, Zürich 10 > den 
Bezirksrath, .SV. (fallen u , den Gemeinderath des Wohn- 
oder Heimatortes mit Bestätigung des Regierungsrathes, 
Graubünden £ :>1 die Vormundschaftsbehörde, Aargau 12 ; 
dagegen das Bezirksgericht. Allein nach der Gestaltung. 



') Gesetz betreffend die Errichtung einer kantonalen Zwangsarbeit*- 
anstalt vorn 1«. Dezember 1«49 § 2a. 

v ) Armenordnung des Kantons Grauhündeu mit Ergänzungen bis 1. 
Dezember 18o7. $ 29. 

*) Gesetz über Errichtung einer Zwangsarl>eit>anstalt vom 4. Marz 
IHHö, § 2. 

*) Gesetz Uber Versorgung in Arbeits- oder Hesserungsanstalten. vom 
7. Februar iSöl. § 1. 

*) Statut und Keglement für die Zwangsarbeit san?talt. verbunden mit 
Korrektionsanstalt, vom 2ö. April 18S0. § 2a. 

*) Gesetz betretend die Errichtung einer Zwangsarheitsanstalt, vom 
2. Februar 1881, $ 2. 

; ) Die Zitate beziehen sieh auf die entsprechenden Spezialgesetze. 

*) Gesetz betreffend Errichtung kantonaler Arbeitsanstalten, vom 24. 
November 188ü, Art. ö. 

') fiasi-t-St,iJt a. a. O. § :-{, ß,ts</-/..iw/, Verordnung des Regierungs- 
rathes betreffend die Aufnahme von Zwangsarbeitsgefangenen in die Straf- 
anstalt, vom 27. Januar 1877. 

10 ) Gesetz betreffend die Errichtung staatlicher Korrektionsanstalten, 
vom 4. Mai 1879, $ «». 

") (iesetz betreffend die Versorgung arbeitsscheuer und liederlicher 
Personen in ZwangHarbeitsanstalten, vom 1. Urachmonat 1*72. Art. :\. 

,? ) Gesetz aber Errichtung einer Zwangsarheitsanstalt, vom 1!». Hor- 
nung 1868, $5 5. 
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welche die Einweisung in Aargau gefunden Imt. ist nichts- 
destoweniger die administrative Natur der Massnahme 
unverkennbar. 

Die Massnahme setzt nicht wie die Strafe eine be- 
stimmte Handlung- voraus, sondern einen gesellschafts- 
widrigen und anstössigen Lebenswandel. Es 
ist charakteristisch, dass dietiesetze überall die Personen 
aufzählen, welche in die Arbeitsanstalt aufzunehmen sind, 
und nicht bestimmte Handlungen, Vorausgesetzt wird stets 
die Arbeitsfähigkeit des Aufzunehmenden. Die ftesotze 
bezeichnen zur Aufnahme: 

1 .. Personen, welche sich einem liederlichen, arbeits- 
scheuen oder ausschweifenden Lebenswandel ergeben und 
dadurch der öffentlichen YVohlthätigkoit zur Last fallen 
etler zur Last zu fallen drohen. Dabei werden Trinker. 
Bettler und Landstreicher besonders hervorgehoben. 

Kerner vereinzelt : 

2 Pflichtvergessene Kitern. welche ihre Kindel* in den 
Zustand der Hültiosigkcit versetzen i . largait £ .'5, 1, Luxem 
§ :>b oder sie dauernd vernachlässigen Hase/Stadt §2 a, 
Hern Art. 4. Ziffer .*>. Litzern § :>c . 

i\< Bevormundete oder der elterlichen (iewalt Knter- 
worfene. die sich den Anordnungen der (iewaltbaber be- 
harrlich widersetzen Luzern g '.in. Hern Art. 4, Ziffer 1. 
Solothurn § :\ I b . 

Thurgau S 2 b und Appenzell s .*>c lassen (ieldstrafen 
in der Arbeitsanstalt abverdienen, .SV. Gallen Art. 1 d nimmt 
entlassene Sträflinge, welche den Zwecken der Schutzauf- 
sicht zuwiderhandeln, in die Arbeitsanstalt auf. Hern Art. 4. 
Ziffer 4. Zürich s 1 b und Solothurn £ .">. 11, in Verbindung 
mit g 42 des St. (J. B.. verwahren einzelne Unzurechnungs- 
fähige, welche einer reberwachung bedürfen, in Arbeits- 
anstalten, was nicht unbedenklich ist. 

Die Dauer der Enthaltung lässt Hasel-S/atit s 4 
unbestimmt, und auch der Kleine Rath von (traubiimien 
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$ 34 kann die Versetzung uuf unbestimmte Zeit anordnen, 
so dass das Verhalten des Aufgenommenen über die Dauer 
des Aufenthaltes in der Anstalt entscheidet. Um dieses 
benrtheilen zu können, ordnet Basel-Stadt halbjahrliehe 
Berichterstattung an. Im Febrigon wird die Dauer der 
Enthaltung bestimmt auf: 

2 Monate bis 2 Jahre von Thnrgau § ;\ 

3 Monate bis 2 Jahre von .SV. Gallen Art. 2, 
3 Monate bis 3 Jahre von Appenzell ij '>, 

b Monate bis 1H Monate von Aargan § 7. 
<> Monate bis 2 Jahre von Basel-Land $ 2. 

Lucern £ X, Bern Art. !), Zürich § H. Solothum § 7 setzen 
die höchste Dauer zunächst auf 1 Jahr fest. Graubanden S 34 
auf b* Monate. Für Rückfällige wird die Dauer von Gr an- 
banden § 34 auf 1 Jahr, von Luzcm £ X. Bern Art. <>. Solo- 
thnrn § 7 auf 2 Jahre, von Jarkau § 7. Zürich S X und 
.SV. Gallen Art. 2 auf 3 Jahre erhöht. 

Für den Aufenthalt in der Arbcitsanstnlt haben die 
Insassen ein Kostgeld zu entrichten: für ganzlich Fn- 
bemittelte bezahlt die ficinciudc den lietrag. Der Betrag 
der Kostgelder beläuft sich nach Angabe Harbins auf 
40 bis 200 Kranken im Jahre 1 -. 

Fngünstig ist das Frtheil, welches derselbe Kenner 
der Arbeitsanstalten. Direktor Harlan von Fenzburg. aus 
eigener Frfahrung und aufgrund von Berichten Sach- 
verständige!- fällt - : 

Die moralischen Ergebnisse 'der Arbeitsanstalten) werden nir- 
gends gar hoch taxirt. Die Hauptsache ist und bleibt, dass die 
Bevölkerung während der Detentionszeit vor solchen Individuen 
sicher ist und von denselben nicht geplagt wird. Der Wiedereintritt 



') Verhandlungen des «M-hweizerisrhen Vereins 1'or Straf- und (iet'iing- 
nisHwesen und der interkantonalen Vereinigung der schweizerischen Schutz- 
aufsiehtsvereiiie in Altdorf am U5. und 1 7. Septeuiher ].s,si», XVI. Ver-ainm- 
liing. Aai an, hauerlünder. 1S1M». S. 1 5-">. 

-) A. a. O.. S. 1.V7. 
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in die frühem Verhältnisse vermag nach und nach auch die stärk- 
sten Vorsätze zu lockern. 

Ks wird sich aber doch fragen, ob nicht durch Ab- 
sonderung der gewohnheitsmäßigen Bettler und Vaganten 
und durch Verweisung der Trinker in eine für diese be- 
stimmte Heilanstalt, wie dies von .SV. Gallen neuerdings 
vorgesehen worden ist, die Arbeitsanstalten von denjeni- 
gen Kiementen gesäubert werden könnten, welche einen 
wirksamen Krfolg dieser Anstalten gegenwartig hindern. 
Auch wird es möglich sein, den erzieherischen Zweck 
dieser Arbeitsanstalten noch besser zum Ausdruck zu 
bringen . als es zur Zeit in den meisten Anstalten ge- 
schieht. Ein erstes Erforderniss ist die Abtrennung der 
Zwangsarbeitszöglinge von den Sträflingen, während da 
und dort Strafanstalt und Arbeitshaus für Liederliche in 
demselben (Jebäude vereinigt werden, so in Lenzburg. 

, ' S 38. Trinkerheilstatten. 

Literatur. Di»' Errichtung von Triukerasylen und deren Einfügung in die 
(Gesetzgebung. Keferaf von Professor Dr. Forel in Zürich und von 
Strafgerichtspräsident Dr. //. David in Hasel in den Verhandlungen des 
Schweizerischen Vereins für Straf- und (iefangnisswesen, Aurau 1891, 
S. I — lif», sowie das von Prof. Forel mitgetheilte Literaturverzeichniss. 
S. ;i8- 42. 

Während in den Kantonen Wandt iTrelex - und Hasel 
rhrischona schon seit mehreren Jahren Trinkerasyle be- 
stehen, welche auf religiöser («rundlage eingerichtet sind, 
trägt die im .Fahre 1K»S8 von Prof. Forel unter Mitwirkung 
des Zürcher Hülfsvcroins filr < ieisteskranke und mehrerer 
gemeinnütziger Männer im Kanton Zürich gegründete 
Trinkerheilstätte Kllikon einen allgemeineren Charakter, 
neuerdings ist auch in der Nähe von Bern t Nüchtern ■ 
ein Trinkerasvl errichtet worden. Da die Kriminalität 
durch die Trunksucht stark beeinflusst wird, so leisten 
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diese Anstalten für die Vorbeugung von Verbrechen sehr 
schätzenswertho Dienste. 

Hier verdienen sie deshalb besondere Erwähnung, weil 
St. Gallen in dem am 29. Juni 1891 in Kraft getretenen 
Gesetz betreffend die Versorgung von Gewohn- 
heitstrinkern die zwangsweise Versetzung von 
Trinkern in Trinkerheilanstalten eingeführt hat 1 ). Personen, 
welche sich gewohnheitsmäßig dem Trünke ergeben, kön- 
nen nicht nur auf Grund freiwilliger Anmeldung, sondern 
auch durch Besch] uss des Geineinderathes der Wohn- 
gemeinde, gestützt auf ein amtsärztliches Gutachten und 
unter Bestätigung des Regierungsrathes, für bestimmte 
Zeit (9— ls Monate i in eine Trinkerheilanstalt verwiesen 
werden. Die Einweisung in Trinkerheilanstalten erscheint 
demgomäss als eine fürsorgliche Massnahme gleich der 
Versetzung der Liederlichen in eine Arbeitsanstalt; es 
tritt jedoch der Heilungszweck in den Vordergrund. Es 
mag sich fragen, ob es nicht zu weit geht, Zwangsmass- 
nahmen gegen jeden Gewohnheitstrinker zuzulassen, und 
ob es nicht angezeigt wäre, für die amtliche Einweisung 
von Trinkern in eine Heilanstalt ähnliche Voraussetzungen 
aufzustellen, wie für die Versetzung von Liederlichen in 
Arbeitsanstalten. Der in dem St. Galler Gesetz zum Aus- 
druck gebrachte gesetzgeberische Gedanke verdient jedoch 
durchaus Beachtung. Ks ist dies auch von der interkanto- 
nalen Vereinigung der schweizerischen Schutzaufsichts- 
vereine in ihrer Versammlung zu Basel am 13. Oktober 
1891 anerkannt worden 4 !. 



') Das Gesetz sowie die Botschaft des Hegierungsrathes zu demselben 
sind abgedruckt in Zeitschrift für Schweiber Strafrocht, IV, 1891, S. 560. 
561, bezw. 555—558. 

■) Die Sektionen der interkantonalen Vereinigung der Schutzaufsichts- 
vereine werden die Frage im Laufe des Winters 1891/189*2 berat hen ; im 
Sommer 1892 wird eine Versammlung von Abgeordneten auf Grund der 
Sektionsberichte ihr Gutachten abgeben. 
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Der Volhrog der Freiheitsstrafen. 

S 39. Der Stand des Gefangnisswesens. 

Bei der Zersplitterung des schweizerischen Strafvoll- 
zuges bildet eine Charakteristik desselben grosse Schwie- 
rigkeiten. Das am meisten Charakteristische ist die»» 
Zersplitterung selbst, welche ro« Jageniann 1 * in seiner 
vortrefflichen Darstellung des ausserdeutschen Gefangniss- 
wesens in Europa seit 1830 als einen Grundzug des 
schweizerischen Getangnisswesens bezeichnet. -So viel 
Treffliches im Einzelnen geleistet wurde und wird, u be- 
merkt v. Jagemann, -so ist doch im Ganzen genommen 
«lies System der kantonalen Zersplitterung i zugleich 
mangelhaft und theuer: erwägt man. dass nur 4 Kantone 
über rttXXOOO, dreizehn aber unter 100.000 Ja fünf unter 
30,000 Seelen zahlen, so leuchtet die Unmöglichkeit eines 
vollkommenen Zustandes ein. Dies zeigt sich namentlich 
in der mangelhaften baulichen Einrichtung einiger alterer 
Gefängnisse* . so dass Entweichungen geradezu zu einem 
Kapitel der Literatur geworden sind; sodann in der häu- 
tigen Kleinheit der Anstalten 3 . welche die Ausstattung mit 
einein auf der Hohe der Autgabe stehenden, gebildeten 
Verwaltungspersonal und damit die Straferzieh ung, ja bei 
patriarchalischen Verhältnissen hin und wieder auch die 
Abschreckung ausschliesst. gleichwohl aber die nöthigrn 



l ) r. H>Atz"H<l'>rf\ und r. JinjtManm, Handbuch de^ <»etaognisswesen>. 
Krater Raud. Hamburg. J. K. Richter. IS*-. S. 21«. 

s i >o besteht die Strafanstalt Seh™ uns einem Naueruoan-e. auch 
die strafauaialt Stan* besteht aus einem ländlichen Gebäude. 

s ^ S» enthalten die nachgenannteu Strafanstalten im Ganzen Be:tej 
Aftdorf Schwyz Ii», Samen :<*. StausiUad 12. Zug 31. i> munden ^Appen- 
zell A.-Kh.) 11. « hur 4«. Mutier* 2" L*eber3"» Betten zahlen nox: Zürich 
pi;.. l>ern i27-i». Tl.-.rt^rg i-'l'-i. Lau-sinu»' i21-"0. Mati -tische* Jahrbach 
d'-r >ih»-fi/ Kr-t- r -J;il;r«ziin-. 1"VM. S 2-". 



Digitized 



Der Stand des Uefiuignissweseus. 



Staatszuschüsso für Bau und Betrieh relativ erhöht, weil 
der allgemeine Aufwand sich auf wenige Köpfe vertheilt 
und ein gewinnreieher Arbeitsbetrieb ersehwert ist; ferner 
in der Vermengung der für den Strafvollzug zu trennenden 
Kategorien ( Verschiedenheit des Alters, des Geschlechts, 
der Strafart, des Körper- oder Geisteszustandes, des Unter- 
suchungs-, Straf- oder Verwahrungszustandes, der Straf- 
stadien i in einer und derselben Anstalt 1 1.- 

Die Strafanstalten und Zwangsarbeitsanstal- 
ten der Schweiz, ausschliesslich der kleineren Gefäng- 
nisse, besassen im Jahre 1 890 8 ) 2074 Einzelschlafzellen: 
die Gesammtzahl der Betten betrug 4076. Da diese An- 
stalten zu Ende September 1891 nicht mehr als 2298 Ge- 
fangene beherbergten, so würde es anscheinend möglich 
sein, jedem Insassen eine Einzelzelle anzuweisen. Da 
jedoch der Strafvollzug kantonal ist und die Verhältnisse 
in den einzelnen Kantonen verschieden sind, so trifft diese 
Vermuthung nicht zu. Mehrere Strafanstalten besitzen 
ebensoviel Schlafzellen als Betten, nämlich Altdorf 2f>. 
Samen :14, Stansstaad 12. Zug 29. Baselstadt lb'O <1b'4. 
Liestal 104. Schaffhausen <>2. St. Gallen 2ä0, Tobel 94. 
Neuenburg 11. -J. Genf Evcche 95; andere Anstalten ver- 
fügen über eine ziemlich geringe Zahl von Einzelschlaf- 
zellen. Es ergibt sich in den uachgenannten Anstalten 
folgendes Verbal tniss für die Zahl der Einzelschlafzellen 
zu der Gesammtzahl der Berten: St. .Tohannsen 7/140. 
Thorberg 0/215. Luzern 2<>/19<>. Mötiers :J/20. St. Antonie 
7/1 4:5. Bern bereitet bedeutende Verbesserungen vor. 

') So vereinigt die vortrefflich eingerichtete und bestverwaltete aar- 
gauische Strafanstalt Lenzburg Männer und Weiber, peinlich und zucht- 
poli/eilich Verurtheilte, Liederliche, welche in eine Arbeitsanstnlt verwiesen 
worden sind, und jugendliche Verbrecher, überhaupt alle SträHinge. «leren 
Strafe mehr als 1 Monat beträgt, und überdies noch Intersuchungsgefangene. 
Zeitschrift für Schweizer Strafrecht. 3. Jahrgang, 1H90, S. Infi. 

*) Statistisches .lahrbuch, I, 1H1U, S. 2:20. Angabe des eidg. statisti- 
schen Hüreau für Januar 1S92: 2128 Einzelschlafzellen, +084 Betten. 
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In den meisten Strafanstalten bestellen gemeinschaft- 
liche ArbeitsrHume 1 ». dagegen fehlen fast überall Einzel- 
arbeitszellen. 

Autfallend ist namentlich, dass nicht nur kleine länd- 
liche Kantone, sondern auch reiche Stftdtekantone. wie Genf, 
einen Zustand des (icfangnisswesens andauern lassen, 
welcher einen wirksamen Strafvollzug geradezu aus- 
schliesst. Obwohl Genf 2 Anstalten besitzt, so entspricht 
doch nach dem Zeugnisse von Polizeidirektor Cuenoud 
weder die eine noch die andere den bescheidensten An- 
sprüchen, und es ist nicht möglich, eine Trennung der 
Gefangenen nach Kategorien dort durchzuführen. 

Unbefriedigend ist der Zustand namentlich in den 
174 bezw. 212 (i efüngn isse n . in denen kurzzeitige 
Freiheitsstrafen vollstreckt werden 2 , indem es 
hier nicht nur an Kinzelschlafzellen. sondern namentlich 
auch an Arbeitsräumen mangelt und die Gefangenen vieler 
♦>rts in i lemeinschaftshaft zu verderblichem Müssiggaug 
vereinigt werden. Auch hier zeigen sich bedeutende 
Unterschiede in den einzelnen Kantonen. Während Luzem, 
Schzvyz, Claras, Schaffhausen, Graubunden, Aargau, Zessin, 
St. Gallen vorwiegend Kinzelschlafzellen eingerichtet haben, 
bestehen in Fern 172 Kinzelschlafzellen auf <>24 Betten, 
in Freiburg aut KV», in Solothurn 1"> auf 74, in Waadt 
1»»^ auf 321. in Xeucnburg 42 auf 101 und in Gen/1 Kinzel- 
schlafzellen auf 149 Betten. Die (iesammtzahl der Betten 

l > Die 27 kantonalen Strafanstalten, in welchen «Ii* Sträflinge zu 
industriellen Arbeiten angehalten werden, weisen 201 Arbeitssäle auf (aus- 
schliesslich der Eiozelarbeitszellen). und zwar für Weber 31. Näherinnen 
und Strickerinnen 2M. Schreiner 24. Schuster Ii*. Stroh- und Korbflechter 14. 
Schneider 12, Schlosser 12, Buchbinder 11, ilolzspalter 10, Tapezierer s. 
Maler 7. Wienerinnen 4. Bürstenbinder L hrenmaoher 3, Sessel flechter 2. 
Kisten- uud ^chuchtelraacher 2. Waguer 2, Kühr 2. Hau**hubin»cher 1. 
KlaschenhuUenmacher I : du* s Anstalten mit überwiegend landwirthsth dt 
liehem Betrieb 23 Arbeitete. Statistische? Jahrbuch der Schweix, 1S3M. 
s. 222. 223 uud 224. 

J, i Statistische Täte! Hl und 11. S 3."* » — s.s? 
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betragt 2;WH, die sich auf 474 gemeinschaftliche Schlaf- 
räume und 1 1 78 Einzelschlafzellen vertheilen. 

Von den 4f>.*$ Strafgefangenen, 482 Untersuchungs- 
gefangenen und 147 Passantarrestanten, welche Ende 

- 

September 1891 in den kleinereu (Jetangnissen sassen, 
wurden im Ganzen f>9 <;">%> zur Arbeit angehalten; diese 
59 arbeitenden Gefangenen entfallen sämmtlich auf Zürcher 
Gefangnisse. In der ganzen übrigen Schweiz blieben Uber 
1000 Gefangene müssig. Und doch mangelt es in den Ge- 
fängnissen nicht überall an Arbeitsräumen; es besitzen 
Zürich 18, Neuenburg 0. WaadtX, GenfW. Bern, Glarus, Tessin 
je 1. In diesen Arbeitsräumen könnten 202 215 Arbeiter be- 
schäftigt werden. Zürich besitzt auch t> Einzelarbeitsräume. 

Wenn es niclit möglich ist, den Strafvollzug zu ver- 
einheitlichen, so sollt«' der Hund den Strafvollzug wenig- 
stens theil weise übernehmen. Der Verein für Straf- und 
Gefängnissweson ersuchte die Bundosbehördon schon am 
9. März 1879. den Strafvollzug für die schwersten und 
gefährlichsten Verbrecher zur Hundessache zu machen 
und eine Korrektionsanstalt für jugendliche Verbrecher zu ' 
begründen oder ihre Gründimg durch Unterstützung zu 
ermöglichen, und in seiner Versammlung zu Basel sprach 
er am Ul. Oktober 1891 die Ueberzeugung aus. „dass mit 
der Strafrechtseinheit eine Reform des schweizerischen 
Gefängnissweseus durch den Hund und mit Hülfe des 
Hundes vorzunehmen sei. insbesondere mittelst Errichtung 
und Betrieb von Anstalten für jugendliche Verbrecher, 
sowie von Zentralstellen für gewisse Kategorien schwerer 
Verbrecher". 

Neuerdings erkannte die ( icsetzgobungsu issensehaft 
die Notwendigkeit, eine Klasse der gefährlichsten Ver- 
brecher, die Berufs- und die Gewohnheitsverbrecher 1 1. in 

') Bemerkenswerth ist Stkwy: § 8 a. E. : Der Richter kanu auf Ab- 
sonderung und gegen schwere, gemeingefährliche und Gewohnheitsverbrecher 
auf Unterbringung in eine Ausserkantouale Strafanstalt erkennen. 

Stoo»», (Jrnii.lzllk'«' «)<••< *chw.>i?,. Sfr«f rocht». 22 
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besondern Anstalten von der Aussenwelt abzuschließen 
und sie für lange Zeit unschädlich zu machen. Es ist also 
das Postulat des Vereins für Straf- und Gefängnisswesen 
auch von diesem Gesichtspunkte aus geboten, da der Xatur 
der Sache nach die Absonderung dieser Verbrecherklasse 
nicht in jedem Kantone durchgeführt werden kann 2 . 
Nach dem Berichte der Direktoren der Strafanstalten und 
Zwangsarbeitsanstalten befanden sich Ende September 
1891 97—102 Sträflinge in diesen Anstalten, welche als 
gemeingefährlich anzusehen sind 5 ». 

In den Strafanstalten der Schweiz werden gegenwärtig 
meist auch jugendliche Verbrecher enthalten. 

Ende September 1 HO 1 befanden sich 

I. In den Strafanstalten und Zwangsarbeitsanstalten : 

1. als Strafgefangene 

9 Kinder unter 10 Jahren 1 Mädchen j. 

10") Jugendliche im Alter von 1(> — 20 Jahren lt> weibl. ; 

2. als rntersuchungsgefangene 

l rntersuchungsgefangener unter 20 Jahren. 

II. In den Gefängnissen : 
1. als Strafgefangene 

20 Kinder unter 1<*> Jahren 2 Mädchen-. 

2 ) 7'eirhnumn, Heferat. S. 77, 78 und S. 85, These 2. Herufsverbreeher 
und audere gefährliche und gemeinschäd liehe Verbrecher sind in einer 
Zeutralanstalt des Rundes auf luuge Zeit, theils lebenslänglich, theils von 
">- l~> Jahren, zu enthalten, je nachdem in Einzelhaft oder in gemeinsamer 
Haft, mit strengerem Regime als in den andern Strafanstalten, auch hin- 
sichtlich der Ehrcnfolgeu. ('orreron, Korreferat, S. 102. sowie These 8. 
S. 1215. 11 devrait etre cree un *>u plusieurs etablissements centraux destines 
a reeevoir. Mir la demande des autorites cantonales. les malfaiteurs dauge- 
reux, les comlanme» a perpetuite et, au besam, les delinquants d'habitude 
condamnes ä une peine exeedant ~> ans. Vit la neeessite pour tous les 
. autons d'avoir un paieil etablissemeut ä leur disposition, il serait conxtrnit 
et ndiniuistrc par la Conlederation. 

') J/nrhtti. Zeitschrift für Schweizer Strafrecht JV. S. Kit», schätzt 
den Uestand auf zirka I8u (Jewohuheitsverbrccher und 200—250. Verbrecher 
schwerer Art. 
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. r »f> Sträflinge im Alter von 10—20 Jahren <4 weibliche»: 

2. als Untersuchungsgefangene 
5(> Gefangene unter 20 Jahren <9 weibliche»: 

:}. als Passantarrestanten 
WJ Arrestanten unter 20 Jahren '1 weiblich). 

( T nd doch sind die Kantone seit einer Reihe von 
Jahren bestrebt. Kinder und Jugendliche von der Gemein- 
schaft mit Verbrechern zu bewahren und sie in besonderu 
Anstalten zu nützlichen Menschen zu erziehen 1 !: allein es 
reichen die zur Verfügung stehenden Mittel gegenwärtig 
nicht aus, um die verwahrloste und verbrecherische Jugend 
zu retten, und es ist daher auch auf diesem Gebiete Hundes- 
hülfe nicht zu (Mitbehren. 

S 40. Das System des Strafvollzugs. 

• S v stema tisch *i lässt sich der Strafvollzug nur da 
durchführen, wo das Gefangnisswesen in einer den Zwecken 
des Strafvollzugs entsprechenden Weise geordnet ist und 
insbesondere die baulichen Hinrichtungen eine Vereinzelung 
des Gefangenen Nachts und je nach Bedürfuiss auch zur 
Tageszeit ermöglichen. 



l ) Vgl. Statistisches Jahrbuch der Schweiz. Erster Jahrgang, 1S»1. 
S. 230: Die Kettlings- und ArraencrziebungsanstaUen in der Schweiz, wo 
auch über die Ergebnisse der Erziehung in 22 Anstalten wählend der fünf 
Jahre 1884 — 1888 berichtet wird. Ferner die schriue von Dr. (iutl1num*> 
für den Petersburger Kongress herausgegebene Schrift : Etablissements 
correctionnels pour jeunes delinquunts, cnfants vicieux. vagabonds ou aban- 
donues. Suisse. Reponses au questionnaire prepare par la Commission 
russe d'organisation du Congres. Saint-I'etersbourg lsiH). Seiten. 

*) lieber dus System des Strafvollzugs in der Schweiz geben nun die 
von Herrn Direktor Hikrhin bei allen Strafanstaltsdirektoren der Schweiz 
eingezogenen Berichte genaue und sichere Auskunft. Dieselben sind zu- 
sammengestellt in der Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 1. Jahrgang. 
S. 487. unter der Aufschrift „Der Strafvollzug in der Schweiz", r'ur alles 
Einzelne wird auf diese grundlegende Arbeit verwiesen. 
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Die Kantone, welche diese Voraussetzungen erfüllen, 
wenden sieh in ihren Strafanstalten mehr und mehr einem 
vereinfachten progressiven Systeme zu. welches 
von Jagemann 1 ) geradezu als das nationalschweizerische 
bezeichnet. 

Es ist ein v e r e i u f a c h t e s Progressivstem, denn 
die schweizerischen Verhältnisse gestatten die Errichtung 
von Zwischenanstalten, wie sie Walther Craflun vorschlug, 
nicht. Demnach weist der Strafvollzug in den fortge- 
schrittenen Kantonen hei längerer Strafzeit 2 » folgende 
Stufen auf: 

1) Einzelhaft bei Tag und Nacht. Arbeit in der Zelle. 

2 Gemeinschaftliche Arbeit. Zur Ruhezeit, insbeson- 
dere Nachts, Einzelhaft. Der Sträfling erhalt einen Antheil 
am Arbeitsertrag < Verdienstantheil .. über den er theil- 
weise verfügen darf. Besuche und Briefwechsel werden 
in lüngern Zwischenräumen gestattet. Bei guter Führung 
werden diese Vergünstigungen erweitert und vermehrt, 
wobei in der Regel eine fernere Klasse unterschieden wird. 

.Hi Bedingte Entlassung. Der StriiHing wird unter der 
Bedingung des Wohl Verhaltens der Haft entlassen, steht 
aber bis zum Ablauf der Strafzeit unter amtlicher Aufsicht. 

Dieses System ist gesetzlich begründet in den Kan- 
tonen Aiir<ran*>, Zürich* , Tessvr' , Waadt*\, St. Gallen' 1 >. 

Neuenbürg und Zug wenden das Progressivstem 
ebenfalls an. Bei (iründung der Xeuenburgef Strafanstalt 

') Handbuch des Gefangnissweseus, Hand 1, S. 217. 

•) Zürich. Bei Zuchthaus- und Arbeitshausstrafe von mindestens einem 
Jahn* (Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen) § 2, ebenso 
sv. Halten Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafe in der kan- 
tonalen Strafanstalt § 3. 

3 ) Organisationagesetz für die Strafanstalt Lenzburg vom 1». Hor- 
nung 18«8. 

') Gesetz betreffend deu Vollzug der Freiheitsstrafen in der Kantonal- 
stratanstalt vom 24. Oktober 1870 und 14, 15 uud 30 des St. G. Ii. 

5 ) Hegolumeuto organico del penitenziere cantouab* e delb' carceri 
pretori ali in Luguuo, 187H. jvv.fr ». »<»,./ r *irht folgende stit'.' 
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wurde das Zellonhaftsystem mit gemeinschaftlicher Arbeit 
de Systeme cellulaire mitig6 par le travail en commuii), 
also wohl das Atthtirn scho System, vorgesehen. 

Unter der Direktion des Herrn Dr. Guilhtume ging 
man aber zu dem Progressivsystem über und erachtete 
nicht eine strenge Vergeltung, sondern die moralische 
Hebung der Sträflinge und o ie Erziehung zur Arbeit als 
den Hauptzweck des Strafvollzuges. Demgemäss werden 
drei Klassen unterschieden, die Versetzung in die höhere 
Klasse ist durch eine gewisse Zahl von guten Noten 
bedingt, mit der Klasse steigt der Betrag des Verdienst- 
antheils. den Schluss bildet die bedingte Entlassung. Die 
Sträflinge arbeiten in der Hegel nicht in Einzelhaft, sie 
bringen aber die Nacht in Einzelhaft zu und essen in der 
Zelle 1 1. 

Nach dem Reglement betreffend das Oefängnisswosen 
sind in Zug für die Strafgefangenen Einzelhaft und gemein- 
same Haft unter thunlichster Berücksichtigung des Stufen- 
systems der Art miteinander zu verbinden, wie es sowohl 
dem Besserungszweck als der Erzielung eines befriedigenden 
Arbeitsertrages förderlich ist. Das Stufensystein wird in 
der Weise angewendet, dass Zuchthausstrafliuge. soweit sie 
in Zug versorgt werden, was nur ausnahmsweise geschieht, 
vorerst Tag und Naeht in Einzelhaft gehalten werden, 
deren Dauer unter Berücksichtigung des Verhaltens und 
der Strafdauer bestimmt wird. .Mehrere Sträflinge haben 



") Loi du 17 tnai 187ö nur l'organisation de* Etablissements de detentiou. 

Art. 14. La detentiou doit tendre, autaut que possible, ä l'atnendeiuent 
et au relevement moral du detenu. Celni-ci e:>t soumis ä cet eilet ä des 
epreuves successives qui tendent a preparer sa rentrer dans la soeiete. 
Lorsqu'clles ont utteiut leur Imt. dies dnntieiit Heu a une liheration pro- 
visohe et conditiounelle ou ä uue reratse «le peine. 

7 ) Gesetz betreffend Vollzug der Freiheitsstrafe in der kantonalen 
Strafanstalt in St. Italien vom s. Jinmur ISK-t. 

') Bericht des Herrn IMrektor Ahlde >W/#W in Neuenburg. Zeit- 
sdirtft IV, S. 5<>:i. 
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bisher die erste Stufe in der Strafanstalt des Kantons 
Zürich durchgemacht. Nach dieser ersten Stufe wird ge- 
meinsame Arbeit gestattet, auch können Erleichterungen 
bezüglich Besuch und Briefwechsel eintreten. Nachts be- 
steht Einzelhaft. Die letzte Stufe bildet die bedingte Ent- 
lassung l i. 

Basel § 10 lässt jede Freiheitsstrafe während der ersten 
.Monate in Einzelhaft vollstrecken, dann tritt gemeinschaft- 
liche Haft Uber Tag ein. Doch hat jeder zu einer Frei- 
heitsstrafe Verurtheilte das Recht, deren Abbüssung in 
Einzelhaft zu verlangen. Die bedingte Entlassung wird 
durch definitive Strafkürzung ersetzt. Von der bedingten 
Entlassung sah Basel ab, weil eine Polizeiaufsicht über 
die Entlassenen in dieser Grenzstadt besondere Schwierig- 
keiten bietet, aber auch weil es eine Entlassung unter 
Bedingung als nicht ganz unbedenklich erachtete. Die 
Strafkürzung wird nicht als Begnadigung aufgefasst, son- 
dern als ein im Interesse des Besserungszweckes der Strafe 
aufgenommenes Moment des Strafvollzugs. Der Haupt- 
zweck der bedingten Entlassung, dem Sträfling Aussicht 
zu geben auf eine durch gutes Betragen zu erreichende 
Minderung seiner Strafzeit, wird dadurch ebenfalls er- 
reicht -i. Baselland nähert sich dem Progressivsystem in- 
sofern, als die Verurtheilten, deren Strafzeit unter 1 Jahr 
beträgt, die drei ersten Monate in Einzelhaft zubringen. 

Das .<l/f/*/m/schc System, Trennung bei Nacht und 
gemeinsame Tagesarbeit, mit unbedingtem Sehweiggebot. 
wenden an oder suchen anzuwenden: Schaß'hausen, Thür- 
X r au, Wallis, den/, die beiden erstem tonnlich, die beiden 
letztem thatsächlich. 



') Bericht des Hcrru l'nlizetdirektor Müttimann in Zug. Zeit- 
schrift IV, S. 4i>:3. 

s ) Bericht des Justizkollegiums au den kleinen Rath der Stadt Basel 
über den Kntwurt eitles Strafgesetzes, Oktober 1870, Seite 21 und 22. 
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Kein System befolgen: Bern, Luxer n, Schwyz, Unter- 
waiden ob dem Wald und nid dem Wald, Freiburg, Solothum, 
Appenzell A.-Kh. und /.-Rh., Uri, (Iraubünden. 

Die bedingte Entlassung. Ihrem Wesen nach 
bildet die bedingte Entlassung einen Bestandtheil des 
Progressivsystems und in diesem Sinne regeln sie Aargau, 
Zürich, Tessin, Waadt und St. Gallen in den oben ange- 
führten Gesetzen. Selbständig führten sie ein: 

Neuenburg Dekret vom 22. Oktober 187:J Art. 1 - * und 
Neuenburg 1891 Art. 43—50. 

Luzern Gesetz betreffend bedingte Freilassungen und 
Begnadigungen vom IG. Januar 1871 8 — 14. 

Zug Gesetz über bedingte Freilassung, Begnadigung 
und Rehabilitation in Straffällcn vom 21. Christmonat 1871 
4-7. 

Sckwyz St. G. SS 

Solothum Strafprozessordnung 44.")— 448. 

In Bern beruht ihre Anwendung auf einer Ohuug. 
Dagegen verwarf Thurgau im Juli 188b" den Entwurf eines 
Gesetzes über bedingte Entlassung, ebenso Basel- Land am 
IS. April 1881. 

Die bedingte Entlassung setzt voraus, dass der 
.Sträfling einen Bruchtheil seiner Strafe verbüsst hat. und 
zwar wird derselbe von den meisten Gesetzen auf -/& 
bestimmt, Tessin Art. 21, § 1, fordert die Verbüssuug von 
7«. ebenso Neuenburg 1891 Art. 4:i. jedoch nur für Rück- 
fällige, Zug a. a. O. § 4a und Solothum St. V. O. 4? 44:». 
Ziffer 1, von der Hälfte. Luzern a. a. O. $ 8 von '/» bei 
erstmals Verurtheilteu und von der Haltte bei Rückfälligen, 
was zu weit geht und sich nicht bewährt hat. St. (lallen 
Gesetz betreffend Vollzug Art. 1T> schliesst zu lebensläng- 
licher Zuchthausstrafe Verurtheilte und wiederholt Rück 
fällige von der bedingten Fntlassung aus, Solothum St. P.O. 
$ 44f> gestattet bedingte Entlassung eines auf Lebenszeit 
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Verurtheilten nach lf> Jahren, Neuenbürg 1891 nach 2f> 
Jahren Strafaeit. 

In der Regel wird die bedingte Entlassung nur bei 
Freiheitsstrafen von einer gewissen Dauer zugelassen. 
Waadt Gesetz vom 17. Mai 1875 Art. 16, Tessin Art. 21. 
S 1, IT), Sckzuyz $ 2b* bestimmen die Dauer auf ein Jahr, 
Neuenburg Dekret vom 22. Oktober 1873 Art. 2, Neuenburg 
1891 Art. 43, Zürich Gesetz betreffend Vollzug der Freiheits- 
strafen J? 12 auf I 1 /* Jahre. Aargau Organisationsgesetz 
§ 12 in der Regel auf 3 Jahre. Nach St. Gallen Gesetz 
betrettend Vollzug der Freiheitsstrafe Art. 10 müssen zwei 
Drittheile der Strafe mindestens l'/a Jahr ausmachen, 
nach Luzern Gesetz betrettend bedingte Freilassungen g 8 
soll ein Drittel bezw. die Haltte der Strafe drei Monate 
betragen. 

Die bedingte Entlassung setzt ferner ein befriedigen- 
des Verhalten des Sträflings voraus. Schivyz § 2b' b fordert, 
dass der Verurtheilte den verursachten Schaden nach 
Möglichkeit erstattet hat. Solothurn St. P. (). Art. 44f>, 
Ziffer 3. und St. Gallen Art. 10, dass er nicht nur den 
Willen, sondern auch die Mittel besitze, auf redliche Weise 
sein Auskommen zu finden. 

Der bedingt Entlassene wird von einigen Gesetzen 
unter Polizeiaufsicht gestellt; St. Gallen und Waadt Gesetz 
vom 17. Mai 187:") Art. 22 stellen ihn zweckmässiger unter 
Schutzaufsicht. Tessin unter die Aufsicht des Direktors der 
Strafanstalt. 

Als Gründe, welche die Einberufung des bedingt Ent- 
lassenen veranlassen, werden von den Oesetzen ziemlich 
übereinstimmend bestimmt : 

Ii Arbeitsloses Herumstreichen und Verdacht eines un- 
redlichen Erwerbes. 

2 Verkehr mit übel beleumdeten Personen. 

3 Leichtfertiger Lebenswandel trotz erfolgter Mahnung. 

4 Begehung einer strafbaren Handlung. 
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Wird der Verurtheilte wieder einberufen, so hat er 
den Rest der Freiheitsstrafe zu erstehen. Ist die Strafzeit 
abgelaufen, ohne dass ein Widerruf erfolgt, so gilt die 
Freiheitsstrafe als verbüsst. Sckwys § 29 gestattet unbe- 
dingten Erlass der .Strafe, wenn sich der Sträfling ein 
Jahr lang seit der Entlassung tadellos aufgeführt hat. 

8 41. Gesetze und Reglemente betreffend den Straf- 
vollzug. 

Zürich. 

Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen in der Kantonal - 

Strafanstalt. Vom 24. Oktober 187o. 
Verordnung des Regierungsrathes zum Gesetz über den Vollzug der 

Freiheitsstrafen in der Kantonalstrafanstalt. Vom 21. April 1877. 
Reglement der kantonalen Strafanstalt Zürich. Vom 25. August 1877. 
Gesetz betreffend die Errichtung staatlicher Korrektionsanstalten. 

Vom 4. Mai 1879. 
Reglement für die staatliche Korrektionsanstalt in Uitikon. Vom 

8. November 1882. 
Verordnung betreffend die Einweisung von Minder jUhrigeu in Hesse- 

rungs- Anstalten. Erlassen im Einverständnisse mit dein Ober- 

gerichte. Vom 21. Oktober 1889. 
Verordnung betreffend die Organisation der staatlichen Korrektions- 
anstalt in Ringweil. Vom 24. Oktober 1889. 
Verordnung betreffend die Organisation und Leitung der staatlichen 

Korrektionsanstalten für volljährige Personen. Vom 21». August 

1891. 

Bern. 

Verordnung über die Polizei der Gefangenschaften sämmtlicher 
Oberämter im Kanton Bern. Vom 7. August 1823. 

Gefangenschaftsordnung. Vom 29. Juli 1840. 

Dekret Uber Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt in Thürberg. 
Vom 25. Mai 1848. 

Gesetz Uber Einfuhrung von Armenanstalten (speziell £ 4h Vom 
8. September 1848. 
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Bcschlu88 Uber Errichtung einer besondern Abtheilung für nicht 

admittirte männliche Sträflinge in der Zwangsarbeitsanstalt zu 

Thorberg. Vom 17. Juli 1851. 
Instruktion betreffend die öefangenschaftskost. Vom 16. März 1854. 
Oesetz Uber Erweiterung der Rettungsanstalten fUr bösgeartete 

Kinder (speziell §§ 2 und 3). Vom 2. September 1867. 
Gesetz betreffend Errichtung kantonaler Arbeitsanstalten. Vom 

11. Mai 1884. 

Dekret Uber die Organisation der Arbeitsanstalten. Vom 18. Mai 
1888. 

Dekret betreffend die Errichtung einer Enthaltungsanstalt für bös- 
geartete junge Leute und jngendliche Verbrecher. Vom 19. No- 
vember 1891. 

Dekret betreffend Aufstellung einer Kommission fllr das Gefängniss- 
wesen. Vom 19. November 1891. 

Luzern. 

Konkordat wegen gegenseitiger Stellung der Fehlbaren in Polzei- 
fällen. Vom 7. Juli 1810; bestätigt den 9. Juli 1818. Luzern 
beigetreten 27. Juli 1840. 

Straf haus - Ordnung. Vom Regiertingsrathe erlassen den 10. April 
1861. Vom Grossen Rathe genehmigt den 3. Mai 1861. 

Abänderung von § 102 derselben. Vom 9. März 1877. 

Reglement des Zentralgefängnisses. Vom 9. Juli 1862. 

Abänderungen desselben. Vom 4. September 1874 und vom 22. Au- 
gust 1883. 

Oesetz betreffend bedingte Freilassungen und Begnadigungen. Vom 
16 Januar 1871. 

Provisorische Vollziehungs -Verordnung zum Oesetz Uber bedingte 

Freilassungen. Vom 7. Juli 1871. 
Abänderung von $ 6 derselben. Vom 11. Februar 1881. 
Kompetenzregulirung zwischen dem Strafhausdirektor und dem 

Straf hausarzt. Vom 23. Juli 1877. 
Oesetz Uber Errichtung der kantonalen Zwaugsarbeitsanstalt. Vom 

24. November 1886. 
Dekret betreffend Organisation derselben. Vom 18. Januar 1888. 
Reglement fUr dieselbe. Vom 23. Januar 1888. 
Regulativ fUr die Oekonomie derselben. Vom 23. Januar 1888. 
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Tages- und Hausordnung derselben. Vom 23. Januar 1888. 
Speiseordnung derselben. Vom 23. Januar 1888. 
Dekret betreffend provisorische Unterbringung von Zwangsarbeite- 
rinnen in die kantonale Strafanstalt. Vom 5. November 1890. 

Anmerkung. Bei allen diesen Krlassen sind im Laufe der Jahre 
verschiedene Modifikationen eingetreten. Das Justizdeparternent beschäftigt 
sich gegenwärtig mit einer Neu-Herausgabe aller Gesetze und Verordnungen, 
in welcher dieselben sodann berücksichtigt werden sollen. 

Uri. 

Reglement für die Strafanstalt des Kantons Uri. Vom 6. Nov. 1880. 

Schwyz. 

Verordnung Uber Verwaltung und Hausordnung der Strafanstalt. 

Vom 11. Juni 1869. 
Verordnung betreffend den Verdienstantheil der Sträflinge. Vom 

30. Oktober 1873. 
Beschluss des Kantonsrathes betreffend die Vollziehung der korrek- 

tionellen Strafurtheile und die Behandlung von Geldbussen. Vom 

2. Dezember 1881. 
Abänderung des § 3 des vorstellenden Beschlusses. Vom 6. Februar 

1890. 

Unterwaiden ob dem Wald. 

Strafhaus-Verordnung fUr den Kanton Unterwalden ob dem Wald. 
Vom 5. JKnner 1866. 

Unterwaiden nid dem Wald. 

Reglement flir die Strafanstalt. Vom 15. Oktober 1855. 

Glarus. 

Gefängniss- Reglement. Vom 25. Januar 1865. 

Zug, 

Reglement betreffend das Gefüngnisswesen. Vom 9. Mai 1888. 

Freiburg. 

Reglement du 15 septembre 1820 des gardiens de la correction. 
Reglement du 12 septembre 1840 des gardiens de la maison de foree. 
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Loi da 31 jauvier 1852 sur le regime des prisons et arrete du 

3 fevrier 1852. 
Loi du 12 novembre 1852 accordant des jours de gräce. 
Decret du 29 novembre 1855 sur la transformation des amendes 

en prison. 

Arrete du 15 avril 1856 sur l'etablissement d'une section de la 

maison de correetion pour les jeunes detenus. 
Reglement du 25 septembre 1864 concernant les evasions. 
Reglement du 2 j an vier 1871 concernant la nourriture et le pecule 

des detenus. 

Arrete du 21 aoÜt 1874 sur les punitions dans les penitencier*. 
Loi du 20 novembre 1877 sur les penitenciers. 

Bemerkung des Herin Polizeidirektor Schalter : Toutes ces dispositions 
ont un caractere provisoir«« jusqu'ä ce qu'une refornie complete des peni- 
tenciers puissc dtre introduite, et quelqnes-unes ne sout pas ineme imprimees. 

Solothurn. 

Gesetz betreffend Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt fllr den 
Kanton Solothurn. Vom 2. Februar 1884. 

Regierungsrathsbeschluss vom 12. Dezember 1885 betreffend Auf- 
sicht durch eine Aufsichtskommission. 

Reglement für die solothurnische Zwangsarbeitsanstalt Schachern. 
Vom 24. 28. November 1888. 

Der Strafvollzug wird in dem Strafgesetz und in der Strafprozess- 
ordnung geordnet. 

Basel -Stadt. 

Gewetz betreffend die Beamtungen der Strafanstalt. Vom 3. Oktober 
1864. 

Grossrathsbeschluss betreffend die Beamtungen der Strafanstalt. 
Vom 16. Oktober 1876. 

Grossrathsbeschluss betreffend Anstellung eines Oberaufsehers der 
Strafanstalt. Vom 23. April 1888. 

Hausordnung der Strafanstalt des Kantons Basel-Stadt. Genehmigt 
vom Regierungsrath den 13. Februar 1890. 

Rathsehlag und Gesetzcsentwnrf betreffend die Beamten der Straf- 
anstalt. Dem Grossen Rath vorgelegt den 8. Dezember 1890. 

Basel - Land. 

Gesetz betreffend die Verwaltung der Strafanstalt. Vom 17. April 1876. 
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(iesetze und Reglemente betreffend den Strafvollzug. 

Verordnung des Regierungsrathes betreffend die Aufnahme von Zwangs- 
arbeitsgefangenen in die Strafanstalt. Vom 27. Januar 1877. 

Hausordnung fttr die basellandschaftliche Strafanstalt. Vom 15. Juni 
1878. 

Reglement für die Sehule in der basellandschaftliehen Strafanstalt. 

Vom 15. Juni 1878 
Vorschriften fUr die Gefangenen der Strafanstalt Liestal. Vom 1. 

Juli 1878. 

Landrathsbeschluss betreffend die Ausübung des Begnadigungsrechts. 
Vom 28. Mai 1883. 

Schaffhausen. 

Hausordnung der Strafanstaltsdirektion. Vom 15. Mai 1877. 

Appenzell A.-Rh. 

Reglement für die Zwangsarbeits und Korrektionsanstalt des Kan- 
tons Appenzell A.-Rh. Vom 14. September 1891. 

Appenzell I.-Rh. 

Erlasse betreffend Strafvollzug bestehen nicht. 

St. Gallen. 

Gesetz betreffend die Schutzaufsicht entlassener Zuchthaussträflinge. 
Vom 16. August 1860. 

KreisHchreiben des Regierungsrathes betreffend entlassene Zuchthaus- 
Sträflinge. Vom 29. August 186o. 

Reglement und Hausordnung für die Toggenburgische Zwangsarbeit» - 
anstalt. Vom 21. August 1872. 

Gesetz betreffend Vollzug der Freiheitsstrafe in der kantonalen Straf 
anstalt in St. Gallen. Vom 8. Januar 1883. 

Verordnung Uber das Justizrechnungswesen und Uber die Kontroli- 
rung des Strafvollzugs. Vom 1. März 1886. 

Organisation der Schule der kantonalen Strafanstalt. Vom 2n. Sep- 
tember 1886. 

Besnchsordnung für die kantonale Strafanstalt. Vom 16. Dezember 
1886. 

Hausordnung fUr die kantonale Strafanstalt in St. Gallen. Vom 21. 
Jänner 1885, mit Nachtrag vom 22. Mai 1891. 
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Graubünden. 



Reglement fllr die Strafanstalt im Seunhof. Vom 15. August 1870. 

Kantonale Armenordnung. In Kraft getreten am 1. Juli 1857. 
(Protokoll der Standeskomniission vom 28. April und 6. Mai 1857. 
Kleinrätkliches Ausschreiben vom 8. Juni 1867. Beilage zu Nr. 24 des 
kantonalen Amtsblattes.) 

Reglement fllr die Anstalt Realta vom Kleinen Rath. Genehmigt 
durch den Grossen Rath. Vom 20. Juli 1858. 

Kleinrkthlicher Erlass im kantonalen Amtsblatt Nr. 45 vom 9. No- 
vember 1883. 



Transport-Reglement fllr Strafgefangene. Vom 4. Ilornung 1867. 
Organisationsgesetz flir die Strafanstalt Lenzburg. Vom 19. Hornung 



Gesetz Uber Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt. Vom 19. Hornung 



Vollziehungsverordnung über das Verfahren betreffend die Verurtei- 
lung in die Zwangsarbeitsanstalt. Vom 13. Weinmonat 1868. 

Verordnung betreffend Vollziehung des Organisationsgesetzes fUr die 
Strafanstalt Lenzburg. Vom 21. Heumonat 1870. 

Verordnung Uber die Bezirksgefangnisse. Vom 4. August 1871. 

Verordnung Uber den Vollzug der bedingten Freilassung und die 
Schutzaufsicht Uber die aus der Strafanstalt entlassenen Sträf- 
linge. Vom 19. Hornung 1872. 

Reglement Uber Verwendung des Fondes zur Unterstützung entlassener 
Sträflinge. Vom 31. Christmonat 1874. 

Regulativ Uber Aufnahme jugendlicher Verbrecher und Taugenichtse 
in die Strafanstalt Lenzburg. Vom 1. April 1876. 

Regulativ Uber den l'nterstlitzungsfond der Angestellten der Straf- 
anstalt Lenzburg. Vom 3. Oktober 1878. 

Reglement fllr das aargauische Polizeikorps. Vom 20. Christin. 1878. 

Lehrplan fllr die Strafhaussehnle Lcnzbnrg. Vom 3. April 1890. 



Gesetz betreffend die Errichtung einer thurganischen Zwangsarbeits- 
anstalt. Vom 13. Dezember 1849. 

Gesetz betreffend die Strafanstalt in Tobel. Vom 13. März 1856. 

Reglement des Regierungsrathes betreffend die Strafanstalt zu Tobel, 
d. d. '.». Oktober 1861 und 4. Juli 1863. 



Aargau. 



1.868. 



1868. 



Thurgau. 




Gesetze und Regleuiente betreffend den Strafvollzug. 



Dekret betrettend die Gefangenschaften und die in denselben zu 
handhabende Polizei. Vom 26. November 1867. 

Reglement für die Zwangsarbeitsanstalt Kalchrain. Vom 11. Februar 
1881. 

Tessin. 

Hegolameuto organico del penitenzierc eantonale c delle carceri 

pretoriali in Lugano. Vom 28. Januar 1873. 
Regolamento esecutivo per la casa penitenziaria eantonale e per le 

carceri pretoriali in Lugano. Vom 23. Mai 1873 

Waadt 

Consigne pour le poßte de gendarmerie du penitencier datant de 1858. 
Reglement pour lea employes du penitencier, 1871. 
Loi du 17 mai 1875 sur l'organisation des Etablissements de deteotion. 
Reglement pour le« detenus condainnes ä la reclusion en date de 1878. 

Wallis. 

Reglement pour la maison penitentiaire du canton du Valais. Du 
1 er avril 1870. 

Regles de conduite pour les detenus de la maison penitentiaire. 
Du 24 mars 1870. 

Neuenburg. 

Decret du Grand Conseil du 1'.» mars 1867. (Bezieht sieh auf die 

Gründung der Strafanstalt zu Neuenburg). 
Reglement sur le service interieur du 2 C ,> novembre 1809 1 ). 
Decret de fondation et reglement organique pour la maison de tra- 

vail et de correetion du Devens, 1871. 

Genf. 

Loi sur ladioinistration des Prisons. Du 28 fevrier 184<>. 
Loi sur le regime interieur «le la maison de dötention. Du 23 aoüt 1844. 
Loi sur les visiteurs honoraires des prisons. Du 12juin 1861. 
Reglement sur le regime interieur des prisons de Geneve. Du I er 
novembre 1867. 

Instructions pour les employes des prisons du canton de Geneve. 
Du 15 novembre 1876. 

') Dü'ses Reglement wird nach der Mittheilung des Herrn Stral- 
unstaltädirektor Soifucl von Neuenbürg nächstens durchaus umgestaltet. 
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— 


















(ilarus .... 
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2 








— 




1 

I 
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2, 











~~ 




Freiburg 


18 




2 


1 


4 


1 


1 1 


• i 


Solothurn 


3 
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3 
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■3 

o 




Basel-Stadt 


17 


<> 


23 
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1 o 


R 


Basel- Land 


8 


- — 


3 
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3 




Schaffbausen 




















! Appenzell A.-Uh. . 


















Appenzell l.-Rh. 


















■ St Gallen 


11 


1 


15 






1 





1 \9 




(iraubunden 


2 




i') 


1 





1 






' 


Aargau 


12 


— 


■ 2 

20 


- 










i Thurgau 


19 


1 




1 


1 


12 


4 


Tessin 


7 




7 


I ■ 




1 






7 


Waadt 


Oii 


lo 




4 


1 


11 


1 


32 


20 


Wallis 







— 














Neuenburg 


6 




5 






1 




5 




! Genf 


15 


h 


20 


3 










<i 


Schweiz 


37» 


71> 


453 


18 


2 


51 


4 


265 


106 



In ü der Kn i§gi-f»ngnitwt. 
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Tafel II. 

anderen kleinen Staatsgefängnisse der Schweiz. 

liiireau von Ende September l*9t. 





(JnU'rHachniigflgefangene 




Paasantarrestanten 




der Strafe 






2 -6 


6 Monate 
und 


M. 


W. 


Total 


Wovon unter 
20 Jahre alt 


M. 


w. 


Total 


Wovon 
20 ia 


unter 
malt 

i 




darüber 


M. 


W. 


M. j W. 


3« 




2a 


8 


31 


3 


1 


2 




2 


_ 




u 




137 


35 


172 


7 


4 


13 


3 


in 


2 




— 


— 


a 


— 


3 




— 


5 




5 

< 


l 




— 


a 


— 


3 




— 


3 


— 




i 






a 


2 


5 
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„ 




i 




2 


1 


3 




1 












a 


1 


20 


3 


23 


- 
1 




3 


— 


3 




i 
i 




— 


9 


1 


10 


- 




3 


— 


3 




i 


2 

- 


— 


26 
1 


1 

a 


27 
4 


rj 




12 
1 


5 

— 


17 
l 


1 


1 


— 
— 


— 
— 


— 

a 


— 

l 
l 


— 

1 
1 

31 






] 
1 

15 


- 


1 

1 

lr> 




■ 

i 

l 


— 


— 
— 


— 

2H 


3 


3 


2 


— 
1 






— ■ 


— 


12«) 


1 


13 


2 




2 3 ) 


— 


2 










t 47 


4 


IM 


3 


— 


H 


1 


9 






4 




17 


2 


19 






7 




rt 


1 








19 




.» 


_ 3 




1 




1 






10 


1*) 


30 


6 


35 


8 


1 


lo 




10 










a 




3 


3 




2 


_ 


2 


2 








29 


4 


33 


2 




4 




4 


2 




<i 


H 


21 


3 


24 


5 





37 




40 


4 




7a 


19 


404 


-,r 


4Ö2 


17 


9 


133 


14 




12 


~1 


In den 1 
* Znr V«r 


ireugera 
tügnng i 


«* Sta»t«rtthc». 
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:>f><> Statistische 

Die Bezirksgefängnisse und die anderen 

Aufnahme dm fidfffnnsmsvhen xtatisttscheti 

Rauniverhültnisse der Gefangnisse. 





Zahl dar 
Bezirks- 
und 
anderen 






Raumverhältnisse 






Kantone 


Zahld.Schlafraume 
mit 2 u. mehr Betten 


Zahl der 
Einzel- 


Ge- 
sammt- 
zahl der 
Betten 


; Zahl der Ar- 
Zahl der heiter, welche 


Einzel - 


kleinen 
Sta-itsire- 
ßngmsse 


Zahl 

Schlaf- 
r}»aii 


Zill dir 
liltei Ii 

«itt.Scklil- 
rlontn 


schlaf- 
riume 
mit 1 Bett 


Arbeifc- 
räume 


dann beschä f - 
tigt werden 
kftnnen 


arbeit* 

rafcKnc 


Zürich 


1 1 


27 


G9 


152 


221 


1* 


,m>— 90 


♦» 


Hern 


32 




452 


172 


«21 


1 


2 4 




Lti/.eru 


ö 


i 


2 


5H 


«0 








IT * 

I'n 


1 


2 


r> 


4 


!> 









Schwyz 


« 


A 


« 


39 


15 





■ ■ 




Oltwalden 


1 


- - _ 





1 


1 


„ „ 






Nidwaldeu . . 


*) 




r> 


3 


9 










dlarus ... 


1 


1 


2 


21 


23 


1 


1—2 




Zug (<*. Strafanstalten) 










- — 


-- 









Frei bürg 


t 


2:5 


47 


58 


105 









Solotuurn 


rr 
.1 


24 


59 


15 


74 


— 







Basel-Stadt . 


1 


17 


3« 


10 


76 


— 







Hasel-Land 


1 


5 


Kl 


14 


21 










Scuanuau>eu 


— 

/ 


1 


3 


29 


32 









Appenzell A.-tili, 


1 


M 


14 


13 


27 










Appenzell I -Rh. 


1 


— 


. — - 


3 


3 


- — 


— 




l St. dal Jen . . 


17 


12 


24 


1<>9 


133 




— 




i draubundeu . . . . 


I 1 ) 


- 


— 


17 


17 


— 


— 




Aargau . 


1 1 


1 


13 


103 


11« 








1 burgau 


1 1 


14 


:J2 


51 


*3 


— 


— 




Tt-ssin 


7 


3 


8 


42 


50 


1 


2 




Waadt 


21 


03 


153 


1«* 


:<21 


4 


21 


* 


Wallis 


»») 


13 


1H 


17 


35 






i — 


Neuenburg ... 


7 


2« 


5!> 


12 


101 


6 


2H 


i 




denf 


2 


12 s ) 


142 


7 


149 


3 


«8 




Üchwtiz 


171 


474 


11«0 


117b 


2338 


34 


202-215 


« 
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Tafel III. 



der Schweiz. 



Burma mm Kwle September tSifl. 

Beschäftigung der Gefangene!!. 



Art der Beschäftigung 



Zahl der 
Gefangenen, 

welche 
gegenwärtig 
2ur Arbeit 
abhalten 
werden 



iM<iun*r: H< lx*|.Nlten. l*n|>ier»n.kfii!.rikation. Garn»i>uhlvn, Slrolitlethten, Schusterei. 

Sehreinerei. Schachtlerei. Ui>Mthnar/.iipfen, Hausarbeit. 
[ Weiber: Strick.«. Nahen. Hnkiln. S.idenwebe». Hanaarrn.it. 

In Neuensiadt : IM« Arbeit ist noch nicht urganisirt. 



/ Ausserdem B (iemciu Jigtf.ini;niwM! mit S Si hlsfrKuiiHii. enthaltend 5 Betten, anil 7 Hinsel- 
\ schlafrilumen, als« im Ganzen 1* Betten.) 

i Männer: llolzspalten, Rosshaarzupfeu, Huchbinderarbeit, etc. 
I HVirVr: Stricken, Nähen, Waschen. 



(Auaacrdem l.l Vagantenatcllen. worin «4 Peraonen beherbergt werden können. 



/ In Len/burg : Ausnahmsweise Hriefsackeveri'ertigung. 
I In Zurzach : llolzspalten. 



Hol/spalten. Nahen. 

\ Ilolzspalteu, Korbflechterei, Strohtlechterei, Schreinerei, Hausarbeiten. 
[ Stricken. Nähen. 

/ Holswpalten, Tucheiulcnst huhe, rapiersackefabrikation, Strohtlechterei, Stroh- 
\ matten, Strohsessel. Nähen, Wascheu. 

Hörstenbinderei, Strohmatten. Nähen, Waschen. 



nrtheilte, werden sofort nueh Sitten in die Zentralaimtult gebracht. — '} 
»eilen mit Pritachen für Jti Gefangene. 



Auaaerdem 3 Vaganten- 
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Die Sträfarten: Die Freiheitsstrafe. 



Die Freiheitsstrafen im weitem Sinns. 

S 42. Landesverweisung. 

Systematische Zusammenstellung S. 155 - 15». 

Literatur. Hilty, Die Landesverweisung nach eidgenössischem Recht. 1877 
Alfred Chantre, Du sejour et de 1'expulsinn des etrangers. 1891. 

Da kein Kanton einen Sehweizerbürger aus seinem 
Uebieto verweisen darf, so sind die kantonalen Bestim- 
mungen, welche sich auf die Verweisung von Schweizer- 
bürgern beziehen, aussei- Kraft getreten. In den amtlichen 
< Jesetzesausgaben sind sie freilich meistens stehen geblie- 
ben. Es dürfte angenommen werden, dass der Rund in 
seiner Strafgesetzgebung die Strafe der Ausweisung von 
Schweizerbürgern nicht mehr zulasse, allein die Vorschrift 
des Bundesstrafrechtes Art. ">, Absatz 

Gegentiher von Schweizerbttrgern darf die Strafe der Landes- 
verweisung nie länger als auf 10 Jahre ausgesprochen werden, 
füllt nicht unter das Hundesverbot und ist auch ander- 
weitig nicht aufgehoben worden, so dass sie noch in Kraft 
besteht. Für die Darstellung des kantonalen Hechtes fallen 
somit nur die Bestimmungen über die Verweisung von 
Auslandern in Betracht. 

Die Verweisung erstreckt sich bald auf das (ie- 
bict der Kidgenossenschaft \Hund Art. f>, Schaffhausen i? 22. 
Luzcrn 4? 1<>. Solothurn § 17 1, bald auf den Kanton [Aargau 
i? 11. Otnvalden Art. 8. Genf Art. 20. Appenzell 4? % Schwjyz 
§ VI St. Gallen Art. I.V. 

Thurgau $ 8, Waadt Art. Iii, Xruenburg Art. 11, Wallis 
Art. ;Mi, Bern^ Art. 17. Freiburg Art. 20 und :-J00. Glarus 
s? 7, Zürich ij 1H, Zug $ H sehen Verweisung aus der Eid- 
genossenschaft oder aus dem Kanton vor. 

V) Krklarung betreffend Aufhebung der Yerwcisungvjtrnfe vom So. 
Wintennonat 1874, Ziffer 2. 
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Landesverweisung 



Den Charakter einer Neben st rat e geben der Ver- 
weisung Fund Art. f>. Absatz 4, Neuenbürg Art. 22, Hern 
Art. 7, Solothurn $17 und .SV. Gallen Art. 13, Absatz 2. 

Selbständig oder akzessorisch drohen Auswei- 
sung an Glarus 4? 7, Zürich 4? 18, Absatz 2, Zug $ 8. 

Die Dauer der Verweisung wird sehr verschieden 
bemessen. Die Muxhnalgrenze bestimmen Waadt Art. H*. 
Freiburg Art. 300, Genf Art. 8, Ziffer 3, Solothurn § 17, 
Absatz 3, auf 10 Jahre, /ter// Art. 17 auf 20 Jahre, Zug 
i> 8 iiikI Schwys 4> 13 auf 30 Jahre. Bis auf Lebenszeit 
lassen Verweisung zu Thurgau § 8, Schaffhausen 4j 22. 
Obwalden Art. 8, Graubunden 4> 11, 4? 7. Z/zr/W/ S 18. 

/^r// Art. 17 und Freiburg Art. 300 r > setzen die geringste 
Dauer der Verweisung auf 3 Monate fest, Waadt Art. 
und Freiburg Art. 23' i auf ein Jahr, Thurgau § 8, Schaff- 
hausen $ 22, Genf Art. 8. Ziffer 3, Schzvys 4j 13 auf 2 Jahre. 
Für Kriminalverbrechen betragt die Dauer in Luzern b 
Jahre bis auf Lebenszeit 4j 17), für Polizeivergehen 1 10 
Jahre \\>. St. G. 4* Ii i: neben Zuchthaus droht St. Gallen 
Art. 13, Absatz 2, Verweisung von 2 Jahren bis auf Lebens- 
zeit, neben Arbeitshaus von 1—10 Jahren, an. 

.Mehrere schweizerische Gesetze lassen die Umwand- 
ln iik anderer Strafen in Verweisung zu. so kann 
z. B. umgewandelt werden in Obwalden P. St. G. Art. 4. 
Ziffer 7, jede Strafe ganz oder theil weise, insoweit durch 
solche Umwandlung der sühnende Charakter der Strafe 
nicht zu sehr gemindert wird, in Aargau Gesetz über 
Abänderung des peinlichen Strafgesetzes 4; 4. ein Theil 
der Freiheitsstrafe, Genf Art. 10 und 24 ein Theil der Ge 
fangnissstrafe, St. Gallen Art. 13. Absatz 3, die Zuchthaus- 
strafe theil weise, die Arbeitshausstrafe ganz oder theil- 
weise. 

') Frtibtirg Art. ;*00 regelt die Verweisung aus dem K;tnt<>n. Art. 2'i 
die Verweisung aus der Eidgenossenschaft. 
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Di«' Stratarten: Die Freiheitsstrafe. 



Im ( »egensatz zu solcher Erweiterung des Anwendungs- 
gebiets verbietet Bern Art. 17 die Umwandlung anderer 
Strafen in Landesverweisung ausdrucklich und das Bundes- 
strafrecht untersagt die Ausweisung von rückfälligen 
und gefährlichen Verbrechern und schreibt vor, 
es solle bei Ausfallung einer Verweisungsstrafc Wahrschein- 
lichkeit vorhanden sein, dass der zu Venirtheilcnde im 
Stande sei, sich ausser Landes auf eine rechtliche Weise 
durchzubringen. 

Die Verweisung verwenden Hasel, Zessin und Xeuen- 
burg 1891 nicht als Strafmittel. Zur Begründung 
des Wegfalles der Verweisungsstrafe führte das .lustiz- 
kollegium von Basel-Stadt in seinem Bericht an den 
Kleinen Rath von Basel aus 1 : 

Es widerstrebt uns, bei den jetzigen sich immer enger ge- 
staltenden internationalen Beziehungen einen solchen Unterschied in 
der Bestrafung von Schweizern und NichtSchweizern beizubehalten. 
Er widerspricht auch dem Besserungszweck der Strafe, und lauft 
oft auf eine finanzielle Berechnung heraus, indem man durch Ver 
Wandlung eines Jahres oder einiger Monate Freiheitsstrafe in Ver- 
weisung die Kosten jener ersparen will. Die Frage der Wegweisun^ 
. von NichtSchweizern sollte eine administrative sein, wie sie es jetzt 
schon bei Schweizern ist. Wir erlangen dabei noch den Vortheil, 
dass das Verbrechen des Verweisungsbruches wegfallen kann. 

Diese Kritik ist vollkommen zutreffend. 

Eine Eigenthümlichkeit des gegenwartigen Gesetzes- 
zustandes verdient Beachtung. Die Kantone, welche auf 
Verweisung aus der Eidgenossenschaft erkennen und den 
Verweisungsbruch mit Strafe bedrohen, sind machtlos in 
Bezug auf einen ausserhalb des Kantons begangenen Ver- 
weisungsbruch, sobald der Thiiter das Gebiet des Kantons 
nicht betritt. Denn dem Kanton, in welchem die Ueber- 
tretung begangen wurde, mangelt die Strafgewalt, und 
Auslieferung findet wegen Verweisungsbruch nicht statt. 

») Seit«' 11. 
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361 



8 43. Wirthshausverbot. 

SyxteHHttischr Zummmenslellung S. /'.'.? - 164. 

In Thür gau 4j 14, Wandt Art. 30, Schaphausen § 24, 
Otr^aliien Art. 4, #<•/•// Art. 21. dlarus 4? 1 1, Freiburg Art. 301), 
Zw^ gll, Appenzell A.-Rh. § IT und Solothurn §4? 20 und 23 
hat sich die Strafe dos Wirthshaus- oder Trinkverhots er- 
halten. Das Wirthshausverbot wurde auch von Xeuenburg 
181*1 Art. 41 aufgenommen. Der Verurtlieilte wird vom i 
Besuch der Wirthshiluscr ausgeschlossen. Zur Durchfüh- 
rung: der Massnahme werden die Namen der mit Wirths- 
hausverbot Belebten au einer Tafel in jedem Wirthshaus 
angeschlagen. Dadurch gestaltet sich das Verbot zu einer 
empfindlichen Khrenstrafe. Obivalden Art. 4. Zittert), unter- 
sagt dem zu Wirthshausverbot Verurtlieilten auch ander- 
weitige Trinkgelage und überhaupt überHüssi^en oder 
wiederholton (Jenuss frcistifjer (ietritnke. 

In Bern Art. 21 und Solothurn £ 23. Ziffer:"), kann neben 
der Strafe stets auf Wirthshausverbot erkannt werden, 
wenn das Vergehen mit einem Wirthshausauftritt oder mit 
unmassi^ein Genuss von Wein oder anderer ^eisti^er (ic- 
tränke in Verbindung steht, was Beachtung verdient. 

Das Vorbot erstreckt sicli bald auf den Kanton, bald 
auf einen Kreis oder Bezirk. Die höchste Dauer wird auf 
2 Jahre, Bern Art. 21 und Solothurn J? 20, oder auf 3 .Jahre, 
Thurgau £ 14a, (Harns S 11, Zug § 1 1. Appenzell A.-Rh. § 17, 
bestimmt. Nur Freibnrg Art. 3011 f?eht bis auf 8 .Fahre. 

Wenn auch das Wirthshausverbot nur in kleinern Ver- 
haltnissen vollstreckt werden kann, so wirkt es doch sehr 
erfolgreich. 

S 44. Eingrenzung und Hausarrest. 

St/strmatist'hr ZusammettsleVuinj S. 160 162. 

Kin^reuzun^ wenden (, raubrinden, Aargau, Schap- 
hausen, /.nzern, Ofcsalden, Fre/bnrg, Appenzell A.-Rh. als 
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Die Strafarten: Die Freiheitsstrafe. 



Strafmittel an. Es wird darunter die Beschränkung des 
Aufenthaltes auf einen bestimmten raumlich begrenzten 
Bezirk verstanden, welcher regelmässig derjenige der Ge- 
meinde ist. sei es der Gemeinde des Wohnortes (iraubünden 
4? 12, Appenzell A.-Rh. 4j 10. sei es der Heimatgemeinde 
Aar g au g 10. Schaff hausen $ 23, Ziffer 1, Luzem P. St. G. 
§ 12 oder überhaupt einer Gemeinde Freiburg Art. 302, 
Obivalden Art. <■). 

Der Eingegrenzte steht unter polizeilicher Aufsicht. 
Aargau & 10, Schaff hausen i? 23. Ziffer 3. Luzem i? 12 d. 
Freiburg Art. 302 c untersagen ihm den Besuch des Wirths- 
hauses. Luzem $ 12 e und Freiburg Art. 302 b stellen ihn 
in der Ausübung des Aktivbürgerrechts ein. 

In Luzem § 12c kann dem Verurtheilten der Aufent- 
halt an einzelnen bestimmten Orten oder der Besuch ge- 
wisser Hituser von der Ortspolizei untersagt werden, (irau- 
bünden § 12 und P. St. G. $ 3 sieht auch Eingrenzung auf 
das Haus vor. 

Die Dauer der Eingrenzung bestimmen Aargau § 10. 
(Z.P.G. $ 16 1, auf höchstens 4 Jahre, bezw. bei Zuchtpolizei- 
vergehen auf 1 Jahr. Schaff hausen i? 23 auf 1—10 Jahre. 
Luzem § 12 auf 1—2 Jahre, Obivalden Art. 4 J und P. St. G. 
Art. 4. Ziffer 3. auf höchstens 3 Jahre. Appenzell A.-Rh. 
i? 10 auf höchstens 5 Jahre. 

Hausarrest und zwar nachtlichen verwendet Obuuilden 
P. St. G. Art. 4. Ziffer f>, als selbständige Strafe. Derselbe 
besteht in dem zeitigen Verbot - nachweisbare ehren- 
hafte Noth vorbehalten — die Wohnung wahrend der 
Winterszeit (von Anfangs November bis Mitte Marz» von 
<> Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens und wahrend der übrigen 
Jahreszeit von 8 Uhr Abends bis ."> Uhr Morgens zu ver- 
lassen. Zessin Art. 17 gestattet eine Freiheitsstrafe von 
nicht mehr als 3 Tagen «detenzione 1. Grades > ausnahms- 
weise im Hause zu verbüssen, und in /ug § 7 können 
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Polizei- Aufsicht 



ältere oder presthafte Personen, die besonderer Obsorge 
bedürfen . ausnahmsweise unter geeigneten Sicherung*- 
massnahmon in Privathaft gehalten werden. 

§ 45. Polizeiaufsicht. 

Systematischr ZummwensteUun*/ S. inj. 

Die Polizeiaufsieht, welche Waliis Art. 2\l ObwaUlen 
. P. St.<i. Art. 4. Freiburg Art. :>*>. Tessin Art. \\ > und Neuen- 
bürg 1891 Art. ;W geregelt haben, setzt durchgängig eine 
Yorurthoilnng zu schwerer Freiheitsstrafe voraus. Ihre 
Wirkungen sind nach den einzelneu besetzen verschieden: 
folgende fallen namentlich in Betracht : 

1 Der Verurtheilte soll sich zu bestimmten Zeiten oder 
auf Aufforderung hin der Polizeibehörde stellen > Wallis und 
Okivalden >. 

'2> Ks kann ihm der Aufenthalt an bestimmten Orten 
und der Besuch bestimmter Häuser untersagt werden • Ob- 
loalden, Freiburg, Neuenbürg 1891. 

:-J> Haussuchungen sind jederzeit statthaft Freiburg, 
Neuenbürg 1801 >. 

Die Polizeiaufsicht beginnt, nachdem die Strafe voll- 
streckt ist. Ihre Dauer ist nach den einzelnen (iesetzen 
verschieden s Tessin bis 2 .lahre. Freiburg bis ."> Jahre, 
Neuenbürg 181U bis 10 Jahre. Wallis für eine der Strafzeit 
entsprechende Dauert. 

Die Polizeiaufsicht, begründet einen so schweren Kin- 
gritt' in die persönlichen Verhaltnisse eines der Strafe ledigen 
Menschen, dass sie nur zugelassen werden darf, wenn ein 
unabweisliehes staatliches Bedürfniss es gebieterisch for- 
dert. Dass ein solches nicht vorliegt, beweist der dar- 
gestellte (iesetzesstand genügend. 
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Ehrenstrafen und Ehrenfolgen. 

s" 46. Verweis. 

St/steinatischf Ziixuinmenstelluny S. tH4. 

Don Verweis kennen Waadt Art. Freiburg Art. oln. 
Basel l\St.<i. i? K), Appenzell A.-Rh. ij 10. Xeitenburo 1891 
Art. 7<J und der Entwurf von Waadt Art. o."> als Strafe 1 . 
Basel-Stadt, Appenzell und Xeuenbitrg lKWl beschranken 
seine Anwenduni; auf Jugendliche. Basel Überdies auf 
leichtere Fälle von Polizehibortrotungen. Merkwürdig ist 
die Sentenzbestiinniunji Obivaldens Art. 12: 

Dem Verurtheilten solle, sei es vom Spielkuraten, sei t?« vom 
Ortspfarrer, Unterricht oder Zurechtweisung, sei es vom Gerichts-, 
sei es vom Einwohnergemeindepräsidenten, Zurechtweisung ertheilt 
werden, wie auch, der Vernrtheilte sei auf zu bestimmende Zeit 
von der Gemeindepolizei aus anzuhalten, regelmässig dem sonn- 
und festtäglichen vor- und nachmittägigen Pfarrgottesdienst beizu- 
wohnen. 

Zwar bezeichnet das (Josetz diese Massnahme „als 
nicht in das Strafmass fallend, aber von dem Richter 
immer dann auszufällend, wenn der sittliche Zustand des 
Thäters es als noth wendig und räthlich erscheinen lässt-; 
und sie erscheint wirklich ober als eine erzieherische Mass- 
nahme denn als ein Akt der Justiz. Allein soweit eine 
richterliche Zurechtweisung vorliegt, stellt sich dieselbe 
doch als gerichtlicher Verweis mit Strafcharakter dar. 

Die Form des Verweises regelt Waadt. Der Verweis 
wird in öffentlicher Sitzung vom Vorsitzenden des (ierichts 
ausgesprochen. Erscheint der Vernrtheilte nicht zur Ent- 

') In seinem Berichte für den Petersburger Kompes» führt r. Km henken» 
W-tilis und St. Gullen als die Kantone an. welche die Strafe des Verweises 
kennen, allein es ist dies irrthümlieh. Actes du (oiigres peniteutiaire inter- 
national de St-I'etersbourg. Kapports sur les questions du programme de 1a 
Section ib- droit penal. Volume II. St-Petersbourg 1890. S. 190, Anni. 
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^e^cinialunc dos Verweises, so wird der Verweis von 
Keehteswe^Mi in eine (Jemnirnissstrafe von > Tajren um- 
gewandelt. 

Wie das Anwendungsgebiet in der Schweiz ein kleines 
ist, so ist auch die Bedeutung des Verweises als Strafmittel 
nicht tiefgreifend, was sieh daraus erklärt, dass die ein- 
fache, wenn auch feierlich« 1 Misshilliguu«? ihrem Wesen 
nach sieh mehr für die Zwecke der Erziehung als für 
den Strnfreehtsschutz eignet. Hasel 1 1. das den Verweis 
nach dem korrcktionellen (iesetz als Nebenstrafe und bei 
Ehrbcleidi^un^eu als \ lauptstrafe kannte t, nahm ihn nicht 
in das Strafgesetzbuch auf. da in unbedeutenden Fallen 
die Hefu^niss des Richters, von einer Strafe abzusehen 
und nur zu den Prozesskosten zu verurthcilen. hinreiche, 
und der Richter seine Missbilli^un^ der Handlung auch 
sonst aussprechen könne, ohne sie in diese steife, alt- 
fränkische Form zu kleiden, und zwar meist wohl besser 
und wirksamer. 

*j 47. Entziehung der bürgerlichen Ehrenfiihigkeit. 

Systeuiatt*i:Jw Zusam umist eil /</«/ N. lti~> 174. 

Literatur. Mentha. De la privatum des droit» eiviejues selou les codes penaux 
de )a plupart des cantons suisses 1S8<>. 

1. l)ie schweizerischen (iesetzirebunjren fassen einen 
Inbegriff von Rechten und Fähigkeiten unter der Bezeich- 
nung Aktivbüi^errecht 'bürgerliche Ehre, Khr und tiewehr, 
bürgerliche Ehrenfähigkeit. droits eiviques. zusammen und 
gebieten oder gestatten die. dauernde oder zeitweilige Ent- 
ziehung dieser Rechte in ihrer ( iesammtheit : nur (lenf 

x ) beliebt den Justizkollegium* an den Kleinen Rath von Hasel-Stadt 
übet den Entwurf eines Strafgesetzes. Oktober 1H70, S. 12. 

*) Hei Ehrheleidigungen wendete ibn der Präsident als Eiiizeliichter 
in Hasel naeb dem Zeugnisse des Justizkollegiums ziemlich häutig an. Da- 
gegen kam er als Nebenstrafe seit 18ö7 nicht mehr vor. Ebenda S. 12. 
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hehancliOt diese Vereinigung von Rechten nicht sclileclithin 
als ein untrennbares Ganzes und gestattet dem Richter, 
zwar nicht für die Strafzeit, «her für die Zeit nach Kr- 
stehun*r der Strafe, einzelne Hechte und nicht die ( iesannnf- 
heit derselhcn zu entziehen. 

Ks sind nicht nach allen Gesetzte Innigen die näm- 
lichen Hechte, welche dem Vernrtheilten auf diese Weise 
in complexu aherkannt werden, Genannt werden: 

Ii Die politischen Recht«» üherhaupt: Thurgau § 10. 
Wandt Art. 21. Ziffer 1. Neuenburg Art. 10, Ziffer 2. Wallis 
Art. ;t.s. Ziffer 1, Schaphausen £ 20, Ziffer 2. r//rtr//.v i? X. 
Freiburg Art. .'507. Zürich S 20. Solo/h um $ 18 und Neuen- 
bürg IHtM Art. :J1. Ziffer 2. 

2- Das Stimm- und Wahlrecht: Art. 7. (irau- 

banden $ 14a. Neuenburg Art. 10. Ziffer 2, Aargau § lf». 
Schaff hausen ij 20. Ziffer 2. A/^^v/ S 20 h, Ofnvalden 
P. St. G. Art. K, //^v/ § 7. 7Vw/// Art. 2;'». Ziffer 1 und 2. 
<7™/Art. 12. Ziffer 2. Appenzell A.-Rh. § 11, .SV/kc/j £ lö. 
Si.dallen Art. 14. Neuenbürg 1891 Art. Ziffer 2. Die 
Theilnalnne an politischen Versammlungen erwähnen be- 
sonders 7'hurgau § 10, Luzern § 20 h, Olnvalden Art. KS. 
P. St. (J. Art. 8, § Appenzell A.-Rh. §11. Die 

meisten Gesetze schliessen auch das Hecht gewühlt zu 
werden ein. 

Die Fähigkeit, öffentliche Acinter zu bekleiden: 
Art. 7. 7'hurgau g 10, HW/ Art. 21, Ziffer 1, r/ro//- 
banden <j 14a. Neuenburg Art. 10. Ziffer 1. J,//^//, $ Iii. 
Wallis Art. 38, Ziffer 1. Schaphausen $ 20, Ziffer X Luzern 
§ 20a. Olnvalden Art. i;i. />Vr// C. G. Satz. 17. Freiburg 
Art. .-507, Jiasel § 7. Tesstn Art. 2;"». Art. 12. Ziffer 1. 

Schzvyz S i:>. vSV. f/WAv/ Art. 14. Neuenburg 1 Hill Art. :>1. 
Ziffer 1. In Schaßhansen i? 20. Ziffer .'5 und »J, werden 
auch Titel und Khrenzeichen aberkannt und es gehen die 
von dem Staat oder von einer Gemeinde ausgesetzten 
Ruhegehalte verloren. 
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4- Die Fähigkeit. Vormund zu sein: Thurgau Schaff- 
hausen $ 20, Ziffer f>, Luzem § 20d, Obivalden Art. 1.5, (ilarus 
* H. g 7, Appenzell A.-Rh. §11, St. (.allen Art. 14. 

Wallis Art. .'IX, Ziffer 3, f,V»/ Art. 12, Ziffer 5, ebenso 
ff W/ Art. 21, Ziffer .'5. Neuenbürg Art. 10, Ziffer 4. Frei- 
bürg Art. 30. 7>&»tt Art. 25, Ziffer 4, Neuenburg 1891 Art. 31. 
Ziffer 4. Diese letztern Gesetze belassen dem Verurtheilten 
jedoch ausdrücklich die Fähigkeit. Vormund der eigenen 
Kinder zu sein. 

Tu Die Fähigkeit, (ioschworner zu sein : Thurgau § 10. 
Neuenbürg Art. 10. Ziffer 3: 1891 Art. 31, Ziffer 3. Cenf 
Alt. 12, Ziffer 3. 

r>i Die Fähigkeit, Zeuge zu sein: (,raubünden § 14, 
Luzern § 20d, Olnvalden Art. Kl, Bern C. (i. Satz. 17. (ilarus 
$ 8, Appenzell A.~Rh. § 1 1, Schwyz § lf>; als Zeuge beeidigt zu 
werden: Waadt Art. 21, Ziffer 4, Schaff hausen § 20. Ziffer 4: 
Instrumentszeuge zu sein: Waadt Art. 21. Ziffer 4, Neuen- 
bürg Art. 10, Ziffer 3. Wallis Art. 38, Ziffer ö. Schaff hausen 
£ 20. Ziffer 4, Freiburg Art. 30, TVjjü» Art. 25, Ziffer 7, 
Cfnf\r\. 12. Ziffer 3, Neuenburg 1891 Art. 31, Ziffer 3. 

7) Die Fähigkeit. Kid oder Handgeliibde abzulegen: 
Thurgau ij 10. 

8, Die Fähigkeit, gerichtlicher Sachverständiger zu 
sein: Thurgau § 10, ff'W/ Art. 20, Ziffer 4. Wallis Art. 38, 
Zifferf). Neuenburg Art. 10, Ziffer 3: 1891 Art.;». Ziffer;;. 
Schaffhausen § 20. Ziffer 4. Freiburg Alt. 30. ',>/// Art. 10. 
Ziffer 3. TV««/ Art. 2. r >, Ziffer 7. 

9i Die Fähigkeit, bestimmte Berufsaiten auszuüben. 
St. (i allen Art. 14 erwähnt ganz allgemein die Berufsaiten, 
für welche der Besitz der bürgerlichen Ehren und Recht«' 
gefordert wird. Fasel § 7 und 7 essin Art. 25. Ziffer 3. das 
Notariat. Zessin überdies die Advokatur. Neuenbürg Art. 10, 
Ziffer f>; 1891 Art. 31, Ziffer 5, das Lehramt. 

I0i Die Fähigkeit. Vertreter einer Prozesspartei zu 
sein: Schaffhausen $ 20. Ziffer f>. Glarus § 8. Tessin Art. 2f>. 
Ziffer 5. Appenzell A.-Rh. §11, SfAttys $ 15. 
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Iii Die Fähigkeit, die väterliche (icwalt auszuüben: 
Wallis Art, 38, Ziffer 4. 

\2< Die Fähigkeit, Testament svollstreeker zu sein: 
Tessin Art. 25. Zitter b\ 

13) Die Fähigkeit. Partie zu sein: Obzualden Art. 13. 

Die Aberkennung der Ehrenrechte ist verbunden: 
14i Mit Wirthshausverbot: Luzern § 20 e und Obwalden 
Art. ia 

15 1 Mit dem Verbot, die SchützonstAnde innerhalb und 
ausserhalb des Kantons zu besuchen: Olnualdcn Art. 13. 

Die eidgenössische Militärorganisation vom 13. Winter- 
nionat 1874 sch Messt Diejenigen von der Ausübung der 
Wehrpflicht aus, welche infolge sirat'geriehtlichen Urtheils 
nicht im Besitze der l)iirgerlichen Reimte und Elircn sind. 
Durch diese Vorschrift, sind die bezüglichen Bestimmungen 
der kantonalen Strafreehte dahingefallen. 

Von Hechtes wegen und ;i u f Lc beji sze i l tritt 
Entziehung der bürgerlichen Ehrenrechte ein. als Folge 
ti. von peinlichen Strafen in Aargau § IG. Schaff hausen 
§ 12, Luzern i? 20, Freibnrg Art. 30. 

h. von Zuchthaus in fhurgau ij 18. Hern Art. 18. (ilarns^ 
§ 4. Appenzell A.-Kh. § 5. Schwv.z § 10. 

<•. von Zuchthaus von wenigstens 10 Jahren in Waait 

Art. 23 und Wallis Art. 40. 
d. von Kettenstrafe in draubündeu S IT: 

c von lebenslänglichem Zuchthaus in Neuenbürg 1891 
Art. 32. 

Ausserdem sehen diese (Jesetze zeitweise Einstellung 
in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit vor, und zwar einige 
obligatorisch, die meisten aber fakultativ. Thurgau ij 19 
verbindet Einstellung von 3 Jahren von Hechtes wegen 
mit Arbeitshaus. Appenzell A.-Rh. i? G auf bestimmte oder 
unbestimmte Zeit mit <Jcfaugniss. Neuenbürg 1891 Art. 32, 
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Absatz 2, gebietet dorn Richter, neben Zuchthaus Einstellung 
bis auf 10 Jahre auszusprechen, Waadt Art. 28, Absatz 2 
und :t, erklärt Einstellung obligatorisch oder fakultativ, 
je nachdem auf Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren oder von 
10 Monaten bis f> Jahren erkannt wird, und zwar auf die 
Dauer von ;"> — 20 Jahren, beziehungsweise bis auf 10 Jahre. 

Nach richterlichem Ermessen lassen Einstellung ein- 
treten : (rraubünden § 17 bei einfachem Zuchthaus und bei 
andern Kriminalstrafen, (ilarus $ 8 und Schwys § 19 bei 
Krhninalstrafen ausser Zuchthaus (auf 1 - 10 Jahre, Schaff- 
hausen £ 21, 12 «bis auf (> Jahre i, Aargau Z. P. (i. $ 22 und 8 
'bis auf 4 Jahre j und Lucern Jj 20 und P. St. O. 20 auf 
2 "> Jahre i bei nicht peinlichen Strafen. 

In den gesetzlich bestimmten Fallen findet Einstellung 
statt in Wallis Art. 40. Absatz 2. Hern Art. 19 und Freiburg 
Art. 311. 

Audi Obivalden Art. V\ sieht den Verlust der bürger- 
lichen Eine auf Lebenszeit vor, aber nicht als absolute 
Straft'olge, sondern als o b 1 i g a t o r i s c he N e b e n s t r a f e. 
Es wird nämlich dem Richter geboten, mit Ketten- und 
Zucl ithausstrafe über 5 Jahre den Verlust der bürgerlichen 
Ehren und Rechte auf Lebenszeit, mit Zuchthausstrafe von 
b Monaten bis f> Jahren, Einstellung bis auf 10 Jahre zu 
. verbinden. Bei kürzerer Zuchthaus- oder (iefängn issstrafe 
kann Einstellung bis auf 5 Jahre ausgesprochen werden. 
Nach Hund Art. l\ und Art. 7 ist mit Zuchthausstrafe der 
Verlust des Aktivbürgerrechts obligatorisch verbunden, 
mit (iefängnissstrafe fakultativ, und zwar auf eine vom 
Richter zu bestimmende Zeit, welche sich bei Zuchthaus 
bis auf Lebenszeit, bei (ietangniss nicht über 10 Jahre 
erstrecken darf. 

Tessin Art. 2b" dagegen lässt Ehrenfolgen neben Zucht- 
haus von Rechtes wegen eintreten, aber nicht auf 
Lebenszeit. Nur während der Strafzeit wird der Ver- 

st,H>M». Oruiulzilgr <l«a Schweiz. Strafrccht». 2t 
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urtheilte in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt. In 
den gesetzlich bestimmten Füllen erstreckt sich die Ein- 
stellung unfeine bestimmte, der Vollstreckung nachfolgende 
Zeit. Einstellung wird in den gesetzlich bestimmten Füllen 
auch mit detenzionc verbunden. 

In Hasel § <> verlieren die zu Zuchthaus Verurfheilten 
das Aktivbürgerrecht über die Erstehung der .Strafzeit 
hinaus bis auf eine Dauer von 2—10 Jahren. Es findet 
also obligatorische Einstellung in der bürger- 
lichen Ehre statt. In 6>w/Art. 10 und 11 ist die Ein- 
stellung nur wahrend der Strafzeit obligatorisch, die <io- 
sammtheit der bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelne 
Rechte können aber dem Schuldigen auf 2— 20 Jahre 
entzogen werden, bei Vergehen jedoch nur in den gesetz- 
lich bestimmten Fallen. 

Zürich i? 20 7 Zug i? i) und Solothurn S IS in Verbindung 
mit $ H stimmen im Wesentlichen überein. indem sie dem 
Richter die Entziehung des Aktivbürgerrechtes auf be- 
stimmte Zeit gestatten, nicht gebieten, und zwar bei 
Zuchthaus bis auf 10 Jahre: bei Arbeitshaus und Ein- 
sperrung bis auf tl Jahre Zürich >, beziehungsweise ."> Jahre 
Zug und Solothurn \\\ bei (iefangniss lassen Zürich und Zug 
Einstellung bis auf beziehungsweise > Jahre zu. 

Die Strafe beginnt regelmässig mit der Rechtskraft 
des iTtheils. sie wird aber erst von der Zeit der Erstehung 
der Strafe an berechnet. 

II. Obwohl der Entziehung der bürgerlichen Ehren- 
rechte in der schweizerischen Strafgosetzgebung zweifel- 
los Strafcharakter zukommt, so erscheint es doch fraglich, 
oh diese Rechtsminderung sich als Strafmittel eignet. Filter 
allen Umstanden ist es verkehrt, einen Komplex von Rechten 
zu einer gesetzlichen Einheit zusammenzufassen und dem 
Schuldigen, ohne Rücksicht auf den einzelnen Fall, die 
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Gesammtheif dieser Rochto zu entziehen. Genf 
zeichnet sieh vortheilhaft aus, indem es dein Richter die 
Wahl lässt. sännntliche oder nur einzelne Rechte zu ent- 
ziehen. Ks sollten aber auch nur Rechte von öffentlich- 
rechtlichem Charakter aberkannt werden und nicht Privat- 
befugnisse, wie die Tostamentsiähigkoit. Es ist auch nicht 
zu billigen, wenn die Zeugnissfähigkeit mit der strafrecht- 
lichen Vergangenheit einer Person in Zusammenhang ge- 
bracht wird, weil dadurch eine richterliche Erkenntniss- 
quelle kurzer Hand verschlossen wird. Der Ehrlose ist 
nicht unfähig, die Wahrheit zu sagen: mancher Ehrlose 
steht übrigens im ungeschmälerten Besitz der bürgerlichen 
Rechte, und nicht selten werden die bürgerlichen Rechte 
Personen entzogen, denen ehrlose Gesinnung nicht zur 
Last gelegt werden darf. Allgemein verurtheilt wird heute 
die Entziehung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebens- 
zeit und von Rechtes wegen ; doch wird die Schroffheit 
solcher Bestimmungen durch die Statthaftigkeit einer Re- 
habilitation gemildert. 

Bedenklich ist es. die Entziehung der bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit als obligatorische Folge einer bestimmten 
Strafart aufzustellen : denn wenn auch von der Strafart 
in der Regel auf das Verbrechen geschlossen werden darf, 
so gilt dies doch nicht ausnahmslos. 

Bei näherer Betrachtung erweist sich die Minderung 
der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt nicht als Strafe 
geeignet: es ist von ihr weder eine erziehende noch eine 
bessernde noch eine abschreckende Wirkung zu erwarten, 
zumal auf Personen von ehrloser Gesinnung, gegen die 
sie vorwiegend gerichtet ist. Was liegt dem Kuppler und 
dem Betrüger, dem Dieb und dem Hehler an der Au> 
Übung der politischen Rechte? Dagegen erscheint es ge- 
rechtfertigt, die Ausübung von Rechten offentlichrecht 
liehen Charakters demjenigen abzuerkennen, welcher sich 
derselben unwürdig gezeigt hat. Der Beweis solcher 
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Un Würdigkeit wird namentlich durch ein verbrecherisches 
Verhalten geleistet. Bürger, welche durch ein Verbrechen 
eine gemeine Oesinnung bethätigt haben, sind nicht würdig, 
bei Wahlen und Abstimmungen die Geschicke des Landes 
mitzubestimmen; sie sind auch nicht würdig, das Ehren- 
kleid des Wehrmannes zu tragen ; ein Amt darf ihnen 
nicht anvertraut werden. Sie gemessen nicht das Ver- 
trauen , welches die Vormundschaft und die Ausübung 
einzelner Berufsarten nothwendig voraussetzt. Doch zeigen 
sich hier Unterschiede. Bei einem Arzt wird ein Sittlich- 
keitsverbrechen schwerer ins Gewicht fallen als bei einem 
Verniögensver walter; ein Notar wird dagegen seine Stel- 
lung durch Betrug oder Unterschlagung mehr erschüttern 
als durch eine geschlechtliche Ausschreitung. 

Es erscheint daher gerechtfertigt, die Entziehung der 
bürgerlichen Rechte dem Richter anheimzustellen und es 
seiner Prüfung zu überlassen, welche Rechte abzuerkennen 
sind, und zwar nicht zur Strafe, sondern als polizeiliche 
u n d ^) r a v e n t i v e M a s s n a h m e. 

S 48. Amtsentsetzung und Einstellung im Amte. 

Systematische Zusammenstellumj S. t74—17(>. 

Als Ehrenstrafe wird die Amtsentsetzung von einer 
grössern Zahl von Gesetzgebungen besonders genannt, und 
zwar thcils als Hauptstrafe, theils als Nebenstrafe, theils 
als dauernde Entziehung des Amtes, theils auch als zeit- 
weise Einstellung im Amte. Mit der Amtsentsetzung wird 
regelmässig die Unfähigkeit verbunden, innerhalb eines 
gewissen Zeitraumes, der von manchen Gesetzen, wie 
Bund Art. 0, Thür g au § 11. Schaff hausen § 19. G latus § 9. 
Zürich 4? 21, St. Gallen Art. lt>. auf 2 — 10 Jahre festgesetzt 
wird, ein Amt oder eine Stelle zu bekleiden. 
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§ 49. Entziehung des Rechtes, einen bestimmten Beruf 
oder ein bestimmtes Gewerbe zu betreiben. 

SystemaliHche Zwammensttllutig Seite 188 und 

Die Entziehung der Berechtigung zur Betreibung eines 
bestimmten Berufes oder Gewerbes (interdietion d'une pro- 
fession, d'une industrie ou d un negoce) wird von Thur- 
gau § 13 a, Waadt Art. 20, Wallis Art. 41 a. E., Lusem 
P.St.G. 4? 17, Obwalden Art. 15 und P. St. G. Art. 7, Glarus 
$ 14. Freiburg Art. 305, Zürich § 25, Tessin Art. 27 und 40, 
Appenzell A.-Rh. § 15, Schwyz § 14, Solothurn § 22 und 
$ 23, Ziffer 4, St. Gallen Art. 18. Neuenburg 1891 Art. 36 
als Strafe verwendet. In Obivalden schliesst sie das Verbot 
in sieh, die betrettenden Berufsarten oder Gewerbe durch 
Familiengenossen oder andere Personen auf eigene Rech- 
nung ausüben zu lassen, und .Hh l dich bestimmt Neuenburg 
1891 Art. 38: 

Celui qui est frappe de rette peine ne peut exercer la pro- 
fession, l'industrie on le negoce interdit, ni comme patron, ni comme 
procure, ni comme employe stiperieur. II ne peut donner procura- 
tion ä un tiers pour l'exercer en eon nom. 

Thurgau bezeichnet diese Entziehung als Vermögens- 
strafe, Glarus, Zürich und Solothurn scheinen sieh dieser 
Auffassung anzuschliessen. indem sie die Entziehung dieser 
Rechte bei den Vermögonsstrafen anführen. Andere Ge- 
setze fassen sie eher als Ehrenstrafen auf. Obivaldcn er- 
klärt den Verlust des Gewerbes als Folge wiederholten 
oder bedeutenden Missbrauehs des Gewerbes zu Gefähr- 
dung oder Verletzung des öffentlichen Wohls oder der 
Rechte von Drittmannspersonen, und Sclnvyz gestattet 
dem Richter, die Betreibung eines bestimmten Berufes 
oder Gewerbes zu untersagen, wenn Beruf oder Gewerbe 
zur Vorübung eines Verbrechens missbrancht wurden, 
oder wenn aus der Vorübung eines Verbrechens Gefährde 
wegen Missbrauehs entstellt. Auch Appenzell setzt Miss- 
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brauch eines Berufs zum Zwecke der Begehung straf- 
barer Handlungen voraus. In dieser Bestimmung tritt der 
richtige Gesichtspunkt hervor und das ist der gewerbe- 
polizeiliche. Auch ein verhültnissmässig schweres Ver- 
schulden würde es nicht rechtfertigen, dem Schuldigen 
die Ausübung des Berufes zur Strafe zu untersagen 
und ihn damit wirthschaftlich zu vernichten, indem er 
nun gerade die Arbeit, zu der er den Beruf hat. nicht 
ausüben darf. Anders verhält es sich, wenn eine miss- 
brauchliche Ausübung des Berufes oder Gewerbes die 
Befürchtung weiteren Missbrauchs rechtfertigt und ein 
solcher das Gemeinwohl gefährden würde. 

S 50. Entziehung der väterlichen Gewalt. 

Waadt Art. 24. Freiburg Art. 3CH>. Tessin Art. 34, S 1, 
und Art. 35, $ 1. Neuenbürg 1891 Art. 33 und 34 erwähnen 
die Entziehung der elterlichen Gewalt im allgemeinen 
Theil, während manche andere Kantone, so z. B. (ienf 
Art. 291 und 292 und Bern Art. 1(>9 a. K.. sie für bestimmte 
Fälle vorsehen. 

Neuenbürg 1H91 Art. 34 gebietet die Entziehung der 
väterlichen (iewalt in folgenden Fällen: 

1 1 Bei schwerer Verletzung der FamilionpHiehten und 

bei Misshandlung der Kinder durch die Kitern. 
2' Wenn die Kitern bestimmte Sittlichkeitsverbrechen 
oder Verbrechen gegen Leib und Leben an den Kin- 
dern begangen haben. 
3 Wenn sie mit ihren Kindern ein mit Zuchthaus be- 
drohtes Verbrechen begangen haben oder ein mit 
Gefängniss bedrohtes im Rückfall. 
Die Kntziehung der elterlichen (iewalt rechtfertigt sich 
in solchen Fallen allerdings, aber nicht als Strafe, sondern 
aus dem Gesichtspunkte der Vormundsohafts]>olizei wegen 
t uwürdigkeit der Kitern. die elterliche Gewalt auszuüben. 
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§ 51. Bekanntmachung von Urtheilen. 

Systematische Zummmenxtellung S. 18'J und HKt. 

Mehrere Gesetzbücher gebieten die öffentliche He- I 
kanntmachung verurtheilender Erkenntnisse in schwerern 
Fallen. So lässt Luzern § 21 die rechtskräftigen Kriminal- 
nrtheile „auszüglich" im aintliehen Blatt bekannt machen, 
Schaffhausen $ 28 die auf Zuchthaus oder auf Gefängniss- 
strafe 1. Grades nicht unter <5 Monaten lautenden Urtheile. 
Freiburg Code de procedure penale Art. 200 Urtheile, durch 
welche auf eine Krinünalstrafe, auf Entziehung der Ehren- 
rechte oder auf Wirthshausverbot erkannt wird, Basel $ 2H 
endlich Urtheile, welche auf Zuchthausstrafe lauten. 

Zu einer öffentlichen Bekanntmachung der Strafur- 
theile ermächtigen den Richter Wallis Art. 20 und :*.">;{, 
Neuenburg Art. 24, Obivalden P. St. G. Art. 14 und Appenzell 
%j 20, letzteres, für die Fälle, in welchen er es der Xatur 
des Verbrechens oder Vergehens angemessen findet, Freiburg 
Art. ;51f) gestattet die Publikation korrektioneller Urtheile, 
Luzern P. St. G. von Polizeistrafurtheilen, Schaffhausen ^ 28 
und Basel £ 2.J und P. St. G. 4? <> der Urtheile, für welche 
die Veröffentlichung nicht obligatorisch ist. Wallis Art. .H.">:5 
sieht die Veröffentlichung von Busserkenntnissen ausdrück- 
lich vor. 

Soweit ersichtlich bezeichnet, einzig Neuenbürg 18*H 
Art. 8 die Bekanntmachung förmlich als Strafe. Der Cha- 
rakter der Massnahme kennzeichnet sich ziemlich deut- 
lich als eine Ehrenfolge. Der Bericht des Basler .Justiz- 
kollegiums bestätigt dies, indem dort die Ansicht aus- 
gesprochen wird, es solle die Publikation in der Regel nur 
bei Zuchthausstrafe, wo der Verlust des Aktivbürgerrechts 
eintritt, erfolgen, r da auch hierin etwas Entehrendes liegt-, 
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in andern Fällen nur bei besonderm Beschlüsse des Ge- 
richts 1 ). 

Freiburg Art. 315 gibt der betheiligten Partei ein 
Antragsrecht und deutet damit auf die Genugthuung hin, 
welche die Veröffentlichung dem Verletzten unter Um- 
standen gewähren kann. Dieser Gesichtspunkt verdient 
jedenfalls Berücksichtigung, trifft aber wohl einzig bei 
Verleumdung zu. 



Die Vermögensstrafen. 

Als Vennögensstrafen fallen in Betracht die Geldstrafe 
und die Konfiskation. 

g 52. Die Geldstrafe. 

Systematische ZusammenxteUung S. /7-S — ISö. 

Literatur. Zürcher, K, Die Regelung der Geldstrafe. Zeitschrift für Schweizer 
Strafrecht, IV, 1891, S. 268. Honen feM, E., Die Regelung der Geld- 
strafe. Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
III, 1891, S. 135 ff. 

Die Geldstrafe findet in der schweizerischen Straf- 
gesetzgebung als Haupt- und Nebenstrafe Anwendung: am 
weitesten geht Zürich § welches Geldstrafe mit jeder 
Freiheitsstrafe zu verbinden gestattet, auch wo Geldstrafe 
im besondern Theile nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist. 
Schaffhausen 18 bestimmt weniger deutlich, die Geld- 
bussen können sowohl einzeln als in Verbindung mit andern 



') Seite 2 t und 23, wo sich folgende weitere Bemerkung tindet: „Auch 
möchten wir in der Regel die Motive nicht publizirt haben, wie die» wohl 
auch anderwärts kaum geschieht : es fuhrt den Uebelstand mit sich, dass 
entweder das» Unheil unvorhältnissiuassig viel Platz im Kantonsblatt ein- 
nimmt oder, was die Kegel ist, da>s die Motive so kurz und spärlich sind, 
dass sie ein rechtes Veratäudniss des Falls doch nicht liefern." 
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Strafen angewendet werden. Tesstn Art. 31 dagegen schränkt 
die Anwendung der Geldstrafe ausdrücklich auf die gesetz- 
lich bestimmten Fälle ein. Ist im Gesetze Geldstrafe nebst 
Gefängnissstrafe angedroht, so gestattet Obwalden Art. 11 
dem Richter, ausnahmsweise nur auf Gefängnis» oder nur 
auf Geldstrafe zu erkennen. Appenzell § 18 ermächtigt 
den Richter, wo das Gesetz Gefängniss, Haft oder Arbeits- 
strafe zugleich mit Geldbusse androht, in besondern Fällen 
von Geldbusse abzusehen. Neuenburg Art. 2;Y7, Neuenbürg 
1891 Art. 438 und Wallis Art. 349 schliessen die Verbin- 
dung von Busse und Haft bei Uebertretungen aus. 

Den Mindest betrag der Geldstrafe setzen fest: 
auf 1 Franken Waadt Art. 27, Basel § 18; 

f> Franken St. Gallen Art. 19, 'fessln Art. 29, i? 1 ; 
10 Franken Schaff hausen § 18; 
30 Franken Genf Art. 9 für Vergehen idelits,: 
200 Franken Luzern >? 19 und Freiburg Art. 20 für Ver- 
brechen. 

Für Vergehen delitsi ist das Minimum in Freiburg 
Art. 303 .V) Franken, für Polizeivergehen in Luzern P.StJi. 
§ lf> <> Franken, für Polizeiübertretungen in Tessin Art. 414 
2 Franken, in Genf Art. 9 1 Franken. 

Kein Minimum stellen für die Geldstrafe auf Thurgau, 
Graubünden, Neuenburg , Aargau, Wallis, Öbioalden, Bern, 
Zürich, Zug, Appenzell A.-Rh., Schwyz. 

Den Hoch st betrag bestimmen auf 
1,3C>0 Franken Graubunden § lf> ; 

2.000 Franken . largau Z. P. G. 4? Ii, Obwalden Art. 11, /•>«'/'- 
Art. 303 .für Vergehen i. Appenzell A.-Rh. § 1*: 
3.000 Franken IIW/w Art. 43 und /^W § 18: 
f>,000 Frauken Thurgau $ 13 b, Freiburg Art. 20. /Wjt/w 

Art. 29, f,>/// Art. 9, Ziffer 2, .SV/r«^ §14: 
0,(KX) Franken Waadt Art. 27: 
10,000 Franken .V/. Gallen Art. 19: 

lö.OOO Franken Zürich §23 und Neuenburg 1*91 Art. 27. 
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Fur 1'olizci Übertretungen «er»*» das Maximum fest: 
Seuenhurg Art. 2.'»2 auf '1. und 1.» Franken: 
Wallis Art. .147 auf 1f> Franken: 

Genf Art. 1.**. Ziffer 1. Freiburg Art. 4.V> und Tesstn 

Art. 414 auf fjO Franken: 

Hasel p. St. (i. * 7 auf .VJi» Franken als Reirel , 

Hin Höchstinass stellen nicht auf Schaphausen, Luzern, 

/irr», fJlarus, /.ng und Solothurn. 

/'essin Art. 21». >? 1. sieht * (Jrade von (leldbusson vor 
in folgender Skala : 
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liei den beiden ersten (iraden l>ildet f> FYanken die 
Füuheit, bei den (iraden M und 4 FY. 2f>. bei den (Traden 
.*> und i\ .*><) FY.. bei den (iraden 7 und 8 fKM) FY. Für 
Polizei Übertretungen Art. 414 werden folgende (i ratio 
unterschieden : 

1) 2 bis ."> Franken 
2 "> 1 r» 

;ji ir> ;w> 
4» ;m> . ;»o 

<ir au Minden ij 1;\ Schaff hausen § 1H. Z/V/^/r i? 2:i, Z//^ 
ij iL 1 . Appenzelle 1H. .S<7/;ci'5 ij 14. So lothur n £ lf>. .SV. Hallen 
Art. 1'.) und Xcuenburg 18'.)1 Art. 27 «gebieten dein Kiehter. 
bei Ausmessung der ( ieldstrafe die ökonomisch e L a #o 
<les Straffälligen zu berücksichtigen. Zürich, Solothurn 
und Seuenbnr^ 1S ( .U heben genauer die Vermögens-, FY- 
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werbs- und KiiikonmiensverhAltnis.se hervor, Appenzell und 
.SV. Gallen Vermögens-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, 
Sckwyz Vermögensverhältnisse und Familienpflichten. 

Wie die ökonomische Lage des Schuldigen durch den 
Richter ermittelt werden soll, darüber enthalten die Gesetze 
keine Vorschrift, doch scheint Zürich $ eine besondere 
richterliche Feststellung in Bezug auf die Vermögens- 
verhältnisse ausschliessen zu wollen, indem es die muth- 
ui asslichen Vermögens-, Erwerbs- und Einkommcns- 
verhältnisse des zu Bestrafenden in Berücksichtigung ziehen 
lässt. 

Diese Vorschriften entsprechen den Forderungen der 
Gerechtigkeit. Die Geldstrafe bezweckt, den Verbrecher 
durch Entziehung von (leid zu treffen. Die Zahlung der 
nämlichen Geldsumme ist aber für den weniger Bemittelten 
empfindlicher, als für den Wohlhabenden. Eine gleich- 
müssige Wirkung der Geldstrafe wird mir gesichert, wenn 
sie nach der Vermögenslage des Schuldigen bemessen wird, 
wobei das Vermögen selbst, insbesondere aber auch das 
Einkommen jeder Art in Berechnung fallen soll; bei der 
Würdigung der ökonomischen Lage ist auch die Familien- 
stellung des Straffälligen von Bedeutung. Ohwalden Art. 11 
und Zug S V> schliessen die Anwendung der Geldstrafe 
aus. sofern in deren Vollziehung eine Härte gegenüber 
der Familie des Verurtheilten läge. .SV. Gallen Art. H). 
Absatz II geht offenbar von derselben Erwägung aus. 
wenn es statt Geldstrafe (iefängniss oder Arbeitshaus als 
Strafe vorsieht, falls der Schuldige arm ist oder für ihn 
oder die Seinigen ein Xothstand zu besorgen wäre. Allein 
in manchen Fällen wird der Familie eine solche Rücksicht 
keineswegs erwünscht sein, indem die Erwerbstahigkeit 
des Verurtheilten für die Dauer der Freiheitsstrafe auf- 
gehoben wird. Anders würde es sich verhalten, wenn 
der Arbeitsertrag des Sträflings in solchen Fällen der 
Familie zugewendet würde. 
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Don Verhältnissen des zu Bestrafenden vermag der 
Richter nicht überall Rechnung zu trafen, wenn das 
Oesetz feste Minimal- und Maximalgrenzen aufstellt, zumal, 
wenn das Minimum hoch und das Maximum niedrig ist. 
Ist der Mindestbetrag der Geldstrafe auf 10. 30 oder wie 
in Luzem für Verbrechen auf 200 Franken angesetzt, so 
wird dem Armen ein Strafleiden auferlegt, das seiner 
Schuld nicht entspricht. Der Arme wird solche Geld- 
strafen gar nicht zahlen können. Wird aber das Maximum 
gering bemessen, so kann dem Reichen nicht ein seiner 
Schuld entsprechendes Strafleiden auferlegt werden. Am 
richtigsten wird es daher sein, für die Geldstrafe keine 
festen gesetzlichen Sätze zu bestimmen, sondern entweder 
die Vermögenslage durch den Richter frei würdigen zu 
lassen oder als Einheit das tägliche oder monatliche 
oder jährliche Einkommen des zu Bestrafenden zu Grunde 
zu legen. Jede Regelung wird dem Strafzwecke und 
der Gerechtigkeit entsprechen, durch welche das durch 
Einbusse von Gold zu bewirkende Straf leiden mit der 
Schuld dos Vorurtheilton in das richtige Verhältniss ge- 
setzt wird. 

Die Geldbusson fallen regelmässig dem Staate zu. 
was Schaff hausen $ 18 Luzem i? 10. P. St. G. $ 14. Obivalden 
Art. 11. P. St. G. Art. Ii, Glarus § 12. Freiburg Art. 2o. 
Tessm Art. 28, s 1, Genf Art. 2f>. Schwyz $ 14, Appen- 
zell A.-Rh. S 18, ausdrücklich bestimme)). Wallis Art. :*47 
und Appenzell A.-Rh. $ 18 wenden den Ertrag der Geld- 
busson für Uebertretungeu der Gemeinde zu, in welcher 
die rebertretung begangen wurde. Solothurn $ lf> über- 
weist die Geldbusse den kantonalen Heil- und Ptlege- 
anstalteu. 

Die Zahlung der Geldstrafen erleichtert Neuenbürg 
1801 Art. 27 in lobenswerther Weise durch Zulassung von 
Thcilzahlungen. Zürcher versichert aber, dass thatsäch- 
lich überall Zahlungsfristen gestattet werden, zumal da 
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in der Mehrzahl der Kantone die Beamten, welche die 
Beitreibung der Geldstrafen zu besorgen haben, gewisse 
Prozente der bezogenen Summen erhalten 1 !. Doch findet 
die Gewährung von Fristen ihre Schranke in den gesetz- 
lichen Zahlungsfristen, die Bund M i. 8 auf 3 Monate. Schwyz 
Besch luss vom 2. Dezember 1*81 4j 3 und Solothurn § U> 
auf einen Monat bestimmen. Waadt Loi du 17 mai 187f> 
sur l'organisation des etablissements de detention Art. 7 
gestattet dem ausschliesslich zu Geldstrafe, nicht auch zu 
Freiheitsstrafe Verurtheilten. die Geldstrafe durch öffent- 
liche Arbeit abzuverdienen. Die Arbeitsleistung wird in 
diesem Fall an Zahlungsstatt geleistet. Von dieser Ge- 
legenheit wird aber nicht Gebrauch gemacht. 

Verwerflich ist der aus dem französischen Hecht 
stammende Satz Neuenbürgs Art. 2f>. welcher die solida- 
rische Haftung für Geldbussen der wegen desselben Ver- 
gehens verurtheilten Personen aussprach. Fs lässt sich 
derselbe nur aus einer verkehrten zivilistischen Anschauung 
erklären, welche das Hauptgewicht auf die dem Staate 
zufallende Bereicherung und nicht auf das dem Schuldigen 
zuzufügende Strafleiden legt und dabei den Strafcharakter 
der Geldbusse übersieht, welcher Berücksichtigung der 
Schuld jedes Einzelnen erfordert. Neuenburg 181)1 besei- 
tigte diese Bestimmung. 

Neuenbürg Art. 27, Wallis Art. 348. Tesstn Art. 3b. § 2. 
den/ Art. 33 und Neuenbürg 1891 Art. 30 geben der Schadeu- 
ersatzforderung aus strafbaren Handlungen im Konkurse 
den Vorzug vor der Forderung des Staates für den Betrag 
der Geldbusso. Sie folgen darin dem französischen Rechte 
<Art. .">4 Code penal i. Allein der Anspruch des Staates auf 
Zahlung der Geldstrafe ist seinem Wesen nach gar kein 
Zi vilanspruch. Die Beitreibung der Geldleistung dient 

') Zürcher in seinem Berichte an die schweizerische Landesgruppe 
der internationalen kriminalistischen Vereinigung, Zeitschrift für Schweizer 
Strafrecht, IV. Jahrgang, 1891, S. 233 und Separatahdruck S. 5. 
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einzig dem Zwecke, dem Verurtheilten ein Strafleiden 
zuzufügen. Wenn aber das Vermögen eines Verurtheilten 
infolge Konkurses an die Gläubiger vertheil r wird, so kann 
dieser Zweck nicht mehr erreicht werden, da die Masse 
nicht dem Verurtheilten. sondern den Gläubigem gehört. 
Daher Hess Hern Art. 2f> grundsätzlich richtig bei gericht- 
lichen Liquidationen die Cieldbussen »allen übrigen For- 
derungen nachgehend" anweisen. Wenn nach Befriedigung 
der Gläubiger ein l'eberschuss bleibt, so gebort dieser 
dem Schuldner, und es ist daher in diesem Falle möglich, 
dein Verurtheilten durch Entziehung des Betrages ein Strat- 
leiden zuzufügen: allein dieser Fall tritt gewiss äusserst 
selten ein. 

Die angeführten Bestimmungen sind mit dem 1. Januar 
iHlrj ausser Kraft getreten, da nun das Bundesgesetz über 
Schuldbetreibung und Konkurs vom IL April 18s») die 
Materie regelt, welches über Geldstrafen keine Bestimmung 
enthalt. 

s? 53. Konfiskation. 

Systematische Znsami»en*trlluH4f S. lHö—lss. 

Die Konfiskation wird von den meisten (iesetzen für 
gewisse Arten von ( Jogenständen ganz allgemein zugelassen 
oder geboten. Die romanischen Gesetze, namentlich Waadt 
Art. -J'X Xeuenbitrg Art. '2*. Wallis Art. 44, (ienf Art. V\ 
und Xeuenhurg 1S1M Art. M. schliessen sich eng an den 
Code penal Art. 1 1 an. welcher der Einziehung unterwirft : 

1 das corpus delicti corps du delit : 

2 die Gegenstände, welche zur Begehung gebraucht 
wurden oder dazu bestimmt waren : 

'."> die Erzengnisse des Verbrechens. 

Nur die zwei letztern Arten von Gegenständen er 
wähnen hreihnr^ An. 21. (Harns Art. !•'>. Zürich ?? >\. 
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Appenseil A.-Rh. $? 19. Bern Art. 22 und Solothurn §21: 
nur die zwei erstem 7>w/>/ Art. 37. Neuenbürg 1891 Art. 40 
enthält Überdies folgende Bestimmung: 

Lea salaires et presents qui ont servi ä provoquer ou ä recom- 
penser un delit peuvent etre eonfiftquöa et Bervir au besoin a in- 
demniaer la partie lesee. 

Otnualden P. St. G. Art. 10 erstreckt die Konfiskation auf Ge- 
genstände, die Werkzeug, Erzeugnis* oder Gewinn des Ver- 
brechens sind, Zug $ 13 auf Werkzeuge und Erzeugnisse, 
ahnlich Hasel § 19 auf die bei Begehung des Verbrechens 
gebrauchten oder durch dasselbe hervorgebrachten Gegen- 
stiinde. Thür gm § y.\v nennt die zu verl)recherischeii End- 
zwecken benutzten Mittel und Aargau Z. F. G. i? 7 die Ge- 
rätschaften, welche angefertigt wurden, um als Werkzeuge 
zur Ausführung unerlaubter Handlungen zu dienen. In 
Sclnvyz 4j 14 tritt Konfiskation von Sachen nur bei Münz- 
fälschung und Bestechung und bei Diebstahl ein, im letz- 
tern Falle, wenn der EigentliUmer von gestohlenen Sachen 
nicht ausgemittelt werden kann. Geboten wird die Einzie- 
hung in den angeführten Füllen von Neuenburg Art. 2*. Aar- 
gau Z. P. (i. ?j 7. (ilarus ij 13. Zürich S 24, Zessin Art. 37, 
Sclnoyz 4j 14, zugelassen von Thurgau 4j 13c, // aadt Art. 29, 
Wallis Art. 44. Hern Art. 22, Hasel g 19. f,Y«/ Art. 13. 

§ 13. Solothurn § 21. Solothurn g 23 gestattet aus- 
drücklich, Konfiskation ohne besondere Androhung als 
Zusatzstrafe mit jeder Hauptstrafe zu verbinden. Dagegen 
lassen sie Freiburg Art. 308. Ä/^v/ P. Sr. G. § 8, Cent * Art. 14. 
I.uzern P. St. 0. i? 21 für Polizeistrafsachen nur in den vom 
Gesetze besonders genannten Füllen zu. 

Die meisten Kantone gestatten oder gebieten aber die 
Konfiskation nur unter der Voraussetzung, dass die ein- 
zuziehenden Gegenstände dem Vcrurtheilton \ Basel ij 19. 
Tessin Art. 37. § 1. Zug 4j 13. oder doch einem Theilnehmer 
Hern Art. 22. Fieiburg Art. 27. Solothurn § 21 geboren, oder 
sofern nicht Rechte von Nichtschuldigen verletzt werden 
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• Thurgan 4j l.H, Zürich ij 24, Appenzell A. -Rh. S 19 1. 
Art. 29. Neuenbürg Art. 28, Art. 44, Genf Art. 13 

kniipfon mit dem Code pönal nur die Einziehung des corpus 
delicti an die Voraussetzung, dass die Sache dem Verur- 
theilten gehört. 

Auch fessln Art. beschränkt die Konfiskation in 
der Kogel auf die dem Verurtheilten gehörenden Gegen- 
stände: wenn aber die Innohabung. der Gebrauch oder 
das ITalten der Gegenstände gesetzlich untersagt ist. so 
findet die Einziehung in jedem Fall statt, wem auch die 
Sachen gehören, selbst wenn keine Verurtheilung erfolgt. 
In dieser rnterscheidung offenbart sich der richtige Ge- 
sichtspunkt. Sobald die Einziehung von Gegenständen nichts 
Anderes bezweckt, als dem Schuldigen zur Strafe eine Ver- 
mögeusminderung zuzufügen, darf die Einziehung nur auf 
Gegenstande sich erstrecken, welche dem zu Strafenden 
gehören: denn die Einziehung anderer Gegenstande be- 
rührt ihn nicht und stellt sich für ihn nicht als Strafübel 
dar. Regelmässig werden aber bestimmte Gegenstände nicht 
aus diesem Grunde der Einziehung unterworfen, sondern 
mit Rücksicht auf die gefährliche oder schädliche Beschaf- 
fenheit der in Frage stehenden Sachen. Ist dieser Gesichts- 
punkt der leitende, so ist die Einziehung eine polizeiliche 
Massnahme, die sich nicht gegen die Person, sondern gegen 
die Sache richtet und für deren Anwendung es nicht darauf 
ankommt, wem die Sache gehört. Dies trifft z. B. für ge- 
wisse corpora delicti, wie unsittliche Bilder, falsche Münzen 
und gesundheitsschädliche Nahrungsmittel, zu. Den Gegen- 
satz deutet .SV. Gallen Art. 20 an: 

Die Konfiskation muss, wo sie nicht von Gesetze» wegen kraft 
besonderer Vorschrift einzutreten hat, sondern als Strafe verh.'ingt 
wird, im l'rtbei! besonders ausgesprochen werden. 

Sehr deutlich tritt die rein polizeiliche \atur der Konfis- 
kation in einigen Bestimmungen von Bundesstrafneben- 
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ff osetzen l ) zu Tage, welche die Vernichtung bestimmter 
Gegenstande selbst für den Fall einer Freisprechung an- 
ordnen. So gebietet das Markengesetz die Vernichtung 
-der unerlaubten Marken und, gegebenen Falls, der mit 
solchen Marken versehenen Waaren. deren Verpackung 
oder Umhüllung, sowie der Werkzeuge und Geräthe, die 
zur Nachahmung gedient haben s i u . selbst im Falle einer 
Freisprechung. Nach dem Patentgesetz *.» und nach dem 
Gesetz über Muster und Modelle 4 ) „soll* das Gericht, ..selbst 
im Falle einer Freisprechung, wenn nöthig, die Vernich- 
tung der ausschliesslich zur Nac hahmung bestimmten 
Werkzeuge und Gcrüthe anordnen". 

Zweifelhaft ist die Frage, wenn es sich um Einziehung I 
an siel) nützlicher Gegenstände handelt, die zu einem 
rechtswidrigen Handeln missbraueht worden sind, wie z. B. 
Jagdgewehre, Messer, Watten und andere Verbrechens- 
Werkzeuge. Der polizeiliche Gesichtspunkt füllt hier inso- 
fern in Betracht, als der Gegenstand in der Hand des 
Schuldigen eine gewisse Gefahr darbietet; man kann hier 
von einer relativen Gefährlichkeit sprechen. Wahrend 
die absolute Gefährlichkeit einer Sache es nothwendig 
macht, sie dein Verkehr zu entziehen und eventuell sie 
zu vernichten, genügt es, die relativ gefährliche Sache 
der Gewalt des Schuldigen zu entziehen. 

Den Zweck der Massnahme erfüllt daher schon die 
Kntzieliung der Verfügungsgewalt und es könnte dem 

') Meili. Sammlung schweizerischer (iesetze, Nr. 1, 2, 4. (iesetze. 
mid Verordnungen über den Schutz der Erfindungen, Marken, Muster und 
Modelle, einschließlich der internationalen Konvention über da« gewerbliche 
Eigeuthuni. Zürich. Orell Fttsidi, 181*1. 

7 ) Uundesgesetz betreffend den Schutz der Fabrik- und Handelsmarken, 
der Herkunftsbezeichnungen von Waaren und der gewerblichen Auszeich- 
nungen vom 2(i. September istfo Art. H2. 

3 ) Buudengesetz betreffend die Ertindungspatente vom 2'J. Juui 18HS, 
Art. 2S. 

*) Uundesgesetz beireffend die gewerblichen Muster und Modelle vom 
21. Dezember 1HSS. Art. XI 

St,,<,*M. Urandiciige .ie« Schweix. Stmfrei-UtB. 2.» 
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Schuldigen im Grunde die Disposition Uber den Werth 
der .Sache belassen werden. Diesen Gedanken verwirk- 
liehen mehrere Bundesstrafnebengesetze, indem sie die 
Konfiskation relativ gefahrlicher Gegenstände auf Rech- 
nung der Entschädigungen und der Kosten oder der Bussen 
zulassen. Es kommt also dem des Besitzes Entsetzten der 
Werth des entzogenen Gegenstandes zu Gute. 

50 das Markengesetz Art. 32, welches dein Gericht 
gestattet, auf Rechnung der Entschädigungen und der 
Kosten die Konfiskation der mit Beschlag belegten Gegen- 
stände 1 ! anzuordnen. So das Patentgesetz in Art. '2X: 

Das Gericht kann auf Rechnung und bis zum Belaufe der dem 
verletzten Theile zugesprochenen Entschädigungen und der Bussen 
die Konfiskation der mit Beschlag belegten Gegenstände 2 ) verfligen. 

Damit stimmt Art. 2.'5 des Bundesgesetzes über Muster 
und Modelle wörtlich Oberein. 

Aus. dieser Darstellung ergibt sich wohl mit Sicherheit 
das ritheil, dass es den geltenden Gesetzgebungen in dieser 
Materie an einem leitenden Gesichtspunkte fehlt. Es isr 
dieser Mangel, wie überall, auch hier, auf den unge- 
nügenden Zustand der Lehre zurückzuführen, welche sich 
über das W'esen der Konfiskation, namentlich über ihren 
strafrechtlichen und polizeilichen Charakter und die hieraus 
sich ergebenden rnterschiede. nicht klar geworden ist 3 . 

') Art. M des Markengesetzes: «Das. Gericht kann die als nöthig er- 
achteten vorsorglichen Bestimmungen treffen und insbesondere die Beschlag- 
nahme der Werkzeuge und Geräthe. welche zur Nachahmung gedient haben, 
sowie der Krzeugnisse und Waarcn. aut welchen die angef«H"htene Marke 
angebracht ist. vertilgen. - 

5 1 Namentlich der ausschliesslich zur Nachahmung dienenden Werk- 
/..'iiiio und tierathe und der nachgeahmten Gegenstände. Art. 27 Patentgesetz. 

< St>.»«. /.ur Natur der Venuöv'ensstrateu. Bern. 1S78. S. 32 fl . 
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8 54. Die Strafzumessung. 

Systematische Zusammenstellung S. 194—205. 

Während das helvetische Gesetzbuch die Strafen ab- 
solut bestimmte, stellen die geltenden Gesetze für jede 
Strafart einen allgemeinen Strafrahmen auf und über- 
dies noch für jede Verbrechensart einen besondern 
Strafrahmen, innerhalb dessen der Richter die Strafe aus- 
zumessen hat. Schwyz begnügt sich häufig mit dem all- 
gemeinen Strafrahmen, und wo es für eine Handlung die 
Strafe besonders bestimmt, setzt es regelmässig nur das 
Maximum der Strafe fest, so dass das allgemeine Minimum 
der Strafart massgebend ist. Dem Richter steht nach allen 
Gesetzen in vielen Fällen die Wahl zwischen mehreren 
Strafarten frei. 

Einige Gesetzgebungen vertrauen die Strafzumessung 
dein richterlichen Ermessen an. So Thurgau, Wandt, Neuen- 
bürg, Freiburg, Hern, Hasel, Genf. Die andern Gesetze regeln 
die Strafzumessung genauer, indem sie die Straferhöhungs- 
und Strafminderungsgründe abschliessend oder beispiels- 
weise aufzählen. Straferhöhend fallen namentlich in Be- 
tracht : 

I i Die Schädlichkeit und Gefährlichkeit der Handlung: 
2) die Verletzung von Pflichten; 

:J> die Beharrlichkeit, Verwegenheit. List, Grausamkeit 
und Bosheit, welche der Thäter bei der That bekun- 
dete : 
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4> die mangelnde äussere Veranlassung zu dem Ver- 
brechen und die Stärke des eigenen Antriebes: 

f>) die Schwierigkeit, sieli gegen das Verbrechen zu 
schützen ; 

(')) schlechter Lebenswandel : 

7) Vorbestrafung, soweit nicht der Rückfall als beson- 
derer oder allgemeiner Strafschärfungsgrund in Be- 
tracht follt. 

Als Strafminderungsgrüiide anerkennen die meisten Ge- 
setze : 

1) Ueberredung, Furcht, Befehl. Drohung, Täuschung. 
Trrthum ; 

2) Noth; 

3) Gemüthsbewegung und Aufregung; 

4) Versuchung und Verleitung; 

5) thatige Reue, Selbstanzeige, Geständniss: 
f>) Jugend; 

7) mangelhafte Erziehung und Verstandesschwache: 
8i unbescholtenen Lebenswandel. 

Die hier angefahrten Umstände und Verhältnisse ver- 
dienen allerdings bei der Strafzumessung gewürdigt zu 
werden. Da jedoch eine abschliessende Aufzählung der 
Straferhöh ungs- und -Minderungsgrunde bei der Mannig- 
faltigkeit der Lebenserscheinuiigeu nicht möglich ist. so 
empfiehlt es sich, die Strafzumessung in das richterliche 
Ermessen zu legen. Die Bedenken, welche gegen diese 
richterliche Befugniss bestehen mögen, fallen dahin, wenn 
die Strafrahmen nicht allzuweit gefasst werden. 

S 55 und 56. Strafänderung. 

Systematisch* Zummmenstellumj S. 205—218. 

Für bestimmte Ausnahmefälle erachten die schweize- 
rischen Gesetzgebungen die Zumossung der Strafe innerhalb 
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des ordentlichen Strafrahmens nicht für ausreichend und 
gestatten oder gebieten dem Richter, von dem ordent- 
lichen Strafrahmen abzuweichen und auf eine mildere oder 
strengere Strafe zu erkennen. Unter Strafschärfung und 
Strafmilderung wird daher hier eine Abänderung des 
ordentlichen Strafrahmens verstanden, während manche 
Gesetze auch da von Strafschärfung und insbesondere von 
Strafmilderung 1 "i sprechen, wo es sich nur um höhere oder 
mindere Strafzumessung innerhalb des ordentlichen Straf- 
rahmens handelt. 

S 55. Strafanderung: Strafschärfung. Rückfall. 

Systematisch*- Zusammenstellung S. JOi> — 216. 

Literatur. Michel, Fr., Beitrag zur Lehre vom Röckfalle mit besonderer 
Berücksichtigung der Schwei/, 1879. (iatttier, Alfred, De la recidive. 
Etudes sur les legislation* pönales de la Suisse romande. Zeitschrift 
für Schweizer Strafrecht, I, 1888, S. 15. 

Als einziger allgemeiner Strafschärfungsgrund kommt 
in den Gesetzen der Rückfall vor. 

Während Hund Art. M d. (rraubünden § öl, Aargau 
S 42 d, e. Appenzell A.-Rh. 5j 40c, Basel, Solothum öl, 
öö und Zug ij ;U> f den Rückfall bei der Strafzumessung 
als straferhöhendes Moment würdigen und demselben nur 
in besondern Fällen eine strafschärfende Wirkung beilegen, 
wird der Rückfall von den übrigen Gesetzen als allgemeiner 
Strafschärfungsgrund unerkannt. Dabei gestalten sieh aber 
Regritt', Voraussetzungen und Bestrafung des Rückfalls ver- 
schieden. 

i. Begriff und Voraussetzungen des Rückfalls. 

W'aadt Art. 1>7. Xeuenburg Art. )\X Wallis Art. 71». 
Schaff hausen $ 7b. Glarus i? 40. Freibnrg Art. 7.-1. Zürich 

l ) So Lutcr,, § 7(>, Ziirieft $ <»<>. W/r.'r; 15 und 1«, Sfiiotfturn § 51. 
.S>. Hallen Art. 36. 
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4? (H>, Zessin Art. «9. § 1, Genf Art. ;J4, .-iö, :W>, Appenzell 
A.-Rk. £ öO und Neuenburg 1891 Art. 9f> fordern für den 
Rückfall eine vorausgegangene strafrechtliche Verurth ei- 
lung, und zwar, wie die Gesetze der deutschen Schweiz, 
sowie Neuenburg 1891. Wallis und Freiburg hervorheben, 
eine rechtskraftige Vcrurtheilung. Denn erst wenn 
das Urtheil die Rechtskraft beschritten hat, ist die Schuld 
des Vcrurthcilten endgültig gerichtlich festgestellt und eine 
Abänderung desselben, abgesehen von besondern Ausnah- 
men, nicht mehr statthaft. Wallis Art. 79 nimmt Rückfall 
auch dann an. wenn das frühere Vergehen verjährt ist 
oder wenn die Strafe durch Begnadigung oder Rehabili- 
tation aufgehoben ist. 

Thurgau § 44, Luzern $ 77. Ohwalden Art. ;H. Hern 
Art. 02, Sc/nvyz 4? 42 a ziehen eine Vcrurtheilung für den 
Rückfall nur in Betracht, wenn die Strafe vollzogen 
ist. indem erst dann die Wirkungslosigkeit der Vorbe- 
strafung nachgewiesen ist und ein Grund vorliegt. Den- 
jenigen, welcher fortfährt, strafrechtlich geschützte Inter- 
essen zu verletzen oder zu gefährden, schwerer zu be- 
strafen. Die Frage, ob theilweise Verbüssung der Strafe 
genügt, entscheiden Hern Art. «>2 und Öbivalden Art. M 
bejahend. Allein nur Neuenburg Art. :»3 und Genf Art.:-I4ff.. 
welche dem französischen Rechte folgen, berücksichtigen 
frühere Verurtheilungen ganz allgemein. Genf Art. 388 
fordert jedoch für den Rückfall bei Polizeiübertretungen 
Gleichartigkeit der l'ebertretung. Nach den übrigen Ge- 
setzen gilt nur die Vorbestrafung oder Vcrurtheilung wegen 
desselben oder eines gleichartigen Deliktes als Rück- 
fall. Wallis Art.X>2 fordert jedoch bei Polizeiübertretungen 
nicht (Tieichartigkeit. Welche Delikte sind aber gleich- 
artig? Thurgau £ 44. Wallis Art. 79. 82. Hern Art. (52, 
(Harns $J 40, Zürich i? f>(>. Appenzell 4? f>0, Solofhum g .V>. 
Genf Art. 38« beantworten die Frage nicht. Schaffhausen 
J? 77 beurtheilt die Gleichartigkeit von Verbrechen und 
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Vergehen «nach der durch dieselben an den Tag gelegten 
rechtswidrigen Oosinnung und Neigung, welche sich in 
dem Verbrechen ausspricht, mit Rücksicht auf die Art 
der verbrecherischen Thätigkeit und die Natur des ver- 
letzten Rechtes selbst-. Beispielsweise führt Schaffhausen 
als Verbrechen und Vergehen gleicher Art an : 

1) Raub und Erpressung^ Diebstahl, Betrug, Fälschung au« Ge- 
winnsucht, Unterschlagung, Wucher; 

2) Münzverbrechen, Fälschung von Staats- oder Kreditpapieren, 
Fälschung öffentlicher Urkunden, Verbreitung falschen Geldes; 

3) vorbedachte Körperverletzung, Todtschlag und Tödtung oder 
Körperverletzung in Rauf bändeln; 

4) die gemeingefährlichen Verbrechen; 

5) Unzuchtsverbrechen und -Vergehen, strafbare Verletzungen der 
Sittlichkeit; 

6) Meineid, Eidbruch, falsche Anklage und Verleumdung; 

7) Landstreicherei und Bettel ; 

8) Widersetzlichkeit, Aufruhr und Friedensstörungen; 
0) Amtsverbrechen aus Eigennutz. 

Schwyz § 42 a lüsst eine Schärfung der Strafe zu, 
-wenn der Schuldige wegen aus gleicher rechtswidriger 
Neigung entsprungener Verbrechen schon zweimal bestraft 
worden ist u . stellt also ausschliesslich auf das Motiv ab; 
St. Gallen Art. .'»0 fordert ein gleichartiges oder aus gleicher 
rechtswidriger Neigung entsprungenes Delikt, während 
Obwalden Art. 'M die Gleichartigkeit von Verbrechen in 
Bezug auf Rückfall nach der geäusserten rechtswidrigen 
Gesinnung und nach der Art ihrer Ausführung beurthcilt. 
Als Verbrechen gleicher Art bezeichnet Olnualäen: 

Diebstahl, Raub, Erpressung, Unterschlagung, Betrug und Fäl- 
schung ; 

falsches Zeugniss, Meineid und falsche Anklage; 
vorsätzliche Brandstiftung und böswillige Eigenthumsbeschädi- 
gung; 

vorsätzliche Körperverletzung und Theilnahme an Raufhändeln; 
Unzuchts- Verbrechen und -Vergehen. 
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Für Polizeivergehen wirken, wie das Polizeistrafgesetz 
Art. 17 a. E. bestimmt, in der Regel die unter dem nämlichen 
Titel des Gesetzbuches vereinigten rückfallbedingend, von 
den in gewinnsüchtiger Absicht begangenen Eigenthums- 
vergehen jedes zu allen. 

Die Aufzahlung Obivaldens erinnert an den Katalog 
von Lünern §78, das folgende Verbrechen als gleichartig 
zusammenstellt : 

1) Diebstahl, Unterschlagung, Betrug, Raub und Erpressung; 

2) Münzfälschung und Fälschung öffentlicher Urkunden, Siegel 
und Stempel ; 

3) falsches Zeugniss, Meineid und falsche Anklage; 

4) Nothzucht, Schändung, Blutschande, Unzucht gegen die Natur 
und Verführung zur Unzucht; 

5) Tödtung und Körperverletzung; 

6) Menschenraub, Entführung und widerrechtliches Gefangen- 
halten ; 

7) vorsätzliche Brandstiftung und böswillige Eigenthumsbeschädi- 

g»"g; 

8) Aufstand, Aufruhr und Widerstand gegen die Obrigkeit. 

Auch Wandt Art. OX, Freiburg Art. 74 und Neuenburg 
1891 Art. 07 geben eine Liste der gleichartigen Delikte 
und bestimmen die Gleichartigkeit wesentlich nach der 
systematischen Zusammengehörigkeit, während Tessin Art. 
C><), § l\ praktisch und kurz anordnet, als gleichartig gel- 
ten die im nämlichen Abschnitte des Gesetzbuches behan- 
delten Thatboständo. 

Kür den Rückfall berücksichtigt Tessin Art. 70 b fahr- 
lässige Delikte nicht, wahrend Obuutden Art. :il ein Vorsatz 
liches und ein aus Fahrlässigkeit begangenes Verbrechen 
nicht als gleichartig ansieht. 

Die Gleichartigkeit der Handlung, werde sie nun ob- 
jektiv oder subjektiv gefasst. verdient namentlich da be- 
sondere Berücksichtigung, wo dieselbe auf einen beson- 
dern Hang zu derartigen Verbrechen sch Hessen lässt oder 
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siel» der Verbrecher daraus sogar eine Spezialität macht 
< Taschendiebstahl oder Einbruch). Allein es darf nicht 
Ubersehen werden, dass äusserlich gleichartige Delikte» 
nicht selten verschiedenen Motiven entspringen, das Motiv 
sich aber öfter nicht sicher ermitteln lässt, und dass gerade 
die gefährlichste Verbrechcrk lasse heute zu diesem, morgen 
zu jenem Verbrechen greift, je nachdem Lust und (Gelegen- 
heit sie dazu antreiben und veranlassen. Daher ist die 
Berücksichtigung des gleichartigen und ungleichartigen 
Rückfalles geboten, der gleichartige Ruckfall fallt aber 
schwerer ins Gewicht. 

Waadt Art. 67 und Wallis Art. 79 machen keinen Tuter- 
schied, ob das Urtheil von einem bürgerlichen oder militäri- 
schen Gerichte ausgesprochen wurde, was gewiss richtig 
ist, sofern es sich um gemeine und nicht um militärische 
Verbrechen handelt, namentlich für die Schweiz, wo jeder 
wehrpflichtige Bürger zeitweise Militärdienst leistet. 

Nach Neuenbürg Art. .T5 und Freiburg Art. 7f> begründet 
eine korrektionelle Verurtheilung in Kriminalsachen nicht 
Rückfall ; Tessin Art. 70 zieht eine vorausgegangene Ver- 
urtheilung zu detenzione bis zu G Monaten oder zu einer 
geringem Strafe für den Rückfall nicht in Betracht, wenn 
auf Zuchthaus zu erkennen ist. 

Wallis Art. 70. Schaf hausen § 70. Luzern § 77, .SV. (.allen 
Art. :W stellen die ausländische Verurtheilung mit Recht 
der inlandischen gleich ; denn der Kampf gegen das Ver- 
brechen ist nicht an die (Jrenzen eines Landes oder Kan- 
tons gebunden. Wenn der Dieb, welcher im eigenen Lande* 
Vorbestrafungen erlitten hat, desshalb strafwürdiger ist. 
so ist nicht einzusehen, warum der Dieb, weh/her ebenso 
schwere Bestrafungen im Xachbarstaate verbüsst hat. 
anders zu beurtheilen wüte, vorausgesetzt, dass die dor- 
tige Strafrechtspflege Zutrauen verdient. Beachtung ver- 
dient wegen dieses letztern Tnistandes Neuenbürg 1801 
Art. 0C>. welc hes nur Lrtheile der Kantone und derjenigen 
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Staaten berücksichtigt, mit denen die Schweiz einen Aus- 
lieferungsvertrag abgeschlossen hat. f essin An. 70 a zieht 
nur die LTtheile der eigenen Gerichte in Betracht, ebenso 
hat sich die Praxis in 6V«/ 1 ■ und Bern gestaltet, wahrend 
Zürich, dessen besetz ebenfalls schweigt, die auslandische 
Vorbestrafung für den Rückfall anrechnet 1 -. 

2. Die Bestrafung des Rückfalls. 

Die Bestrafung des Rückfalles gestaltet sieh nach den 
einzelnen Gesetzen sehr verschieden. Am strengsten l>e- 
handelt Freiburg Art. 70 den Rückfall. Ks gebietet nämlich 
dem Richter die Strafschärfung schlechtweg, und zwar ist 
die Strafe im ersten Rückfall um einen Viertheil über das 
Maximum der ordentlichen Strafe zu erhöhen, im zweiten 
Rückfall um die Haltte, im fernem Rückfall bis auf das 
Dreifache. Tessin Art. 72, Ziffer L\ schärft die ordent- 
liche Strafe um einen Grad, wenn der Rückfällige die 
Strafe schon verbüsst hatte; wenn aber der Rückfall 
während der Strafzeit eintritt, so ist auf den höchsten 
Grad der ordentlichen Strafe zu erkennen. Ist die Strafe 
nbcjr noch nicht augetreten, so darf nicht auf den unter- 
sten Grad erkannt werden. 

Wallis Art. Hl bestraft den ersten Rückfall mit dem 
.Maximum der ordentlichen Strafe, und wenn auf dieses 
schon bei der ersten Yerurtheilung erkannt worden war, 
so kann die Strafe um einen Viertheil über das Maximum 
verschärft werden, im zweiten Rückfall um die Hälfte, im 
fernem Rückfall auf das Doppelte des höchsten Masses 
der ordentlichen Strafe. 

Auch Xeuenburg Art.iKJ bestraft den Rückfall mit dem 
Maximum der ordentlichen Strafe, und die Strafe kann 
um die Hälfte über das Maximum verschärft werden, wenn 

') (imüin , ZiMtseluift 1, S. 2!». 

-') /.unhrr-Ufnz, Kommentar. S. !>l, Note I. 
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sich der Verbrecher im zweiten Rückfall befindet. Eine 
dem Verbrechen vorausgegangene Vcrurtheilung wegen 
Vergehens berücksichtigt Neuenbürg Art. HH, Absatz 2, bei 
der Strafzumessung, wenn auf wenigstens 0 Monate Ue- 
fangniss erkannt worden war. Neuenbürg 1891 Art. 9ö. 
Absatz 2. bestraft den Rückfalligen mindestens mit */» des 
Maximums der ordentlichen Strafe und lässt Schürfung der 
Strafe um '/» über das Maximum zu. 

Ijtzern § 79 gebietet dem Richter, der für das Delikt, 
abgesehen vom Rückfall, verwirkten Strafe einen Straf- 
zuschlag beizufügen, der im ersten Rückfall bis auf die 
Hillfte. im zweiten bis auf drei Viertheile, im dritten bis 
auf das Doppelte der verwirkten Strafe ansteigen kann 
u.s.w. Kine wirkliche Strafschärfung ist damit aber nicht 
gesichert; ob eine solche eintritt, hängt davon ab. welch«' 
Strafe der Richter an sich verwirkt erachtet. 

Otnoalden Art. M a. K. gebietet, die Strafe beim Rück- 
fall innerhalb der gesetzlichen (Jrenzen der Strafart an- 
gemessen zu erhöhen und nach den Umstünden durch die 
gesetzlich zulüssigen Zusätze zu schürfen oder nöthigen- 
falls auf die zunächst höhere Strafart mit Bestimmung 
einer verhältnissmässigen Dauer der Strafe zu erkennen, 
jedoch unter Ausschluss der Todes-, Zuchthaus- oder Ketten- 
strafe. Auch diese Vorschrift begründet eine Strafschärfung 
nicht nothwendig. Hei Rückfall in Bezug auf Polizeiver- 
gehen kann die Strafe das gesetzliche Maximum um die 
Hülftc übersteigen i l J . St. < }. 17 . 

Schaffhausen § 78 schreibt zwar vor. es sei die Strafe 
um so mehr zu erhöhen, je öfter der Rückfall wiederholt, 
je kürzer der Zeitraum zwischen der letzten Bestrafung 
und der Begehung des neuen Delikts gewesen ist und je 
schweren« Strafen der Verbrecher schon ausgestanden hat. 
Die Strafschärfung wird aber doch nicht geboten, vielmehr 
kann die Strafe wegen des Rückfalls Uber das gesetzlich»' 
Strafmass hinaus, jedoch nicht über die Hälfte desselben 
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erhöht worden. Ist die frühere Uebertretung nur ein Ver- 
gehen, so gilt dies bei Beurtheilung des Rückfalls als 
Milderung. 

Eigenthümlich ist die Regelung Genfs Art. 34. 3f>. 3t». 
Genf macht die Bestrafung von der Natur der früher er- 
kannten .Strafe und davon abhangig, ob das neue Delikt 
ein Verbrechen oder Vergehen ist. 

1 1 War die frühere Strafe eine peinliche (kriminelle i und 
hat der Verbrecher neuerdings ein Verbrechen im 
engern Sinne begangen, so wird das Maximum der 
ordentlichen Strafe um 10 Jahre erhöht. 

-J\ War die frühere Strafe eine peinliche und hat der 
Rückfällige neuerdings ein Vergehen begangen, so 
werden Minimum und Maximum verdoppelt. 

3i Wurde wegen des früher begangenen Verbrechens 
auf mehr als 1 Jahr (letangniss oder auf mehr als 
2 Jahre Verweisung lexpulsioni erkannt und hat der 
Rückfällige ein Verbrechen begangen, so wird das 
Maximum um 5 Jahre erhöht. 

4i Hat er ein Vergehen begangen, so werden Minimum 
und Maximum verdoppelt. 

Ks wird also in allen diesen Füllen lediglich der Straf- 
rahmen erhöht. Für den Richter tritt ein gesetzlicher Zwang 
nur insofern ein. als er ein Vergehen nicht mit dem Mini- 
mum bestrafen darf und wenigstens auf das Doppelte des 
Minimums erkennen muss. 

Thür X' au § 44, .SV. Gallen Art. 39. Hern Art. 03, Wandt 
Art. 09 und Zürich § 00 ermächtigen den Richter zu der 
Strafschärfung, ohne ihn dazu zu verpflichten. Dabei be- 
stimmen Thurgau und St. Gallen keine (Jrenze der Schür- 
fung in Zahlen. Thür« au gestattet Schürfung durch Zusätze 
und ein rebergehen zu der nächstfolgenden höhern Straf- 
art unter Ausschluss der lebenslänglichen Zuchthausstrafe. 
_S7. Gallen gestattet, auf eine schwerere korrektionolle Straf- 
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ait und selbst auf Zuchthaus zu erkennen, je nach der 
Zahl und Schwere der Rückfälle und der seit der letzten 
Bestrafung verstrichenen Zeit. 

Bern Art. ♦>;'. Zürich § m und Otnvaldcn 1\ St. (i. 17 las- 
sen Schürfung bis auf die Hälfte des Maximums der ordent- 
lichen Strafe zu: in Zürich § tu darf der Richter auch zu 
einer höhern Strafart übersehen, aber nicht (Iber lf> Jahre 
Zuchthaus hinaus. Dagegen bindet Bern Art. Ob* den Richter 
au die Grenzen der gesetzlich angedrohten Strafart. Waadt 
Art. m lässt Schärfung bis auf die Hälfte über das Maximum 
für den ersten Rückfall zu. für den zweiten kann der Richter 
bis auf das Doppelte der höchsten ordentlichen Strafe gehen 
und bei fernerem Rückfall bis auf das Dreifache, wobei 
aber der der Strafart gesetzlich gezogene Rahmen die 
(irenze bildet. Sehioyz % \'la ermächtigt den Richter, das 
höchste Strafmass des Gesetzes, w elches auf ein Verbrechen 
angedroht ist. bis um die Hälfte zu erhöhen oder zu einer 
höhern Strafart überzugehen, wenn der Schuldige wegen 
aus gleicher Neigung entsprungener Verbrechen schon zwei 
Mal bestraft worden ist. Sehr wichtig ist die Vorschrift 
von Waadt Art. 70. zufolge welcher die Gefängnissstrafe 
in Zuchthaus zu verwandeln ist, wenn der Rückfällige 
früher zu Zuchthaus von wenigstens einem .fahr verurtheilt 
w orden war. Dadurch w ird der Charakter der Gefängniss- 
strafe als einer leichtern, nicht (Mitehrenden, gewahrt, und 
die < JefängnisssträHingo werden vor dem Zusammensein 
mit schwerern Verbrechen bewahrt. 

Bei dem Bestreben des Richters, die Strafe möglichst 
niedrig zu bemessen, erweisen sich nur gebietende Vor- 
schriften als wirksam und es dürfte die Praxis die Vcr- 
muthung bestätigen, dass der Gesetzgeber mehr erreicht, 
wenn er dem Richter die Strafe zu erhöhen gebietet, als 
wenn er selbst in weitem Umfange Schärfung zulässt. 
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3. Die Rückfallsverjährung. 

Mehrere Gesetze, so Schaphausen 4j 78, (Harns 4? 41, 
Zürich § 68, heben hervor, dass der Rückfall um so straf- 
barer sei, je naher er zeitlich dem frühern Delikte stehe ; 
es nimmt also die Strafbarkeit des Rückfalls ab, je längere 
Zeit seit der ersten Verurtheilung bezw. Bestrafung liegt. 
Die Konsequenz haben die meisten Gesetze gezogen, in- 
dem sie den Rückfall nach einer irowisscu Zeit nicht mehr 
berücksichtigen. Die Frist bestimmen Thür g au § 45, Frei- 
burg Art. 78, Tessin Art. 71 b und Neuenburg 1801 Art. 08 
auf 10 Jahre, Soiothurn § 55 auf 5 Jahre, Zürich S 70 auf 
10 Jahre bei Verbrechen, welche mit Zuchthaus bestraft 
worden waren, und auf 5 Jahre bei den übrigen Vergehen, 
ebenso Genf Art. 34, 35, 36, welches zwischen Kriminal- 
strafen und andern Strafen unterscheidet. Dagegen be- 
stimmt Bern Art. 04 die Dauer der Rückfallsverjahrung 
auf 10 oder 5 Jahre, je nachdem das neue Delikt ein 
Verbrechen oder Vergehen ist. Die Verjährungsfrist muss 
sich aber richtiger Weise nach der Art der frühern Be- 
strafung richten; denn aus dem frühem Delikte und der 
Wirkungslosigkeit der frühern Bestrafung ergibt sich die 
höhere Strafbarkeit des neuen Verbrechens. 

Die Rückfallsverjahrungsfrist beginnt vom Zeitpunkt 
der letzten Straferstehung an : Thurgau § 45, Bern Art. 64. 
Freiburg Art. 78, Zürich § 70, Tessin Art. 71 b, Genf Art. 34. 
35, 36, Soiothurn 4? 55, Neuenburg 1891 Art. 08. Freiburg 
Art. 78 und Tessin Art. 71 b, 70 stellen der Verbüssung den 
Erlaas gleich; Genf Art. 34. 35, 36 und Tessin Art. 71 b, 70 
die Verjährung. 

Alle Gesetze mit Ausnahme von St. Gallen und Thurgau 
berücksichtigen den Rückfall im Besondern noch bei ein- 
zelnen Delikten, namentlich bei Diebstahl, rnterschlagnng. 
Betrug, Hehlerei. Kaub, Erpressung, indem sie das Straf- 
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minhnuin oder das Strafmaxhnum mr den einzelnen That- 
bestand erhöhen oder die Schürfung gebieten, wahrend sie 
im Allgemeinen nur statthaft ist. 

§ 56. Strafänderung': Strafmilderung. 

Systematische Zusammenstellung S. 214—218. 

Kine Milderung der ordentlichen Strafe sehen mehrere 
Gesetze allgemein vor. 

1 1 Die verminderte Zurechnungsfahigkeit ist oben er- 
örtert worden. Sie stellt sich als ein Zustand verminderter 
Sehuldmhigkcit dar. 

2\ Tn gewissem Sinne können auch Versuch und (Je- 
hülfenschaft als Milderungsgründe aufgefasst werden, wenn 
als Norm das vollendete Delikt und die Thiiterschaft an- 
gesehen wird. 

Die übrigen Milderungsgründe beziehen sich (iberall 
auf besondere l T mstande. welche die Schuld als eine mildere 
oder doch die Strafbarkeit als eine geringere erscheinen 
lassen. Es sind hervorzuheben : 

Heftige (iemüthsbewegung zur Zeit der That. die 
(iraubünden S ;">0. Ziffer X und .SV. Gallen $ 40b anführen. 
Graubünden fordert eine aus gerechter Ursache entstandene 
heftige (iemüthsbewegung. .SV. Gallen setzt voraus, dass 
der Schuldige den Vorsatz zu der strafbaren Handlung, 
durch eine vorhergegangene schwere Reizung veranlasst, 
in plötzlicher (Jemüthsaufregung gefasst und ausgeführt 
habe. 

4i Irrtbuiu erwähnen Graubünden S .V), Ziffer ä, und 
Thurgau i? 24 b in Verbindung mit i? 4'J, und zwar setzt 
Graubünden einen mehr oder weniger entschuldbaren Irr- 
thum voraus. Ks fallen hier namentlich rebergangszu- 
stande zwischen Wissen und Nichtwissen in Betracht, da 
Irrthum über ein Thatbestandsmerkmal die Schuld voll- 
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ständig nusschliesst. Unkcnntuiss von Polizcivorschrifton 
berücksichtigt Basel P. St. G. ausnahmsweise als Straf- 
mildcrungsgrund. 

r>i Starker äusserer Anreiz, wenn der Thäter „durch 
eine ungesucht und unerwartet dargebotene günstige (Jo- 
logcnheit zur That gereizt und zu schneller Ausführung 
derselben hingerissen worden". Graubünden $? 50, Ziffer ('». 
Auch hier wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 
der Kntschluss ohne Bedacht gefasst und ausgeführt wurde. 

b» Die zum Verbrechen drängende Xoth anerkennen 
Graubünden g f>0, Ziffer 4, und Tessiu Art. 53, Ziffer 2. als 
Milderungsgrund (»wenn er durch Xoth zu der That ver- 
mocht worden" Graubünden; .,se una stringente povertä ve 
lo abbia quasi costretto* Tessinu 

St. Gallen Art. 40 in Verbindung mit Art. 25 und 2<> 
behandelt milder: 

7i Der Xothwe.hr ähnliche Zustände. 

h'i Annähernden Xothstand oder Zwang. 

Undlich werden auch ausserhalb des Thatbestandes 
liegende Verhältnisse berücksichtigt: 

'.b Unbescholtener Lebenswandel des Thäters Grau- 
bünden 5> ;">(.). Ziffer 7, und Tessiu Art. f>3, Ziffer 1. 

10» Thätigo Reue Graubünden § 00, Ziffer 8, Tessiu 
Art. ö3, Ziffer ii. 4$ to/ «J 30 und Ä. Gallen 

Art. 40 c. 

1U Selbstanzeige und (Joständniss Graubünden i$ f>0. 
Ziffer <>, 7Vw/'// Art. 53. Ziffer 4. .SV. Gallen Art. 40 c. 

Thurgau ij 42 fasst die Milderungsgründe in eine all- 
gemeine gesetzgeberische Formel : 

Auf eine mildere als die gesetzlich gedrohte Strafe ist auch 
dann zu erkennen, wenn diejenigen Zustände, welche, in vollein 
Grade vorhanden, alle Zurechnung ausschliessen, in einem geringem 
Grade vorwalteten. 
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Demnach wird die Strafe gemildert: 

hei verminderter Schuldfahigkeit «Zurechnungsflthigkeit 
§ 21>: 

hei verminderter Schuld ( Irrthum $24b>; 

hei verminderter Rechtswidrigkeit f Nothstand § 24 a und c. 
Xothwehr § 26. Befehl $2f>»: 

denn alle diese Zustünde schlicssen nach thurgauisehem 
Strafrecht, wenn sie in vollem Grade vorhanden sind, die 
Zurechnung ans 1 *. Es liegt dieser Bestimmung die ausser- 
ordentlich wichtige Erkenntniss zu Grunde, dass es auch 
hei den für das Straf recht bedeutsamen Erscheinungen 
ITebergangszustande gibt, welche für die Bestimmung der 
Strafe in Betracht fallen. 

Diese Gesichtspunkte treffen aber auch für die Zu- 
stande zu, welche wie die Verjährung die Strafe aus- 
schliessen, also bei den Strafaufhebungsgründen; denn 
auch hier findet ein Uebergang statt. Wirklich anerkennen 
Graitbunden g ;V> und Waadt Art. 81 theil weisen Ablauf 
der Verjährungsfrist als strafmildernd. 

Einige Kantone stellen nicht bestimmte Milderungs- 
gründe auf. sondern verleihen dem Richter ganz allgemein 
das Recht, wegen mildernder Umstände Strafmilderung 
anzuordnen. 

Am weitesten geht Genf. Die Novelle zu der Genfer 
Strafprozessordnung. .Loi modifiant le code d'instruction 
penale du 25 oetobre 1884" vom 1. Oktober 1890«,, enthält 
hierüber folgende Bestimmungen: 



') Vgl. Thurgau, Strafgesetz, Titel 3 des ersten Theil» „Von der Zu- 
rechnung" 21 28. 

•) Diene Bestimmungen sind seit der Ausgabe der systematischen Zu- 
sammenstellung in Kraft getreten; die Novelle ist abgedruckt in der Zeit- 
schrift für Schweizer Strafrecht, IV. Jahrgang, Seite 438—452. 

Stooa», Grundlage de» Schweiz. Stmfreeht*. 2*> 
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F ü r d a s Kriminal sc h w u r pe r i <• h t svc r f a hren 
< .T u r y c r i m i n e 1 1 : 

Art. 317. Si de Tenserable de U Situation dans laquelle s'est 
trouve Taccuse, il resulte qu'il a ete entraine a commettre le fait 
dont il est convaincu par des circonstanees qui attennent sa cul- 
pabilite morale, le Jury le declare en disant: 

L'accuse a agi en des circonstanees attenuantes. 
Ou: L'accuse a agi en des circonstanees tres atte- 
noante s. 

Art. 337. Quand le Jury a ajoute ä sa declaration que l'ac- 
cuse a agi en des circonstanees attenuantes, si la peine etablie par 
la loi est la reclusion ä perpetuite, la peine prononcee est la reclu- 
sion de huit ans ä vingt ans ; si la peine etablie par la loi est la re- 
clusion ä temps ou le bannissement, le minimuin et le maxiroutn 
sont reduits de moitie. 

Art. 338. Quand le Jury a ajoute a sa declaration que Tac- 
cuse a agi en des circonstanees tres attenuantes, si la peine etablie 
par la loi est la recluBion ä perpetuite, la peine prononcee est un 
emprisonnement de deux ans a sept ans; si la peine etablie par 
la loi est la reclusion a temps, la peine prononcee est un empri- 
sonnement, qui ne peut depasser le quart du maxiroum de la reclusion 
tixee par ia loi, »ans minimum. 

Art. 339. Pour les amendes prevues par la loi penale, le Jury 
doit se conformer aux dispositions suivantes: 

Si le Jury aa rien ajoute a sa declaration, Tarnende reste 
teile qu'elle est tixee par le Code penal. 

Si le Jury a ajoute a sa declaration que l'accuse a agi dans 
des circonstanees attenuantes, le maximum et le minimum de Tarnende 
sont reduits ä la moitie. 

Si le Jury a ajoute ä sa declaration que Taccuse a agi dans 
des circonstanees tres attenuantes, le maximum de Tarnende est 
reduit au quart, «ans minimuin. 

F ii r das k o r r e k t i o n o 1 1 c S c h w u r # o r i c Ii t s v e r- 
f'aliren Jury rorrection nol 

Art. 37«J. 8i de Tenscmble de la Situation dans laquelle s'est 
trouve Taccusd, il resulte qu'il a ete entraine a commettre le fait 
dont il est reconnu coupable par des circonstanees qui attennent 
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«a cnlpabilit*« moralc, le Jury le declare en disant: L'accuse a 
agi en des circonstanccs attenuantea. 

Art. 381. Quam! le Jury a ajoute a sa declaratio» que 1'accunu 
a agi en des circonstancea attenuantea, la peine prononcee ne peut 
depaaser Ia inoitie du maximum fixe par la loi, sans miniiDum. 

Bemerkenswerth ist namentlich, dass bei Annahme 
sehr mildernder Umstände im Kriminal verfahren statt 
zeitlicher Zuchthausstrafe (iefängnissstrafe auszusprechen 
ist, ohne dass ein Minimum festgesetzt wäre. Ks kann 
also ein mit zeitlichem Zuchthaus bedrohtes Delikt mit 
einem Tag Getangniss bestraft werden Art. MH). Bei 
Annahme mildernder Umstünde im Korrektionalverfahren 
ist der Milderung ebenfalls keine (Jrenze gesetzt 'Art. 381 ;.. 

Wandt Art. (U. Freiburg Art. f>7 und Bern Art. 50 
kennen das System der mildernden Umstände bei den 
schwersten mit lebenslänglichem Zuchthaus beziehungs- 
weise in Freiburg und Hern bisher mit dem Tode bedrohten 
Verbrechen. Hier bildet die Milderungsbefugniss ein (.Ge- 
gengewicht gegen die Starrheit der absolut bestimmten 
Strafe. Umgekehrt berücksichtigt Neuenburg Art. 25.-J, 
1891 Art. 441 mildernde Umstände bei PolizciUbertrctu Il- 
gen, die mit Haft (prison civilc; bedroht sind, und ge- 
stattet, die Freiheitsstrafe durch Geldstrafe zu ersetzen. 
Ks wird damit das Anwendungsgebiet der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafe etwas beschränkt. 

Eine allgemeine Milderungsbefugniss findet sich end- 
lich in Luzem § 72, Obwalden Art. 29 und Appenzell § 48 
für den Fall, dass wegen Menge und Wichtigkeit zu- 
sammentreffender mildernder Umstände {Luzerne bezw. 
wegen Menge oder Wichtigkeit mildernder Umstände 
aVnvalden und Appenzeih selbst der geringste <irud der 
gesetzlichen Strafe nach vernünftigem richterlichem Er- 
messen mit dem Grade der Strafbarkeit des besondern 
Falles in keinem Verhältnisse steht. 
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Luzern fordert, dass ein solches Urtheil jedesmal durch 
genau*' Anführung der ausserordentlichen Umstände ge- 
rechtfertigt werde. 

Oinvalden und Appenzell gestatten ferner Strafmilde- 
rung, „wenn das Gesetz die Strafe ohne irgend eine Ab- 
stufung genau bestimmt hat u . also bei absolut bestimmten 
Strafen, was einen guten Sinn hat. 

Da iMzern § 70, Obivalden § und Appenzell A.-Rh. 
§ 47 bestimmte Strafminderungsgründe aufstellen, so 
wird Milderung vorzüglich dann eintreten, wenn die 
Strafminderungsgründe in besonders rücksichtswürdigem 
Grade oder Masse vorliegen. In der Praxis werden sich 
daher die unbestimmten mildernden Umstünde in diesem 
Sinne zu bestimmten umgestalten, und zwar um so eher, 
als in Luzcrn y Olnvaldcn und Appenzell nicht das Schwur- 
gericht, sondern ein einheitlich zusammengesetztes Straf- 
gericht über das Vorhandensein von mildernden Umstanden 
entscheidet. 

S 57. Strafumwandlung. 

Systematisch? Zusammenstellung S. /7*— 1*5 und S. 22C 

i. Das Wesen der Strafumwandlung. 

Straf um Wandlung wird vorgesehen : 

1) namentlich für den Fall, dass die Anwendung der 
zunächst vorgesehenen Strafe rechtlich oder tat- 
sächlich unmöglich ist; 

2* aber vereinzelt auch, wenn unvorhergesehene Um- 
stände eintreten, infolge welcher die Strafe ein 
grösseres Uebel wäre, als durch das Gericht im 
Zeitpunkte des Urteilsspruchs gegenüber dem Ver- 
urteilten verhängt werden sollte: OHvalden Art. 41, 
Thurgau Gesetz betreffend die Begnadigung, Reha- 
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bilitation und gerichtliche Strafverwandlung vom 
Mai 18«<> 18 b, Zürich Gesetz Ober die Rechts- 
pflege § :n. Appenzell A.-Rh. § 21; 

:i> als nachträgliche Strafmilderung bei Wohl verhalten 
> Thnrgau a. a. O. £ 20, Zürich $ Mi». 

Individuelle Verhältnisse* berücksichtigen namentlich 
Obwalden und Schwys. Obwalden P. St. G. Art. 4 wandelt 
Getangniss in Arbeitshaus um -bei Individuen, welche sich 
besser zur Arbeit im Freien als im geschlossenen Lokale 
eignen-. Schwys £ 20 gestattet, eine Strafe umzuwandeln, 
wenn sie bei den besondern körperlichen oder geistigen 
Verhaltnissen des Verurtheilten Leben und Gesundheit 
gefährden würde. 

Strafmnwandlung liegt dem Wesen nach nicht vor 
bei der sog. Umwandlung von Korrektionshausstrafe in 
Einzelhaft und von Zuchthaus und Korrektionshaus in 
einfache Enthaltung, welche Hern Art. 12 vorsieht. Im 
Grunde hat der Richter die Wahl zwischen Korrektions- 
haus und Einzelhaft, Einzelhaft tritt jedoch nur dann ein, 
wenn hiefür besondere Gründe vorliegen. Sie ist daher 
eine subsidiäre Strafe, auf die der Richter an sich direkt 
erkennen könnte ohne Umwandlung. Aehnlich verhält es 
sich bei der einfachen Enthaltung, der custodia honesta 
des bernischen Rechtes, nur wird diese auf bestimmte 
gesetzliche Falle beschränkt (Art. 14). 

Für die Umwandlung wird von mehreren Gesetzen 1 / 
die Regel aufgestellt, es solle die Strafe, in welche um- 
gewandelt wird, -ein möglichst gleiches Mass von Uebel 
enthalten, wie durch das Strafurtheil bezweckt wurde-. 
Dies ist der richtige Gesichtspunkt. 



') So von übwaUen Art. II, Zürich Gesetz Ober die Rechtspflege § 31, 
/.»ig lä a. E., Appenzell A.-Kh. § 21. Scfnoyz § 21. 
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2. Umwandlung von Freiheitsstrafe in eine andere 

Freiheitsstrafe. 

Hund Art. 4 verwandelt 1 Jahr Zuchthaus itt l' s Jahr 
Gefaugniss, dagegen 1 Jahr Gefaugniss in S Monate Zucht- 
haus. Thurgau § 47 achtet 1 jahriges Gefaugniss f) monat- 
lichem Arbeitshaus und 1 jahriges Arbeitshaus Omonatlichem 
Zuchthause gleich. Schaffhausen ij 79 rechnet 2 Monate 
Zuchthaus der Strafdauer von :> Monaten Gefangnissstrafe 
1. Grades und 2 Wochen Gefangnissstrafe 1. Grades der 
Strafdaucr von .H Wochen Gefangnissstrafe 2. Grades gleich. 
Imzckh § 83. Ziffer 3, wandelt 9 Monate Zuchthaus in 1 Jahr 
Einsperrung um, und 1 Jahr Einsperrung in 9 Monate Zucht- 
haus. Obivaldcn Art. 42 a. K. zahlt die schärfere Strafe im 
Vergleiche zu der unmittelbar folgenden mildern bezüglich 
der Zeitdauer zu s 4, z. B. 9 Monate Zuchthaus gleich 1 Jahr 
Gefangenschaft. Zürich $ 27 a achtet 1 jahriges Zuchthaus 
einer Arbeitshausstrafe von 1H Monaten gleich: 1 jahrige 
Arbeitshausstrafe einer Gefangnissstrafe von 16 Monaten. 

Diese Angaben zeigen, wie willkürlich die Gleichung 
ausfallt. Ist erst der Strafvollzug der hartem und der 
mildern Strafe thutsüchlich wesentlich gleich, so gestaltet 
sich die Umrechnung zu grosser Ungerechtigkeit. 

Mehrere Gesetze sehen die Umwandlung von Freiheits- 
strafen in Landesverweisung vor. was mit Rücksicht auf 
fiskalische Tendenzen und weil die Verweisung überhaupt 
nicht als Strafmittel taugt, höchst bedenklich ist. So Thur- 
gau Gesetz vom WS. Mai 18M> g 19. welches bei Zuchthaus 
die dreifache, bei Arbeitshaus die doppelte Strafzeitdaucr 
berechnet. Zürich 27 c und Zug § löa berechnen die 
Zeitdauer der Verweisung, welche an die Stelle von Zucht- 
haus tritt, vierfach, bei Arbeitshaus dreifach und bei Ge- 
faugniss zweifach. 1 Atzern i? h;J, Ziffer 4. verdoppelt die Straf- 
zeit der Verweisung bei Zuchthaus. Aargau 4? 14 und Z.P.G. 
i? 21 gestattet die Umwandlung, ohne eine Berechnungsregel 
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anzugeben. In St. Gallen Art. 13 kann die ordentliche Zucht- 
hausstrafe theü weise, die Arbeitshausstrafe ganz oder theil- 
weise in Kantonsverweisung umgewandelt werden. Obwal- 
den § 42. Ziffer 3, gestattet. Ketten- und Zuchthausstrafe 
gegen Ausländer in Verweisung und Gefängnis» umzuwan- 
deln. Umgekehrt ordnen Wandt Art. 19 und Freiburg Art. 22 
und 301 die Umwandlung einer nicht vollstreckbaren Ver- 
weisungsstrafe in Freiheitsstrafe an. Auch Thurgau § 19 d 
sieht die Umwandlung der Verweisung in Gefttngniss vor. 

3. Umwandlung von Geldstrafe in Freiheitsstrafe. 

Systematische Zummnienstelhrntj S. 178 -lud. 

Eine besondere Bedeutung kommt der Umwandlung 
von Geldstrafen zu. Diese sehen alle Gesetze mit ein- 
ziger Ausnahme von Genf bei Zahlungsunfähigkeit 
des Verurtheilten vor. Umwandlung tritt nach mehreren 
Gesetzen überhaupt schon ein. wenn die Geldstrafe inner- 
halb einer bestimmten Frist nicht bezahlt wird: Bund \vt.H. 
Neuenburg Art. 257. Olnvaldcn Art. 41. Freiburg Gesetz vom 
27. August 1875, Ziff. 11. Schivyz Beschluss vom 2. Dezember 
1881 § 3. Obwalden sieht Umwandlung auch für den Fall 
vor. dass der Vcrurtheilte aus Mangel an gutem Willen 
nicht bezahlen will. Nach So lothurn 4J lb* kann Umwand- 
lung bei Nichtzahlung stattfinden : auch Obwalden St. V. 
Art. lö() erklärt die Umwandlung nicht obligatorisch. An- 
dere Gesetze fordern, dass die Zahlungsunfähigkeit des 
Verurtheilten durch erfolglose Betreibung festgestellt sei, 
so z. B. Basel $ 18, Tcssin Art. 30, Zug § 12. 

Graubünden P.St.G. § 3 und Luzern P.St.G. § 16 stellen 
der Zahlungsunfähigkeit des Verurtheilten eine bedrängte 
Lage gleich und gebieten Umwandlung der Geldstrafe, 
wenn der Verurtheilte die Geldstrafe nicht ohne empfind- 
lichen Nachtheil für seine Familie bezahlen kann, während 
Oinvalden Art. 11. Zug § 12, St. Gallen Art. 19 die Geldstrafe 
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in diesem Falle durch Freiheitsstrafe ersetzen. Die Ver- 
haltnisse berücksichtigt das im Entwürfe vorliegende Urner 
Gesetz betreffend den Einzug und die Umwandlung von 
Gcldbussen besser, welches in Art. 9 bestimmt: 

Der Regierungsrath ist befugt, von einer Umwandlung abzu- 
sehen und die schuldige Busse zu erlassen, falls der Schuldner 
durch körperliche oder geistige Gebrechen unfähig ist, Arbeiten zu 
verrichten, oder wenn grosse Armuth vorhanden ist. 

Es wird hiebei guter Leumund, keine RUckftlligkeit und keine 
mit Haft verbundene Geldbusse vorausgesetzt. 

Die Umwandlung tritt entweder von Rechtes wegen 
ein: Neuenbürg Art. L>f>7, Wallis Art. 43, Tessin Art. 30. 
oder durch richterliches U r t h e i 1 : Hund Art. 8. Aar- 
gau Z. P. 0. S 19, Schaffhausen 4j 18, Lusern P. St. G. § lb\ 
Basel «j 18. Zug § 12. Appenzell $ 22. oder durch Ad- 
ministrativ v e r f ü g u n g . sei es des Regierungsrathes : 
Solothum § lb\ sei es der Strafvollzugsbehörde: St. Gallen 
Art. 19. 

Die Geldstrafe wird regelmässig in Freiheitsstrafe 
umgewandelt, seltener in Arbeitsstrafe. 

Für die Umwandlung der Geldstrafe in Freiheits- 
strafe stellen die Gesetze die verschiedensten Massstabe 
auf: bald setzen sie ein bestimmt abgegrenztes Mass von 
Geldstrafe einem Tag Freiheitsstrafe gleich, bald geben 
sie nur den Rahmen an, innerhalb welchem die Umwand- 
lung vorzunehmen ist. bald gilt derselbe Massstab für alle 
Falle, bald wird für die eine Klasse von Delikten dieser, 
für eine andere Klasse ein anderer Massstab angewendet. 
So ergibt sich folgende Kinrheilung: 

1 Einheitlicher, absoluter Massstab. 

Bund. AargdM, S<h7cr~, Zug. Soicthurn. Bern wandeln 
absolut tK»srimmte B u s s e n s a t z e in Freiheitsstrafe um. 
und zwar gleichmassig in allen Fallen. Einem Tag Frei- 
heitsstrafe setzen gleich eine Busse von: 
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3 Fr.: Schwys Besch luss des Kantonsrathes vom 2. De- 

zember 1881, nebst Abänderung vom 6. Februar 1890,. 
§ 3. Solothurn § 16. 
3 1 /, Fr.: Glarus § 12. 

4 Fr. : Aargau Z. P. G. § 20, Bern Art. 523 St. V. 

5 Fr. : Bund Art. 8, Zug § 15. 

2) Mehrheit von absoluten Massstäben. 

Graubünden, Luzeru, Freiburg ; Tessin und S(. Gallen 
legen der Umwandlung zwar auch einen absolut bestimm- 
ten Bussensatz zu Grunde, aber nicht f«r alle Falle den 
nämlichen. 

Es wandeln um: 
Graubünden § 15 Busse von je Fr. 3. 40 in 1 Tag Getangniss 



P. St. G. § 3 . 
Usern § 83 . . 
§83 . . 
P.St.G. § 16' . 
St. Gallen Art. 21 
Art. 21 
Art. 21 
Freiburg 1 ) Art. 11 
Art. 11 
Tessin Art. 30 . 
Art. 31 . 
Art. 31 . 



- 



- 

- 
- 



3 Fr. in 1 



unter 



von je 



0 
4 

3 
5 
5 



- 
- 

- 



1 
1 
1 



„ Zuchthaus 
« Einsperrung 
r Gefängniss 



. 10 
. 2 



- - 



r - 



4 
5 
15 
10 



.. l2Std. 

- ITag 

- 1 

- 1 

- 1 
. 1 
„ 1 



Arbeitshaus 
Getangniss*> 
Haft 8 ) 
detenzione 
reclusione 
detenzione 



Die beiden letztgenannten Massstäbe von Tessin gelten 
für den Fall, dass neben Freiheitsstrafe auf Geldstrafe er- 
kannt wurde. 

3) Relativer Massstab. 

Die Relativität des Massstabes betont Obwalden sehr 
deutlich, indem es der Behörde anheimstellt, die Bussen 



•) Gesetz vom 27. August 1875. 

■) In kriminellen und korrektionellen Killen. 

») In Polizei- und DwziplinarflUlen. 
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schuld durch Freiheitsstrafe mit Arbeit abverdienen zu 
lassen, wobei sie nach Verschiedenheit der Fälle und der 
Individuen einen Tag Strafe zu 1 — 3 Fr. berechnen kann. 
Es soll sich also der Massstab der Umwandlung innerhalb 
des gesetzlichen Rahmens dem einzelnen Fall anpassen. 

Ks wandeln um: 
Okivaldi n x \ Busse von je 1 3 Fr. in 1 Tag Freiheitsstrafe 
Hasel $ 18 > „ 3 lf> > 1 „ Geftlngniss 

P.St.G.§7 unter:).. . 1 2 Std. Haft 

Appenzell § 22 v. wenigst. "> - - 1 Tag Gefangniss. 

Haft oder Arbeitsstrafe. 

4i In keine der drei Gruppen lassen sich Wallis 
und Neuenbürg 1891 einreihen. 

Wallis Art. 43 wandelt in der Regel Bussen von je 

♦ 

3 Fr. in 1 Tag Gefangniss um. Für Polizeiübertretungen 
gilt aber nach Art. 349 ein relativer Massstab. Ks werden 
umgewandelt : 

Bussen unter 3 Fr. in 1 Tag Arrest 
von 3 (> ... 2 Tage .. 
über H .. „ 3 . 
Wallis verbindet also den absoluten und den relativen 
Massstab. 

Verwickelt ist das System von Neuenbürg 1891. 
In kriminellen und korrektioneilen Sachen wandelt 
Neuenburg Art. 28 eine Busse von je "> Fr. oder weniger 
in 1 Tag Freiheitsstrafe mit Arbeitszwang um. Für die 
Umwandlung von Bussen in Polizeifallen setzt Art. 438 
Busse von 12 Fr. einem Tage Haft gleich, 
„ 3 ö .. zwei Tagen » 

fügt aber bei: 

Pour une amendo superieure ä 5 francs, un jour de prison 
pour 3 fr. d'amende, jusqu'A 25 fr., sans toutefois que la detentioa 
puisße exender cinq jours. 

') st. V. Art. 15«. 



Digitized by 



Strafumwandlung. 



411 



Pour les auiendes supärieures ä 25 fr. l'art. 28 devient ap- 
plicable. 

Der Gesetzesstand zeigt . wie wenig klar sich die 
Gesetzgebungswissenschaft über die Umwandlung von 
Geldstrafe in Freiheitsstrafe geworden ist, was um so be- 
denklicher erscheint, als diese Umwandlung häufig vor- 
kommt 'i. Kin relativer Massstab ist einem absoluten Mass- 
stab oder einer Mehrheit von solchen vorzuziehen, denn 
ein relativer Massstab ermöglicht es dem Richter eher, das 
Strafübel, welches dem Verurtheilten durch die Geldstrafe 
zugefügt werden sollte, in ein gleichwerthigcs Strafleideu 
in Form der Freiheitsstrafe umzuwandeln. 

Die Berechtigung der Umwandlung von Geldstrafen 
in Freiheitsstrafe ist mit Rücksicht auf den Satz des 
Art. 49 der ßundesverfassung : Der Schul d v e r h a f t ist 
abgeschafft, in Frage gestellt worden. Allein der Bundes- 
rath erachtete diese Umwandlung nicht als verfassungs- 
widrig und führte in einem Kreisschreiben vom 22. .Juni 
1*74 aus 2 i: 

Man kann im Hinblick auf den Art. 59 der Bundesverfassung 
zugeben, dass es den Kantonen erlaubt sei, in ihren Gesetzgebungen 
die Tmwandlung einer Geldbuße in Gefängnis» vorzusehen, wie 
dies auch im Art. 8 des Bundesstrafrechts der Fall ist; dies recht- 
fertigt sich dadurch, dass die Geldbusse wie die Gefangenschaft 
als Strafe sich darstellt, und weil die Gerechtigkeit verlangt, dass 
die eine oder andere dieser alternativ neben einander ausgespro- 
chenen Strafarten vollzogen werde. Dagegen kann der Schuld- 
verhaft, nachdem er durch Art. 59 der Bundesverfassung ganz all- 
gemein als aufgehoben crklilrt worden ist, von dem Zeitpunkte an, 

') Am 1. Januar 1890 befanden sich 53 Personen infolge Nichtzahlung 
von Geldbussen im Gefängnis«, im Laufe des Jahres kamen 7418 Personen 
aus demselben Grunde in Gefangenschaft, so dass im Jahre 1891) 7471 
Freiheitsstrafen von Personen verbüsst wurden, welche nicht zu Gefangniss. 
sondern zu Geldstrafe verurtheilt worden waren. Statistisches Jahrbuch 
der Schweiz, I, 1891, S. 227. 

») Blumrr-Morel. Handbuch, 4. Aufl., 1891, I, S. ßaüff. 
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da die Bundesverfassung in Kraft getreten ist, auch nicht mehr zu 
Gunsten eines kantonalen Fiskus angewendet werden, sobald es 
sich bloss um Bezahlung einer Forderung des Staates (fllr Kosten 
in Strafsachen) handelt, an deren Stelle der Schnldverhaft treten soll. 

In demselben Sinne entschied wiederholt das Bundes- 
gericht 1 ). Auch der Zahlungszwang der contrainte par 
corps würde statthaft zu erachten sein, da es sich nicht 
um »Schuldverhaft handelt, sondern um eine Haft, durch 
welche die Vollstreckung einer Geldstrafe gesichert werden 
soll. Dagegen sind die Bestimmungen, welche Umwand- 
lung von Kosten- und Schadenersatz in Freiheits- 
strafe vorsehen, dahingefallen. 

Allein es fragt sich, ob die Umwandlung von Geld- 
strafe in Freiheitsstrafe kriminalpolitisch statthaft 
ist, da Vermögensvermindcrung und Freiheitsentziehung 
nach Art und Mass ungleiche Straf leiden herbeiführen 
und der Vollzug kurzzeitiger Freiheitsstrafen die bedenk- 
lichsten Mangel aufweist*). Es ist daher die Gesetz 
gebung von Genf sehr beachtenswerth, welche Geldstrafen 
überhaupt nicht in Freiheitsstrafe umwandelt. Jeden- 
falls empfiehlt es sich, die Umwandlung möglichst einzu- 
schränken. 

') A. S. I, 262, 25«, Erw. 2, III, 588, IV, 226, Erw. I, VI, H7(i, und 
Blumer-Morel a. a. 0. S. 682. 

*) Sehr anschaulich berichtet über diese Fälle Cvrntu, Bulletin con- 
ceruant le code penal, 1890, S. 183: . . . II y a des individus, malheureu- 
senient trop notubreux, qui sc font condamner ä Tarnende, uotainment pour 
delits de chasse ou delits de peche, et quelques autres infraetions, ne paient 
jamais, alors meme qu'ils le ponrraient, et encombrent nos prisons, oü il 
taut les nourrir aux frais de l'Etat. Les meines delinquants reviennent trois 
fois, quatre fois, dans le cours d'une seule annee. L'oisivete de la prison 
no leur deplait pas ; ils trouvent un malin plaisir ä penser qu'ils sont nne 
cause permanente d'ennui pour l'autorite" publique et qu'elle est impuis- 
sante k les punir se>ieusement ; ils narguent les jugps, les gendarmes et 
les geoliers. Lorsqu'ils se verront Obligos de travailler, de gagner leur 
entretieu, ou d'etre privea de leurs repas, ils deviendront plus circouspects 
et trouverout que la peine depasse l'agrement. 
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Es sind namentlich romanische (Gesetzgebungen, welche 
die Umwandlung von Geldstrafen in Freiheitsstrafen zeit- 
lich begrenzen. Nach Bund Gesetz vom 30. Juni 1849 
Art. 28, Wallis Art. 43, Obwalden Art. 41 und Neuenburg 
1891, Art. 28 darf die Freiheitsstrafe, welche an Stelle der 
Geldstrafe tritt, die Dauer eines Jahres nicht übersteigen. 
Wandt Art. 27 bestimmt als zeitliche Grenze H Monate. 
Freiburg Gesetz vom 27. August 1875 Art. 11 ö Monate 
hei krimineller und korrektioneller Vcrurtheilung, 3 Mo- 
nate bei Uebertre hingen und Disziplinarstrafen, Tessin 
Art. 30 und 31 3 Monate. Beschränkungen stellen auch 
Luzern, Hasel und Genf auf. Wenn bei der Umwandlung 
auf mehr als 20 Tage Gcfangniss erkannt werden müsste. 
so ersetzt Imzcm ij 10 P. St. (i. Gefängnis* durch Arbeits- 
haus, wobei die Strafzeit um die Hälfte ermässigt wird. 
Nach Basel 4? 18 und Zug § lf>b darf das höchste Mass 
der auf das Vergehen neben der Geldstrafe angedrohten 
Gefängnissstrafe nicht überschritten werden. In Baselstadt 
1\ St. G. § 7 darf die Haft die Dauer von 42 Tagen nur 
dann überschreiten, wenn das Gesetz eine höhere Geld- 
strafe als 300 Franken zulässt. 

Beachtcuswerth ist die Bestimmung von Basel $ 18: 

Der Verurtheilte kann sich durch Erlegung des Strafbetrages, 
soweit dieser durch die erstandene Gefängnissstrafe noch nicht getilgt 
ist, von der letztern frei machen. 

Auch diese Vorschrift bezweckt, die Anwendung der 
Umwandlung einzuschränken. 

Zug S lf>. Solothum ij 10, Neuenbürg 1891 Art. 28 
haben die Vorschrift von Basel wörtlich oder beinahe 
wörtlich aufgenommen. 

Bund, Bern, Wandt und Neuenbürg 1891 sehen die 
Umwandlung von Geldstrafe in Arbeitsstrafe ohne 
F r e i h e i t s e n t z i e h u n g vor. 
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Unbedingt gestatten die Anrechnung Basel 4? 37, Zug 
S 39. Schivyz §17, und zwar ganz oder theil weise. Nach 
Genf Art. 23 soll der Richter die Untersuchungshaft soweit 
möglich in Anrechnung bringen. Basel P. St. G. § 15 schreibt 
Anrechnung in Polizeifallen vor. Wandt Loi du 23 mars 
1886 Art. 230 lässt Anrechnung nur zu, wenn der Richter 
auf das Minimum der gesetzlichen Strafe erkannte. Neuen- 
burg 1891 Art. 20 gestattet sie auch in Bezug auf die im 
Auslande erlittene Untersuchungshaft und gebietet An- 
rechnung, wenn der nicht auf der That betretene Be- 
schuldigte von dem ersten Verhör an geständig war. 

Auf unverschuldete Untersuchungshaft beschrän- 
ken die Anrechnung Thurgau § 43, Schaff hausen § 73, Luzem 
* 71, P. St. G. § 31. Obwalden Art. 30, P. St. G. Art. 13, 
Glarus $ 39, Zürich § 63, Appenzell A.-Rh. § öl und St. Gallen 
Art. 41. Dabei unterscheiden Schaffhausen 4j 73 und Luzern 
$71, P. St. G. ij 31 zwischen widerrechtlich verhängter 
und ohne Schuld des Angeschuldigten verlängerter Unter- 
suchungshaft. Appenzell A.-Rh. spricht von einer Unter- 
suchungshaft, welche über Verhältniss lange gedauert hat. 
St. d allen Art. 41 von einer solchen, welche mehr durch 
äussere Umstände als durch die Schuld des Angeschuldigten 
verursacht wurde. Unter dieser Voraussetzung wird die 
Anrechnung der wider Recht erduldeten Untersuchungs- 
haft geboten. Diese Regelung erscheint als die richtige. 
Denn wenn die Untersuchungshaft eine gerechtfertigte 
Massnahme war, so ist nicht einzusehen, warum die Strafe 
•dadurch beeintiusst werden soll. Dagegen liegt in der 
Anrechnung eine gewisse Wiederherstellung des Unrechtes, 
wenn die Untersuchungshaft ungebührlich lange dauerte. 
Eine unverschuldete Untersuchungshaft setzt ein Verschul- 
den des Untersuchungsrichters übrigens nicht voraus. Man 
denke z. B. an eine Mehrheit von Beschuldigten, von denen 
der eine sofort geständig ist. während andere die Unter- 
suchung durch falsche Angaben hinziehen. 
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Thurgau § 43, Wandt Loi du 23 mars 1886 Art. 230, 
Sckwyz $ 17 rechnen die Untersuchungshaft nur auf Frei- 
heitsstrafen an, andere besetze kennen eine solche Be- 
schränkung nicht. Schaff hausen § 73, Obzualden P. St. G. 
Art. 13. Hasel P. St. G. Art. 13, Tesstn Art. 33 gestatten 
Anrechnung ausdrücklich auch bei Geldstrafen, Solothum 
S 53 bei jeder Strafe. 

2. Anrechnung des Aufenthalts in einer Heilanstalt. 

Die Zeit, welche der Sträfling während der Strafzeit 
in einer Heilanstalt zubringt, wird ihm regelmässig an- 
gerechnet. Doch nehmen St. (/allen Art. 1 1 und Neuenburg 
1891 Art. 24 den Fall der Simulation aus, Schwyz 4? 11 
und St. Gallen Art. 11 den Fall, wenn der Sträfling die 
Krankheit in der Absicht, die Strafvollstreckung zu unter- 
brechen, herbeigeführt hat. 

ll'aadt Loi du 17 mai 187f> tsur l'organisation des Eta- 
blissements de detention Art. 10 und Neuenburg 1891 Art. 2f> 
gestatten, dass ein von tödtlieher Krankheit Befallener 
der Pflege seiner Familie übergeben wird, und Obwalden 
Art. 7 a. E. sieht eine vorzeitige Entlassung des Sträflings 
aus Gesundheitsrücksichten vor. Im Falle der Genesung 
hat der Verurtheilte die Strafe nachträglich zu erstehen 
und es wird ihm die zu Hause verbrachte Zeit nicht an- 
gerechnet. 

§ 59. Zusammentreffen von Delikten. 

Sy*tnnnii*cht ZusanimenxleHung Seite 229^—238. 

Die Erwägung, dass die ununterbrochene Verbüssung 
mehrerer Strafen dem Verurtheilton ein schwereres Straf- 
leiden zufügt, als ihm bei zeitlich getrenntem Strafvoll- 
zuge erwachsen wäre, hat die Gesetzgebungen veranlasst, 
diese Steigerung des Strafübels da auszugleichen, wo das 

Stoot», Grnndxtlg« de* sohweiz. Strafrecht*. 27 
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geringere Straf leiden als ausreichend angesehen wird. Ein 
solcher Ausgleich wird daher bei Zusammentreffen von 
Delikten vorgesehen. Zwei Delikte treffen zusammen, 
wenn sie Gegenstand des nämlichen Urtheils gegen dieselbe 
Person bilden. 

Waadt Art. 66, Wallis Art. 78, Hern Art. 60. Frei- 
burg Art. 71, Neuenburg Art. Hl und 1891 Art. 94 wenden 
die Grundsätze Uber Zusammentreffen auch dann an, wenn 
das eine Delikt zwar vor dem Urtheil begangen wurde, 
aber erst nach demselben entdeckt worden ist. Hasel 4? 46 
fordert aber, dass die Bestrafung wegen des neuen Deliktes 
stattfinde, bevor die erkannte Strafe verbüsst, verjährt 
oder erlassen ist. was der Natur der Sache vollständig 
entspricht. Denn wenn die Strafe verbüsst, verjährt oder 
erlassen ist, so tritt eine Unterbrechung im Strafvollzuge ein. 

Zürich § 69 setzt voraus, dass das neue Verbrechen 
begangen wurde, ehe der Thäter die Strafe für sein 
früheres Vergehen ganz oder zum Theil erstanden hat. 
Diese Regelung verdient nicht durchaus Beifall, denn es 
ist ja möglich, dass die Entdeckung des zweiten Vergehens 
erst nach Tilgung der ersterkannten Strafe eintritt, und 
dann fallt der Grund zu einer Milderung weg. 

Am meisten praktische Bedeutung kommt dem Zu- 
sammentreffen zu, wenn die strafbaren Handlungen mit 
zeitlichen Freiheitsstrafen bedroht sind. Einzig Schaffhausen 
§ 75 berücksichtigt aber das Zusammentreffen nur in die- 
sem Falle. 

Der schweizerischen Strafgesetzgebung ist zwar die 
Unterscheidung zwischen sogenanntem idealem und realem 
Zusammentreffen, je nachdem die mehreren Verbrechen 
durch eine oder durch mehrere Handlungen begangen 
werden, wohl bekannt. Allein die Mehrzahl der Gesetze 
legen dieser Unterscheidung keine praktische Bedeutung 
bei und stellen für alle Fälle des Zusammentreffens die- 
selbe Regel auf. Zu dieser Gruppe gehören : 
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Bund, Tkurgau, W 'aadt, Graubünden, Neuenbürg, Aar- 
gau, Wallis, Schaff hausen, Glarus, Zürich, Zug, Appenzell, 
Schwyz, St. Gallen, Genf. 

Mit Ausnahme von Genf, Neuenburg und Graubünden 
legen ulle dies«» Gesetze der Bestrafung die Strafe des 
schwersten Deliktes zu Grunde und berücksichtigen diV 
fernem Delikte als Straferhöhungs- oder Strafschärfungs- 
gründe. Hund Art. 33, Thurgau 4j öl, W aadt Art. 64, Aar- 
gau $ 36, Schaff hausen ij 75, Zürich § 04, und Schwyz 
S 42 gestatten ein Hinaufgehen über das Maximum der 
ordentlichen Strafe bis um die Hälfte, Wallis Art. 75, 70, 
Appenzell A.-Rh. $ 49, St. Gallen Art. 38 sehen im Allge- 
meinen Schärfung der Strafe vor, während Zug ij 40 die 
Strafe nur erhöht. Hund Art. 33, Thurgau 4? 51 a. E., Schaff- 
hausen § 75, Glarus 4? 42, Zürich § 64, Schwyz § 42 ermäch- 
tigen den Richter, zu einer schwerern Strafart überzugehen, 
während W aadt solche Schärfung nicht zulässt. 

Es dürfte in der That am zweckmässigsten sein, der 
Bestrafung die Strafe des schwersten Deliktes zu Grunde 
zu legen, obwohl eine Kombination der verschiedenen 
Strafen mit entsprechender Ermässigung den gesetzgebe- 
rischen Gedanken noch reiner zum Ausdruck brächte: es 
würde dies aber zu Weiterungen führeu. 

Graubünden § 52 huldigt dem strengen Kumulations- 
prinzip. Es sollen in der Regel sämratliche verwirkte 
Strafen, insofern ihre Verbindung möglich ist, vereinigt 
erkannt werden. Graubünden hält aber hieran nur bei zeit- 
lichen Freiheitsstrafen von gleicher Art fest, und falls diese 
Strafverbindung das gesetzlich bestimmte höchste Mass der 
Strafart übersteigen würde, so soll auf die folgende höhere 
Strafart mit Bestimmung einer verhältnissmässig kürzern 
Dauer übergegangen werden. Im Gesetze § 52, Ziffer 1, 
steht zwar, es sei zu einer verhältnissmässig längern Dauer 
überzugehen, allein es liegt hier offenbar ein Redaktions- 
versehen vor. 
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Sind verschiedenartige zeitliche Freiheitsstrafen ver- 
wirkt, so schliesst sich Graubiinden § 52, Ziffer 2, im Wesent- 
lichen den übrigen Gesetzen an. Es wird auf die schwerere 
Strafart erkannt mit einer angemessenen Erhöhung dem 
Grade oder der Dauer nach. Nach Umstünden kann die 
Dauer bis auf lebenslängliches Zuchthaus ausgedehnt 
werden. 

Neuenburg Art. 30 und Genf Art. 39 lassen bei Zusam- 
mentreffen von Verbrechen und Vergehen nur die Strafe 
des schwersten Deliktes auwenden i Absorptionsprinzip). 

Lusern, Obwalden, Bern, Freiburg, Base/, Tessin, Solo- 
thum und Neuenburg 1891 unterscheiden ideales und reales 
Zusammentreffen. 

Die sogenannte ideale Konkurrenz wird als vorlie- 
gend angenommen, wenn eine Handlung die Merkmale 
mehrerer Verbrechen in sich vereinigt [Basel § 44. Luzern 
§ 73, Ziffer 1 i, oder eine Handlung mehrere Strafgesetze 
verletzt [Bern Art. 58, Freiburg Art. 69, So lothur n §54). 
oder wenn dieselbe Handlung unter mehrere Strafgesetze 
fallt [Neuenbürg 1891 Art, 89). Genauer unterscheidet Ob- 
ivalden Art. 32, Absatz 2, wenn Jemand durch eine und 
dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze oder das nämliche 
Strafgesetz gegen mehrere Personen oder in mehrfacher 
Richtung zugleich übertreten hat, 

Anwendung findet nach allen Gesetzen die Strafe des 
schwersten Deliktes; Solothurn§IA tilgt ausdrücklich bei, 
es fallen die übrigen Verletzungen der Strafgesetze als 
Grund zur Straferhöhung in Berücksichtigung. Nur iMzern 
§ 74 verschärft die auf das schwerste Verbrechen gesetzte 
Strafe um einen Viertheil. 

Reales Zusammentreffen wird angenommen, wenn ein 
Thäter durch mehrere Handlungen mehrere selbständige 
Verbrechen begeht. So lothur n § 54, Absatz 2. schliesst den 
Fall ausdrücklich ein, dass dasselbe Verbrechen oder Ver- 
gehen mehrfach begangen wird. 
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Bei dem realen Zusammentreffen von Verbrechen 
erkennt Uizern § 74 die sämmtlichen verwirkten Strafen 
vereint zu ; trifft dagegen ein Verbrechen mit einem Ver- 
gehen zusammen, so wird das Vergehen nur bei der Straf- 
zumessung berücksichtigt (§ 75). Die übrigen Gesetze dieser 
Gruppe legen der Bestrafung wie die Gesetze der ersten 
Gruppe die Strafe des schwersten Deliktes zu Grunde und 
gestatten eine Schärfung dieser Strafe, und zwar Freiburg 
Art. 70 und Neuenburg 1H91 Art. 90 um einen Dritttheil. 
Hern Art. ;">9 um die Hälfte, Hasel § 4f> und Solothurn % f>4, 
Absatz 2, bis auf das Doppelte des ordentlichen Maximums. 

I essin Art. 67>, §§ 2 4, unterscheidet : 

1 ) Zusammen treffen von Verbrechen, die mit zeitlichem 
Zuchthaus bedroht sind. Strafe: Schärfung der Strafe des 
ersten Deliktes um 2 4 .Jahre. 

2) Zusammentreffen von Vergehen mit Verbrechen, 
welche detenzione von weniger als 2 Jahren nach sich 
ziehen. Strafe: diejenige des Verbrechens. 

3i Mit einem Verbrechen treffen Vergehen zusammen, 
welche mit detenzione von mehr als dem dritten Grade 
zu bestrafen sind. Strafe : Sehärfung der Verbreehensstrafc 
um 1 Jahr. In jedem Fall darf der f>. Grad zeitlicher 
Zuchthausstrafe nicht überschritten werden. 

4 s Treffen mehrere mit detenzione bedrohte Vergehen 
zusammen, so wird die Dauer der detenzione ersten und 
zweiten Grades bis um einen Monat erhöht. Detenzione 
3., 4. und r>. Grades um einen Monat bis 1 Jahr. Art. 6b\ 

Wenn mehrere Verbrechen der gleichen Person als 
Gegenstand des nämlichen Strafurtheils zusammentreffen, 
so hat nach Obwalden Art. 32 das Gericht die durch das 
schwerste Verbrechen verschuldete Strafe anzuwenden und 
dieselbe mittels Hinzurechnung von höchstens zwei Dritt- 
theilen der übrigen verwirkten Strafen angemessen zu 
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erhöhen. Diese Regel findet aueh auf Geldstrafen An- 
wendung. 

Einige Gesetze weichen von diesen Regeln in gewissen 
Fallen ab. nämlich: 

1 TretTen mehrere nur mit Geldstrafe l>edrohte Delikte 
y.usununen. so erkennt Kern Art. 61 auf jede Geldbusse 
selbständig, wahrend Sclcthurn % ."U a. F. die für sämmt- 
liehe Verüben angedrohten Geldbusseu als Strafmaximum 
zusammenrechnen las>t. 

2 Kumulation der Strafen gebieten Früburg Art. 4.V*. 
:>ssr; Art. AW § 1. Art. :>** K«i Polizeiübertretungen 
u:ui au. h P. St, G. § l*> im Falle der Realkonkurrenz. 
\\ ahrend Km Idealkonkurrenz die Strafe der schwersten 
l elvnn TUi ^ Anwendung rindet. Frr:r:tr^ Art. 4."»* und 
>-v. . V. S:. G. £ 11» K»<Timni'T, au<druekhVh. die Strafe der 
V ..•»:.*e: Vr;re:i;i; j ri:;de heben einer Verbrechens- «xler 
Ve!\rv::eh^:rav Anw,-: i ; - u:>i w.-rd»' vmii derselben 
■ u ; -e>\. *-.!•:. 

.-- A:r. • ■;• i \>. . -.. — Art.'o; gestatten. 

.-*..* >■[:.■■ N • . • • :r. wv.r, >ie aueh nur bei 

- • - v-y I»- \ • >v- a.: ::: -«hw ersten, vor- 

« - V >\ Lv ^ * - v ... s Ar:. TT in Bezug 

• : V.r.. : v K r :-- .:-. :\arx '.i'jaJt 

w ■ ■ ■ N- . "•":.•* aS F j- Mehrerer der zu- 

■»ol • > : . >e:. — s.-;le nur die 

^ a \ . --:,..--• \-: v_r w 

K. ; , v - .\~ zwar ein That- 

«: i. .» .w. ^ : :^ rv S:rafN*snm- 

^ 'V -. \ >'.••..* .. a ■ r ir eir.e vollständig 

: IV«:'. ;..*>st. v.A":* : . w TharNesiand 

.• - * ; • ■ - ^ y j . weiter sw- 

• v-- V - . ; . ^ - 7 .::;ir.g des 
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gesetzt werden iKaubi. Dagegen liegt Zusammentreffen 
vor, wenn der Thäter zwei gesetzlich nicht verbundene 
Thatbestände in seiner That kornbinirt und ein zusammen- 
gesetztes Verbrechen begeht, das im Gesetze nicht als be- 
sonderer Thatbestand behandelt wird. So macht sich der 
Vater, welcher die Tochter notzüchtigt, auch der Blut- 
schande schuldig, und es wäre denkbar, dass das Gesetz 
Nothzucht an der eigenen Tochter oder an Aszendenten 
und Deszendenten unter besondere Strafsanktion stellen 
würde. 

Kein Zusammentreffen liegt ferner vor. wenn das Ver- 
brechen zwar aus mehreren Handlungen besteht, aber als 
einheitliches aufzufassen ist. Einige schweizerische Gesetz- 
gebungen {Schaffhausen § 74, /j/zeru § 73, Ziffer 3, und 
§ 7ti, Olnoaldcn F. St. G. Art. 17. Freiburg Art. 72, .SV. Gallen 
Art. 37) heben in den allgemeinen Bestimmungen das fort- 
gesetzte Delikt hervor. Doch trifft der nämliche Gesichts- 
punkt bei dem Dauerverbrechen, dem gewohnheitsmässigen 
und dem gewerbsmässigen Verbrechen zu. Wenn das fort- 
gesetzte Verbrechen als einheitliches behandelt wird, so 
kann dies nur auf dem Gedanken beruhen, es dürfe die 
schwerere auf das Zusammentreffen gesetzte Strafe hier 
nicht Anwendung tinden, und es sei diese Wiederholung 
milder zu strafen, als das Zusammentreffen. Luzem § 70 
und Freiburg Art. 72 gebieten daher, für das fortgesetzte 
Verbrechen die ordentliche Strafe zwar zu verschärfen, 
aber nur um einen Sechstheil, also in geringerem Masse, 
als bei Zusammentreffen, Olnvalden V. St. G. Art. 17 be- 
stimmt obligatorische Schärfung um einen Dritttheil. Schaff- 
hausen § 74 sieht Straferhöhung innerhalb des gesetzlichen 
Strafrahmens vor, während St. Hallen Art. 37 die Würdi- 
gung stillschweigend dem Strafrichter überlüsst. Schwyz 
$ 42 d verkennt das Wesen des fortgesetzten Deliktes voll- 
ständig, indem es dasselbe unter dieselbe Strafsanktion 
stellt wie das zusammen treffende Delikt. 
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Das fortgesetzte Delikt wird von den einzelnen Ge- 
setzen verschieden bestimmt : Schaffhausen § 74 fordert 
Ausführung des nämlichen auf ein bestimmtes Verbrechen 
gerichteten Entschlusses. Auch Luzern § 73, Ziffer 3, und 
Qbwaldcn P. St. G. Art. 17 betrachten eine aus einheitlichem 
Entschlüsse hervorgegangene Mehrheit von Akten als fort- 
gesetztes Delikt, wobei Luzern beispielsweise auf fortgesetz- 
tes Münzfalschen hinweist. Luzern zählt jedoch zu den 
fortgesetzten Verbrechen auch diejenigen, welche mit Be- 
ziehung auf ein und dasselbe andauernde Verhältniss be- 
gangen worden sind, und führt als Beispiel mehrere Dieb- 
stähle eines Dienstboten an. Obivalden P. St. G. Art. 17 be- 
trachtet auch mehrfache Uebertretungen des nämlichen 
Strafgesetzes, welche als Folgen der nämlichen fahrlässi- 
gen Handlung oder Unterlassung anzusehen sind, als fort- 
gesetztes Vergehen. Schwyz § nimmt an, es liege ein 
fortgesetztes Verbrechen vor, wenn mehrere strafbare 
Handlungen derselben Art ohne erhebliche Unterbrechung 
und in einer Weise aufeinanderfolgen, dass sie als eine 
fortschreitende Ausführung eines und desselben verbreche- 
rischen Entschlusses erscheinen. Dabei wiederholt Sc/nvyz 
die beiden von Luzern angeführten Beispiele, obwohl wieder- 
holte Veruntreuungen von Dienstboten meistens nicht auf 
einen Entschluss zurückzuführen sind. Freiburg Art. 72 
spricht sehr vag von einer Verbindung verschiedener Ver- 
brechensakte : 

Si, ä raison de leur liaison, plusieurs actes constituent le m8me 
crime, la peine est augmentee d'un sixieme. 

Im Gegensatz zu diesen Gesetzgebungen stellt St. Gallen 
Art. 37 die Gleichartigkeit des Verbrechens als Unterschei- 
dungsmerkmal eines fortgesetzten Deliktes auf und be- 
stimmt : 

Mehrere nacheinander verübte strafbare; Handlungen der glei- 
chen Art, wie z. B. mehrere Diebstähle, Betrugshandlungen, Körper- 
verletzungen, Eigcnthunisbeschädigungen u. s. w., sind zusammenzu- 
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rechnen and miteinander als ein fortgesetztes Verbrechen, beziehungs- 
weise Vergehen, zu bestrafen. 

Damit ist das richtige Prinzip gefunden. Denn es liegt 
dann ein Bedürfniss vor, mehrere Handlungen als eine 
Verbrechenserscheinung aufzufassen, wenn dieselben ihrem 
Wesen nach so eng verwandt sind, dass sie ein Ganzes 
bilden, von dem der einzelne Akt nur eine Theilerscheinung 
darstellt. Sie entspringen zwar nicht nothwendig demselben 
Entschlüsse, aber einer auf dasselbe Rechtsgut gerichteten 
verbrecherischen Gesinnung. Allein St. Gallen fasst die 
Gleichartigkeit nicht in diesem Sinne auf, sondern nur 
äusserlich. Mehrere Diebstahle oder Betrugshandlungen, 
wenn sie auch von demselben Thätcr begangen sind und 
Gegenstand desselben Urtheils bilden, stehen vielleicht in 
gar keinem Zusammenhang und doch soll das Delikt ein 
fortgesetztes sein. Doch handelt es sich keineswegs um 
eine Besonderheit der st. gallischen Gesetzgebung, viel- 
mehr gebieten eine Mehrzahl schweizerischer Gesetze dem 
Richter, bei Vermögensdelikten den Werth der durch Delikt 
entzogenen Gegenstände oder etwa auch den Betrag des 
durch mehrere Verbrechen entstandenen Schadens zu- 
sammenzurechnen M. Ein solches Zusammenrechnen lässt 
sich nur bei Annahme eines fortgesetzten Deliktes er- 
klären, denn nur unter dieser Voraussetzung liegt ein 
einheitliches Verbrechen vor, bei welchem der Werth 
der Deliktsgegenstände und der Schaden einheitlich zu 
bestimmen ist. Es muss daher wohl für alle diese Gesetz- 
gebungen ein innerer Grund vorliegen, der sie dazu be- 
stimmt, den Begriff* des fortgesetzten Deliktes bei Ver- 
mögensverbrechen in erweitertem Umfange anzuwenden. 
Dieser Grund ist folgender : 

Die Gesetze, welche die Strafe bei Vermögensdelikten 
nach dem Werthe des verletzten Rechtsgutes oder des 

») So z.B. Thurgau § 51 a, Seiunburg 1891 Art 02, Bern Art. 218. 
Luztr,, § 211, Freiburg Art. 241, Z.tirnh § 167. Zug § 11g. 
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verursachten Schadens abstufen und z. B. Diebstahl an 
Gegenständen bis zu einem Werthe von 30 Franken mit 
Gefangniss, Diebstahl an Gegenstanden im Werthe von 
über 300 Franken mit Zuchthaus bestrafen, wurden durch 
diese Regelung dazu gelangen, einen Diebstahl im Werthe 
von 301 Fr. schwerer zu bestrafen als mehrere Dieb- 
stähle, durch welche nach und nach eine weit höhere 
Summe entwendet wurde: denn die für das Zusammen- 
treffen vorgesehene Schürfung würde nicht so bedeutend 
sein, dass die für den grossen Diebstahl bestimmte Strafe 
erreicht wird. Diese die Gerechtigkeit verletzende Un- 
gleichheit wird bei Annahme eines fortgesetzten Deliktes 
gehoben. Daher fingiren die Gesetze, welche die Strafe 
nach dem Werthe des Deliktsgegenstaudes oder nach dem 
Schaden abstufen, ein fortgesetztes Verbrechen. Das Eigen- 
thümlicho ist, dass in diesem Falle die betreffenden Hand- 
lungen bei Annahme eines fortgesetzten einheitlichen Ver- 
brechens schwerer bestraft werden, als wenn sie als zu- 
sammentreffende behandelt würden, was der Natur der 
Sache ganz zuwider geht. Diese Missstande werden überall 
eintreten, wo die Strafe nach Werth und Schaden scharf 
abgestuft wird, und es zeigt sich, dass diese Regelung auch 
in ihren Konsequenzen eine verfehlte ist. 




Tod. 427 

XIII. Kapitel. 
Die Strafaufhebimg. 



§ 60. Tod. 

Sysiematiache Zusammemttllung S. 2:iS — 240. 

Dass die Strafverfolgung und die Strafvollstreckung 
mit dem Tode des Thäters wegfallt, anerkennen die meisten 
Gesetze und mit vollem Recht. Das Schwert der Gerechtig- 
keit richtet sich gegen die Lebenden, nicht gegen dieTodten. 
Stirbt der Schuldige, so entfällt der Zweck und damit das 
Bedürfniss einer Bestrafung. Die Gesetze drücken den < Je- 
danken verschieden aus. Einige bestimmen: Mit dem Tode 
des Verbrechers erlöscht dessen Strafbarkeit. So oder ähn- 
lich Thurgau § 52. Schaffhausen § 82, Luzern § f>3. Glarus 
§ 32. Basel § 41. Solothum § 43. Neuenburg Tode de proce- 
durc pönale Art. 7 erklärt die öffentliche Klage als er- 
loschen. Von einer Aufhebung oder Tilgung der Strafe 
sprechen Aargau § 52. Olnvalden Art. 38 , Zürich § 51, 
Zug $ 30, Appenzell A.-Rh. § 42. Wallis Art. 51, Hern 
Art. 20, Freiburg Art. 28 bezeichnen die Strafen als per- 
sonliche. Doch sehen Graubünden und -V/. Gallen ein gegen 
einen Verstorbenen gerichtetes Strafverfahren vor. «Wenn 
Anzeichen oder Inzichten eines durch einen nun Ver- 
storbenen verübten Verbrechens vorkommen", so lasst 
Graubünden § 59 den Fall in Bezug auf den Verstorbenen 
soweit untersuchen, als es erforderlich sein mag. um Un- 
schuldige von Verdacht zu befreien, oder um Mitschuldige 
oder die Begründetheit von Schadenersatzansprüchen zu 
ermitteln. St. Gallen Art. 48 gibt den Erben eines in ITntcr- 
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suchung Gezogenen das Recht, die gerichtliche Austragung 
(ier »Sache zu verlangen, sofern schon ein Anklagedekret 
gegen ihn vorliegt. .Soweit der Verstorbene in Betracht 
fallt, handelt es sich nach beiden Gesetzen um Reinigung 
seines Andenkens von schändendem Verdachte. 

Eine Ausnahme machen jedoch Thür g au § 52, Wallis 
Art. 51, Schaffhausen § 82, Bern Art. 26, Glarus § 32, Zürich 
$ 51, Basel§ 41, Tessin Art. 80, Appenzell A.-Rh. § 42, Solo- 
thurn § 43, Neuenburg 1891 Art. 21 und 102 für rechtskräftig 
erkannte Geldstrafen. Diese werden in den Nachlass des 
Verurtheilten vollstreckt, beziehungsweise den Erben zu 
bezahlen auferlegt. Luzern § 63 und Obwalden Art. 38 gehen 
noch weiter. Wenn das Urtheil beim Tode des Verurtheilten 
die Rechtskraft noch nicht beschritten hat, so wird es nicht 
hinfallig, es stehen aber den Erben die gesetzlichen Rechts- 
mittel zu. 

Freiburg loi du 17 aoüt 1875 Art. 4, Obwalden Art. 3s 
und Genf Art. 62 lassen die Konfiskation ungeachtet des 
Todes des Verurtheilten vollstrecken. 

Die Vollstreckung von Geldstrafen in den Nachlass 
des Verurtheilten widerspricht dem obersten Satze des 
Strafrechts, dass die Strafe den »Schuldigen und nicht einen 
Andern treffen soll. 

Die höchstpersönliche Natur der Strafe erstreckt sich 
nicht nur auf das Strafverfahren, sondern auch auf die Straf- 
vollstreckung. Zweck der Strafvollstreckung ist es ja, das 
dem Verurtheilten richterlich zuerkannte Strafleiden zu 
verwirklichen. Dies gilt nicht nur für Freiheits- und Ehren- 
strafen, sondern auch für Vermögensstrafen. Die Ver- 
mögensstrafen sollen dem Verurtheilten mittelst Minde- 
rung seines Vermögens ein Leiden zufügen; dass das 
Geld, welches der Verurtheilte als Strafe zahlt, dem Staate 
zufallt, ist strafrechtlich vollkommen bedeutungslos. Ist 
der Verurtheilte aus dem Leben geschieden, so ist er jedem 
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Leiden, auch dem Straf leiden, entrückt, und jede gegen 
ihn gerichtete Strafvollstreckungshandlung ist zwecklos. 
Andern die Güter wegzunehmen, durch deren Wegnahme jl 
dem Verurtheilten bei Leben ein Strafleiden hätte zuge- i 
fügt werden sollen, hat keinen Sinn : denn der Verurtheilte. I 
der ja für den .Strafzweck einzig in Betracht fallt, empfindet | 
nichts davon. In Bezug auf die Erben stellt sich die so- '* 
genannte Nach lass Vollstreckung als ein ungerechtfertigter 
staatlicher Eingriff dar. Es ist eine Rechtsgüterverletzung, 
die nicht im Dienste des Rechtsgüterschutzes steht. Daran 
ändert die Rechtskraft des Urtheils nichts. Eine Verurthei- | 
lung zu Geldstrafe begründet ja nicht einen Zivüanspruch 
des Staates an den Verurtheilten, sondern einen öffentlich- 
rechtlichen Anspruch auf ein Straf leiden des Schuldigen, 
das durch Zahlung einer Geldsumme herbeigeführt werden 
soll. Dieses Urtheil ist nach dem Tode des Verurtheilten 
ebensowenig vollziehbar, als eine Freiheitsstrafe. In beiden 

t 

Fällen ist die Erzeugung des Straf leidens unmöglich. Der 
Unterschied ist nur, dass der Leib des Verurtheilten unter- 
geht, das Vermögen aber auf die Erben übergeht. Dem 
Verurtheilten kann nach dem Tode weder Freiheit 
noch Geld entzogen werden. 

Für die Konfiskation gelten diese Grundsätze insofern, 
als ihr Strafnatur zukommt, was von Fall zu Fall zu ent- 
" scheiden ist. 

§ 61. Die Verjährung. 

Systematische Zusammenstellung S. 240 -255. 

Die meisten Gesetzgebungen der Schweiz kennen nicht 
nur eine Verjährung der noch nicht beurtheilten Verbrechen, 
sondern auch eine Verjährung der erkannten Strafe. 

Die Verjährung der erkannten Strafe ist als allgemeines 
Rechtsinstitut zuerst von dem französischen Strafgesetzbuch 
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von 1791 Titel VI, Art. 3, anerkannt worden *) und von die- 
sem in das helvetische Strafgesetzbuch übergegangen, wel- 
ches in Titel VI des ersten Theils bestimmte: 

Art. 53. 11 ne pourra etre intente aucune action criminelle pour 
raison d'un crime, apres trois annees revolues, lorsque dans cet Inter- 
valle il n'aura ete fait aucune poursuite. 

Art. 54. Quand il aura ete commence des poursuites a raison 
d'un crime, nul ne pourra e*tre poursuivi pour raison du dit crime, 
apres six annees revolues, lorsque dans cet intcrvalle aucun tribunal 
de justice n'aura declare qn'il y a lieu ä accusation contre lui, soit 
qu'il ait ete ou uon, implique dans les poursuites qui auront ete 
faites. Les delais port6s au present article et au precedent, com- 
menceront ä courir du jour oü l'existence du crime aura ete connue 
ou legalement eonstatee. 

Art. 55. Aucun jugement de condamnation rendu par un tri- 
bunal criminell ne pourra etre mis ä execution quant ä la peine, 
apres un laps de vingt annees revolues, a compter du jour oü le 
dit jugement aura ete rendu. 

Doch schupften die kantonalen Strafgesetze nicht un- 
mittelbar aus diesen Quellen, sondern vorwiegend aus den 
deutschen Partikularrechten. 

Aus welchem Grunde die Verjährung hergeleitet wird, 
bestimmen die Gesetze nicht. Diejenigen, welche die Ver- 
jährung durch ein neues Delikt des Thäters unterbrechen 
lassen, oder sie für diesen Fall geradezu als verwirkt er- 
klären, gehen ohne Zweifel von einer vermutheten Besse- 
rung des* Thäters aus und nehmen an, es werde diese 
Vermuthung durch die Begehung eines neuen Verbrechens 
widerlegt. Allein die Präsumtion der Besserung des Thäters 
ist, wie jede Rechtsvermuthung im Strafrecht, bedenklich, 
da sie mit der Wirklichkeit in vielen Fället» nicht über- 
einstimmt. 

Sowohl die Verjährung der Strafverfolgung als die Ver- 
jährung der Strafvollstreckung rechtfertigt sich durch fol- 



') Binding, Haudbuch des Strafrechts, I. Band, Seite öl», II. 
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gende Erwägung: Das Bedürfnis», staatliche, gesellschaft- 
liche oder individuelle Interessen, welche durch ein Ver- 
brechen verletzt oder gefährdet worden sind, durch Be- 
strafung des Thätors zu schützen, ist kein unvergängliches 
und dauerndes. Wie mit der Zeit die Erinnerung an ein 
Verbrechen verblasst und die Wunden , welche es ge- 
schlagen hat, vernarben, so verringert sich auch mit Ab- 
lauf der Zeit das Bedürfnis«; des strafrechtlichen Schutzes, 
bis es schliesslich ganz erlöscht. Dies gilt für das urtheils- 
mässig festgestellte wie für das noch nicht beurtheilte Ver- 
brechen. 

In der Zwecklosigkeit der Bestrafung nach Ablauf 
einer langern Zeit liegt also der wesentliche Grund der 
Verjährung. 

8 62. Die Verfolgungsverjährung. 

i. Wesen der Verjährung und Anwendungsgebiet. 

Die Verfolgungsverjährung erscheint bald als eine Ver- 
jährung der Strafklage: Bund Art. 34, Waadt Art. 75, 
Neuenburg Code de proeedure pönale Art. 12, Wallis Code 
de proeedure pönale Art. 446 ff., Bern Strafverfahren Art. 7 ff., 
Freiburg Art. 83, Zürich £ 52, Tessin Art. 70, Genf Code 
d'Instruction penale Art. 203, Appenzell A.-Rh. § 43, Sckwyz 
S 48, Neuenburg 1891 Art. 104, bald als eine Verjährung 
der Verfolgung: Thurgau § 53, Graubünden 4? 54, Schaff- 
hausen § 81, Luzern § 64, Glarus § 33, Basel § 42, Zug 
Abänderungsgesetz § 4, Solothurn % 47 ff., St. Gallen Art. 43, 
bald der Strafbarkeit: Aargau § 55, oder der Strafe: 
Obwalden Art. 39. 

Wenn infolge des Ablaufes der Zeit Bedürfniss und 
Zweck der Strafe wegfallen, so erlöscht die Strafbarkeit 
des Deliktes mit Ablauf der Verjährungsfrist. Es gehören 
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daher die Bestimmungen über die Verjährung in das Straf- 
gesetzbuch und nicht in die Strafprozessordnung. 

Der Verjährung sind in der Regel alle Delikte unter- 
worfen. Einige Kantone nehmen jedoch besonders schwere 
Verbrechen von der Verjährung aus, nämlich: 

Appenzell § 43 Verbrechen im engern Sinne, Aargau 
Dekret betr. die Todesstrafe, vom 13. Wintermonat 1876, 
die Verbrechen, bei welchen nach § 1 des Gesetzes Uber 
Abänderung des peinlichen Strafgesetzes vom 19. Hornung 
1868 die Todesstrafe noch beibehalten war. Es sind dies 
die Verbrechen, durch welche ein Mensch das Leben ver- 
loren hat, wenn dieser Erfolg vom Thäter beabsichtigt 
war oder von ihm vorausgesehen werden konnte. 

Luzern § 64 die mit Todesstrafe bedrohten Verbrechen 1 ). 

Obwalden Art. 39, Ziffer 3, die mit lebenslänglicher 
Ketten- oder Zuchthausstrafe, oder mit dem Tode be- 
drohten Verbrechen. 

Doch schreiben Aargau, Luzern und Obwalden dem 
Zeitablauf eine strafmildernde Wirkung zu, und zwar fällt 
nach allen Oesetzen ein Zeitablauf von 20 Jahren in Be- 
tracht. Nach Ablauf von 20 Jahren darf die Zuchthaus- 
strafe in Aargau nicht mehr als 24 und nicht weniger als 
12 Jahre betragen (Dekret betreffend die Todesstrafe § 2.. 
Luzern ersetzte die Todesstrafe ursprunglich durch Ketten- 
strafe von 24 Jahren, nach Aufhebung der Kettenstrafe 
tritt nun Zuchthausstrafe an deren Stelle, wobei 8 Monate 
Kettenstrafe einem Jahre Zuchthaus gleich geachtet 
werden. Obwalden Art. 39 lässt an die Stelle der Todes- 
strafe und der lebenslänglichen Ketten- oder Zuchthaus- 
strafe Zuchthaus- oder Kettenstrafe von 12 Jahren bis auf 
Lebenszeit treten. 

l ) Systematische Zusammenstellung Seite 110 bei Note 4. 
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Schwyz § 49 schliefst die Verjährung bei Mord, Ver- 
giftung, Brandstiftung und bei den der Brandstiftung gleich- 
gestellten Verbrechen aus. 

2. Die Verjährungsfristen. 

Die Verjährungsfristen werden von den Gesetzen ver- 
schieden bestimmt. Doch lassen sich zwei Gruppen unter- 
scheiden : 

Die westschweizerische Gruppe, welche die Verjäh- 
rungsfristen nach der Schwere der Delikte abstuft und 
dabei die Dreitheilung zu Grunde legt, und die ostschwei- 
zerische Gruppe, bei der die Verjährungsfristen mit der 
Art und dem Masse der angedrohten Strafe in Beziehung 
gesetzt werden. Der westschweizerischen Gruppe folgt 
auch Appenzell A.-Rh. y der ostschweizerischen Tessin und 
Neuenbürg. 

1) Eine besondere Stellung nehmen Aargau, Luzern, 
Obwalden und Sehwys ein, welche die schwersten Ver- 
brechen keiner Verjährung unterwerfen. 

Es verjähren: 

nach Aargau § 56, Ergänzuugsgesetz 3 und 5: 
Kriminal verbrechen, deren geringste Strafzeit 



10 Jahre betragt, in ... 15 Jahren 

Kriminalverbrechen. deren Strafzeit kürzer 

ist, in 10 

Die Zuchtpolizeivergehen, welche in 1 und 
2 des Ergan zungsgesetzes angeführt werden, 
und diejenigen, deren Thatbestand durch 
amtliche Untersuchung erhoben wird, in 5. 

bezw. 10 



je nachdem Anzeige oder Untersuchung er- 
hoben wird oder nicht. 
Die übrigen Zuchtpolizeivergehen, insbeson- 
dere Ehrverletzungen, in 6 Monaten 

8toot*, (irundidge den »chwei«. Strafreebte. 28 
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mich Luzern 4? bo, P. St. G. § H3: 
die mit Kettenstrafe bedrohten Kriminal ver- 
brechen in 20 Jahren 

die übrigen Kriminal verbrechen in .... 10 „ 
Polizeivergehen in 2 



nach Obwalden Art. :-J9, Ziffer 1, 2, P. St. G. Art. 18: 
Kriminal verbrechen, die mit Kettenstrafe oder 

mit Zuchthausstrafe (Iber 1 Jahr bedroht sind, in 10 Jahren 
Kriminal verbrechen, die mit geringerer Strafe 

bedroht sind in 5 ., 

Polizeivergehen im weitern Sinne (geringere 

Rechtsverletzungen, Delikte gegen Religion 

und Sitto in 3 „ 

Polizeiübertretungen im engern Sinne in . . 1 Jahr 

und H Monaten 

Schwys § 47 bildet Kategorien von Thatbeständen : 
Es verjähren Todtschlag, Tödtung im Rauf- 
handel und Kindsmord in 20 Jahren 

Die Verbrechen gegen die Religion, gegen 
den Staat und gegen öffentliche Beamte und 
Angestellte, sowie der Versuch eines Ver- 
brechens in ;) „ 

Die übrigen Verbrechen in 10 „ 

Dabei sind aber die Polizeivergehen nicht berück- 
sichtigt, für deren Verjährung, gemäss Praxis, das luzer- 
nische Polizeistrafgesetz von 18M> massgebend ist. 

2) Die westschweizerischen Gesetze Neuenbürg, 
Bern, Genf, Freiburg, Wallis, sowie Appenzell A.-Rh. stufen 
die Verjährungsfrist nach der Dreitheilung ab. 

Es verjährt die Strafverfolgung in: 

Verbrechen Vergehen Uebertretungen 
Neuenbürg 1 ) nach 20 Jahren 10 Jahren 2 Jahren 
Bern*) 20 „ 10 r 2 „ 



•) Code de procedure penale Art. 1.4, 14, 15. 
*) Strafverfahren Art. 7, s. 9. 
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Verbrechen Vergehen Uebertretungen 

Genf 1 ) nach 10 Jahren 3 Jahren 1 Jahr 
' Appenzell* 'i unverjährbar 5 n 12 Monaten 
Freiburg*) nach 20 u. 10 Jahren 5 „ 3 Monaten 

Freiburg zeichnet die mit lebenslänglicher Zuchthaus- 
strafe bedrohten Delikte aus und ordnet für sie eine Ver- 
jährungsfrist von 20 Jahren an, für die übrigen Verbrechen 
i'crimes» eine Frist von 10 Jahren. Neuenburg begnügt sich 
für die Uebertretungen . welche in die Kompetenz des 
Friedensrichters fallen, mit einer Frist von einem Monat, 
wenn die rebertretung nicht in einem Protokolle festge- 
stellt wurde; ist aber ein Protokoll aufgenommen worden, 
so beträgt die Frist (> Monate. Bern lässt politische und 
Press vergehen, Ehrverletzungcn, FJiebruchsfalle und ge- 
ringere Misshandlungen in 0 Monaten verjähren. 

Audi Wallis gehört dieser Gruppe an, obwohl es die 
Dreitheilung nicht streng durchführt. Wie in Genf be- 
tragen in Wallis Code de procedure penale Art. 446, 447, 
449 die Verjährungsfristen 10, 3 und 1 Jahr, und zwar 10 
Jahre für die Verbrechen, welche Todesstrafe oder Leibes- 
oder entehrende Strafe nach sich ziehen, bezw. nach sich 
zogen 4 », 3 Jahre, wenn das Vergehen korrektioneller Be- 
strafung unterliegt i„s*il s'agit d un delit de nature a etre 
puni correctionnellement u i, 1 Jahr für Polizeiübertretungen 
i „meine lorsqu'il aura eu proces-verbal ou saisie"). 

3i Die übrigen Gesetze stufen die Verjährung wesent- 
lich nach der Strafe ab. Immerhin finden sich auch hier 
gelegentlich besondere Verjährungsfristen für Polizeiüber- 
tretungen. Der Gesetzesstand ergibt sich aus der folgenden 
Ucbersicht: 

») C ode d'iustruction penale Art. 203, 204. 205. 
'» § 43. 

8 ) Art. 83, 313, 460. 

*) Im Texte steht : „L'action publique resultant d'un crime de nature 
a entrainer la peine de mort ou des peines afflictives perpetucllcs ou de 
tout autre crime eraportant peine afliictiTe ou infamante . . . 
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Verjähr ungs- 



Es verjähren: 



Die Delikte, welche bedroht sind mit 



Lebenslänglichem 



Hund 1 ) . . . 
Graubünden*) . 
Schaffhausen 8 ) 

Zürich A ) . . . 

Hasel") . . . 

Neuenbürg \B9\*) 
Tessin . . . 

Glarus 7 ) . . . 

Solothurn 8 > . . 



in 15 Jahren 
in 25 Jahren 
in 30 Jahren 

in 25 Jahren 

in 25 Jahren 

in 20 Jahren 

in 20 Jahren 

lebenslänglichem 
Zuchtbaus 
im Maximum: 

in 25 Jahren 
in 25 Jahren 



St. Gallen •) 



Zug") . 



oder mit Tod: 
in 30 Jahren 

oder mit Tod: 
in 25 Jahren 



in 10 Jahren 



in 15 Jahren 



in 15 Jahren 

im Maximum mit 
Zuchthaus : 

in 15 Jahren 



allein mit Zuchthaus: 
in 15 Jahren 



in 10 Jahren 



in 15 Jahren 

von Ober 10 Jahren 
im Maximum: 

in 15 Jahren 



von Uber lü Jahren 
in 15 Jahren 



im Maximum mit 
Arbeitshaus : 

in 10 Jahren 

zeitlichem Zuchthaus 
neben Gefängnis« 

in 10 Jahren 



detenzionc 4. o. 5. Gr., 
interdizione 4. Grad. : 

in 10 Jahren 

[Zuchthaus von weni 
ger als 10 Jahren 
oder mit Arbeitshaus 

in 10 Jahren 

Verbrechen im e. S., 
die mit geringerer 
Strafe bedroht sind: 

in 10 Jahren 

I Arbeitshaus, Anits- 
'od. Dienstentsetzung 
Einstellung im Aktiv 
bürgerrecht, Verbot 
der Berufs- oder Ge- 
werbebetreibung : 

in 5 Jahren 



in 10 Jahren 

von über 15 Jahren: 
in 20 Jahren 
von über 10 Jahren: 
in 15 Jahren 
von über 5 Jahren : 
in 10 Jahren 

l ) Art. 34. - •) § 54, I». St. G. § 7. — •) § 81. «) § 52, 63. - •) § 42, 
P. St. G. 18. — «) Art. 105, 107. — ') § 33. — *) §§ 47 und 48. ») Art. 43, 
Ziffer 2, und Art. 44. — ,0 ) § 4. 
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Die übrigen Falle PolizeiUbertretungen 



Antragsdelikte 



in ;\ Jahren 



in 1 l /s Jahren 



(iefungniss oder 
Gelabusse : 

in T> Jahren 



in 5 .fahren 



in ."> Jahren 



Gefängnis» : 
in f> Jahren 

detenzione oder inter- 
dizione 1., 2. u. 3. Gr. : 

in 5 Jahren 



I Arbeits- und Korrek- 
;tionshaus, priaon ci- 
vile, Busse: 

in 2 Jahren 



von Entdeckung an: 
in b' Monaten 
von Begebung an: 
in 2 Jahren 

in 1 Jahr 



in :$ Monaten 



in ö Jahren 

a die ecientite: 1 Jabrj 



in 2 Jahren 
n die scientiw: 
in 6 Monaten 



Einsperrung oder 
Gefangniss über drei 
Monate (Vergeben): 

in f> Jahren 



in i\ Jahren 

Iiyurien 
ausgenommen : 

in f> Jahren 



in 2 Jahren 



Gefangniss u. gericht- 
licher Geldstrafe: 

in 1 Jahr 



übrige Strafarten: 
in b' Monaten 



in f> Jahren 



in '2 Jahren 



a die seienti«: 
in H Monaten 
von Begebung an: 
in 2 Jahren 11 1 



") Wird die Klage rechtzeitig gestellt, so gelten für die Verjährung die 
ordentlichen Verjährungsfristen. 
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Ohne Rücksicht auf die angedrohte Strafe und Straf- 
art verjährt die Strafverfolgung in St. Gallen Art. 43. 
Ziffer 1 : 

n. bei Fruchtabtreibung Art. 137/. Kuppelei Art. ITH 
und 180 1, Blutschande Art. 183 . unzüchtigem Miss- 
brauch von Pflegebefohlenen Art. 184«. Beischlaf mit 
einem geschlechtlich reifen Madchen unter 16 Jahren 
i Art. 18"), Ziffer 1 . unsittlichen Handlungen mit Unmün- 
digen Art. 18b 1 1. Unzucht wider die Xatur (Art. 189^ 
in '2 Jahren: 

/>. bei einfacher Unzucht Art. 177 i und gewerbsmässiger 
Unzucht Art. 17* in 1 Jahr. 

Die Bestimmungen von Thurgau £ f>3 passen sich dem 
System der übrigen besetze nicht ganz an. Es verjähren 
die Verbrechen oder Vergehen, welche bedroht sind: 

mit lebenslänglichem Zuchthaus, unbedingt, in 30 Jahren 
mit lebenslänglichem oder zeitlichem Zucht- 



haus, in 20 

mit Zuchthaus oder Arbeitshaus oder mit Ar- 
beitshaus allein, in 1"> 

mit Arbeitshaus oder mit < iefangniss oder mit 

geringerer Strafe, in 10 

Antragsdelikte verjähren : 

a die seien ti.e in 1 Jahr 

nach Begehung oder von der letzten Amts- 
handlung an in 2 Jahren 



rägenthümlich sind die milden Bestimmungen von 
U'tMtft Art. 7.">. die wörtlich anzufühlen sind: 

L'aetion pönale *e preserit : 
ti. Par dix ans, si le delit entraine la peine de mort; 
6. Par six ans, si le delit entraine, au maximum, la peine de 

la rerlusion pour quatre ans oo au delä ; 
f. Par trois ans, si le delit entraine une peine non-mentionnee 

au\ ^ a et b du present article, et dont le maxiniam excede 
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la competence du Tribunal correctionnel, ainei que dans les 

cas prevus ä l'art. 6 ') ; 
ti. Par eix mois, »\ le delit entrafne une peine, au maximuni, 

dans la competence du Tribunal correctionnel; 
e. Par trois moi«, si le delit entrainc une peine, au maximum, 

dans la competence du Tribunal de police ou des Municipalitcs. 

Unbeachtet der zahlreichen Abweichungen im Ein- 
zelnen ergehen sich doch für diese Gruppe allgemeine 
Grundzüge. 

Durchschnittlich verjähren Delikte, welche be- 
droht sind mit: 

lebenslänglicher Zuchthausstrafe, in . . 15-30 Jahren 
langzeitiger Zuchthausstrafe, in . . . . 10 15 
Zuchthausstrafe oder mit Arbeitshaus, in 10 
die übrigen Delikte, insbesondere die mit 

Gefängniss bedrohten Delikte, in . . 2 5 „ 
Polizeiübertretungen und Antragsdelikte in 3 Monaten bis 

2 Jahren. 



3. Beginn der Verjährung. 

Die Verjährung beginnt regelmässig mit dem Tag der 
Begehung oder der Verübung Thurgau § 54, Waadt Art. 75, 
Neuenburg ('od*' de procedure penale Art. 13, Aargau £ 55, 
Wallis Code de procedure penale Art. 446, Schaff hausen § 81, 
Bern Strafverfahren Art. 7, Zürich $ 52. Genf Code d'ins- 
truetion penale Art. 203 und 20.'), Zug Abanderungsgesetz 
4? 4. Dabei nehmen Solothurn § 47, St. Gallen Art. 43 aus- 
drücklich keine Rücksicht auf den Zeitpunkt des einge- 
tretenen Erfolges. Bund Art. 34. Graubunden £ 57, Olnvaldsn 
Art. 3<). Tessin Art. 77 a, Schwyz § 4* lassen den Tag der 
Vollendung. Lusern £ 67 a den Augenblick der Vollendung 
entscheiden. In Neuenburg 1801 Art. 104 beginnt die Ver- 

') Art. (i hczi>« sirli ;uif di»' von Waadtlaudcrii im Auslände lii'irangrin'n 
Delikte : er ist ersetzt durch di.- Art. 1 I und 1'» dos Tod»' de pmeeduro pönale. 
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jahrungsfrist den Tai: nach der Verübung. Nichts bestim- 
men Glarus, Basel und Appenzell A.-Rk. 

Für einzelne Fälle wird der Beginn der Verjährung 
bex>nder< bestimmt. 

Bei Versuch beginnt die Verjährung am Tage der 
Beendigung der letzten Versuchshandlung: Thurgau § 54. 
Graubundm $ 57. Schaff hausen § *1. Qinvaldm Art. 39, Tesstn 
Art. 77 b. oder im Augenblick der letzten Versuchshandlung: 
Bund Art- 34. lMzern s. 67 b. .S^kc/r $ 4*. 

Bei dem fortgesetzten Delikte beginnt die Ver- 
jährung mit dem Tage, an welchem die letzte verbreche- 
rische Handlung verübt worden ist. Bund Art. 34, Waadi 
Art. 75. Schaff hausen s *1. Freiburg Art. *3. Tesstn Art. 77 c. 
Bei A n t r a g s d e 1 i k t e n läuft die Verjährungsfrist : 

in Bern Strafverfahren Art. 9 von dem Tage an. wo 
sich der verletzte Theil den Umständen nach sichere 
Kunde von der begangenen That verschaffen konnte: 

in Ihurgau s 5:; von dem Zeitpunkte an. in welchem 
der Beschädigte von der Verübung des Vergehens und 
von d^r Person des Thäters Kenntnis* erhielt. 

Thurgau beugt einer ungebührlichen Ausdehnung der 
Verjährungsfrist zweckmässig vor. indem es bestimmt: 

In jedem Fall verjähren solche Vergeben, wenn seit dem Zeit- 
punkte der verübten That oder, sofern amtlich eingeschritten wurde, 
seit der letzten Amtshandlung zwei Jahre verstrichen sind. 

Aehnlieh Schaffhausen, Zürich, Glarus, Si. Gallen, wie 
sieh aus der l 'ebersieht auf Seite 4.*>7 ergibt. 

In Fällen von Betrug. Fälschung oder rnterschlagung 
lasst Bund Art. VA die Verjährung erst von dem Tage an 
beginnen, an welchem das Verbrechen entdeckt worden 
ist. Kbenso läuft die Verjährung in Waadt Art. 75 bei 
Urkundenfälschung und Vertrauensmissbrauch abus de 
conhanee erst von dem Tage, an welchem das Delikt 
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bekannt geworden oder dessen Wirkung zu Tage ge- 
treten ist 1 1. 

4. Negative Voraussetzungen der Verjährung. 

Einige Gesetze knüpfen die Verjährung an weitere 
Voraussetzungen als den Zeitablauf. Der Ablauf der Ver- 
jährungsfrist kommt dem Thäter nur zu Statten in Frei- 
burg Art. 8") und Sckwyz S 49, wenn er in der Verjährungs- 
zeit kein neues Verbrechen f crime» begangen hat. 

Nach Luzern § Ob' und Otnvalden Art. 39, wenn er 
von dem Verbrechen keinen Nutzen mehr in Händen hat 
und auch, soweit es die Natur des Verbrechens zulässt, 
Wiedererstattung leistete. 

Schaffhausen $ 8ö. sowie die Polizeistrafgesetze von 
Luzern § und Olnualden Art. 18 vereinigen die beiden 
Voraussetzungen. Ks fehlen aber in den Polizeistrafgesetzen 
die Worte „wenn er von dem Verbrechen keinen Nutzen 
mehr in Händen hat 1 *. Aargau § 57 fordert, dass der 
Thäter in der Verjährungszeit kein Verbrechen begangen 
und sich nicht aus der Schweiz geflüchtet hat. 

Diese dem § 229 des österreichischen Strafrechtes ent- 
nommenen Voraussetzungen würden zu billigen sein, wenn 
aus dem Zeitablauf auf eine Besserung des Thäters ge- 
schlossen werden könnte ; allein die Erfahrung lässt diesen 
Schluss nicht zu. Heime, bezeichnet daher diese Erforder- 
nisse mit Recht als willkürliche 3 !. 

5. Unterbrechung und Ruhen der Verjährung. 

In Appenzell ij 43 tritt die Verjährung singulärer Weise 
nur dann ein, wenn die Untersuchung noch nicht an- 
gehoben war. 

M .... La prescriptiuii u<> court que du jour oü ces delits ont etn 
i-onmis «»•• de eeltii <>ü los eftets sVn s<mt manifest«'*. 

*) Hotttrndor/r* Handlmch des deutsche» Stratrechts, Berlin 1H71, 
Hand 2, S. 61h. 



Digitized by Google 



442 



Die Strataufhebung. 



Unterbrochen wird die Verjährung nach den meisten 
Gesetzen durch Untersuchungshandlungen. Dies gilt auch 
für die Gesetzgebungen, welche wie Bund Art. 34, Schaff- 
hausen $ 81 den Ausdruck Unterbrechung vermeiden, die 
Verjährungsfrist aber vom Tag der letzten Untcrsuchungs- 
handlung an berechnen ; denn dem Wesen nach bedeutet 
die Niehtberechnung der abgelaufenen Verjährungszeit 
eine Unterbrechung. 

Die Gesetze nennen in der Regel ausdrücklich Unter- 
suchu n gshandlungcn als unterbrechende Thatsachen. so 
Bund Art. 34, Graubunden § :~>S, Schaff hausen § Hl, Obwalden 
Art. 39, Glarus 4? 34. Basel S \'l und Zug Abänderungs- 
gesetz 5f 4 fordern mit Recht eine Untersuchungshandlung 
der zustündigen Behörde, Zürich ij :V> und Solothurn % 49 
eine wegen der begangenen That gegen den Thüter ge- 
richtete Handlung des Richters, ähnlich St. Gallen Art. 45. 
Bern Strafverfahren Art. T nennt Verfolgungshandlungen 
als unterbrechende Thatsachen, während Neuenbürg Art. 13, 
Wallis Code de procedure penale Art. 44*3 und Neuenburg 
1891 Art. ICH» dem französischen Rechte folgen und Ver- 
folgungs- und Untersuchungshandlungen aetes de poursuite 
ou dinstruetion i 1 1 die Verjährung unterbrechen lassen. 
Litzern ij l»7 scheint die beiden Ausdrücke als gleich- 



') Den Intel schied zwisebeu acte* de poursuite und aetes d'instruc 
tion bestimmt Gurrmul, Traite theorique et pratupie du droit penal fran- 
eais. tome II, l'aris, 1S88, Seite loo: J„es aetes par lesquels le miuistere 
publie exerce 1'action publique, ccux par lesquels la partie civil«» la met 
en mouveinent sunt des acte?, de poursuite. Mais on ne peut attribuer ce 
caractere, ni aux reserves t'aites par le ministerc public de poursuivre, 
]>uisqu'r]]es ne inettent pas 1'action publique eu inouvemcnt: ni aux de- 
nouciations et simples plaintes. qni u'ont pour olqet quo de provoquer des 
poursuite* : ni aux aetes emaues des prevenus, accuses ou condamnes, qui 
sont des aetes de defense. Lea aetes qui tendent a eclairer lautorite ju- 
diciaire. en reeherchant et rennissaiit les elements de prenves. tels quu'n 
transport Mir les lieux. une exhumation, une perquisition, une saisie d'ob- 
jets. un interrogatnire de temoins. uu proces-verbal et meine une ordon- 
nance di« non-lieu. >«»nt des aetes d'instriiction. 
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bedeutende anzusehen. Neuenbürg 1891 Art. 107 anerkennt 
bei Polizeiübertretungen in Uebereinstimmung mit dem 
französischen Recht 1 ) keine Unterbrechung der Verjährung, 
was besonders mit Rücksicht auf die Kürze der Verjährungs- 
frist von Monaten nicht unbedenklicli erscheint. 

In Thurgau g 57 wird die Verjährung unterbrochen, 
wenn der Schuldige vor (lern Ablauf der Verjährungsfrist 
vorsätzlich ein neues Verbrechen oder Vergehen verübt, 
welches eine schwerere als dreimonatliche Gefängn issstrafe 
nach sich zieht, in Graubünden § 58, Ziffer 2. durch jedes 
Verbrechen, dessen gesetzliche Strafe nicht nur in Geld- 
busse oder in Gefängnis« unter ll Monaten besteht, und 
in .SV. Gallen Art. 45. Ziffer 2, überhaupt durch Begehung 
einer neuen strafbaren Handlung; doch muss dieselbe, 
wenn es sich um ein Antragsdelikt handelt, mit der 
frühern gleichartig und gegen den gleichen Klagberech- 
tigten gerichtet sein. 

In Luzern § 67 und Obioaldcn Art. .'>9 wird die Ver- 
jährung durch liegehung eines neuen Verbrechens unter- 
brochen. 

Durch die Unterbrechung der Verjährung fällt die 
bis zu dem Kintritt der unterbrechenden Thatsache ab- 
gelaufene Verjährungszeit ausser Betracht, und es beginnt 
eine neue Verjährungsfrist, und zwar in der Regel vom 
Tage der letzten Untcrsurhungshandlung an: Bund Art.:$4, 
Graubünden § 58. Schaff hausen § 81. Luzern § 67. Glarus 
§ .'54. Zürich § 55, Zug Abänderungsgesetz $ 4, beziehungs- 
weise vom Tag der Verübung des neuen Verbrechens an : 
Thurgau § 57, Graubünden § 58, St. Gallen Art. 45. 

Von der Unterbrechung «ler Verjährung : Interruption i 
ist das Ruhen der Verjährung Suspension . zu unterscheiden. 
Die Verjährung ruht nach Waadt Art. 76: 



l > Vgl. (iitnau l I. »•., Sciti« HM». 
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1) während der Beschuldigte gerichtlich verfolgt wird; 

2) wahrend der Dauer der Verfolgung betreffend eine 
von dem Beschuldigten vorgeschützte Fälschung; 

.-J) während des Zivilprozesses, infolge welches der Straf« 
prozess eingestellt wurde. 

Auf ein Ruhen der Verjährung bezieht sich anscheinend 
auch die Vorschrift von Tessin Art. 78 : 

II corso della prescrizione si sospende durante la costrazione 
del proce88o. 

Darauf deutet auch die weitere Bestimmung : 

Se perö entro cinque anni, da computarsi dal giorno dell' aper- 
tura del processo, o da quello della data del decreto dell' abban- 
dono, non sia stata proferita sentenza di condanna, l'azione penale 
e prescritta. 

6. Wirkung der Verjährung. 

Sehr beachtenswert h ist die Bestimmung von Grau- 
bünden i? ">.">: 

Vermindert wird die Strafe fUr ein begangenes Verbrechen 
insofern, als: 

1) nach 15 Jahren, statt der Todesstrafe, fünfzehnjährige bis 
lebenslängliche Zuchthausstrafe ; 

2) nach 10 Jahren, statt der lebenslänglichen, 8- bis 12jährige 
Zuchthausstrafe, und statt der zeitlichen Zuchthausstrafe, bis 
auf den dritten Theil des gesetzlichen Strafmaximums erkannt 
werden darf. 

indem hier dem annähernden Ablauf der Verjährungsfrist 
eine strafmildernde Wirkung beigelegt wird. 

Der Ablauf der Verjährungsfrist tilgt die Strafbarkeit. 
Die Wirkung der Verjährung erstreckt Bern Strafver- 
fahren Art. 7 ausdrücklich auf die mitbctheiligten Per- 
sonen, welche von der Handlung nicht betroffen waren, 
während St. Gallen Art. 4f>, Ziffer l t und Neuenburg 1891 
Art. HM) sie auf die Person beschränken, auf welche die 
Handlung sich bezieht. 



Die Vollstreckungsverjährung. 



445 



S 63. Die Vollstreckungsverjährung. 

i. Anwendungsgebiet der Vollstreckungsverjährung. 

Graubünden § 56, Aargau, (Slams § 34. Appenzell A.-Rli. 
§ 44 anerkennen eine Verjährung der Strafvollstreckung 
nicht 1 ), was sich rechtfertigen würde, wenn die Verjährung 
nur auf der Beweisvergänglichkeit beruhen würde. 

Der Vollstreckungsverjährung sind die Strafen nicht 
unterworfen, welche wegen unverjährbaren Detikten er- 
kannt worden sind. Sodann nehmen von der Strafvoll- 
streckungsverjährung aus : 

Waadt Art. 78: Die Entziehung der bürgerlichen Rechte 
und der väterlichen Gewalt. Amtsentsetzung, Untersagung 
eines Gewerbes oder Berufes. Wirthshausverbot; 

Tessin Art. 82: die lebenslängliche Zuchthausstrafe und 
die zeitliche von einem höhern als dem 2. Grade : 

Obwalden P. St. G. Art. 18: Geldstrafe (und Kosten) 
gegenüber dem Schuldigen selbst: 

.S7. Gallen Art. 46 : Geldstrafe ; doch können sie im Fall 
der Uneinbringlichkeit nach 5 Jahren nicht mehr in Frei- 
heitsstrafe umgewandelt werden. 

a. Die Verjährungsfristen. 

Luzern § 65, Bern Strafverfahren Art. 545 ff., Obwalden 
Art. 39, Zürich $ 56, Basel § 43, Zug £ 34. Sclnvyz tj 47 
und Solothurn § 50 stellen für die Verjährung der Straf- 
vollstreckung dieselben Fristen auf wie für die Strafver- 
folgung. Die Ausnahme, welche Bern Strafverfahren Art. 9 
für politische und Press vergehen, sowie für Ehrverletzung, 
Ehebruch und geringe Misshandlung aufstellt, findet bei 
der Strafvollstreckungsverjährung nicht Anwendung: es 
gelten daher die ordentlichen Verjährungsfristen (Straf- 
verfahren Art. 548i. 

') Siutnhurg kannte sie bisher nur für Kontuwaziiilurtheile. 
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Wallis Code de procedure pönale Art. 445, 448. und 
Genf Code de procedure pönale Art. «>(>. t>7. stellen ftlr die 
Verjährung der Strafvollstreckung die doppelte Frist auf. 
welche für die Verfolgungsverjührung gilt. Es verjähren 
kriminelle Strafen in 20 Jahren, korrektioneile Strafen in 
10 Jahren W allis und in f> Jahren 'Genf), Polizeistrafen 
in 2 Jahren. Die Todesstrafe lässt Wallis erst in 30 Jahren 
verjähren. 

Bund Art. H"), Waadt Art. TT und Freiburg Art. 84 
lassen zeitliches Zuchthaus, Gefängniss und Verweisung, 
also die Zeitlichen Freiheitsstrafen, in einer Frist verjähren, 
welche doppelt so lang ist als die noch ausstehende nicht 
durch Vollstreckung getilgte Strafzeit. Die Vorschrift gilt 
nach Fund auch für die Verjährung des Verlustes des 
Aktivbürgerrechts. Dabei bestimmen sie Minimal- und 
Maxünalgrenzen. Die Verjährungszeit darf nach 
Bund nicht kürzer sein als ."> und nicht länger als 2h Jahre. 
Waadt nicht kürzer « 2 . - - :-50 

Freiburg _ _ _ - '20 

Im l'ebrigen verjähren nach 

Bund lebenslängliches Zuchthaus in :UJ Jahren. Geld- 
strafen gemäss der i Jetängnissstrafc. in weide die Geld- 
strafe umzuwandeln wäre: 

Womit Geldbusse und Konfiskation in 1 Jahr. Verweis 
in H Monaten: für die Verjährung der lebenslänglichen 
Zuchthausstrafe, welche an Stelle der Todesstrafe getreten 
ist, fehlt eine Vorschrift 1 : 

Freiburg lebenslängliche Zuchthausstrafe in 2h Jahren. 
Geldbusse und Konfiskation in h Jahren. 

In Thurgau S, .V, und Schaff hausen S. ^4 verjähren 
lebenslängliche Zuchthausstrafe in :50 Jahren und zeitliche 
in 20 Jahren, so dass die Verjährung der Strafvollstreckung 
mit der Verfolgungsverjährung insoweit übereinstimmt. 

« i WW/> Entwurf Art. -I si^ht ;<> .T;ihrv vor. 
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Thurgau lässt aber alle übrigen Freiheitsstrafen und 
Schaffhausen alle übrigen Strafen in 10 Jahren verjähren, 
wahrend bei der Verfolgungsverjährung eine weitere Ab- 
stufung stattfindet. 

Tessin, Neuenbürg 1891 und Si. Gallen stellen für die 
Verjährung der Strafvollstreckung folgende Fristen auf: 

Tessin Art. 83: 

für Zuchthaus 2. Grades 30 Jahre, 

I *<»'"> 

detenzione 5. 20 

lo . 

v alle übrigen Strafen 10 

Neuenbürg 1891 Art. 108 und 109: 
für lebenslängliches Zuchthaus und Zuchthaus 

über lö Jahre 30 „ 

für zeitliches Zuchthaus von 5-15 Jahren . . 20 
für Zuchthaus unter 5 Jahren, Geftlngniss über 

1 Jahr und Geldstrafe 10 

für Gefängniss unter 1 Jahr 5 

für Arbeitsanstalt und Haft imaison de travail 
et de correction, ou prison civilei .... 2 
St. Gallen Art. 46' : 
für Todesstrafe oder lebenslängliches Zuchthaus 30 

für Zuchthaus über 10 Jahre 25 

von 5 -10 Jahren 20 r 

bis auf 5 Jahre 10 „ 

für Arbeitshaus über 2 Jahre 8 

bis auf 2 Jahre 6 „ 

für Gefängnis* 4 

3. Beginn der Verjährung. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an welchem 
das Urtheil rechtskräftig und vollziehbar geworden ist: 
Bund Art. 35, Thurgau $ 56, Waadt Art. 79a, Wallis Code 
de procedure pönale Art. 445, Schaffhausen § 84, Bern 
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Strafverfahren Art. 545, 546. T>47, Freiburg Art. 84. Zürich 
§ 56, Art. 84, Solothurn $ f>0, 5/. Gallen Art. 47. nach 

Cm/" Art. 06 und 67 zu wenig genau von dem Datuni des 
Urtheils an. Luzern § 68, P. St. G. § 33, Obwalden Art. 39 
und Sckwyz § 48 lassen die Verjährung erst von dem Tage 
an beginnen, au welchem die Strafzeit ausgelaufen wäre. 
Nach Luzern P. St. G. § 33 beginnt jedoch die Verjährung 
bei Geldstrafen an dem Tage des ausgefällten rechts- 
kräftigen Urtheils. 

Falls die Strafe umgewandelt wird, beginnt die Ver- 
jährung nach Waadt Art. 79 c und Freiburg Art. 84 d am 
Tage, an welchem die Umwandlung stattfand. Bei Kontu- 
mazialurtheilen beginnt die Verjährung zufolge Luzern 
P. St. G. § 33 und Obwalden P. St. G. Art. 18 am Tage, an 
welchem der Verurtheilte in den Kanton zurückkehrt, 
während Waadt Art. 79 b die Verjährung nach Ablauf der 
Einspruchsfristen beginnen lässt. 

Keine Vorschrift enthalten über den Beginn der Ver- 
jährung Basel und Neuenburg 1891, offenbar aus dem 
Grunde, weil sie es für überflüssig erachten. 

4. Unterbrechung der Verjährung. 

Unterbrochen wird die Verjährung: 

1 ) durch die Vollziehung Bund Art. 35, Thurgau § 50. 
Waadt Art. 79, Schaf/hausen § 84, Zürich § 50, beziehungs- 
weise durch eine die Strafvollstreckung betreffende Hand- 
lung der zuständigen Behörde Basel § 43, Zug § 34: Genf 
Art. 69 nennt einzig die Festnahme des Verurtheilten : 
Solothurn § 50 und St. Gallen Art. 47 anerkennen als Unter- 
brechungsthatsache jede auf Vollstreckung der Strafe ge- 
richtete Handlung derjenigen Behörde, welcher die Voll- 
streckung obliegt, sowie die zum Zwecke der Vollstreckung 
erfolgende Festnahme des Verurtheilten: 

2) durch vorsätzliche Verübung eines neuen Ver- 
brechens oder Vergehens, welches eine schwerere als drei- 
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monatliche < iefängn issstrafe nach sich zieht, Thurgau Sf>7: 
durch jede Begehung eines neuen Verbrechens Luzern § b* 
und Obivalt/cM Art. JW: durch Verübung eines neuen 
gleichartigen Verbrechens Zürich tj f>7. .SV. Gallen Art. 47. 
Ziffer 2. letzteres nennt auch Vergehen. 

AuftaUcudcr Weise richtet sich die l'nterbrechung der 
Verjährung hei Geldstrafe und Konfiskation in Waadt 
Art. HO nach den Grundsätzen des Zivilrechts, was sich 
nur durc h eine zivilistische Auffassung der Geldstrafe er- 
klären liisst. 

Von der Unterbrechung an beginnt eine neue Ver- 
jährung, doch rechnet Genf Art. b°< dem Verurtheilten zwei 
Drittel der abgelaufenen Verjährungszeit auf die neu»' 
Verjährung an, welche regelmässig mit dem Tage anheilt, 
an welchem die Vollstreckung aufhörte, so Bund Art. :>;*>. 
Tkurgau S f>t>, Waadt Art. 70 a. E., beziehungsweise von 
dein Tage der Entweichung an Genf Art. b ( .> und von Be- 
gehung des neuen Verbrechens an Luzern i? (>8 und 
Obicalden Art. M, beziehungsweise vom Tage der zuletzt 
verübten strafbaren Handlund an Thurgau § ">7. 

5. Negative Voraussetzungen der Verjährung. 

Die Bestimmung von Schaff hausen $ Hf) : 

Die Verjährung kommt nur Demjenigen zu Statten, welcher 
c. von dem Verbrechen keinen Nutzen mehr bezieht und, inso- 
weit die Beschaffenheit des Verbrechens es zugibt, nach seinen 
Kr.Uftcn und nach seinem Vermögen den verursachten Schaffen 
wieder gut gemacht hat; 
h, während der zur Verjährung bestimmten Zeit kein neues Ver- 
brechen oder Vergehen verübt hat. 
bezieht sich auch auf die Strafvollstreckungsverjährung. 
Ebenso knüpfen die Polizeistrafgesetze von Luzern § .$:> 
und Obwalden Art. 18 die Verjährung der Strafvollstreckung 
an die doppelte Bedingung, dass der Verurtheilte, soweit 
es die Natur des Deliktes zuliess, Wiedererstattung ge 

St„o**, Gruridzflpe -l.-s hchwi i*. Strafrccht». 25» 
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leistet und in der Zwischenzeit kein neues Vergehen be- 
gangen hat. 

6. Wirkung der Verjährung. 

Was die Wirkung der Strafvollstreckungsverjährung 
anbelangt, so tilirt die Verjährung in der Regel Haupt- 
und Xehenstrafen und die daran geknüpften Folgen. Trsstn 
Art. X"> hebt namentlich hervor, dass die Verjährung die 
gesetzliche Bevormundung aufhebt. Hievon bestehen je- 
doch Ausnahmen. Die Verjährung der Freiheitsstrafe hat 
nach Thurgau £ •">♦> nur die Folge, dass der Verurtheilte 
nicht mehr in Haft gesetzt wird, alle übrigen Bestand- 
teile und Folgen des Straferkenntnisses wirken rechts- 
kräftig fort. Ebenso sehliesst die Verjährung der erkannten 
Strafe in Schaphausen i? S4 nur den Vollzug der Strafe aus 
und es bleiben die mit der Strafe gesetzlich oder nach 
richterlichem Ausspruch verbundenen Folgen, insbesondere 
die Fhrenfoliren. bestehen. Nach Luzern ij >'»<» und ObwaUt-n 
Art. 39 sehliesst die Strafverjährung die Rehabilitation 
nicht in sich. Ebenso erstreckt Zürich ij h\\ die Wirkung 
der Strafvollstreckungsverjährung nicht auf die mit der 
Strafe verbundenen Khrenfolgen. 

Waadt Art. *1 anerkennt eine Milderung der Strafe 
bei theilweise abgelaufener Verjährung. 

S 64. Die Begnadigung. 

Literatur. (i/ei«. I>« Be£iiadisrun2swe>#'n in der Schweiz, inklusive das 
Institut der bedingen Fr^iK^mu:. l-M. 

i. Wesen und Zweck der Begnadigung. 

I»ie Aufliebung der Strafe durch Be-nadi-uiiL' sehen 
Bund und KauiMiie v.. r . Pi»* Begnadigung bezweckt Auf 
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hebung einer Strafverfolgung oder einer Strafvollstreckung, 
welche, mag sie nun mit dem Gesetzesbuchstaben im Ein- 
klang stehen oder nicht, die Gerechtigkeit verletzen würde. 
Namentlich wo das Gesetzesrecht nicht Recht, sondern Un- 
recht schaffen würde, rechtfertigt es sich, seine Anwendung 
auf dem Wege der Gnade ausznschliessen. Aber nicht nur 
zur Verwirklichung der Gerechtigkeit, sondern auch im 
Interesse des Gemeinwohls kann Begnadigung eintreten, 
insbesondere wenn die Einleitung oder Weiterfuhrung einer 
Untersuchung und die Beurtheilung einer Strafsache wich- 
tige staatliche Interessen gefährden wurden. Endlich dient 
die Begnadigung dazu, einem Sträfling, der sich während 
des Strafvollzuges wohl verhält, einen Theil seiner Strafe 
in der Voraussetzung zu erlassen, dass der Zweck des 
Strafvollzuges vor der urtheilsmässig bestimmten Zeit er- 
reicht sei oder dass ein weiterer Strafvollzug zwecklos 
oder unmenschlich wäre. 

Diese letztere Zweckbestimmung der Gnade findet sich 
namentlich in Thurgau, Schaff hausen, (Harns, I.uzern, Ob- 
walden, (Iraubünden, Freiburg, Zug, Basel, welche die Be- 
gnadigung ordentlicher Weise erst nach Erstehung eines 
bestimmten Theils der Strafzeit zulassen, sofern sich der 
Sträfling wiihrend derselben gut betragen hat. 

2. Voraussetzungen der Begnadigung. 

Die Begnadigung setzt nach den genannten Gesetz- 
gebungen somit theilweiso Erstehung der Strafe und Wohl- 
verhalten des Sträflings voraus, nur (Jraubhnden und Ob- 
loalden fordern letzteres nicht ausdrucklich. Der zu er- 
stehende Theil der Strafzeit wird von den einzelnen Ge- 
setzen verschieden bestimmt, wie sich aus folgender [ T eber- 

» 

sieht ergibt. 
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Es imiss der Verurthoilte von der Strafzeit erstanden 



Bei 



Thurgau 1 \ 



Luzern 2 ) 



Schaafhausen 3 ) 



Freiburg*) 



Graubünden 5 



Glarus«) 



Zugh 



Basel*) 



Obwalden 9 ) 



zu Zuchthaus oder (Jefangniss 



V« 



zu Zuchthaus, Gefangniss oder Ver- 
bannung 9 /s 

zu einer Strafe von neun oder mehr 

Jahren " s 

zu einer Strafe unter Jahren 4 Jahre 

zu mehr als f> jähriger Zuchthaus- 
strafe oder Verbannung: mein* als 2 3 



7s 



zu längerer Freiheitsstrafe :t j und min- 
destens lVa Jahre 



V» 

zu Trink verhör, Landesverweisung und 

(ie Werbeeinstellung auf unbestimmte 

Zeit: nicht vor :\ Jahren 



') Gesetz "betreffend die Begnadigung, Hehabilitaiion und gerichtliche 
Strafumwaudliing. vom 3<». Mai lstif», S Hc. — *l Gesetz betreffend be- 
dinge Freilassungen und Begnadigungen, vom 1<>. .lanner 1871, l ~i 
18. l^. $ i;> bezieht sieh auf Geldstrafen. — ') § SS. — ♦) Art. SM. — 
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haben : 



Bei Vorbettrafyng 


Bei lebenslänglichem 
Zuchthaus 


sofern die Vorstrafe die polizoigerieht- 




, 


lielie Kompetenz übersehritt . . 






bei zweimaliger Vernrtheilung . . 






bei dreimaliger Verurtheihmg . . 


V* 




bei mehrmaliger Yerurthoilung . . 




i 

Jö Jahre 


. bei zwei- oder mehrmaliger krimi- 




l>0 Jahre 




s / 








IT) Jahre 






15 Jahre 




• 


lf> Jahre 






'20 Jahre 



• s ) (iosetz üb<T die Ausübung des ltagiindigmigsn^hts 5j ä. § n;. 

T ) Osctz nbr-r l)«'diii?t<" FretliHsmiL'. Megnuditrunir und IMiabilitatiou iu 
.Straffiii Irn. vom 27. Curistnionat 1*71. $ H. *) 5j 20. — "> Art. |:i und 
P. St. <_.. Art. 22. 
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Schaphausen und Claras gestatten die Begnadigung 
nur unter diesen Voraussetzungen. Die andern Gesetze 
sehen von diesen Voraussetzungen ausnahmsweise ab, und 
zwar: 

Bei Verurtheilung wegen politischer Vergehen: 7 hur- 
gau Gesetz betreffend die Begnadigung, Rehabilitation und 
gerichtliche Strat'umwandlung, vom :-W). Mai 181W, i? 0. 
Graubünden Gesetz über Ausübung des Begnadigungsrechts 
§ 0. Lusern Gesetz betrettend bedingte Freilassungen und 
Begnadigungen, vom 10. Jänner 1X71. § 24, Zug Gesetz 
über bedingte Freilassung. Begnadigung und Rehabilitation 
g Xa. 

In ausserordentlichen Fallen: Lusern a. a. O. Jj 24, 
Freiburg Art. 98, Zug a. a. O. g Xa, Basel 4J 21. Basel be- 
zeichnet die Fülle als ausserordentliche, in welchen die 
gesetzliche Strafe zu hart erscheint. Ks tritt hier also der 
Gedanke der Milderung eines zu harten, also ungerechten 
Gesetzes deutlich zu Tage. 

In Bezug auf das Verhalten begnügen sich Thurgau 
a.a.O. £ Ob, (Harns § Ii» mit befriedigender Autführung. 
Freiburg Art. fordert überdies, dass der zu Begnadigende 
sich stets arbeitsam erwies und dass er während der Straf- 
zeit nicht mehr als einmal disziplinarisch bestraft worden 
und nicht, entwichen ist. 

Schaffhamen $ XU setzt ein Betragen voraus, welches 
Besserung der ( iemüthsart erwarten lasst. Auch darf der 
zu Begnadigende nicht die Flucht versucht haben. Basel 
S 20 verlangt gutes Betragen und Beweise der Besserung, 
wahrend Zug $ Xb Begnadigung zulässt. wenn der Sträf- 
ling durch seine Autführung Beweise der Besserung ge- 
geben hat. 

Im Gegensatz zu diesen Gesetzen, welche den Ablauf 
eines bestimmten Theiles der Strafzeit erfordern, gestattet 
Zürich Gesetz betreffend die Rechtspflege, vom 2. Dezem- 
ber 1874. Jf 1112. Begnadigung nur innerhalb 8 Wochen 
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\on dem Zeitpunkte an gerechnet, in welchem das Straf- 
urtheil Rechtskraft erlangt. Wer zu lebenslänglichem 
Zuchthaus verurtheilt ist, kann überdies nach Ablauf von 
1;") Jahren jederzeit um Begnadigung einkommen. Die Be- 
gnadigung berücksichtigt also nur in diesem Fall das Er- 
gebniss der Strafvollstreckung. 

3. Der Umfang der Anwendung. 

Mehrere tiesetze lassen die Begnadigung nur in be- 
schränktem Umfange zu. So gestattet Sc/rwyc $ 2f> Be- 
gnadigung nur bei Todesstrafe, Thurgau a. a. 0. § 1 bei 
gemeinen Verbrechen nur. insofern auf eine meTir als 
dreijährige Zuchthaus- x>der Arbeitshausstrafe erkannt 
wurde und der Ycrurtheilte „nicht früher in zwei Malen 
zu Strafen, deren Anwendung ausser der Kompetenz der 
Polizeigerichte liegt, verurtheilt worden ist". Wandt Art. K\ 
bei Zuchthaus über vier .Jahren, bei Gefängniss und bei 
Verweisung über zwei Jahre, sowie bei Entziehung der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit, der väterlichen (iewalt und 
des Kechtes. ein Gewerbe, einen Beruf oder ein bestimmtes 
Geschäft zu betreiben, Zürich a. a. <). # 1110 bei Gefängniss 
nur hi denjenigen Füllen, wo der Richter durch die 
besondern Bestimmungen des Gesetzbuches an ein Straf- 
minimum gebunden war. Tessin Art. 9 des Gesetzes vom 
27. Mai IK.'MJ schliesst die Begnadigung bei Geldstrafe, die 
allein oder in Verbindung mit Verweis erkannt wird, und 
bei detenzione aus. Olnvahicn P. St. G. Art. 22 bei Geld- 
strafe, sofern das Gericht nicht den Bestraften zur Begnadi- 
gung empfiehlt. Endlich untersagen Waadt Art. *4, Frei- 
burg Art. ( J2 und Genf Art. <>f> die Begnadigung eines in con- 
tumaciam Verurtheilten. Genf so lange der Schuldige sieh 
den Behörden nicht gestellt hat. Der Entwurf von Waadt 
lässt aber diese Beschränkung mit der Begründung 1 ! fallen: 

l ) Av:;iit-|in.j.'t de Code penal, S. 9'J. 
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II peut arrivcr qu un liomme abseilt du pays au nioraent de 
sa eondaranation, pe trouve dans de telles conditions qu'une de- 
mande en gräce soit justiiiee, et il est bon quo le Oraud Conseil 
puisse etre libre de laccorder. 

Freiburg lässt in dem Gesetz vom 27. August l*«7f> 
Art. :-W jedem Sträfling, der sich keine Disziplinarstrafe 
zugezogen hat, den zehnten Theil seiner Strafe nach. 
Der Sträfling:, welcher im Anfang der Strafzeit schwere 
Fehler begangen, diese aber durch ein gutes betragen 
wieder gut gemacht hat, sowie der Sträfling, welcher sich 
nur leicht verfehlte, können einen geringem Xachlass 
erhalten. 

4. Der Zeitpunkt der Begnadigung. Amnestie und 

Begnadigung. 

Der Natur der Sache nach kann die Begnadigung nicht 
nur nach dem Hrtheile, sondern auch vor dem l T rtheile 
stattfinden. Die Niederschlagung einer eingeleiteten oder 
noch nicht eingeleiteten rntersuchung wird Abolition 
genannt, im Gegensatz zu der Begnadigung im engern 
Sinn, die nach dem Urtheil eintritt. Der Unterschied be- 
zieht sich also auf den Zeitpunkt, in welchem die 
Begnadigung erfolgt. Dagegen wird unter Amnestie die 
Begnadigung einer grössern Anzahl von Personen verstan- 
den, im Gegensatz zu der Begnadigung Einzelner. Da nun 
aber die Abolition in den schweizerischen Gesetzen regel- 
mässig nur im Falle der Amnestie zulässig ist und die 
Amnestie meistens bei politischen Verbrechen Anwendung 
findet, so ist es erklärlich, dass Begnadigung im engem 
Sinne und Amnestie als die zwei Arten der Begnadigung 
einander gegenüber gestellt werden, wie es namentlich 
bei /// inner- M>,nl 'i geschieht. 

) >:-Mo,r!. Ihml!» 1. Ii .ks s* huvj/cn*. Iwn Iii «l— f;iat>. «vii 

II. Ii.!.. Ii. Abtin-ilimir. 2 Aull. U.i-ci 1**7, -•«•it.- 7*. 
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-Kino Begnadigung", lehrt Mu wer- Morel, „setzt immer 
voraus, das» ein Gericht auf eine Strafe erkannt habe, 
deren Nachlas» oder Umwandlung verlangt wird; sie unter- 
scheidet sich dadurch von der Amnestie, welche gegen- 
üher politischen Vergehen von der souveränen Behörde 
eines Staates, in der Eidgenossenschaft von der Bundes- 
versammlung aus allgemeinen Gründen des Staatswohles 
ortheilt werden kann, ehe ein Urtheilssprueh vorliegt und 
selbst ohne das» die Schuld des Einzelnen näher unter- 
sucht wird." 

Dieser Sprachgebrauch ist aber doch nicht ganz korrekt 
und auch sachlich insofern irreführend, als eine Amnestie, 
also die Begnadigung einer ganzen Kategorie von Ver- 
brechern, auch nach dem Urtheile statthaft ist. 

Nur wenige Gesetze sehen eine Begnadigimg vor dem 
Urtheile vor, und diese namentlich bei politischen Delik- 
ten. Graubunden Gesetz Uber Ausübung des Begnadigungs- 
rechts, von 18(>0, 4? 14 ermächtigt den Grossen Rath, die 
Untersuchung und Beurtheilung staatsgefährlicher und po- 
litischer Verbrechen durch völlige oder theil weise, be- 
dingte oder unbedingte Amnestie niederzuschlagen oder 
aufzuheben, wenn dieselbe wegen allzugrosser Aufregung 
und Ausdehnung sich als zu schwierig oder gar als un- 
thunlich herausstellen würde. 

Lnzi-rn § HH gestattet dem Grossen Rath, in ausser- 
ordentlichen Fällen, bevor eine Untersuchung an- 
gehoben ist. mit oder ohne Ausschluss einzelner Betei- 
ligter, Vergessenheit i Amnestie auszusprechen, oder wenn 
die Untersuchung bereits begonnen hat oder zu Ende ge- 
führt ist, vor der Beurtheilung Niederschlagung Abolition ) 
des Prozesses zu besehliessen. I.uzern versteht somit unter 
Amnestie namentlich die Niederschlagung einer noch nicht 
angehobenen Untersuchung. In solchen ausserordentlichen 
Fällen kann der Grosse Ralli auch von sich aus eine bereits 
verhängte Strafe aufheben oder nachladen, also auch i.a< Ii 
dem Urtheil Amnestie ertheiien. 
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Bezug auf welche Begnadigung auch vor dem Urtheile 
stattfinden kann. 

5. Wirkung der Begnadigung. 

Die Wirkung der Begnadigung ist eine unbedingte. 
Amnestie und Begnadigung dürfen nicht ausgesc hlagen 
werden, da sie im öffentlichen Interesse und nicht zugunsten 
des Bestraften erfolgen. Bern Strafverfahren Art. öf>4. Da- 
gegen gestatten Bern Art. f><>4 und Zug a. a. <>. £ 12 dem 
Begnadigten, die .Strafumwandlung auszuschlagen. 

Die Begnadigung, welche vor dem Krtheil eintritt, 
sehliesst die Strafverfolgung aus. 

Die nach dem l'rrheil eintretende Begnadigung hebt 
die Strafe ganz oder t heil weise auf oder wandelt sie in 
eine milden» Strafe um, so Wandt Art. 83, Graubunden 
a. a. O. $ 11, Wallis Code de procedurc pönale Art. 427. 
Luzem § *7. Freiburg Art. Hl, Zürich Gesetz betretfend 
die Rechtspflege, vom 2. Dezember 1874, i? 1110. Gent 
Art. r>f>. Zug Gesotz über bedingte Freilassung. Begnadi- 
gung und Rehabilitation in Straffallen, vom 27. Christ 
monat 1HTX. £ 12. St. Gallen Gesotz Uber den Kriminal- 
prozess, vom 31. Marz 180f>. Art. 212. Nur die Aufhebung 
der Strafe erwähnen Bund Bundesgesetz über die Bundes- 
strafrechtspflege, vom 27. August 18.M, Art. 174 und Schaff- 
hausen § *7. Obzvalden Art. 4*5 und Appenzell A.-Rh. s, 2.5 
gestatten nur theilw eisen Krlass der Strafe, und zwar 
Obwalden bis auf die Hülfte. doch lassen sie bei politi- 
schen Vergehen vollständigen Krlass zu. Wahrend in 
Schaff hausen 5$ 87 und .SV. Gallen Art. 213 die Begnadigung 
den Verlust der bürgerlichen Khre nicht aufhebt, kann 
sie sich in Zürich a. a. < >. § 1113 auch auf die Einstellung 
im Aktiv bürgerreeht erstrecken. Wallis Code de proee- 
dure pönale Art. 420 gibt dem Begnadigten die Verfügungs- 
gewalt über seine Güter, sowie das Recht, zu erben und 
zu erwerben wieder und übeiiasst es der Begnadigung* 
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behörde, die Wirkungen der Begnadigung im Uebrigen zu 
l)estimmen. 

Dem zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe Verurtheil- 
ten. welcher begnadigt wird, bleibt das Aktiybtlrgerrec.hr 
in Basti § 20 während 10 Jahren nach der Begnadigung 
entzogen. 

Die zivilrechtlichen Folgen berührt die Begnadigung 
nicht, Bund Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
Art. 174. Wallis Code de procedura pönale Art. 428, Schaff - 
hausen S <H7, Bern Strafverfahren Art. f>(>f>, Freiburg Art. 91, 
Olnvaldat Art. 4:>, Appenzell A.-Rh. § 'J'.\, Solotlturn Straf- 
prozessordnung Art. 4.">3. St. Gallen Art. 21 In Tessin 
Art. Hl bleibt die Begnadigung ohne Wirkung auf die 
Konfiskation, die Kosten, auf den bezahlten Theil der 
(Geldstrafe und auf die Entschädigung. Amnestie berech- 
tigt nicht zu einer Rückforderung der bezahlten Geldstrafen 
und der eingezogenen Gegenstände. Die Kosten nimmt 
auch Bern Strafverfahren Art. ."><;.*> ausdrücklich von der 
Begnadigung aus. 

Dagegen wird auf den Antheil, den Dritte an der 
t_ieldbus.se haben • Verleiderlohn ). von Bern Strafverfahren 
Art. "><>.">. Solothum Strafprozessordnung § 4f>;> mit Recht 
nicht Rücksicht genommen. 



reher die Begnadigung entscheidet in Biuidesstraf- 
sacheu die B u n d psvers a m m 1 u n g 

') lud zwar die vereinigte Bundesversammlung, während über die 
Amnestie die Iläthe gesondert berathen und entscheiden. Nach Art. 85, 
Zitier 7, di r Bundesverfassung füllen ^Amnestie und Begnadigung" in den 
<u'#ehaftskreU der Bundesversammlung. Die Hathe vereinigen sich zu ge- 
meinsamer Verhandlung u. A. „hei Ausübung des Begnadigungsrechtes* 
(Bundesverfassung Art. 92). Die Amnestie wird in Art. 92 nicht genannt. 
Allein da* Begnadigungsrecht uinfasst auch die Amnestie und es erscheint 
dabei die Auslegung, welche die Bundesversammlung dieser Verfa>sungs- 
bestinmnmg gegeben bat. als eine zu Inn hst.iblicbe. Doch scheint sie 
Ulumrr Morel ü. a. <>. Seite 79 zu billigen. 



6. Die Begnadigungsbehörde. 
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Als Bundesstrafsachon gelten die von einem Bundes 
gesotze mit Strafe bedrohten Handlungen, gleichviel, ob 
die Beurtheilung durch kantonale oder eidgenössische Be- 
richte stattfindet. Art. 74 des Hundesgesetzes über das 
Bundesstrafrecht behalt der Bundesversammlung ausdrück- 
lich das Begnadigungsrecht vor hinsichtlich der Verbrechen, 
welche in diesem Gesetze vorgesehen sind, auch wenn sie 
zur Untersuchung und Beurtheilung an die Kantonalbehör- 
den gewiesen werden. Mit Recht findet aber dieser Vor- 
behalt auf alle Bundesstrafsachen Anwendung. Denn dem 
Staat, welchem die Strafgesetzgebungsgewalt zusteht, liegt 
der strafrechtliche Interessenschutz zunächst ob. Seine 
Organe sollen daher auch entscheiden, ob die hiefür auf- 
gestellte Norm im einzelnen Fall eine Ausnahme erleiden 
soll. Dieser Staat ist aber für Bundesdelikte der Bund, 
und es tritt dies für das Bundesstrafrecht um so deutlicher 
zu Tage, als dasselbe sich gegenwartig auf den Schutz der 
Bundesinteressen beschrankt. 

In den Kantonen stellt das Begnadigungsrecht meist 
dem Grossen Rat he oder Kantonsrathe zu: in Basel 
§ '20 und Schaffliausen £ <H) nur für ausserordentliche Falle, 
wahrend in der Regel der Kleine Rath oder Regierungs- 
rath entscheidet. Eine Thcilung der Begnadigungsgewalt 
begründen Rem Staatsverfassung 4? 27 und Strafverfahren 
Art. f>G2. Solotlutrn Strafprozessordnung 4"»4 und 4Y>, 
St. Gallen Art. 49 und T>0 und Genf Loi du V2 juin 1 87.*» 
Art. 1. 2 und 3, und Art. '.). welche neben dem Grossen 
Rath auch dem Regierungsrath, Genf einer besondern Be- 
gnadigungskonnnission die Befugnisse einer Begnadigungs- 
behörde ortheilen. 

Rem Staatsverfassung Art. '21 und Dekret des Grossen 
Rathes vom September 18f>0 ermächtigt den Regie- 
rungsrath, in peinlichen Fallen einen Zwölftel, in den 
übrigen Fallen einen Viertheil der Strafe zu erlassen. 
Solotlutrn Strafprozessordnung § 4f>f> den letzten Viertheil 
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der Strafe bei Vergehen, sowie Geldstrafen und Gerichts- 
kosten. In Sf. Gallen Art. 50 ist der Regierungsrath befugt, 
korrektioneile Strafen auf dem Wege der Begnadigung bis 
auf die Hälfte nachzulassen. Die Begnadigungskommission 
von Genf entscheidet, wenn die erkannte Strafe nicht höher 
ist als zwei Jahre Golangniss und öOO Franken Busse, 
alternativ oder kumulativ und nicht höher als vier Jahre 
Verweisung. 

fttW/gibt dem Regierungsrath, Tesstn Legge 27 Maggio 
ls:i*> Art. 4 dem Regierungsrath und dem < )hergericht das 
Hecht, Begnadigungsgesuche von sich aus abzulehnen, doch 
fordert Zessin, dass der Bcschluss von beiden Behörden 
einstimmig gefasst worden ist. 

S 65. Die Rehabilitation. 

Nach dem Vorgange des französischen Gesetzbuches 
von 1 Till und des helvetischen Gesetzbuches Art. .">(>— dl 
fand die Rehabilitation oder Restitution in alle schweize- 
rische Strafgesetzbücher Aufnahme: einzig Solothurn kennt 
sie nicht. Die Wiedereinsetzung des Verurtheilten in die 
bürgerlichen Rechte bildet eine nothwendige und wichtige 
Ergänzung der Begnadigung. Die Rehabilitation setzt 
voraus: 

1 » Gute Aufführung des Verurtheilten seit Erstehung 
der Strafe. Aargau Gesetz über Rehabilitation peinlich 
Verurtheilter vom lf>. Marz 18f>4 $ 3 c und Zug Gesetz 
über bedingte Freilassung, Begnadigung und Rehabilitation 
in Strartallen vom 27. Christmonat 1871 S 14 b verlangen 
auch Beweise der Besserung, Appenzell A.-Rh. $ 24, dass 
sich der Verurtheilto seit Erstehung der Strafe keines 
neuen Vergehens oder Verbrechens schuldig gemacht habe. 
Waadt Art. 87 und Freiburg Art. 8K a untersagen dem 
Richter ausdrücklich, über das Verhalten des Verurtheilten 
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vor der Yerurtheilun^ Nachforschungen anzustellen. Da- 
iro]i<Mi schliessen mehrere (iosetzo die Wiedereinsetzung 
Vorbestrafter aus, so Thurgau (iesetz betreffend die Ho- 
^nadigunjr, Rehabilitation und gerichtliche Strafumwand- 
hinjr vom :»0. Mai lKtiü i? l.'ib, wenn der Yerurtheilte nielir 
als ein Mal kriminell verurtheilt worden ist oder er vor 
der kriminellen Beurtheilunj; eine korrektionoll -pTicht- 
liehe Strafe erlitten hat. Aargau (iesetz über Rehabili- 
tation peinlieh V'erurtheilter vom l.*>. Miirz 1K">4 t? :\h und 
Berti Strafverfahren Art. f>bl>, wenn er früher peinlich, 
bezw. zu einer entehrenden Strafe, verurtheilt worden 
war, Wallis Code de proeödure pönale Art. 43t» und Genf 
Code dlnstruction pönale Art. Mb bei Rückfall. 

'2> Ablauf einer bestimmten Zeit seit Erstehung der 
Strafe, auf welche erkannt wurde oder in welche umge- 
wandelt worden, oder seit der Befund i^uuir. 

Diese Zeit bestimmen auf 
2 Jahre: Thurgau a.a.O. $? l.Ja. St. Gallen (iesetz über den 

Kriminalprozess Art. 21">. 
.'» Jahre: Bund Bundes^esetz üb<*r die Bundesstrafrechts- 
pflege Art. 177, Aargau a. a. ( ). ?? ;la, Wallis Code de 
proeödure pönale Art. 4.'U, Basel $ l'l. Tessin Codice 
di procedura pönale Art. '1V2. /.ug a.a.O. S 14a. 
4 Jahre: Schaff hausen § 8b. 

f> Jahre: l.uzern § *."> bei Körperverletzung auf .> Jahre-, 
Genf Code d lnstruction pönale Art. ">17, Neuenbürg 
Code de proeödure pönale Alt. 4">0 (bei Rückfall auf 
10 Jahre . Glarus 4j 17 «bei mehr als f »jähriger Strafe 
auf 10 Jahre). 

Luzern ?? und St. Gallen (iesetz über den Kriminal- 
prozess Art. L»i:> binden die Rehabilitation bei politischen 
Delikten an keine Frist. Neuenbürg Code de proeödure 
pönale Art. 401 liisst die Rehabilitation bei Verurtheilimir 
weiren betrügerischen Bankerotts unbedingt zu, wenn der 
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Bankbrüchige den Nachweis erbringt, dass er bei den Zivil- 
gerichten seine Rehabilitation anbegohron kann sil pfrut 
justitier quil est en mesure de deinander aux tribunaux 
eivils sa röhabilitation}. Schaphausen § 80 lässt Rehabili- 
tation auch zu, wenn die Hauptstrafo verjährt ist. In die- 
sem Fall beginnt die Frist uaeh Ablauf der Verjährungs- 
zeit. Waadt Art. 88 und Freiburg Art. 87 gestatten clie Re- 
habilitation nach Ablauf der Hälfte der Strafzeit. Es darf 
jedoch Wiedereinsetzung nicht vor Ablauf von 2 Jahren 
stattfinden ; nach ö Jahren ist sie jedenfalls zulässig. 

Zürich Gesetz über die Rechtspflege ij 1127 lässt Re- 
habilitation bei Verurtheilung zu Entziehung des Aktiv- 
hürgorreehts, Amts- und Dienstentsetzung, Entziehung des 
Kreuts einen bestimmten Beruf oder ein Gewerbe zu be- 
treiben nach Ablauf von 2 Jahren zu, sofern dieselben 
zugleich wenigstens die Hälfte der im Urtheil festgesetzten 
Entzugszeit betragen, bei lebenslänglichem Entzug nach 
Ablauf von 10 Jahren, Schwyz ij 2'.\. wenn seit der Ehren- 
entsetzung drei Viertheile der diesfalls festgesetzten Dauer 
oder bei Zuchthausstrafe seit der Entlassung aus der Straf- 
anstalt 2 Jahre verflossen sind. Obwa/den Art. 44, Ziffer 4, 
fordert, dass seit der Ehrenentsetzung oder Ehreneinstel- 
lung zwei Drittel der diesfalls festgesetzten Dauer vorüber 
sind. Wurde Ehrenverlust auf Lebenszeit ausgesprochen, 
so kann Wiedereinsetzung erst iL' Jahre nach der Ver- 
urtheilung und 5 Jahre nach Vollendung der Zuchthaus- 
strafe stattfinden (T\ St. G. Art. 22 . Hern Strafverfahren 
Art. f>f>7 knüpft die Wiedereinsetzung mit Recht an keine 
Frist. Das Gesuch um Wiedereinsetzung kann sogleich 
mich der Strafüborstehung oder der Begnadigung gestellt 
werden. 

Ein abgewiesenes Rohabilitationsgesuch darf nach den 
meisten Gesetzen erst nach Ablauf einer längern Frist er- 
neuert werden, die Hund, Aargau, Obwalden, Hern, Zessin, 
den/, Zug auf 2 Jahre festsetzen. 
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Schzvyz und Freiburg begnügen sich mit 1 Jahr, Wallis 
fordert 3 Jahre. Neuenbürg und St. Hallen 5 Jahre. 

IT« Der Verurtheilte muss Kosten und Sehaden ersetzt 
haben: Luzern § Höo. />W/ § 22, naeh Ofnvalden Art. 44. 
Ziffer 3, Freiburg Art. HK1>. e. nach Sr/z^/r § 23 b auch die 
Geldbusse bezahlt haben, in Freiburg bei solidarischer 
Haftung mit andern in der Regel die ganze Geldstrafe 
und nicht bloss den ihm auffallenden Theil. Doch berück- 
sichtigt Sehwyz unverschuldete» Armuth, welche die voll- 
ständige Tilgung unmöglich macht, und Obivalden besteht 
bei notorischer Armuth des Verurt heilten nicht auf He 
Zahlung der Prozesskosten und der Geldstrafe. 

Tn Freiburg Art. 90 tritt Rehabilitation nach 20 Jahren 
von Erstehung der Strafe an gerechnet von Rechts wegen 
ein, ausgenommen bei Mord. Brandstiftung und in schweren 
Fallen von Raub. 

Infolge der Rehabilitation erlangt der Verurtheilte 
die Rechte wieder, welche ihm entzogen worden sind, und 
die Unfähigkeit, welche aus der Entziehung der Ehren- 
fähigkeit entstand, wird aufgehoben, insbesondere auch die 
Unfähigkeit, die väterliche Gewalt auszuüben, einen be- 
stimmten Beruf oder ein bestimmtes Gewerbe oder Geschüft 
zu betreiben. Bund Bundesgesetz über die Bundesstraf- 
rechtspflege Art. 17."s Waadt Art. X6. Die Fähigkeit, ein 
öffentliches Amt zu bekleiden, erlangt der Verurtheilte 
nach Rund a. a. O. Art. 17f> und J essin Codice (Ii procedura 
pönale Art. 210 durch Rehabilitation wieder; dagegen be- 
stimmt in St. Gallen Gesetz über den Kriminalprozess 
Art. 210 der Grosse Rath auf Antrag des Regierungsrathes 
hinsichtlich der Wählbarkeit in Behörden und Beamtungen, 
ob er überhaupt und ob er für bestimmte oder unbestimmte 
Zeit von derselben auszuschliessen sei. 

reber die Rehabilitation entscheidet der Grosse Rath 
in Thurgau a. a. O. S 12, Aargau a. a. ( >. § 1, Wallis Code 
de proc.edu re pönale Art. 432. Sehaffhausen § 86, Glarus 

Sio»»*, tirnn.ltMKc Ues Schweiz. Strafrerlm. 30 
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§ 17 (Landrath), St. Gallen Art. 49; der kleine Rath in 
Basel § 22; das Obergericht in Luzem § 86. Olnvalden 
Art. 44, Freiburg Art. 89, Zürich Gesetz (Iber die Rechts- 
pflege g 1KM). Zug a. a. 0. 4? 14, Appenzell A.- Rh. § 24, 
Schivyz § 23: der Kassationshof in Bund a. a. O. Art. 179. 
Waadt Code de procedure pönale Art. f>7ö. Neuenburg Loi 
do procedure pönale Art. 239, ät// Strafverfahren Art. 568, 
7Vtti« Codice di procedura penale Art, 214; la Cour de 
justice in Genf Code d'Instruction penale Art. 520; das 
urtheilende Gericht in Graubünden § 17. 

Es steht also die Entscheidung über die Rehabilitation 
überwiegend einer gerichtlichen Behörde zu. 

§ 66. Thätige Reue, Ersatz und andere Straf- 
aufhebungsgründe. 

Syntenatüche Zusammenstellung Seite 271 und 272 •). 

Die Gesetze kennen ausser Verjährung und Begnadi- 
gung noch einige weitere Fülle, bei denen die Strafbarkeit 
der Handlung mit Rücksicht auf eine nachfolgende That- 
sache aufgehoben wird oder doch aufgehoben werden kann. 

Solche strafaufhebende Thatsaehcn sind: 

1) Die thatige Reue. Der Thftter kann nach Grau- 
bünden $ 50, Ziffer 8. ausnahmsweise straflos gelassen 

') In seiner Besprechung der systematischen Zusammenstellung (Archiv 
für Strafrecht, Neununddreissigster Jahrgang, 181)1, Seite !>8) erklärt 
Reiehsgerichturath Mcves, der gewählten Ordnung nicht überall beitreten zu 
können, „wie z K. der Einrangirung von Strufminderungsgründeu in die Straf- 
ausset/.ungsgründe". Ea liegt hier aber ein Missverstandniss vor. Mehrere 
der abgedruckten Stellen enthalten Strafmilderung*- und Strafaufhebungs- 
gründe. Daher wurden diese Stellen sowohl bei den Strafmildertmgsgründen 
als bei den Strafaufhebungsgründen cingeordaet. Kine Stelle, welche nur 
Stiafmilderungsgrüude anführt, wird auf Seite 271 und 272 nicht mitgetheilt. 
Es wurde aber schon in der systematische!) Zusammenstellung ein Zweifei 
darüber geäussert, ob überall lichte Strafaufhebungsgründe vorliegen, und 
dabei auf die hier folgende Ausführung verwiesen. 
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werden, wenn er. ohne zu wissen, dass er des Verbrechens 
verdächtigt wird, aus freiem Antrieb die Folgen seiner 
That zu verhindern sich bestrebt hat. 

2) Ersatz und Wiedererstattung. Graubünden 4j 50, 
Ziffer «, gestattet ausnahmsweise Straflosigkeit, wenn der 
Thater. ohne zu wissen, dass er des Verbrechens ver- 
dächtigt wird, aus freiem Antrieb den verursachten Schaden 
zu vergüten sich bestrebt hat. 

Nach Zug $ 33 kann bei Vermögensdelikten dem 
Thater, der den Schaden vor dem Einschreiten der Be- 
hörden ohne rechtswidrige Benac htheiligung eines Dritten 
aus freien Stücken wieder gut gemacht hat, die verwirkte 
Strafe nachgelassen werden. 

Ist infolge einer Polizeiübertretung Schadenersatz zu 
leisten, so kann nach dem Polizeistrafgesetz von Rasel- 
Stadt $ in von Strafe abgesehen werdeli . wenn der 
Schadenersatz bedeutend oder wenn die Verschuldung 
gering ist. Es wird in dieser Bestimmung die Straffunktion 
der Schadenersatzleistung gesetzlich anerkannt. Der Schul- 
dige, welcher den Schaden vergütet, empfindet die Ein- 
busse, die er infolge dessen erleidet, als Strafe: wenn dieses 
Quasi-Strafleiden dem gesetzlich angedrohten achten Straf- 
leidcn gleichkommt, so wird eine Bestrafung entbehrlich. 
Strafaufhebend wirkt der Natur der Sache nach nicht die 
Schadenersatzpflicht, sondern die Erfüllung derselben. 

Neuenburg 1891 Art. Hb" sieht von der Bestrafung be- 
stimmter Vermögensdelikte 1 " ab. wenn der Thater mit 
Einwilligung des Verletzten sofort vollständige "Wieder- 
erstattung geleistet hat oder wenn er den Schaden sofort 



') „Le vol. s'il n'a pas et*' commis aver l'une des eiriuiistaiues stggru- 
vaiites eiiumerres a I'artule 3(52. 5j§ 2°, ti'\ 8" et 10°, Tabus de eonhanee, 
IVscrocquerie, lo reeel d'nbjets soiistr«its. lorsqu'il uen est p;.s tuit metier, 
le doraniHge porte ä des clntses niobilieres ou a des propiiete> publique* 
ou privees. wauf le cas nn il en sentit resulte im «langer public. . . 
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vollständig vergütet hat. bevor die gerichtliche Polizei oder 
die Staatsanwaltschaft mit der Sache befasst worden sind. 
Doch findet die Bestimmung auf Rückfallige nicht An- 
wendung. 

3'i Selbstanzeige. Graubünden $ 50, Ziffer 9. stellt es 
dem richterlichen Ermessen anheim, den Thäter ausnahms- 
weise straflos zu lassen, der sich selbst anzeigte, obwohl 
er leicht hätte entfliehen oder unentdeckt bleiben können. 

4; Die sogenannte Retorsion. Neuenbürg 1891 Art. 87 
bestimmt: 

Lorgqu'il a ete riposte sur-le-champ ä une injure ou a des voies 
de fait pur une autre injure ou par d'autres voies de fait n'ayant 
pas entraine une des consequences prevues aus articleß 316 et 317, 
le juge peut transformer l'emprisonnement en prisou civile ou en 
amende, et meme liberer les accuses ou Tun d'eux, s'il n'y a pas 
eu de lesion grave. 

Diese Vorschrift entstammt ihrem Wesen nach dem 
deutschen Rcichsstratrecht yj£ HM) und Dass dem An- 

gegriffenen, welcher «'ine Beleidigung oder eine Thütlieh- 
keit sofort erwidert, mit Rücksicht auf die vorausgegangene 
Reizung eine mildere oder gar keine Strafe auferlegt wird, 
rechtfertigt sich durch die geringere Verschuldung. Die 
Provokation wirkt schuldmindernd oder schuldaussehlies- 
send. Dagegen kann die dein Angreifer nach Umständen 
zugestandene Strafmilderung oder Straflosigkeit nur aus 
der Erwägung erklärt werden, dass die Erwiderung des 
Angegriffenen ähnlich wie die Strafe wirke und daher 
das Bedürfniss einer Bestrafung ganz oder theilweise weg- 
falle. 

f> II o h e s -A 1 1 e r. Waadt Art. 18 und Neuenbürg 181)1 
Art. 21 schreiben dem Greisenalter strafaufhebendeWirkung 
zu. Sie entlassen den Sträfling aus dein Zuchthaus oder aus 
dem(iefängniss, wenn er das 80. Altersjahr erreicht, voraus- 
gesetzt, dass er wenigstens 5 .Jahre f Waadt). beziehungsweise 
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einen Drittthcil (Neuenbürg) der Strafzeit erstanden hat. Die 
Freilassung tritt auf Gesuch des Sträflings durch Gerichts- 
beschluss ein. In der That schwindet das Bedürfniss einer 
Bestrafung gegenüber einem hülflosen Greis. 

6i Verzeihung des Verletzten. Die Verzeihung des 
Verletzten hebt die Strafverfolgung nach Tessin Art. 79 auf. 
sie bleibt aber wirkungslos, wenn sie der Beschuldigte 
aussehlägt. 

Die Verzeihung der verletzten Partei hebt in den vom 
Gesetze genannten Fällen die erkannte Strafe auf. 

Thätige Reue. Ersatz und Wiedererstattung. Selbst- 
anzeige und Retorsion haben das Gemeinsame, dass der 
Richter auf Strafmilderung oder Straflosigkeit erkennen 
kann 1 '. Die Straflosigkeit ist dem Richter also zur Wahl 
und in sein Ermessen gestellt, sie wird alternativ und 
f a k u 1 1 a t i v zugelassen. 

Da die .strafaufhebende Thatsaehe zeitlich und sach- 
lich mit der Handlung in engem Zusammenhange stellt, 
so liegt es nahe, die Handlung des Thäters und die nach- 
folgende Thatsaehe zu einem einheitlichen Thatbestande 
zusammenzufassen und die Straflosigkeit als den Absehluss 
einer Strafmilderung anzusehen. Zu solcher Auflassung 
fordert die Fassung Graubiindena geradezu auf. Allein bis 
zu dem Eintritt der strafaufhebenden Thatsaehe erscheint 
die Handlung doch unbedingt strafbar. Die Strafe ist. wie 
Zug sich ausdrückt, verwirkt 1 !, daher wird sie durch die 
nachfolgende Thatsaehe wirklich aufgehoben. Dass die 
Aufhebung dem Richter nicht vorgeschrieben, sondern ge- 

') Obligatorisch ist sie für Ersatz und Wiedererstattung jedoch mu h 
\eucnhurg 1SÜ!. 

*) In der amtlichen Ausgabe steht freilich erwirkt. 
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stattet wird, sehliesst die Annahme eines Strafaufhebungs- 
grundes nicht aus 1 ). 

') Nach der Meinung von Krotu-t-ker, I»ie Ketoraion bei Beleidigungen 
und Körperverletzungen, (ierichtss;ial Hd. 41, Stuttgart 1B89, Seite 102 ff., 
insbesondere Seit«» 2<m> und 201, druckt der Ausdruck fakultativer Straf- 
ausschließungsgrund sachlich das Richtige aus, ist aber nach seinem Wort- 
laute eine contradhtio in adjecto. Einen Urund fftr diese Ansicht gibt 
jedoch Krunecker nicht an. 
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